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Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 1.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der
Ein und Funfzigste, Stammes Aeltester,
Wir Heinrich der Vier und Funfzigste,
und Wir Heinrich der Zwey und Sech-

zigste, allesamt der Jüngern Linie

regierende Fursten Reuß,
Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiß,

Crannichfeld, Gera, Schleictz und Lobenstein 2c.

thun hiermit kund und zu wissen, daß Wir zuun Zweck der schnellern und
allgemeinern Bekanntmachung und der sicherern Aufbewahrung aller künfeig fur
Unsere kande ergehenden gesetzlichen Vorschriften Folgendes zu verordnen Uns
bewogen gesunden haben:
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8. 1.
Die Brkanntmachung aller fur Unsere Lande allgemein verbindlichen Ge.

setze geschieht kunftig allein durch den Druck unter Oberleitung Unserer ge-
meinschaftlichen Regierung und es fällt dagegen alle besondere und unmittelbare
Puvlicalion völlig weg.

S. 2.

Dar Abrruck aller neuen Gesece erfolge in einerlen Quartsormat mit ge-
genwärtiget Verordung und in einzelnen Stücken, welche die Ueberschrife:
Gesetzsammlurg fü#r die Fürstlich Reußischen Cande Jüngerer Einie, auch eint
fortlaufende Rummer fuhren.

d. 3.
Wenn der Abdruck eines neuen Gesehes vollendet ist, soll sosches, und

daß das erschienene Stuck der Gesetsammlung in den Amtsexpedstionen abzu-
holen seyn, von den Memtern durch die Zeitungen und Intelligenzblätter in
Gera, Schleiz und Lobensteim bekannt gemacht und das Geseh dadurch späte.
stens vom Anfang des öten Tages nach dem Datiun des augegebenen öfsent-
lichen Blattes an jedem Orte für promulgirt geachtet, michim als eine alle
Unsern Beamten und Unterthanen verbindende Norm belrachle: werden.

i
Zur Halkung der Gesehlammlung und sedesmasigen #bsorderung der ein-

zelnen Stucke sind insbesondere verpflichtet:
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1 alle Unsere offenclichen Behorden auf Kosten der ihnen untergebenen
Kassen;

2) alle Unsere Rathe, Cameral- und Forstbeamten;
3) alle Superintendenten und Inspectoren;
4) alle Pfarrer auf Kosten der Kirchenararien:;
) alle Stadträthe;
0 alle Patrimonialgerichte;
7) alle Gemeinden;

Die Gemeindevorsteher sind für die sosortige Bekanntmachung an die Gemein-
deglieder und demnächst für die vonständige Sammlung und Aufbewahrung der
einzelnen Gesetze verantworklich, und verbunden, die durch ihre Unachtsamkeit
etwn verlohren gehenden Sccke aus eigenen Mitteln wieder anzuschaffen.

*

Das Erscheinen der einzelnen Stücke ist an keine Zeit oder Jahres= Ab-
schnitte gebunden. Sechzehn bis Achtzehn Bogen bilden einen Band, wofür
dem gemeinschaftlichen Rentamte in Gera, dem der Debit der Gesesumm-
lung übertragen ist, Sechzehn Groschen Conventionsmunze gegen Pränumera-
tionéschein von sedem, zu deren Haltung Verpflichteten, voraus zu bezah-
len sind. "

# 6.

Gegen die besfumnte Promuneration von 16 Gr. Convemionsmunze soll

auch den zur Haltung der Gesetzsammlung uscht verpflichteten Personen auf
(Verlangen ein Exemplar eines Bandes verabfolgt werden.
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9. 7.
Wegen gleichmasiger Bekanntmachung und Sammlung der in jeder Lan-

detabtheilung ergehenden Soecialgesebe werden jeden Orts besondere Elmichtun-
gen getroffen und gemeinkundig gemacht werden.

Gegeben Schloß Ebersdorf, Schloß Lobenstein und Schloß Schleiz,
den igtenDecember 1821.

(L.sS.) Heinrich der 51* Jungerer Linie und des
ganzen Stammes Aeltester Furst Reuß.

(L. S.) Heinrich der 54* J. L. Furst Reuß.
(I. S.) Heinrich der O27 J. L. Fürst Reuß.



Gesetzsammlung
fur die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 2.

(No. 2.) Verordnung wegen der mit der Fürstt. Reglerung dlterer binie Reuß von

Plauen verabredeten Uebereinkunst im Betreff der gegenseitigen Uebernahme
der Ausgewiesenen und Vagabunden. Vom 4ten September 1822.

Nachdem die Fürstl. Reuh- Pl. gemeinschaftliche Regierung der süngeren Cinie
mit der Fürstl. Reuß= Pl. Regierung der älteren Linie zu Feftstellung der, bey
Uebernahme der Vagabunden und anderer Ausgewiesenen, gegenseirig zu beselgen-
den Grundsätze übereingekommen ist, daß, statt einer besondern Convention,
dieserhalb lediglich der Inhalt der, gegenwärtiger Verordnung nachfolgend beyge-
fügten, mit No. k. bezeichneten, zwischen den Kronen Preußen und Sachsen un-
term sten Februar rg0. über denselben Gegenstand abgeschlossenen llederein=
kunft, welche von gedachten beiden Kronen und dem Fürstlich Reußischen Ge-
siunthause auch schon als verkragsmäsige Norm gegenseitig zugesschert werden,
Fleichsfalls zwwischen den beyderseitigen Landen als gegenseitig verbindlich anerkannt
werden soll, und nachdem dieserhalb die Erklärungen der bepderseitigen Regierun-
geu gegen einander ausSgewechselt worden sind; so wird selches, und daß diese
Uebereinkunft sogleich in Krast und Eirksamkeit trikt, zur Nachachlung sür
sämtliche Behörden und Unterthanen in Gemäsheit der Entschliehungen unserer
Durchlauchtigsten Landesherren hierdurch bekannt gemacht.

Gera den 4ten September #822.

Furstl. Reuß·PlderjüngernLinie gemeinschaftliche Regierung.
(2) No. 1.

(Ausgeseben zu Gera den Aen# tbr. 1823.)
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No. 1.

llebereinkunst zwischen der Königl. Preußischen und der Konigl. Sachsischen
Regierung, wegen gegenseitiger Uebernahme der Vagabunden und Auögewie-
senen vom sten Februar 1820.

Zwischen der Königl. Preußischen Regierung einer Seits und der Königk.
Stchsischen Regserung anderer Seits ist nachstehende llebereinkunft wegen ge-
genseitiger Uebernahme der Wagabunden und Ausgewiesenen, verabredet und
abgeschlossen worden.

 ie

Es soll in Zukunft kein Vagabund oder Verbrecher in das Gebiet des an,
dern der beiden heben kontrahirenden Theile ausgewiesen werden, wenn dersel-
be nicht entweder ein Angehöriger dessenigen Staats ist, welchem er zugewie.
sen wird, und in demselben sein Heimwesen zu suchen hat, oder dech durch
das Gebiet desselben als ein Angehöriger eines in gerader Richtung rückwärts
liegenden Staats nothwendig seinen Weg nehmen muß.

5. 2.
Als Stiaatsangehörige, deren Uebernahme gegenseitig nicht versagt werden

darf, sind anzusehen:
a) alle diesenigen, deren Bater, oder, wenn sie auber der Ehe erzeugt

wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenschaft eines
Umcerthans mit dem Senate in Verbindung gestanden hat, oder, wel-
che ausdrücklich zu Unterthanen ausgenommen worden sind, ohne nach-
her wieder aus dem Unterthansverbande entlassen worden zu seyn, oder
ein anderweitiges Heimathrecht erworben zu haben;

d) Diefenigen, welche von heimathlosen Eltern zufällig innerhalb des
Staatsgebieto gebohren sind, so lange sice nicht in einem andern Stag-

te
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te das Unkerthanenrecht, nach dessen Werfassimg, erworben, oder
sich daselbst mit Anlegung einer Wirhschaft verheyrathek, oder darinn
unter Zulassimg der Obrigkeit, Zehn Jahre lang gewohnt haben;

) Diesenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete gebohren sind,
noch das Unterthanenrecht, nach dessen Verfassimg, erworben haben,
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen staatsburgerlichen Bechält,
nisse, oder überhaupt als heimathlos, dadurch in nähere Perbin,
dung mit dem Staate getretensind, daß sie sich daselbst under Anlegung
einer Wirthschaft, verheprathet haben, oder, daß ihnen, während
cines Zeitraums von Zehn Jahren, stillschweigend gestattet worden ist,
darinn ihren Wohnsitz zu haben.

ß. ZB.
Wenn ein Landstreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate zu-

fallig gebohren ist, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdrucklich er-
worben, oder mit Anlegung einer Wirthschaft sich verheirathet, oder durch
zehnfährigen Ausenthalt sich einheimisch gemacht hat, so ist der letztere Staat,
vorzugsweise, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdrucklich erworbene
Unterthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehwahri-
gen Wohnung in einem andern Staate zusammen; so ist das erstere Verhalmiß
emscheidend. Ist ein Heimachloser in dem einem Staate in die Ehe getreten,
in einem andern aber, nach seiner Verhevrathung, während des bestimmten
Zeitraums von Zehn Jahren, geduldet worden, so muß er in dem letztern bep-
behalten werden.

6. 4.
Sind bey einem Wagabunden oder auszuweisenden Verbrecher keine, der

in den vorstehenden Paragraphen emhaltenen Bestimmmaecn anwendbar, so
mus dersenige Staat, in welchem er sich besunder, ihn verläufsig beybehalten.

5.
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#. 5.
Derheirakhele Personen weiblichen Geschlechts sind demsenigen Staate zu-

zuweisen, welchen ihr Ehemann, vermöge eines der angeführten Verhálmisse,
zugehört. Witlwen sind nach eben denselben Grundsätzen zu behandeln, es
wäre denn, dah während ihres eE#ictwenstandes eine Veränderung eingetreten
sepy, durch welche sie, nach den Grundsätzen der gegenwärtigen Uebereinkumft,
einem andern Staate zufallen.

Auch son G##ttwen, ingleschen den geschiedenen oder von ihren Ehemän=
nern verlassenen Eheweibern, die Rückkehr in ihren auswärtigen Gebimis-
oder vorherigen Ausenthalksort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner-
halb der ersten fünf Jahre nach deren Schliehung wieder getrennt worden und
kinderlos geblieben ist.

8. 6.
Befinden sich unter einer heimathlosen Familie Kinder unter vierzehn Jahren,

oder welche sonst wegen des Unterhalls, den sse von den Estern genießen, von
denselben nicht getrennt werden können, so sind solche, ohne Rückssche auf ib-
ren zusälligen Geburksork, in densenigen Staat zu verweisen, welschem, bey
ehelichen Kindern der Valer, oder bey umebelschen, die Mutter zugehörk.
VWenn aber die Mukker unehelicher Kinder nicht mehr am Leben ist, und let-
lere bey ihrein Vater befindlich sind, so werden sie von dein Stkaate mit über-
nommen, welchem der VBater zugehört.

K. 7.
Hat ein Staatsangehsriger durch irgend eine Handlung ssch seines Bür-

gerrechts verlustig gemacht, ohne einem andern Staale zugehörig geworden zu
senn; so kann der erstere Staat der Beybehallung oder Wiederannahme dessel-
ben sich niche entziehen.

8. 8.
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s. 8.
Handlungsdiener, Handwerksgesellen und Dienstboten, so wie Schafer

und Dorfhirten, welche, ohne eine selbststandige Wirthschaft zu haben, in
Diensten stehen, imgleichen Zöglinge und Stiudierende, welche der Erziehung
oder des Unterrichts wegen irgend wo verwellen, erwerben durch diesen Aus-
enthalt, wenn dersesbe auch länger als zehn Jahre dauern sollle, kein

Wohnsterecht. 6

Jeitpächter sind den hier oben benannéen Individuen nur dann gleich zu
achten, wenn sse nicht für ihre Person oder mit ihrem Hausstande und Der-
mögen sich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben.

K. 9.
Densenigen, welche als kandftreicher oder aus irgend einem andern

Grunde ausgewiesen worden, hingegen in dem benachbarten Staate nach den,
in der gegenwärtigen Uebereinkunft festgestelten Grimdsätzen kein Heimwesen anzu-
sprechen haben, ist Letzterer den Eintritt in sein Gebiet zugestatten ulcht
schuldig; es wurde denn urkundlich zur vslligen Ueberzeugung dargethan werden
können, daß das zu übernehmende Individuum einem in gerader Richtung ruck-
wärts liegenden Staate zugehöre, welchem dasselbe nicht wohl anders als durch
das Gebiet des erstern zugeführt werden kann.

S. 10.
Sämrlichen berressenden Behörden wird es zur strengden Pflicht gemacht,

die Absendung der Wagabunden in das Gebiet des andern der bohen kentrahi-
kenden Theile nicht blos auf die eigene unzuverlähige Angabe derselben zu ver-
anlassen, sondern, wenn das Werhältniß, wodurch der andere Staat zur
llebernahme eines B. gabunden konvencionsmästg veroftichtet wird, nicht aus
eintm unverdochtigen Passe, oder aus andern vollig glaubhaften Urkunden her-

vor·



vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch besondere
Grunde und die Verhaltnisse des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht
wird, zuvor die Wahrheit sergsältig zu ermitkeln, und nsthigensalls bey der,
vermeintlich zur Aufnahme des Vagabimden verpflichteten Behörde Erkundigung

einzuzichen. «

5.11.
Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen kontrahiren-

den Theile dern andern Theile zum weitern Transporte in einen ruckwarts
liegenden Staat, zufolge der Bestimmung des 8. 9. zugefuhrter Vagabund
von dem letztern nicht angenommen wurde; so kann derselbe wieder in denjeni.
gen Staat, welcher ihn ausgewiesen hatte, zur vorläusigen Beybehaltung
zurückgebracht werden.

8. 12.
Es bleibt den bepdersestigen Provincial, Regierungsbehseden überlassen,

unter einander die näheren Verabredungen wegen der zu bestänmenden Rich-
tung der Transporte, so wie wegen der Uebernahmsorte, zu treffen.

g. 13.
Die Ueberweisung der Vagabunden geschieht in der Regel vermittelst

Transports und Abgabe derselben an die Policeybehorde desjenigen Orts, wo
der Transport als von Seiten des ausweisenden Staaks beendigt anzuschen ist.
Mit dem VBagabunden werden zugleich die Bewesöstucke, worauf der Trans=
vort cenventionémähig gegründet wird, übergeben. In solchen Fällen, wo keine
Gefahr zu bekürchten ist, können einzelne Vagabunden auch mittelst eines Lauf-
passes, in welchen ihnen die zu befolgende Route genau vorgeschrieben ist,in
ihr Vaterland gewiesen werden.

Es
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Egs sollen auch nie mehr als drey Personen zuglcich auf den Transport ge.
geben werden, es wäre dem, dah sse zu emer und derselben Familie gehören
und in dieser Hinsscht nicht wohl getrennt werden können.

Größere sogenannke Vaganten Schube sollen künftig nicht Statt
finden.

K. 1.
Da die Ausweising der Vagabunden nicht äuf Requisstion des zur Annah-

me verpflichteten Staats geschieht, und dadurch zunachst nur der eigene Vor-
theil des ausweisenden Staats bezweckt wird; so konnen fur den Transport
und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den ubernehmen-
den Staat gemacht werden.

Wird ein Auszuweisender, welcher einem ruckwarts liegenden Staate zu-
geführt werden soll, von diesem nicht angenommen, und deshalb nach F. 11.
in densenigen Staak, welcher ihn ausgewiesen hatte, zurückgebracht; so muß
lehterer auch die Kosten des Transports und der Verpflegung erstatten, welche
bey der Zurückführung ausgelaufen sind.

 u15.
PVorstehende zweymal gleichlautend ausgeferkigte Uebereinkunft soll in den

Staaten der beyden konerahfrenden Theile zur genauesten Befelgung öfsemlich
bekannt gemacht werden.

So geschehen zu Berlin, den sten Februar 1820.





Gesetzsammlung
für dle

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

(No. 3.) Perordnung wegen der, mit der Herzogl. Sachsischen Reglerung zu Altenburg

abgeschlossenen Uebereinkunst wegen gegenseltiger Uebernahme der Vagabun-
den und Ausgewlesenen, vom Jzosten Ostober 1822.

Nachen in Gemöbheit der Entschließung Durchlauchtigster Landesherrschaften
Wir mit der Herzogl. Sächsischen Regierung in Allenburg zu Feststellung der,

dey llebernahme der Wagabimden und andern Ausgewiesenen gegenseitig zu befol-

genden Grundsätze, überein gekommen sind, dah, Katt einer besondern Conven-
(ion, dieserhalb lediglich der Inhalt der, zwischen den Kronen Preußen und

Gachsen unterm sien Febr. 1320 über denselben Gegenstand abgeschlossenen Ueber-

einkunst, deren Inhalt aus dem ###ten Stück der Gesetzsammlung zu ersehen ist,

zwischen den bevderseitigen kanden als verbindlich angesehen werden sol, auch die

desfallsigen bepderseitigen Erklärungen gegen einander ausgewechselt worden f#und;
so wird solches, und dah diese Uebereinkunst sofort in Krast und Weirksamkeie

tritt, auch daß die Städte Remeburg, Roda und Eisenberg Herzogl. Alten-

(3) burg
(#usgeseben zu Gers den 6ten Januat 1823.)
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burgischer Seits, so wie dicsseits: Gera und Schleiz zu Uebernahmterten
bestimmt worden sind, zur Nachachlung für sömtliche Behörden und Untertba-
nen andurch bekannt gemacht.

Gera, den alen November 1822.

Fürstl. Reuß= Pl. der jungern Linie gemeinschaftliche Regierung
daselbst.
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Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 4.

(No. 4.) Verordnung wegen Ausnahme der Fremden im Lande und Wersorgung

der Hülsobedürfelgen.

Vor Gottes Gnaden Wir Heinrich der Vier und Funß

zigste, Stammes Aeltester, Wir Heinrich der Zwey
und Sechzigste und Wir Heinrich der Zwey und Sieb-

zigste, jüngerer Linie regierende Fürsten Reuß, Grasen
und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld,
Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

thun hiermit kund und zu wissen:

Da Wir wiederholc bemerken missen, daß die Zahl der hülfsbedürftigen
Personen in Unsern Landen, besonders durch das nicht himlänglich beschränkte
Eindringen von Fremden vermehrt worden ist, und da Wir wahrgenemmen
haben, daß die bisher bestandenen Gesehe über die Versorgung der Hülfssbe=
dürsilgen m Limde unzureichend sindt so finden Uir Uns bierdurch bewogen,

nach
(#usgegeben zu Gers den aten Januar 1823.)
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nach vernommenem Gutachten Unserer getreuen Stande, Folgendes zur allge-
meinen Nachachtung fur Unsere Unterthanen zu verordnen.

8. 1.

Allgemeine Bedingungen der Aufnahme von Fremden.

Kein außerhalb Unserer Lande Gebohrner soll als Burger, Unterthan,
Schutzverwandter, Hausgenosse, oder einziehender Pachter einer Gutsokonomit
in Unsern Landen aufgenommen werden, wenn er nicht

a) sein Herkommen und Alter — durch ein Taufzeugniß,
b) daß er bisher cinen ordentlichen, straslosen Lebenswandel gefuhrt, daß

und wie er sich mit den Seinigen redlich genahrt habe, und daß er
keiner Verpflichtuung zum Militardienst in einem teutschen Bundesstaate
unterworfen sch — durch ein Zeugniß seiner vorigen Obrigkeit,

) dah er ein wirkliches schuldenfreyes Vermögen, wenn er in einer Resl.
denzstadt sich niederlassen will, von wenigstens 300 Rehlrn. Conv.
Munze, in einer Landstadt, oder auf einem Oorfe, von 200 Réhlrn.
Cono. Münze besite — durch hinlänguche Beweiemitlel

Kaubhasft beygebracht und nachgewiesen hat.

5. 2
Besonders beym Mitbringen von Kindern.

Bringt der neuanfumehmende Fremdling Kinder mit iné Land, so muh er
wegen zwey Kindern noch besonders so Rihli. Conv. Munze, wegen drey,
100 Rilhlr. und wegen jedes weitern Kindes noch 40 Ju#hlr. Conv. Münze an
mehrerem Vermögen wirklich besitzen und selches ausreichend nachweisen.

#. ##
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g. 5.
Nähere Bestimmungen über das erforderliche Vermögen.
Das also zur Aufnahme eines Freinden erforderliche Bermögen muß der,

selbe wirklich und eigenthümlich besitzen und ins Land wenden; das erst dirch
Erbfolge oder sonst zu bossende Vermögen darf niche berücksschtiget werden.
Es soll auch keine Burgschaft cines Inländers an die Stelle des Vermögens
des aufzunehmenden Fremden zugelassen werden; es wäre dem, dah der
Bürge den deppellen Uerth des einzubringenden Vermögens an sthuldenfreyem
Grundeigenthum im Lande besäße und auf den Betrag des, von dem auszuneh-
menden Fremden nachzuwessenden Vermögens zur Verwendung im Fall seiner
Hulfsbedürstigkeic, eine selbstschuldnerisehe Verschreibung ausstellte und darüber
eine gerichtliche, ins Consensbuch einzutragende Hppothek auswirkte. Diese Ho-
pothek muß so lange ungerilge bleiben, als der Neuausgenommene lebt, oder
nicht einen andern ausreichenden Bürgen stellt, oder den eignen Besitz jenes
Betrags der Bürgschatt nachweißt.

ODahingegen soll die meistermébige Kenntmh einer Profession, einer er-
werbsichern Kunst oder Fabrikarbeit deo Aufzunchmenden, (o ferne sie hinläng-
lich nachgewiesen werden kam, die Stelle der Dälste des einzubringenden erfor-
derlichen Vermögens vertreten. Auch darf das Mobiliare und namentich das
Handwerkögeräth, nach dessen vorgängiger Daxe, mit in Ansatz gebracht werden.

Der Ank##uf eines Grumestücks von gerungerem GWerth, oder dessen Er-
werb inch Erbfolge oder Schenkung, ist aber allein nicht für himreichend zu
achten

lleberhaupt sell auch künftig allen Fremden, welche städtische Grundslucke
erben, oder sonst erwerben, wen deiten Werth für den Einzelnen nicht die
Nomalstumme erreicht, nur ein Chrenbürgerrecht ertheilt werden, wodey noch

aus
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ausdrücklich die Verleihung der Rechte eines Inländers auszunehmen ist, nichts
destoweniger aber die bieher üblichen Gebuhren fürs Bürgerrecht zu erheben sind.

Soferne Jemand kein cinzubringendes Kapitalvermögen, sondern mur
fährliche Renten besitzt; so soll deren, zur Aufnahme des Eremden zu erfordern-
der und nach##veisender Betrag, nach Maasgabe des Standes, Regicrungs-
wegen bestimme werden.

6. 4.
Beweis des Vermsgens, besonders bey baarem Gelde.

Die Act und Hinluglichkeit der Beweismiltel über den eigenehümlichen
Besih des erforderlichen WVermögens bleibt zwar der obrigkeitlichen Beurtheilung
anbeimgestellt; doch soll in der Regel, wem der Beweis durch baare Aup#zäh=
lung der bestimmten Summe geführe wicd, der auszunehmende Fremde eidlich
erhärten, daß das aufgezählte Geld sein wirksiches, wahres Eigenthum sey,
er auch nicht so vicke Schulden habe, daß diese Siunmo nicht sein freyes
Eigenthum bleibe.

5. 5.
Ahndung verschuldeter Gefährde.

Im Fal sich hinkerher ergebe, daß bep den beygebrachten Zeugnissen und
Beweisen ein Beirug, oder eine Werfälschung, oder senstige Gefährde ver-
schuldet wärc; so sell nicht nur der Neuausgenommene des verliehenen Bürger.
Umterthanen- oder Schutrechtes für verlustig erklärk, sondem auch noch über-
dem sowohl selöst,, als mit allen, wesche ihn dabei wissentlich unterstüctzt haben,
nach Beßtnden der Umstände, mit Geld, Gesängniß, oder Zuchihaus be-
strast werden.

8 .



8. 6.
Befugniß zur Aufnahme der Fremden.

Wenneinaufzunehmender Freinder den, F. 1. f. bestinmoen drey Bedin.
gungen vollkommene Gnmige leistet; so sol dessen witkliche Aufnahme zum Lan-
deseimwohner zwar dem Ermessen Unserer Aemter und der Patrintonialgerichts-
herren anheimgestelle seyn, indem es wegen der Aus#ahme in den Städlen bed
der bitherigen, verfassingemäsigen sedesmaligen Berichtserstattung der Stadt.
rathe an die Landesherren ferner bewendet. Wir machen es jedoch jenen Be-
horden zur ausdrucklichen Pflicht, hierbey moglichste Vorsicht anzuwenden, alle
bevpgebrachten Zeugnisse und Beweismittel gehörig zu prüfen und im Original
aufzubewahren, den Austahmeschein nicht anders zu erkheilen, als wenn der
aufzunehmende Fremde zuvor den Erbhuldigungsrid an den Speciallandesherrn
nach der mitgetheilten Form geleistee hat, und am Schlusse jedes Jahres ein
tabellarisches Verzeichniß der neuausgenommenen Fremden mit den dazu gehörigen
Acten an Unsere Gesammtregierung einzusenden. Wir werden diesenigen Behör.
den, welche vorstehenden Vorschristen aus Worsatz, wegen perssnlicher WVergun=
stigung, oder aus Unachtsamkeit entgegen gehandelt haben, puscalisch belangen
und ernstich bestrafen, auch, bev sich ergebender groben Werschuldung, zur
PFersorgung der widerrechtlich ausgenommenen Fremden aus eigenen Mitceln
anhalten lassen.

K. 7.
Widerspruchsrecht der Gemeinden.

Sollte uber die Dinlänglschkeit der bergebrachten Zeugnisse und Beweismitiel,
oder sonst uber die erforderliche Qualification des neuaufzunehmenden Fremden
irgend eim Zweisel obwaltenz so hat die Ortsobrigkeit deshalb zuvörderst die

Ge.



Geineinde, in welche der Freinde aufgenemmen werden soll, mit ihrer Erklarung
zu vernehmen und sedann ausführlichen gutachtlichen Verscht an Unsere Gesame=
regierung zu erstatten und deren Entscheidung zu erwarten. Diese foll, soferne
uber den Güm dieser geseblichen Worschriften selbst ein Zweifel entstanden und eine
authentische Interprekalien usthig seyn möchte, oder wenn cine, Uns wegen dieser
gesetztichen Vorschristen allenthalben vorbehaltene Oispensation gesuche seyn sellte,
unmittelbar von Uns Regierungowegen eingrholt werden.

enn aber auch ein aufzunehmender Fremder die §. r. geforderten Nach-
weisungen beygebracht hat, so sell dessen wirkliche Aufnahme doch nicht eher
erfolgen, als nachdem die Gemeinde, in welcher er seinen Wehnort nehmen
will, von dessen beabsichtigter Aufnahme durch öfsentlichen Ansehlag unterrichtet
worden und von derselben das frergelassene Widerspruchsrecht durch Ansührung
gegrundeter und erweislicher Bedenken imerhalb der nächsten 14 Tage nicht
auögeubt ist. Erfolgt aber ein Widerspruch, dessen Erheblichkeit die Ortsobrig=
keit nicht selbst anerkennt, so muß darüber, wie oben bestimmt ist, die Enc,
scheidung Unuserer Gesamtregierung vor der Aufnahme des Fremden eingehont
werden.

Ist an einem Orte keine eigentliche Gemeinde vorhanden, so bleiöt die
Entscheidung über die Aufnahme eines Fremden #n zweiselhaften Fall zwar dem
Ermessen des Gerichtsherrn allein überlassen; jedoch hat derselbe im Verar.
mungssall stets auch allein für Umerbringung und Versorgung der ausgenom-
menen Fremden im Wohnort subsidiarisch zu forgen.

* 8.
Aufnahme fremder Frauenspersonen.

Gorstehende Vorschriften sollen nicht nur, wenn ein fremder Mann im
Cande förmlich ausgenommen werden will, sondern auch bey einzelnen aufzuneh-

menden
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menden fremden Frauenspersenen, sic sepen ledig, Geschiedene oder Wittwen,
mit, oder ahne Kinder, unabänderlich befolgt werden. Nur beb einzelnen, ins
band heircathenden Frauenspersonen sellen die G. 1. — 3.) bestimmten Nachwel.
simgen nicht geferdert werden. Sofeme sie aber ein eder mehrere cheliche
oder uneheliche Kinder mitbringen, so sind auch sie verpflichtet, vor der Trau-=
ung dic (§. 2.) besonders geforderlen Nackweisimgen bey der Obrigkeit ihres
künftigen Ehemannes benzubringen, und kein Pfarrer darf deren Ausgebot und
Drauung eher vollziehen, als bis sic den förmlich ausgrwirkren Mulnahmeschein
rer künftigen Ortsobrigkest vorgezeigt haben. Allgemein sell auch keine Unter-
behörde ohne Ersorderung der (§. 1. — 3) beftimmten Nachwessingen eürm

Fremden förmliche cinstweslige Aufnahme länger, als auf 6 Wechen zuge stehen,
sandern wegen weiterer Aufentbalts--Verlängerung hohern Orts anfragen.

g. . O.

Wohnungswechsel der Inländer.

Da nach Unserer Verorduung vom pien Mai 1809. wegen Transporti-
rung und Unterbringung der ausgegriffenen Baganten §. 1. die, allgemein sonst
Füortbestehende, letzte Verbindlschkeit des Geburtsorts zur Versorgung eingebohr=
ner Arinen dadurch aufgehoben seyn soll, wenn der Arme auswärts, oder im
ande an cinem andern Orle eine förmliche häusliche Niederlassimg gesimnden
bat; so sollen die oben (§. 1.) vorgeschrichenen Bedingungen auch in dem Fall
gesordert und ersüllt werden, wenn ein Eingebohrner wieder vem Auélande, wo
er einen Wohnort durch förmliche Aufnahme, oder Stillschwelgenden zehnjährigen
Ausenthalt genossen hat, ins Land zurück, oder auc einem Fürstl. Reußischen
Furstenthum Jungeter Linie in das andere ziehen und sieh niederlassen will. Bey
dem Wechsel der Wohnung eines Inlanders aus einem Orte desselben Furst
* In einen andern sol die Obrigkeit des neuen Wohnorts jedoch dung

4) Halfte
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Hälfte des, sonst zur Aufnahme erforderlichen Vermögens (6. 1.—4.)vondem
Neuaufzunehmenden nachgewiesen derlangen durfen. —

Allgemeine Ausnahmen können hierbey nur Stakt finden, wenn die Ge.
meinde des bisherigen Wohn. oder Geburtsorks sich anheischig machte, den Um-
ziehenden auf den Verarmungsfall wieder bey sich aufzunehmen und zu verfor-
gen, oder wenn die Gemeinde des neuen Wohnorls frepwillig dem Aufzuneh.
menden jene Bedingungen erließe, oder Wir, debhalb eine Ausnahmoe einkreten
zu lassen, für gut fänden, wodurch jedoch die Versergungepfischt des vorherge.
benden Wohn= oder Geburtsorts nicht ausgehoben werden sol. Den Frauens-
personen, welche aus ihrem Gebnurtsort weggeheirathet haben, muß die Rück.
kehr dahim, oder nach ihrem vorigen Ausenthaltsort ohne Weiteres verstartet
werden, wenn ihre Ehe innerhalb der ersten fünf Jahre durch den Ted oder
Scheidung getrenne worden und kinderlos geblicben ist.

&amp;. 10.
Personen ohne Wohnortsrecht.

Als Personen, welche auch als Fremde eines besondern Ausnahmescheins
nicht bedürfen, deren Versorgung im Werarmungsfall aber auch der Gemeinde
des Wohnorts niche obliegt, sind zu bekrachten:

4A.) alle Schüler, Studirende, Handlungsdiener, Handlumgslehrlinge, Mit-
Ilieder der, einstweilen im Lande zugelassenen Schauspielergesellschaften,
Handwerksgesellcn und Lehrbursche, auch einzelne Fabrikarbeiler;

 all blosen Dienstbeten, zu welchen auch Hof- und Schirrmeister, Wirth.
schafksvögte, Käsemürter, Gemeindehirten und Schaaffnechte mit ihren
Familsen gerechnet werden;

 .) Pachter von Gutswirthschaften, welche sie nicht selbst bewohnen;

D.) Sol



— 23 —

D.) Soldaten imd alle Milsitarpersonen im activen Dienst in Bezug auf den
Ort ihres Standauartiers;

B.) alle Persenen, denen nur ein einstweiliger Ausenthalt und Schugtz auf
6 Wochen (§. 6.) zugestanden i#st.

Aui diese Personen sollen aber auch, wenn sie verehelicht anherkommen und
eine eigene Eirthschaft einrichten, oder wenn sie im Lande heirathen und einen
abgesonderten eigenen Haushalt führen wollen, durch Bepbringung der (F. 1.
.) erforderken Zeugnisse umd Nachwessungen von der Obrigkeit des Orts, wo
sle ihren Anfenchalt nehmen wollen, einen förmlichen Aufnahmeschein auswirken
und hne solchen sol ihnen weder Aufgebot und Trauung, noch die haubliche
Miederlassung verstattet werden.

lr 11.
Aufnahme von Miethsleuten.

Jeder Hausbesitzer, so wie jerer Miethsmann, es sey in den Stadten
oder auf dem Lande, ist nicht nur verpflichtet, von jeder längern Einkehrms
eines Fremden bey sich die polizeymäßige Anzeige bep der Ortöbehörde zu machen,
sinderm auch zu seder bleibenden Aufnahme eines Fremden, aks Miekhmannes,
Aftermiethers, oder Hausgenossen, in sein Haus oder seinr Miethswohnung, die
schriftiche Erlaubniß und Bewilligung der Obrigkeit einzuhelen. Oie Ueberut-
tung dieser Vorschrift soll nicht nur in sedem einzelnen Fall mic einem Neuen-
schock Strase gebüße werden, sondern auch die persönliche Verpflichtung zur
elwa nöthigen Versorgung des, ohne obrigkeitliche Bewilligung also ausgenomme-
nen Fremden zur rechtichen Folge haben.

Oie Viertels, umd Districtmeister in den Städten, so wir die Schullheie
be#n und Richter auf den Dörfern, werden hierdurch verpfischtet, wenn ein

F##
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Fremder langer, als 8 Tage in einem, ihnen untergebenen Hause verweilt, beym
Hausbesitzer oder inwohnenden Miethsmann nachzufragen, ob wegen dessen län-
gern Aufenkhalts bey der Obrigkeit Anzeige geschehen sey? auch besahenden Falls
sich den nöthigenErlaubnitscheim vorzeigen zu lassen. Ergiebt sich hierin ein
Mangel, so haben sie sofert selbst daven der Obrigkeit die Anzeige zu machen,
oder zu gewärtigen, daß sie wegen verschulderer Pfüschtversäumniß den Umstän-
den nach um 2 bis ## Thlr. werden bestrast werden.

Obrigkeitliche Behsrden, welche auf die, an sie gebrachten Anzeigen die ge-
bührenden Verfügungen vernachlässigen, sind nach Befinden der Umstände mit
5 biô 10 Thlr. in Strafe zu neymen.

K 12.
Verfahren bey Trauungen von Ausländern und von geschwächten

Frauenspersonen mit ihren Schwängerern.

Um allen Umgehungen der setzt getrossenen Beschränkungen in der Aufnahme
von Fremden vorzubengen, verordnen Wir noch:

1.) daß keine, am Trauungsort nicht gebohrne Mannsperson eher aufgeboten.
werden soll, als bis sie entweder einen Aufnahmeschein von ciner imlän-
dischen Ortsobrigkeit, oder ein Zeuguß einer auswärtigen Obrigkeit, daß
sie unter deren Gerichtöbezirk schon wohnhaft sey, oder mit der anzu-
trauenden Ehefrau dort werde aufgenommen werden, bepygebracht und ab-
gegeben hat;

2.) daß die bisherige Obserbanz, nach welcher Personen, die in llnehren
zusammengekommen sind, ohne alles Ausgebot gelrauet worden, für
die Zukunft aufgehoben sepn soll und solche Personen also, gleich allen

An-
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Andern, in Rucksicht des Aufgebots und anderer gesetzlichen Vorschriften
behandelt werden sollen.

JFeder Geistliche, welcher diesen Vorschriften enlgegen handelt, soll jedes.
mal Unmachlässig um 20 Rehlr. gestraft werden.

. 15.
Versorgungspflicht der Verwandten.

Die gemeinrechtliche Vorschrift, daß zunächst die Ehegatten gegenseitig,
demmächst der Vater und, in dessen Ermangelung, die Mutter, dann die Groß-
altern zur Aufnahme und Versorgung ihrer hüllsbedurstigen Gatten, Kinder
und Enkel; so wie umgekehrt auch die, durch WVermögensbesih, oder Arbeitofs-
higkeit zur Hülsteistung geeigneten Kinder und Enkel zur Versorgung der Aeltern
umd Grohältern verpflichtet sind, ehe noch die Gemeinde des Wohn. oder end-
lich des Geburtsorts deshalb in Anspruch genommen werden kam, ist zwar un-
verändert zu befolgen und wird hierdurch ausdrürklich bestätiget. Es sollen aber
auch in deren Ermangelung die leiblichen und Sltiesgeschwister, so fern sie fur
selbstnändig angesehen werden können und, unbeschadet der Pflichten gegen ihrs
eigenen Familien, dazu vermögend sind, zu gleicher Versorgung, oder wenigstens
zu einem besondern Bepytrag an die versergende Gemeinde nach, dem Ermessen der
Ortsobrigkeit angehalten werden.

In Rucksicht puf die Versorgung unehelicher Kinder bis zum zurückgeleg-
ten 1 sten Lebensjahr behält es bey den Verbindlichkeiten, welche dem Bater
und der Mutter das gemeine Necht auferlegt, sein Bewenden. Bey Unverms-
genheit des Bakers soll aber der voterliche Großvater zur WVersorgung des meht-
lichen Enkels gleichen Beytrag leisten, wic ihn der mütterliche Großvater giebt,
un Gusersten Nolhfall aber nach dem Ermessen der Ortsobrigkeit auch zum alles-
nigen Unkerhalt angehalten werden.

8. 14.
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 . 1.
Versorgungspflicht des Wohnorts.

VWenn verarmte Personen von den nächsten Verwandten (vor. 6.) gar nicht,
oder nicht vollständig unterstützt und erhalten werden können; so trikt zunächst
die Pflicht zur Versorgung der Verarmten für den Wohnort ein, in Rücksscht
aller dort ansfässigen und gesehmähig aufgenommmenen Hausväter, deren Frauen
oder Wittwen und aller dort gebohrnen, oder milgebrachten Kinder derselben,
#b wie aller einzeln, als Eingebohrne, oder vermöge ausdrückiichee Ausimhme als
Einwohner, oder Schucverwandte, dort lebender Manns- und Frauenspersenen,
sb lange von allen diesen Personen keine einen eigenen Uaohnsitz anderswo er.
(birbt. Die MWittwen und Kinder aller öffenclich angesteilten Personen, geist-
sichen und welkliehen Standes, so wie andere, in Herrschafllichen Gebäuden
Wohnende geniehen mit andern Eimvohnetn hierin gleiche Rechte, so wie sir
auch künftig Bepträge zur Versorgung der Ortsarmen leisten sollen.

Auch soll in den Oörfern künftig hierin unter den Gemeindegliedern und
AKuctergutshäuslern weiter keime Absonderung und kein Unterschled State finden.
So wie das Widerspruchsrecht der Gemeinden (F. 7.) auch bey der Aufnahme
der Fremden unter den Ritlergutahäuslern eintreten und berücksichtigt werden
soll, so sollen auch zur Bersergung aller Hülssbedurftigem eines Orts sowohl
die Gemeindeglieder, als die Rittergutshäusler kl#nftig verhältnismäsig beptragen
und von den Rittergütern selbst ein vergleichsmäßig festinsetzender Zuschuh nach
sedesmaligem Bedürfniß eben so emrichtet werden, wie solcher von den Landes.
Herrlich ausgekauften Rittergurern hiedurch zugesichert wird.

Ale einzeln gelegenen Mühlen, Häuin#er und Wohnhäuser sollen, fo-
sern sie nicht schon zu gewissen Gemeinden gehören, in Hinsicht der Aufnahme

der Freinden und Versorgung der Hülfsbedürstigem von Unsern Aemtern an
bestimn-
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bestimmte, nahe gelegene Gemeinden gewiesen werden und darin mie derm
Oliedern gleiche Rechte und Pflichten in dieser Rücksscht haben.

K. 15.
Verforgungspflicht des Geburtsorts.

Die letzte Verpflichtung zur Aufnahme und Gersörgung hülssbedürfliger,
im Lande gebohrner Personen krite endlich für deren Geburksort alsdann ein,
wenn weder sie selbst,, noch ihre Aeltern im ande, oder auswärts einen bestimm-
ten Wohnsitz erworben haben (F. 10.), dessen Gemeide zu ihrer Ausnahme zu-
nächst verpflichtet wäre. Die blose Erziehung von andern Persenen, als den
Meltern, legt dem Erziehungsort keinerley Verbindlichkeit zur ersorgung des
daselbst Erzogenen auf.

K. 10.
Aufnahme unehelich Geschwängerter und unehelicher Kinder.

Solte eine unverheirathete Frauensperson, welche keinen eigenen Wohn-
st erworben hat, geschwängert zu ihren Ellern oder Verwandten zurückkehren,
oder zum Behuf der abzuwarlenden Entbindung an sie verwiesen werden; s
soll dieselbe zwar dort aufgenommen werden; allein der, zur Aufnahme der ge-
schwächten Frauensperson verpflichtete letzte Wohnork ihres Vaters stel und
unverandert auch rechtlich als Wohne und Geburksort des unehelichen Kindes
in Rlieksicht der Aufnahmepflicht betrachtet werden. Kinder, wesche während
eines Besuches, oder ciner Reise der Mutter an einem andern, als deren
Wohnort gebohren werden, fallen, wenn sie ehelich sind, dem Wohnort

des VBaters, uneheliche sowohl in diesem Fall, als algemein dem Wohnort#e
der Mutler wegen der Versorgung zur Last. 6 17.
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ß. 17.
Aufnahme geschiedener Frauen.

Auch geschiedene Ehefrauen missen am Wohnerte ihrer geschtedenen Män-
ner aufgenommen und untergebracht werden, wenn sle gleich selbst gebohrne
Ausländerinen sind; es wäre dem, daß sie sofort nach einer, in den ersten
Zahren nach der Verheiratbung erfelgten Trennung ihrer Ehe an ihren
Geburté, oder fruhern Aufenthaltsort zuruck gekehrt und dort wieder aufgenomn-
men worden wären.

#. 18.
Verpflichtung der Aufgenommenen zur Selbsterhaltung.

Die Perpflichtung der nächsten Verwandien (F. 12.) dann des Wehn=
(S#. 7. 13.) und endlich des Geburksorté (§§. 14. 11.) in Ruücksscht ernann.
ter Personen bleibt auf die Aufnahme und das Werschaffen einer Wohmmg fo-
fern beschränkt, als dieselben ihren Unterhalt sich selbst zu verschaffen fählg
sind. Es haben daher die Obrigkeiten von Amtswegen, so wie auf Ansuchen
der Gemeinden, die Arbeltssähigen, da nöthig durch JZwangsmitlel, zum
Broderwerb durch Arbeit möglichst anzuhalten. Erwerbs- Unsähige aber sind
nothdürftig, doch vonständig zu verforgen.

. 10.
Widerfpruchsrecht gegen Verheirathungen von Personen ohne

eigene Wohnung.
Sowohl den, zur Versorgung verarmter Personen verpflichteken Verwand.

uim (K. 13.), als den hiezu verbundenen Gerichteheren (S. 7.) und Gemeinden
(I. 14. 11.)



(5. 4. 14.) wird hierdurch das Recht zugestanden, der Verheiralhung solcher
Personen, welche keine abgesonderte eigene Wohnumng fur sich und eine Famle
lie haben, so lange zu widersprechen, als sie deren Besih nicht nachweisen.
Dieser Widerspruch ist dann sowohl bev dem, zur Trauung besugten Geist=
lichen einzulegen, welcher deshalb mit der Trauung bis zur enllchiedenen Sache
Anstand zu nehmen hat, als bey der Ortöobrigkeit anzuzeigen, welche solchen
summariseh zu erörtern und zu enstheiden, im zweifelhasten Fas aber der Re.
gierung zur weitern Bestiummung zu unterlegen verpllichtet ist.

&amp;. 20.
Verlust des Juländer-Rechts.

Augenommene Fremde, welche nachher auserhalb andes einen neuen GBahn-
ort aufschlagen, verlicren allgemein dadurch sofert wieder lör Recht auf
Aufnahme und Versergung in hiesigen Landen. «

5. 21.
Verpflichtung aller Aeltern zum ordentlichen Schulbesüch der

Kinder.

Da Unwissenheit und Mangel an ssttlicher Bildung als Hauptquellen der
Hulfsbedürftigkeit zu betrachten sind, so werden die Orksobrigkeiten verpflichtet,
genaue Aufsicht zu führen, daß alle Kinder vom oten Lebenssahre an, zum
ordemlichen Schulbesuch angehalten werden. Aellern, welche ihre Kinder dazu
nicht anhalten, sollen von Amtswegen durch die Obrigkest zur Veramworkung
gezogen und bey fortgesetzter Vernachläfligung mit Geld oder Gefänguhstcafe
belegt werden. Für arme Kinder muh das Schulgeld ven der Gemesude des
Waohnorts bestritken werden, soserne nicht eine besondere Freyschule bestebt,

(5) odor
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oder ein Schullehrer zu Ertheisung unentgeldlichen Unterrichts an dieselben ver-
pflichtet ist.

Wir befehlen daher Kraft dieses allen Unsern Beamten und Dienern, so
wie allen obrigkeitlichen Behorden, geistlichen und weltlichen Standes, und
allen Unsern Unterthanen, so ernstlich als gemessen, vorstehenden Unsern Vor-
schriften allenthalben genau nachzuleben und dense:ben auf keine Weise entgegen
zu handeln, indem Wir zugleich sowohl die, im Jahr 1752. ergangene Ver-
ordnung wegen Versorgung der Armen im Lande, als Unsere im Jahr 1809.
erlassene Verordumg wegen Transportirung aufgegriffener Vaganten in so fern
fur aufgehoben erklaren, als sie hiermit unvertinbarlich sind.

Gegeben Schloß Lobenstein, Schloß Schleitz und Schloß Ebertdorf
den 26sten October 1822.
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Gesetzssammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 5.

Go. s.) Verordnung wegen Werpflichtung der Unterthanen zum Krlegsdlenst vom
#ten Januar 1833.

V.n Gottes Gnaden Wir, Heinrich ber Vier und Funf-

zigste, Stammes Aeltester, Wir, Heinrich der Zwey
und Sechzigste, und Wir, Heinrich der Zwey und Sieb-
zigste, füngerer Linie regierende Fürsten Reuß, Grafen
und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld,
Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c.

Ghun hiermit kund umd fügen zu wissen:

Da die Uns, als Mitgliedern des deutschen Bundes, oblicgenden Pflichten
Uns die Nothwendigkelt ausiegen, Unser Militair sofort auf die, nach der be-
schlossenen Bundes-Kriegsverfassing erforderliche Stärke zu bringen und dieses
Contingent in einem stets vollzähligen und wohlgcordneten Zustande zu erhalten;
so haben Wir, in der Ueberzeugung, daß die Erfünma der allgemeinen Ver-
bindlichkeit zur Candesvertheidigung um so mehr erleichtert wird, wenn alle Klas.

(6) sen
MAhitgegeben zu Gera den a4sten Februar 1823.)
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sen der Staatsburger die gemeinschaftliche kast in moglichst gleichem Maaße tra-
gen, uber die Verpflichtung zum Kriegsdienst und uber die Aufstellung und
Ergänzung Unseres Bundesconcingents, mit Beyrath Unserer getreuen Stände,
unter ausdrücklicher Aufhebung der älcern, über diesen Gegenstand ergangenen
Gesetze, nachstehende, sogleich mit ihrer Bekanntmachung in Krast trelende
Verordnuns zu erlassen, Uns bewogen gesehen.

Erster Abschnitt.
Kriegsdienstpflicht und Dienstzeit der Unterthanen.

.#1. 6

Bestimmung der Militairpflichtigkeft.

Alle waffenfähigen Inländer ohnc Une##ischied des Standes sind im Verlauf
der sichs Jahre, in welchen sie das aoste kebensjahr antreten und das #sste
Jahr vollenden, zum Kriesdienst verpflichtet. Als Inländer werden betrachtele

a) Alle, deren Aeltern zur Zeit ihrer Geburk wirkliche Unkerthanen in Unsern
Fürstenthümern waren und sich un bande befinden, auch nicht mit aus-
drucklicher Befrepung von der Kriegsdienstpoflicht Unsere Lande verlassen,
oder deren Aeltern nicht auswärls einen Mohnsic genommen haben, bevor
von ihnen das jehende Lebenssahr zurückgelegt war. Söhne der Aeltern,
welche gleichzeitig und abwechselnd im In= und Ausland einen Wohnstzt
baben, sind militairpflichtig, wenn sie in Unsern Landen gebohren find.

5) Alle, welche, obgleich nicht in Uusern Canden gebohren, für sich oder
mit ihren Aelkern, also in Unserm Gebiek ausgenommen sind, daß s#c oder
die Lehlern nach Vorschrift Unseres Mandats vom 26sten OÖcteber 18322.
wegen Nusnahme der Fremden im Lande und wegen Versergung der Hulfs-
berurfligen, als Inlander angeschen werden mussen.

8. 2
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#. 2.
Aufstelung des Bundes-Contingents.

DasBundes. Contingent wird durch Freywillige und durch solche, wesche
das Coos bestimmt, ausgesiellt und erganzt.

s. 3.
Annahme der Freywilligen.

Jedem Inlander steht der freywillige Eintritt in den Milfcairdsenst offen,
wenn er das Alter von 17 Jahren zuruckgelegt und das 36ste Lebensjahr noch
nicht angetreten hat, wenn er sonst die zum Wafsfendienst erforderlichen Eigen.
schaften besitzt und über sein bisheriges gutes Betragen ein vollgultiges Zeugniß
seiner Obrigkest beobringt. 4

Jeder Freywillige macht ssch bey seinem Einte#te verbendlich, wenigstens
sechs Jahre hindurch im Dienst zu bleiben.

. 4.

Nothwendigkeit der dlterlichen Zustimmung bey minderjährigen
Freywilligen.

AWer im minderfährigen Alter, als Freywilliger, zum Militair einkreten wis,
muß von seinen Aelkern zu diesem Schrikt Erlaubniß erhalten haben umd dieselbe
durch deren schriftliche, oder mündliche Erklärumg vor der Rekrueirungsbehörde
beybringen.

ODie Einwilligung der Vormünder wird nicht erferdert, wenn ihnen glesch,
auf Anmesden, mit elwaigen, sofort erweißlich gemachten Bedenken von der Rs-
krutkrungsbehörde das Gehsr nicht versagt werden fol.

8. .
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4. 5.
Anfang und Dauer der Kriegsdienstzeit.

Die Perpflichtung zum Militakrdienst tritt sür feden Staatsbürger mit
dem Anfang des Jahres ein, in dessen Werlauf er sein 29Ptes Lebenssahr
zurücklegt. Es wird mithin z. B. der Aushebung im Jahr 1824 die ganze,
vom usten Jamiar bis zum 31#ten December r901 gebohene dienstfhige Mann-
schafe unterworfen.

Alle Indloiduen von diesem Alter, welche das Koos zu den Wassen be-
Kimme, werden, sofem nicht die nachgelassene Loosvertauschung und Siellver-
trekung (44er Abschnitt) Ausnahmen begründen, zum Bundescontingent einge-
Kellt und haben eine sechsfährige Dienstzeit ununterbrochen abzuhalten.

8. 0.
Entlassung aus dem Militairdienst.

In Friedenszeiten erhälr jeder, als Freywilliger, oder durch das Loos in das
Kilscair eingetretene Mann, sobald er 6 Jahre hindurch gedient hat, seine

Entlassung mittelst sörmlichen, ganz unentgeldlich ausgefertigten Abschieds. Zur
Zeit eines Krieges aber, oder wenn dessen Ausbruch vorauszusehen ist, bleitt
die Verabschiedung der Ausgedienten an die Umstände gebunden, und es kann
überhaupc, sobald das Militair im Felde steht, der Abschied Keinem eher ertheilt
werden, alb bis die Ersahmannschaft bey der Truppe eingetrofsen ist. Es sind
jedoch die mit der Rekrutjrung und mit der Einübung der eingestellten Dienst-
Paftichtigen beaustragten Civil= und Militair= Behörden streng verpflichtet, mög=
lichst dahin zu wirken, daß die Einstellung der Ersatzmannschaft und deren er-
einigung mit dem Comingent unverzögert zu den vorgeschriebenen Terminen
ersolge. Sollten Berhälenisse im Mittel liegen, welche die regelmäsige Ausbe,
hung und Einübung der dienstpflschtigen sungen Mannschaft und deren zeitige
üistellung ins Contingenk unthunsich machen, so hat die Rekrutirungs-Behör.

de
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de Bericht an die hochste Stelle zu erstatten und nach deren Befehlen zu
verfahren.

*
Erlsschung der Kriegsdienstpflicht.

Wenn der Kriegsdiens#pflichlige bis zu seinem zurückgelegten arsten Lebens-
sohre durch die Au#lootung nicht in Auspruch genommen warden ist, so hört
seine erbindlichkelt zum ordentlichen Misitairdienst auf. Bis zu diesem Ter-
min umterliegt er jedoch der wiederholten Aushebung durchs Coos. C. 11.)

 1
Vorläusige Zurückstellung.

Nach gescheßener Ausloosung werden aus der Zahl der, zum Oienst dedurch
bezeichneten Mannschaft vorläufig zurückgestellt und bleibt deshalb deren Encritt
ins active Milicair einstweilch auögesetzt:

1) Studirende mit der Bedingung,
a) daß sie in Rücksicht ihrer Schulkennhiisse übereinstimmende, mit der

steengsten Unpartheylichkeit ertheilte Zeugnisse der zwey ersten behrer an
den inländischen gelehrten Schulen, oder, falls sie auswärtige höhere
Bildungs--Institute besucht haben sollten, ein, vom Directorium dersel-
ben förmlich ausgestelltes Zeugnih darüber beybringen, daß sie durch
anbaltenden Fleih und durch untadelhaftes sittliches Betragen sich em-
Usohlen haben, daß sie solche vortheilhafte geistige Anlagen besitzen,
mit welchen sse bey fortgesetztem Eleih sowohl für den 6ffentlichen Dienft,
als auch für die Wissenschaften überhaupt, dem Staate wahrhaft nütz-
lich zu werden, gegründete Hoffiung geben können;

b) daß sie während ihres academisthen Cursus, bey der jöhrlich wieder-
kehrenden Auslvosilng durch übereinstimmende Zeugnisse von drey wirk.
lichen Professoren der Universität ihren ununterbrochenen Fkeiß nach-
weisen:

O daß
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e) daß sie beym Abgang von der Universitat von der ctompelenten academischta
Behörde Zeugnisse uber ihr tadelloses siitliches Verhalten beybringen.

Wer von den Studirenden in den bezeichneten Zeitraumen die hier vorgeschrie.
benen Bcdingungen alljahrlich zu erfullen nicht vermag, ist der vorlaufigen Zu-
vuckstelung verlustig und wird nach seinem Loos zum activen Dienst eingestellt.

a) Diejenigen, welche die Große von 5 Fuß 2 Zoll Leipziger Maaß nicht
erreichen.

Diese Individuen haben sich, wenn das Loos sse zum wirklichen Milikairdienst
setroffen hat, bev den zwey nächssfelgenden Ausloosingen wieder mie zu stellen
und, wem inzwischen die erferderliche Große von ihnen erreicht worden ist, in
den wirklichen Kricgsdienst einzutrelen. Sie erhallen sedoch, ohne Rücksscht auf
die normalmäsige Dauer der Kriegsdienstpflicht, ihren Abschied wit der Jahres
Classe, unter welcher sie nach ihrem Alter den Dienst hätten antreten sollen.

3) Diesenigen, welche zur Zeit der Ausloosimg, wegen heilbarer körperlichen
Fehler oder Krankheiten, für den Augenblick als dienstumtauglich erklärt wer-
den und nicht binnen zwepy Monaken herzustellen seyn sollten.

Olese Individuen haben sich, wenn sie vom Loos getrofsen waren, bep den
zwey nächsten Ausloosimgen mit zu melden und sind, sobald sie für dienstpflich.
tig erkannt werden, nach ihrem Loos vor den neu Auszuhebenden ins Militnir
einzustellen, späcerhin aber mit den übrigen Dienstpftichtigen aus ihrex Aleers.
klasse zugleich zu enklassen.

K 0.
Befreyungen.

Ven der Militairdienspfticht sind gänzlich befreyk:
Ka) diesenigen, welche geistesschwach, oder welche unheilbar krank, mihgestal-

tel, oder sonst von solcher körperlichen Beschaffenheit sind, dah sie die, mit
dem Milikairstand verbundenen Werrichtungen und Beschwerden nicht er-
tragen können;

b) Alle



— 37 —

5) Alle solche Glaats- und Hofdiener, welche über ihre Anstellung f#ormliche
Deerete ausgeferkigt erhaflen, ingleichen alle, im Dienst befindlichen Gesst.
lichen und Schullehrer; #

#) Alle wirksichen Mitglieder der Stadtréthe, die Patrünonfalgeriches.Ver-
walter, immatriculirten Advocaten, Doctores Nledicinac und zur Praxis
autorisirten Aerzte, die von Facultten geprüsften und mit dem Zeugniß
der Brauchbarkeit entlassenen Wundärzte, alle Apotheker, welche im Lan-
de selbst eine Apotheke besitzen, und die eraminicten Candidaten der Theo-
logie und Rechlégelehrsamkeit, so wie diesenigen, welche in allen andern
eigentlich academischen Wissenschasten ihren academischen Ciusus beendigt
haben, in so fem ihnen bep ihrer Prüsung eine von den zwey ersten Cen-
suren ertheilt worden ist;

4) Der einzige Sohn oder Enkel einer Wittwe, wennm er selbige durch seine
Arbeit ernähren muß;

6K) Der einzige Sohn oder Enkel eines sechzigfährsgen Mannes, wenn er
notorisch mm hülfleser Lage sich befindet und mur durch Unterstutzung des
Sohnes oder Enkels erhalten wird;

1) Der Vater- oder Aelkernlese, welcher bey seinen unmündigen Geschwi-
stern BVaterstelle vertritt, insofern dies in völlige Gewihheit gesetzt ist;

6) Jeder letzte noch übrig gebliebene Sohn einer Familic, welche bereité
zwey Söhne in Unserem Militairdienst eneweder noch wirklich stehen, oder
sev es auf dem Schlacheselde, oder an den Folgen der, im Felde erbaltenen
VWunden, oder auch auf andere Weise durch Werrichtung des Milstair=
dienstes verlohren hat.

Auher den Vorgenannten ist Niemand befreut.
Auch schon ins Militair eingetretene Individuen, wenn sle erst nach ihrer

Eimstelung in einen der, unter d, e, f, 8, gedachten Falle kemmen, sind, auf
erfolgte Bescheinigung der Thatumstände, ihre soserlige Entlassung zu brgehren
berechtigt.

In
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In Fallen, wo uber die Anwendung der vorstehend aufgefuhrten Besreyun-
gen Zweifel entsteht, bleibt, die Entscheidung Unserm landesßerrlichen Ermessen
vorbehalten.

Zweyter Abschnitt.
Beschrankung des Hotrathen und der Entfernungenins Ausland.

# 10.
Beschränkung des Heirathens bey den, im dienstpflichtigen Alter

stehenden Mannspersonen.
Keine, in den Jahren der Kriegödienstofticht Keßende Mannsperson darf

ohne Erlanbniß der Rekrutirungs. Behörde sich verheirathen. Diese Erlaubni-
darf Keinein vor zurückgelegtem assten Lebensfahr ertheilt werden und kann nur
in ganz außerordentlichen Fällen, auf erstatteten Berscht an die höchste Stellc, mit
deren Dispensation, jedoch immer nur unter Vorbehalt der Verpflichtung zum
Kriegsdienst, erfolgen.

Den, in den zweynleten Mtersclassen begrissenen Individuen darf in Fric.
denszeiten die Werehelichung, unter gleichem Vorbehalt, von der Rekrutirungs.
Behörde gestattet werden. In Kriegszeiten aber kann die Verheirathung solcher
Indididuen gleschfalls nur unker landesherrsicher Dispensation gescheben.

Kein Geistlicher darf bey 20 Rthlr. Strase Mannspersonen, welche, dem
Tage ihrer Geburt nach, das asste Lebensfahr noch nicht zurückgelegt haben,
preclamiren und trauen, wenn sie nicht durch ein Zeugnih der Rekrutirungs
Behörde dargethan haben, daß, wegen der Milstasrdienstpflicht, der Pereheli,
chung kein Hindernih enegegenstehe. Der Militairpflichtige und die Frauensper-
son, welche ohne den hier vorgeschriebenen Consens ihre erehelichung bewirkt
haben, werden mit Gefängniß, Strafe belegt und Ersterer bleibt unverändert der

Dienstpflicht unterworfen. ".11.
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ß. 11.
Beschrankung der Entfernungen ins Ausland.

Der burgerliche Verkehr Unserer Unterthanen soll durch die Verpflichtung
zum Kricgsdienst so wenig, als mönlich beschränkt werden. Fur die Ertheilung
ven Reisepässen und Canderbüchern an militairpftichtige Persenen werden vaher
felgende Bedsugungen vorgeschrieben:

#) Keine, in dem Jahren derKriegsdienst. Pflicht Kehende Mannépersen darf
sich ohne schriftliche Bewilligung der Rekrutirungs= Behörde ins Ausland
begeben. Solchen Individuen dürsen daher ohne Vorwissen und Geneh-
migung der Rekrutirungs.BehördekeinePässe,Wamerbücher,Zeug.
nisse zum Fortkommen, Handwerkslehrbriefe und dergl., so wie auch keine
geistlichen Gebures und Ledigkeits.Zeugnisseausgehändigtwerden.Die
Geistlichen, Civilbehörden, Gemeindevorstände und Imungsvorgesetzten
sind, Jedes in seinem Wirkungskreise, dafür verantwortlich und zur Worsor-
ge verpflichtet, daß Niemandem die Umgehung der Kriegedienstpflicht hier-
unter erleichtert werde. Ulebertretungen dieser orschrift sollen den Umstän-
den nach mit nahmhafter Geld= oder Gefängnißstrase gcahndet werden.

b) Derfenige, welcher die Coosimg noch zu erwarten hak, oder zu der, vom
Loos nicht bekrossenen Mannschaft der drey jüngsten Altersclassen gehört,
muß der Rekrutirungsbehorde durch Bürgen, oder Pfand, oder subsidiarisch
durch eidliches Angesöbnih Sicherheit dafür leisten, daß er auf Erfordern
seder Zeit binnen der, ihm zu bestunmenden Frist zurückkommen wolle.

c) Wenn der Kriegsdienstoflichtige zu der, vom Loos nicht betrossenen Manm-
schaft der drey leten Alkersklassen geßrt, so kann ihm, auf Bescheinigung
der Rekrutirungs. Behörde, der Paß und dem Handwerks-Gesellen das
VWanderbuch, welche einem Milstasepflichtigen überhaupt nicht länger, als
auf die Dauer eines Jahres eriheilt werden dürsen, ohne Sicherheitslei-
stung ausgestellt werden. Er muß sedoch der Rekrucirungs. Behörde einen
Bevollmächtigeen nahmhaft machen, an welchen die künstigen Citationen

(7) erlassen.
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erlassen werden können, und sich mittellt Handschlags on Eides Statt ver-
oflichten, diesem Bevollmächtigten von seinem Aufenthalt wenigstens alle
drey Monate Kenncnih zu geben und den, durch denselben an ihn gelangen-
den Ladungen pünktliche Folge zu leisten.

) Ale im Ausland befindlichen Individuen, welche in den vier ersten Jah-
ren der Kriegsdienstoflicht stehen, sind, bev Vermeidung der gesetzlichen
Nachtheile (F. 38.), verpflichtet, ohne besondere Aussorderung die Rückreise
zur Heimath anzutreten, sobald in den deutschen Bundesstaaten Kriegsrü-
stungen eintreten. Oiejenigen, welche in den zwey letzten Altersclassen
begriffen sind, massen in diesem Fall, bey Vermeidung derselben Nachtheile,
spotestens mit dem Ablauf ihres Passes, oder Wanderbuchs vor der Rekru-
tirungs--Behörde sich versönlich melden.

Die Rekrutirungs-Behsrden haben alle Milikairpflichtigen, welche Reisepässe
ins Ausland erhalken, von diesen Werbindlichkeiten zu unterrichten und vor den,
die Austretenden kreffenden Vermögens-Nachtheilen und Strasen ausdrücklich
zu warnen. Die Unterlassung dieser GWarnung kann sedoch keinem Ausgetre-
tenen, oder Ausgebliebenen zur Entschuldigung angerechnet werden.

§. 12.
Bedingung für die, welche auswandern wollen.

Denjenigen Unterchanen, welche sich bleibend ins Ausland zu wenden
bcabsichtigen, kann die dazu nöthige obrigkestliche Erlaubnih nicht eher ertheilt
werden, bis von ihnen nachgewiesen ist, dah sie der Verbindlichkeit zum vater-
ländischen Kriegsdieust vollständig genügt haben. In Fällen, wo ein, zur Aus-
wanderung entschlossener Unterthan diese Bedingung nicht ersült hat, ist dessen
erdemliche Obrigkest verpflichtet und berechtigt, den Wegzug seines etwanigen
Vermogens so lange zu verhindern, als dem Gesttz keine Genuge geschehen ist.
In Hinsicht derer, die ohne Erlaubniß auswandern, wird nach Vorschrist des
funften Abschnitts S. 33 — 39. verfahren.

Drit·



Dritter Abschnitt.
Derfahren bey der Aushebung.

g. 13.
Besondere Vorschrift wegen der nachsten Aushebung und wegen

kunftiger Wiederentlassung der dadurch betroffenen Individuen.

Zu der Aushebung, welche zunächst wegen der vollstandigen neuen Auf-
stellung des Bundes. Conkingentes veranKaltet werden muß, sollen alle dermalen
vorhandenen Mannspersonen, die in den Jahren 1799 biß 1804 einschliehlich
gebehren sind, ohne Unterschied des verheiratheten oder ledigen Standes, sosern
Erstere nicht bis jetzt unbedingt von der Milstairpflicht entbunden worden sind,
beogezogen werden. Aus seder dieser Jahresclassen wird der gegenwärtige Be-
darf an Mannschaft zum sechsten Theile durch das Loos ausgehoben.

Von den Indiolduen, welche durch diese Rekrutirung zum Milistasrdieust
gezogen werden, soll nach Verlauf eines Dienstsahres die älceste Jahresclasse,
so wie weiterhin allshrlich die sedesmalige älteste Classe den Abschied erhalten.

on dieser Aushebung werden nur diesenigen ausgenommen, welchen die
vorläusige Zurückstellung, oder Besreyung geseglich (F. 8. und 9.) zugesichert,
oder ausdrücklich durch den Landesheren ertheilt (.

g. 14.
Jahrliche Rekrutirung im Frieden.

Die Rekrutirung geschieht kunftig in Friedenszeiten allahrlich wahrend der
Monate Januar und Februar durch Ausloosung aus der Jahl der Militairpflich-
tigen, welche im Laufe des Jahres das zwanzigste Lebensjahr antreten. Die
Anzahl der auszuhebenden Mannschaft richtet sich nach dem, seit der letzten Aus.
loosung eingetretenen und wieder zu ersetzenden Abgang.

8. i19.
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g. 15.
Rekrutirung in Kriegszeiten.

In Kriegszeiten wird, so lange die gewöhnliche jährliche Ausloosimng die
Aushebungen wegen Nachsendung der Ersatzmannschaft, oder wegen der, durch
Bundesbeschluß angeordneten Verstärkung des ordentlichen Contingents, oder
wegen Aufstellung der Reserve, oder überhaupt so lange das ganze Rekruten-
bedurfniß im Laufe eines Jahres das Giertel der Gesammtzahl der, von einer
Landesabtheilung zu liefernden Quote nicht übersteigen, die jüngste Altersclasse
der Dienstpflichtigen allein in Anspruch genommen. Sobald sedoch eine stärkere
Anzahl zu den Waffen aufgerufen, oder in demselben Jahr eine wiederholte

Ausloosimg ueem werden muß, sind für dasfenige Quantum, welches|überdas, in jedem Falle nur aus der jüngsten Altersclasse auszuhebende Viertel
aufzustellen g. n vorhergehenden Altersclassen der Dienstpflichtigen in der
Maaße zur Mitleidenheit zu ziehen, daß

a) die Erhöhung von bis zu # des Contingenks aus der zireyten Altersclasse,

b) die ier Erhöbung über 3 bis zu ###des Contingents aus der dritten
Alters

c) die weitere VerstärkunguberkssbsszudesEontingentsausdes-vierten
Alterselasse

zuruck erholt wird.
bey den ganz ausserordentlichen Umständen mehr, als die Hälfte der

normalmäsigen Contingentszahl auf ein Jahr ausgehoben werden müßte; so
wird der, diese Halfte übersteigende Bedarf zu „r der Contingentszahl aus der
sunften Altersclasse, und zu er der Contingentszahl aus der sechsten Alters
classe entnommen, der etwanige Ueberschuß aber im Nothfall, auf die, deshalb
besonders einzuholende Landesherrliche Genehmigung bis zu z der ordentlichen
Contingentszahl aus der, mit dem nächstfolgenden Jahre dienstpflichtig werdenden
Classe um sechs Monate im Voraus bepgezogen.

g. 16.
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g. 16.

Aufnahme der Listen.
Die Geistlichen sedes Orts sind verpflichtet, in jedem Jahre mit Ansang

des Monaks November aus den Kirchenbüchern eine nahmemliche eiste aller der-
jenigen männlich Gebohrnen, welche im Lause des nchstfolgenden Jahres in
das aoste Lebenssahr treten, nach den Ortschaften aufzunchmen. Diese Listen,
in welchen die darunter gehörigen Sterbefälle mit angemerkt seyn missen, haben
die Prediger vor Ende des Menats November bey der Rekrutirungebehörde zu
übergeben. Von Letzterer werden demnächst die, an der Reihe stehenden Mili-
tairpflichtigen durch besondere Bekamemachung in den einheimischen öffemtlichen
Blättern an die, im Monat Jamtar darauf bevorstehende Auslsoesimg und an
die Bereikhafkung zu derselben inn Voraus erinnert.

S. 17.
Oeffentliche Untersuchung und Berichtigung der Listen.

In sedem Ort wird die cingegangene Liste alfährlich im Monat Jamar
von der Rekrutirungsbehörde, mit Juziehung des betrefsenen Geistlichen und
der Gemeindevorstände, genau durchgegangen und durch Beyfigung aller Indi-
Liduen, wesche unter der Gemeinde wohnhaft, aber ausserhalb derselben ge-
bohren siud, ohne Rucksicht auf etwanigen befrepten Gerichtéstand vervollständigt.

Zu dieser Verhandlung, welche öfsentlich geschieht, muß die ganze Ge-
(eneinde, in den Städten und Marrkflecken abtheilungsweise in Bierteln und
Dimrricten vorgeladen werden. Diesenigen Individuen, welche aus irgend ci-
üem Grunde Auspruch auf vorléufige Zurückstellung, oder auf Befreyung zu
haben vermeinen, kömen sich dabey sofort melden und haben die vorläußge
Musteichmungihrer Reclamakion zu gewärtigen. Jedes anwesende Gemeindeglicd
K verpflichtek, auf Befragen der Rekrutirungsbehörde über die, ihm bekannten
persönlichen Verhäliuisse der Dienstpflichtigen öffentlich Auskunft zu geben, und

Jedem
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Jedem der übrigen nicht befragten Anwesenden steße es frey, gegen die erfolg-
ten Antworten bescheidene Erinnerungen vorzubringen. Ueberhaupt liegt sedem
gegemv#rtigen Staalsbürger, welcher Irrthümer oder Auslassungen, nament-
lich von nicht eingebohrnen Dien pflichtigen wahrnimmt, oder welcher falsche
Angaben, oder Uebertreibungen in den vorgekommenen Reclamationen bemerkt,
die Verbindlichkeit ob, seine bessere Wissenschaft von der Sache und die sonsti-
gen Ausklärungen sofort öffentlich gelkend zu machen.

Auf den Grund der erfolgten Erörterungen wird die kiste sofort berichtigt
und ergenzt, der versammelten Gemeinde kaut vorgelesen und in doppelten Er-
emplaren von der Rekrutirungsbehörde, dem Geistlichen und den Orksvorständen
zur Beglaubigung unterzeichnet. Das eire Exemplar wird zu den Acten der
Rekrutirungs-Behörde gebracht, das andere aber dem Ortsvorstand zur bestän-
digen Ausbewahrung ausgehändigt. Bey demselben muh die Eiste zur fortwäh.
renden Einsscht sedes Gemeindegliedes, um etwanige Erinnerungen und Recla-
mationen darauf stützen zu können, bereit liegen.

5. 18.
Vorladung der Kriegsdienstpflichtigen zur Loosümg.

Nach den solchergestalt angefertigten und durch geeignete Enischeidung der
bereits angebrachten Reclamationen berichtigten Listen, wird die, der Dienst-
oflicht unterworfene junge Mannschaft jeden Ores von der Rekrutirungsbehrde
durch Erlaß an den Gemeindevorstand auf einen, wenigstens vierzehn Tage in
sich enthallenden Termin mit Ende Januars zur Aushebung durchs Loos vorge.
laden. Auf diese badung haben die verostichteten Ortsvorstände die, zur Aus-
hebung verzeichneten Personen, oder der Abwesenden Aeltern, Vormünder,
Geschwister, oder Bevollmächtigke anzuweisen, sich an dem, von der Rekru-
tirungsbehörde namhaft gemachten Ort zur bestinmten Zeit pünktlich einzufinden.
Ueber die richtig erfolgte Bekanntmachung diesen Worladung haben die Orts.

vor-
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vorstande auf ihre geleistete Pflicht genaue Listen mit Angabe der Namen und
der Insinuationszeit zu fuhren.

Im Termine selbst muß jeder Dienstoflichtige, wenn er im Lande anwe-
send ist, oder in der Nöhe ssch befinder, wo m#r immer möglsch, persönlich er,
scheinen. Nur in dem Falle, wenn der Dienstpslichtige über 1#. Meilen, vem
Ort der Loosimg entfernt, sich aufhält, oder derselbe mit Erlaubniß der Rekru-
tirungsbehörde auf der Wanderschaft, oder sonst auf bestimmte Zeit ahwesend i#l,
dürfen Nellem, Vormünder, Geschwister, oder Bevollmächtigte für ihn auf-
treten und loosen. Sollte aber ein solcher abwesender ODienstpflichtiger wegen
seines Gesundheikszustandes, oder wegen zu geringer Größe vorläufige Zurückstes.
lung, oder gänzliche Besrepung in Anspruch nehmen, so muß er allemal
persönlich erscheinen.

 10.
Präclustolsche Frist zum Anbringen von Reclamattonen.

Jeder Dienstoflichtige, welcher auf vorläufige Zuräckstellurg, oder Befrey=
ung rechnen zu können glaubt, hat die diesfallsige Reclamation in der Zeit
der öffentlichen Untersuchung und Berichtinung der bisten (§. 27.) bis spätestens
drey Tage vor dem Loosimgs- Termine bey der Rekeutirungsbehörde anzubringen
und die Bewesse dafür vorzulegen. Wegen besonderer Dringlichkeit ist es über-
dem Jedem freygestellt, früher und außer der Authebungszeit derartige Recla-
mationen bey der Rekrutirungsbehörde anzubringen und deren Entscheidung aus-
zuwirken. Alle dahin gerichteten Bescheinigungen muüssen aber von der compe-
kenten Obrigkeit, nach vorgängiger eigner Untersuchung und genauer Prüsimg
der, in Frage kommenden Thatumstände, oder nach sonstiger actenmäsiger Wis.
senschafe ertheilt seyn.

Porgegebenc Untaugliehkest zum Militairdienst wegen äußerlicher körperlicher
Fehler und Gebrechen, oder #nnerlicher Krankheiten, wird von den verpflichteten
Nerzten und Wundärzten, unter Nufsicht der Rekrucirungebeßörde, in Gemäßheit

der
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der, gegentvärkiger MVerordnung angefügten Instruckion, unkersicht. Wer die
bier vorgeschriebene Frist verszumt, wird mit semer sonstigen Reclamation nicht
weiter gehört, es wäre denn, daß für die verspätete Aubringung ein vollgüles-
ger, gehörig bewiesener Entschuldigungsgrund angegeben werden könnte.

6. 20.
Entscheidung über die Reclamationen.

Ueber die, binnen der vorgeschriebenen Frist eingekommenen Reclamakionen
hat dieRekeutfrungsbehörde, nach Maasgabe der dafür beygebrachlen Bescheini-
gungen, bis zum Loosimgstermin zu entscheiden. Diese Entscheidung wird den
betrosfenen Militairpflichtigen noch vor der boosimg bekannt gemacht.

g. 21.
Recurs gegen die Entschefdung der Rekrutirungsbehörde.
Wem ein Reclamant bey dem Ausspruch der Recrutirungöbehörde sch

nicht beruhigen will, (o hat er, binnen den nächsten acht Tagen nach publicir.
ter Entscheidung, bev derselben Behörde eine anderweile Vorstellung schrifelich
einzureichen umd dieselbe sofort mit den usthigen Beweisen zu unterstützen. Diese
Vorstellung hat die Rekrutirungsbehörde unmittelbar vor den Landesherrn zur
Entscheidung zu bringen.

4. 22.
Revision der, in den nächstvorhergehenden Jahren vorläufig zu-

rückgestellten Mannschaft.
Noch vor dem Loosungstermine ist zugleich bey der öffentlichen Uncer-

suchuug und Berichtigung der Listen (F. 17.) eine Revisson in Ansehung der-
jenigen Individuen vorzunehmen, welsche bep den Aushebungen der vorhergehen.
den Jahre vorl#zußg zurückgestelt worden sind (§, 8.). Jedes sosches Individu-

um



um bleibt in der Lilte seiner Mitersclasse und muß, wenn es fur diensnuchtig
erkannt wird, oder der Grund der geschehenen vorlaufigen Zuruckstellung nicht
ithr fortdauert, eingestellt werden, sobald die, von ihm fruher gezogene Los.
sungsnummer zum Eintritt in den wirklichen Dienst verpflichtet hatte.

g. 23.
Loostung.

VWen die sunge Mannschaft an dem bestunmeen Orte versammelt (#t, für
die Abwesenden aber, in so fern sse über die vorhandenen VBerhinderungsursa-
chen genügend gerechefertigt sind, deren Aeltern, Vormünder, Geschwister,
oder Bevollmächtigte sich eingefunden haben, wird auf folgende Weise zur
Aushebung durchs Coos geschritten.

Die Nahmen oaller Milicairpflichtigen des betroffenen Jahres werden auf
besondere Zeddel geschrieben und öffentsich in eine, dazu eingerichtete verdeckte
Umc gelegt. Nächstdem werden eben so viele Zeddel mit fortlaufenden Num-
mern, als Nahmen in die erste Urne gebrücht sind, in eine zweyte Urne gleich-
falls öffentlich eingezählt.

Hierauf zieht eine, von der Rekrutirungs= Behörde uncer den anwesen-
den Ortsvorständen ausgewählte Person nach und nach aus der ersten Urne
die Nahmen der, zum Loosen einberusenen Individuen und liest solche laut ab.

Nach der, hierdurch bestimmten, sofort zu Protocoll bemerkten Reihen-
solge haben nun die einzelnen, ausgerusenen Militairpflichtigen und, für die
Abwesenden darunter, welche wegen ihres Nichterscheinens hinlänglich gerecht.
fertigt sind, deren Aeltern, Vormünder, Geschwister, oder Bevollmächtigte
vorzutreten und aus der zweyten Urne ihr Loos zu ziehen. Das gezogene Koos
wird sofort mit dem Wor- und Zunahmen des Inhabers in die Liste der Dienst=
oflichtigen eingecragen. Wer für einen Andem zum Loosen zugeiassen worden
ist, hat demselben das getroffene Loos sogleich anzuzeigen.

(8) Wenn
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VWenn die Loosung eines Districts an einem Tage nicht beendigt werden
kann, so müssen die Loosbehäller am Schluß der Sihung öfsentlich verschlossen
und versiegelt, und am folgenden Tage öfsentlich wieder entstegelt werden.

8. 24.
Ordnung des Aufrufs nach der Loofungs-Nummer.

Die, in die Loosimgsliste eingekragene Reihenfolge der Nummern bestimme
die Ordnung, in welkher die belroffenen Individuen zum wirklichen Militair-
dieust eingestellt werden. Es gilt hierbey die Regel, dah die Einstellung von
Nummer r. an geschehen muß und die folgenden Nummern soweit zum wirkli-
chen sofortigen Kriegsdienst verpflichten, bis, nach Abzug der Zurückgestellten
(#. 3.), die Zahl dererforderlichen Ersoomannschaft (S. 14.) vervonfständigt ist.

. 25.
Zulassung der, nach der Loosung neu eingetretenen

Reclamationsgrunde.

Wenn fur ein Individuum nach dem Loosungs- Termine Gründe zu einer
Reclamation entstehen, so sind dieselben mit der gehörigen Bescheinigung unmit-
telbar bey der Rekrutirungs-Behorde schriftlich vorzustellen. Letztere hat darauf
uber die Reclamation zu entscheiden und dem Militairpflichtigen seht, wofern er
sich bey diesem Ausspruch nicht beruhigen will, frey, mit Beobachtung der,
oben (G. 27.) vorgeschriebenen Frist und Gormalität, den Recurs an den Landes=
herrn zu nehmen.

Vler.



— 40 —

Vierter Abschnitt.
Loosvertauschung und Stellvertretung.

8. 20,
Auskauschung der Loost und Frist zu derselben.

Es #K sedem Miltalrpfsichtigen gestattet, selne gezogene Nummer mit
der, don einem Indern aus dersesben Alersclasse zu vertauschen. Ein solchee
Dausch kann entweder sofort nach der Ziehung geschehen, wo derfelbe sogleich
im Prototoll und in der Coosimgs-Liste mit angemerkt wird, oder er muß
bemmen drep Tagen zwischen den Interessenten entschieden seon und der Rekrus-
rung6-Beßörde bekannt gemacht werden. Nach Verlauf dieses Termins wird
kein Tausch welter zugelassen.

. 27.
Folgen des Nummern--Tausches.

Es wird angenommen, doß die Tauschenden, in Ruckslcht des soforkigen,
oder nachsten Eintritts ins active Millkalr und der fernern Dienstpflichtigkei, I#re
Stellen gewechselt, oder Einer des Andern Nummer gezogen haben. Dersenige,
welcher, durch Eintauschung elner niedrigern Nummer, zum frühern Eintritt ins
ective Milsikalr beslimme wird, muß daher als ein, durch das Loos wirklich
Ausgehobener angeseßen werden.

Wer durch den Eintausch elner niedrigern Nummer der wirklichen Einste-
lung ins actlve Millitalr sich unterwirst, muß volkommen diensttüchtig sepn.

Wenn der, durch den Tausch zum wirklichen Dien# Eingestellee binnen
einem halben Jahre nach der Unnahme desertirt, muß der ODienstpflscheige
wescher dat Loos wieklich gezogen hat, seine ursprüngliche Seeue wieder
einnehmen.

Uchr-



Uebrigens hat Jeder, welcher durch Austouschung des Cooses vom Einkrite
ins active Militair befreyt wird, eine baare Caution von Funstig Thalern,
Convencionsgeld, zur Landescasse einzuzahlen. ODiese Cautcion wird nur dann
an ihn, oder seine Erben wieder ausgezahlt, wenn der, für ihn eingetreicne
Mamn die volle sechsfährige Dienstzeit redlich aushält, oder wenn er selbst
in dem. (I§. 11.) bezeschneten Nothfall zum Dienst ausgerusen wird.

8. 28.
Stellvertretung und Frist zu derselben.

Jedem Militairpflichtigen, der auf die, (F. 22.) bezeichnete Weise durch
das Loos zum wirklichen Eintritt ins Misitalr bestimme worden ist, wird es
erlaubt, sich von einem andern vertreten zu lassen.

Wer scch vertreten lassen will, muß solches im Loofungstermin, oder
spatestens binnen vieczehn Tagen, von diesem Termin an gerechnet, bev der
Recrutirungs.Behörde anzeigen. Binnen dieser Frist muh auch der erwählte
ESktellvertreter der Rekrutirungs-Behörde persönlich vorgesteht und, auf befan-
dene Tauglichkeit, dem Milskair überwiesen werden.

Nach Ablauf dleser Frist wird über beabsscheigte Vertretungen keine Erklä-
rung mehr angenommen, sondern die Einstellung des, von Loose Betrossenen
versügt.

g. 29.
Zulassung der Stellvertretung nach erfolgter Einstellung zum

Militair.
Ausnahmsweise soll einein schon eingestellten Militairpflichtigen die Vertre-

tung in den Fallen nachgelassen werden, wenn spaterhin erst Grunde entstanden
stnd, welche es in vollige Gewißheit setzen, daß der Militairpflichtige ohne
großen Nachtheil für sein Gewerbe, oder für sein künfuges Fortkommen, dem
Kricgsdienste persönlich keine Genüge leisten kann.

Alle



Alle solche, nach erfolgter Einsteung entstehenden Gesuche um Zulassing
eines Stellverrreters sind von den Eingestellten mit der gehörigen Bescheinigung
beo der Rekeutirungäbehörde einzureichen, Letere hat darauf die Ensscheidung
zu geben undl in Fällen, wo der Dienstpflichtige sich nicht daben beruhigen
will und deshalb erneute Vorstellugg macht, dem Landesherrn zur endlichen
Bestimmung anhe#nzustellen.

Alle Kosten, welche der Landescasse aus einer solchen spätern Vertretung
enrstehen, hat der Reclamant aus seinen Miteeln zu erstätten.

.30.
Personen, welche als Stellvertreter zugelassen werden.

Jeder Stellvertreter muß ein Inlander seyn, muß schon an einer Aus-
loosung Theil genommen Haben und Ubrigens alle Eigenschaften besigen, welche
von einem Freywilligen verlangt werden.

Wenn ein, bey den nächstvorhergehenden Ausleosungen vom wirklichen
Einkritt in den Dienst frey gebliebener Militairpflichtiger für einen Betrofsenen,
als Stellvertreter, eingestellt worden ist, späcerhin aber, innerhalb seiner Kriegs-
dienstpfischeigen Jahre, bep Krlegszeiten nochmals zur Loofung gezogen werden
muß und dadurch selbst zum Eintritt ins Milikair berusen wird; so ist die
Stellvertretung erloschen. Der PVertretene muß in diesem Falle auf die noch
übrige Zeit seiner Dienstverpflichtung entweder selbst zum Militair sich eintellen,
oder binnen vier MWochen, von Erlsschung der Stellvertretung an gerechnet,
einen anderweiten Stellvertreter beyschafsen. Die, für die Vertretun Kipulirte
Vergütung hat der Vertreter dann auch nur nach Werhältniß des bereits zu-
rückgelegten Theils der, auf sechs volle Jahre zu berechnenden Dienstzeit, in
Ansoruch zu nehmen.

Leute von bekannter schlechter Aufführung und üblen Sitten können als
Pertreter nicht angenommen werden.

8. 31.
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g. 31.
Cautionstleistung.

Jeder Verkretene hat fur seinen Stellvertreter, zur Sicherstellung der, auf
die vollstoandige Ausrusumg des Mannes verwendeten Kosten, eine baare Cau-
tions von Funfzig Thalern, Conventionsgeld, zur Landescasse einzuzahlen. Dient
der Vertretene seine Zeit redlich aus und wird er ordnungsmaslg verabschiedet,
oder stirbt er wahrend der Dienstzelt; so fallt, je nachdem die Interessenten dies
unter sich ausgemache haben, die Caution emweder an den Stellvertreter, oder
an dessen Erben, oder an den Vertretenen zuruck. Desextirt aber der Stell.
vertreter, so ist die Cautson der Landescasse verfallen. In Fällen, wo der
Verkretene selbst zu den Wassen aufgerusen wird C. 17# und 30.) und der
 ertretungs= Contract somitz, oder sonst seine frühere Auflssung erbäl#, son
diese Caution an den Bertretenen, oder dessen Erben wieder ausgeanzworter,
oder der, under den Interessenten hierüber verabredeten Derfügung nachgegangen
werden.

Nächstdem muh der Vertretene für den Stellverkreter drey Jahre lang in
der Maaße hasten, daß, wenn der Stellvertreler vor Ablauf dieses Zeie-
riums desertirt, der Vertretene die Verpflichtung behält, eneweder persönlich
einzutreten, oder einen andern Stellvertreter beyzuschafsen. Zu dieser Ausmie-
telung eines anderweiten Stellvertreters ist eine Frist von vier Wochen, vom
Tage der, dem Mrlstairpflichtigen deshalb zugegangenen Aufforderung an gerech.
net, eingeraumt. Ist der Pertreter nach geschehener Einstellung ins Militase
verstorben, oder erst nach Ablauf von drey Jahren seiner Dienstzeit deserttre;
so bleibt der Vertretene vom Selbsteintrict, oder von der anderweiten Anschaf-
sung eines Stellvertreters befrept.

S 3°.
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g. 32.
Vertretungs-Vertrag.

Der Preiß der Stellvertretung blelbt dem freyen Uebereinkommen der Ind
teressenten gänzlich überkassen. Es müssen jedoch alle Stellvertretungs, Contracte
dergestalt abgeschlossen werden, daß der ertreter wengstens die Hälste der,
ihm vorgeschriebenen Summe erst nach redlich abgehaltener sechsshriger Dienst-
geit erhält. Die Hälfte des Vertrecungsquanti kann als Caution mit angewie.
sen und muß in dliesem Fallc jedesmal vor der Annahme des Stellvertreters
baar zur Landes-Casse eingezahlt werden. Der ewanige Ueberschuß von dieser
Hüälste des Vertretungsquanti aber kann, je nachdem die Inieressenten dies
unter ssch festzustellen geneigt 1#nd, entweder gleichfalls baar zur Landeskasse
gewäßrt, oder durch Burgen, oder Hypothek in der Maaße slcher gestellt
werden, daß der ganze Betrag elntrelenden Falls ohne alles processualisches
PVerfahren durch blose exccutsoische Mahregeln beygelrieben werden kam. De-
sertirt der Stellvertreter nach Ablauf von drey Jahren seiner Dienstzeit, so ist
die vorbehaltene Hälfte des Pertretungsquanti der Landeskasse verfallen, und
muß, so welk sie nicht schon baar eingelegt, sondern nur durch Bürgen, oder
Pfand verstchert war, bey Vermeidung der nur bezeichneten Maasregeln, so-
fort dahin eingezahlt werden.

DieStellvertretungs. Contracte müssen sedesmal bey der Rekrucicungebe-
börde angezeigt und, ihren Bestimmungen nach, von derfelben einregistrirt werden.
Die Genehmigung und Bestäligung des Contracts erfolgt, sobald der erkre-
tene für tüchtig befunden worden (F. 3 und 298.), die Sälfte der, dem Stellver-
ter versprochenen Geldleistung baar zur Landeskasse erlege, oder vorgeschriebener
Maaßen versschert und die vorstehend (6. 31.) bezeschnete Caution zu derselben
Kasse gewährt ist.

Funf·
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Funfter Abschnitt.
Strafen der Militairpflichtigen, welche sich dem

Dienst zu entziehen suchen, und derjenigen,
welche solches befördern.

g. 33.
Verfahren gegen die, im Loosungs·TerminAusgebliebenen.

Jedem Kriegsdienstpflichtigen, welcher im Lobsungs.· Termine zu erscheinen
schuldig gewesen wäre und dabey weder in Person, noch in der (§. 17.) ge.

gaatteten Maasse durch Aeltern, Vormund, Geschwister, oder Bevollmäch=
tigtesich stelt, oder einen sonst erwiesenen gerechten Entschuldigungsgumd gol-
tend gemacht hat, soll, wenn er sich binnen den nächsten vier Wochen nach
demLoosungs. Termine nicht freywillig zur Erfüllung seiner Dienstpflicht stellt,

—Jals Ausgebliebenem, unverweilt der Proceß gemacht werden. Dieses geschieht
gleich nach Ablauf der Frist, ohne Rücksicht auf den sonstigen Gerichesstand
des Incuspaten, ausschließlich vor der Nekrutirungsbehörde. Oenen, wesche
r#r Nichterscheinen im Loosungstermin haben ousreichend entschudigen lassen,
wird nach Ausfall des Looses zur Stellung in Person eine angemessene Frist
vorgeschrieben, nach deren fruchtlosem Ablauf denselben, wie den unvertreten,
oder unentschuldigt Ausgebliebenen, der Prozeh gemacht wird.

5. 34.
a) Wenn der Aufenthalt ausgemittelt wird.

Gleich nach Ablauf der vorstehend bezeichneten Fristen sind, falls der
Jusgebliebene Acllern, einen Vormund, oder llere Geschwister hat, diesel-
ben vor allen Dingen über ihre Wislenschafe von seinem Aufen#altsort an
Eides Statt zu vernehmen. Wird der Aufenchalt auf diesem Wege, oder

durch
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durch sonstige Erkumdigungen in lichere Erfahrung gebrochk, so hat die Rekru-
tirungsbehörde die Einstellung des Ausgebliebenen durch spectelle Vorladung und
durch Requisttion seiner Obrigkeit, wo möglich, zu bewirken.

K 55.
b) Wenn der Aufenthalt unbekannt st.

Wam dle vorstehend (F. 34.) angeordneten Maaßregeln ohne Erfolg
bleiben, oder der Aufenthalt des Ausgebliebenen überßaupk ganz unbekannt ist,
uh derselbe von der Rekrueirungsbehörde durch eine, in zwey einheimische öf.
sentliche Blätter und in eine auswärtige Jeitung einzurückende, auch im Ge.
richt des vorherigen Wohnorte anzuschlagende Edictalladung zur persönlichen
Stellung aufgesordert, und muß ihm eine Frist von drey Monaten zur Rück.
kehr anberaumt werden. 6

Wenn er binmen dieser Frist nlche erscheine, oder niche von ihm nachge-
wiesen wird, daß er durch unüberwindliche Hindernisse, ohne alle eigene
Schuld, vom Erscheinen abgehalten sep; so ist er als Ausgetretener zu betrach.
ten und zu verurtheilen. Zu diesem Ende hat die Rekrutirungsbehörde die
Actensedesmal an die gemeinschaftliche Landesregierung mit Bericht einzusenden
und von derselben das Erkennmiß zu erwarten, die dadurch sestgesetzte Bestra-
fing aber durchs Intelligenzblatt gemeinkundig zu machen.

8. 36.
Verfahren gegen die, welche sich nach der Loosung der ODienst-

pflicht entziehen.
Dienstpflichtige, welche sich nach dem Loosungtermin, auf erfolgte Erlaub.

niß der Rekrutirungsbehörde, mit Pässen ins Ausland entfernen und über die
chnen bestimmte Zeit ausblelben, dadurch aber die persönliche Scellung dev el-
ner wiederßolten Eoosimg ihrer Astersclasse (K. 23.) versäumen, werden beo

(9) solcher
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solcher wiederholten Loosung, ohne alle Vorsadung, sofort als Ausgetretene
verurtheilt, wenn sie nicht das Vorhandenseyn unüberwindlicher Hindernisse
vollftändig beygebracht haben.

Die Rekrutirungsbehörden haben auch in diesen Fällen die Acten mit Be-
richt an die gemeinschaftliche Landesregierung einzusenden.

 . 7.
Unverzägliche Anschaffung von Stellvertretern für die

Ausgeblsebenen.
UWem der Ausgebliebene hinreichendes Vermögen zur Anschaffimg eines

Etellvertretersbesitzt,so muß die Rekrutirungsbehörde, pleich nach Verfluß der
oben (F. 33.) erwähnken Fristen, den Nelkern, Vormündern, oder sonstigen
 PVermögens- Administratoren des Ausgebliebenen, ohne Rücksicht auf deren ge-
wöhnlichen GerichtsKtand, umverzüglich aufgeben, binnen Monatsfrist einen
bienstkauglichen Stelloertreker nach der (F. 37 und ze.) gegebenen Vorschrist
aus dessen Vermögen zu schaffen, oder zu gewärtigen, dah solcher auf dessen
Kosten von der Rekrucirungsbehörde werde gestellt werden. Die dazu erforder-
siche Summe wird dann nsehigenfalls durch die bereiteste Execucion in den au-
gemessenen Wenmsgenstheil des Ausgebliebenen durch den Gerichtsweg bep-
getrieben.

Sollie der Ausgebliebene noch kein WVermögen besitzen, aber künftig aus
einem Hause, Hof, oder andem Gu##strcken, oder sonst ein Capital zu erwar.
ten haben, welches zur Anfchaffung eines Stellvertretetrs hinreicht, so hat dit
Rekrutirungsbehorde auf dem angemessenen Wege und nothigen Falls unter
Gestattung eines Verhältnihmähigen Abzugs für die frühere Zahlung, zu ver-
mitteln, dah die betrossene Summe an die Landescasse zur Caution und zur.
Verlvendung und Nufbewahrung für den Stelloertreter (F. 31 und 32.) ein-
gezahlé werde.

8. 38.
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g. 38.
Strafe der Ausgetretenen.

Gegen diejenigen, welche als Ausgetretene zu verurtheilen sind, werden
soslgende Nachtheile und Strasen verfügt:

 ) Jeder Kriegsdienstpflichtige, welcher im Loosungstermin nicht perfönlich
erschienen, oder gehörig vertreten, oder hinreichend entschuldigt worden ist,
verliert ohne weiteres das Recht zu loosen, wird sogleich im Loosimgstermin
auf der Liste der Dienstpflichtigen oben an gestellt und muß ssch die unverzüg.
liche Anschaffimg eines Stellvertreters für eine neunfährige Dienstzeic, auf seine
Kosten (§. 37.), gefallen lassen.

a) Wer sich nach dem Loosimgstermin auf die (F. 36.) bezeichnete Weise
der Dienstpflicht entzieht, wird, sobald seine Altersclasse zum Dienst wieder
ausgerufen werden muß, (9. 11.) ohne Loos zuerst für den wirklichen Dienst
bestimme und hat die sofortige Ansthaffimg eines Stellvertrelers für cine neun.
fährige Dienstzeit aus seinem Vermögen, wie im nächstvorstehenden Fall, zu
erwarten. Sollten aber dergleichen Individuen durch ihr längeres Ausbleiben
keine wiederholte Loosimg versäume haben, so sind sie wegen ihres Ungehorsams,
den Umständen nach, mit Geld= oder Gefängnißstrase zu belegen.

3) Der Ausgetretene verfällt überdem in eine Geldstrafe von af bis 200
Dhalern, Conventionsgeld, und muh alle, durch den Proceß wider ihn verursach-
ten Kosten abstatten.

as, von der gemeinschaftlichen Landesregierung wider den Ausgekrekenen ge-
sä#te Urtheil wird der Rekrucirungsbehörde zugesertigt und ist von Letzterer durch
öfsentlichen Anschlag an der Gerichtsstelle seines letzten Wohnorts und durch
Einrücken in die einheimischen öffentlichen Blätter zu publiciren.

Oer Bedarf zur Anschaffung des Siellvertreters, die Geldstrafe und die
Kostenabstaktumg darf von Seiten der Ascendenten des Milistairpflichtigen durch
keine Disposikkon unter den Lebendigen, oder auf den Todesfall beschränkt wer-
den. Jede Enterbung, sosern sie sich nicht auf die gesetzlichen Ursachen gründet,

1



sede Einschränkung des ordentlichen Kindescheils durch Testament, Codicill,
Legat, Fidescommiß, Schenkung unter den Lebendigen, oder auf den Todes-
fall, oder durch jedes andere, auf die Umgehung der Strase abzielende Ge-
schäft, soll in so weit allgemesn für null und nichtig geachtet werden. Für die
Bevtreibung der, den Ausgekretenen treffenden Geldstrase und Kosten hat die
Rekrutirungsbehörde Sorge zu tragen. Im Fall der Ausgetretene aus einem
Haus, Guth oder aus andern Grundstücken Kindestheil zu erwarten haf,
muß das Urtheil, auf Requlstiion der Rekrutsrungsbehörde, von der betroffenen
Gerichtsstelle in den Kehns-Gerichts oder Handelsbüchern gehörigen Orts an-
hemerkt und seiner Zeit auf Ausantwortung des Bedarsé zur Anschaffung des-
GSiellvertreters, der Geldstrafe und des Kafstenbelrags Bedacht genommen
werden.

S. 50.
Verfahren gegen Ausgebliebene, welche nachmals zurückkehren.

Gegen diesenigen AusSgeblsebenen, oder Ausgetrekenen, welche sich nach-
mals zur Erfüllung ihrer Dienstpflicht selöst stellen, oder deren man Habhaft
wird, sollen folgende Bestimmumgen zur Anwendumg kommen:

1) Wann ein, im Loofungstermin gänzlich ausgebliebener (K. 33.), oder ein,
ey wiederholler Coosung (F. r## und 36.) nicht erschienener Militairpflichtiger
sich nachmals noch vor Erlassung des Straserkenntnisses (S. 38.) frepwillig
stellt; so behält es, so fern nicht der Fall unter No. f. eintrict, bev dem
Werlust seimer Thellnahme an der #oosing und bey selner sofortigen Einstellung
zum actiden Dienst auf die ordmungsmäsige Dauer, wenn nicht schon ein
Sleehlvertreter für ihn angeschafft worden ist, sein Bewenden. Andere Nach-
Weeile aber tressen denselben nicht.

2) Ein Ansgetretener, welcher erst nach der Publscation des Sraf.
Erkenntnisses sich freywillig stelt, wird auf 3 Jahre zum Militair sofort
eingestelli, oder hat auf gleiche Dauer einen Stellverrreter anzuschaffen.

3) Aus.
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3) Ausgebliebene Dienstpskichtige, die vor Publicakson des Sctraferkennt-
nisses ergriffen worden, stnd auf sleben Jahre zum Milstafr sofort einzu-
stelen, oder haben auf gleiche Dauer einen Stellvertreter anzuschaffen.

4) Ausgetretene, deren man erst nach der Publicatlon des Straferkennt-
nisses habhaft wird, mussen auf neun Jahre ins Militair sofort eingestellt wer-
den, oder haben auf gleiche Dauer einen Stellvertreter anzuschaffen, und
bleiben den ubrigen ihnen zuerkannten Strafen unterworfen.

In den, unter a bis 4 bezeichneten Fallen hat der Ausgetretene aber stets
die (K. 38. 3.) bestimmte Geldstrase und Kostengeltung verwirkt und den Mili-
tairdienst zu leisten, wenn er auch indeß uber af Jahre alt geworden seon
sollte.

Wenn der Ausgetretene in den vorstehend bezeichneten Fällen dienstuntaug-
lich befunden wird, so soll er, dafern er schon zur Ausloosimgszeit in diesem
Zustande war, des verschuldeten Ungehorsams halber, nach Beßinden, nur mit
Geld-= oder Gefängnißstrase belegt werden; ist er aber erst nach der vollzogenen
Musloosung dienstunfähig geworden, so bleibt nichts desto weniger seine Verbind-
lichkeit zur Anschaffung eines Stellvertrekers beziehungsweise auf acht,, oder neum
Jahrs, und er muß, wenn er dieses, oder die ihm zuerkannten Strafen und
Kosten aus seinem Vermogen nicht leisten kann, mit ein, bis dreyjahrigem
Gesängniß bev öffentlicher Arbest, nach dem Ermessen der Landesregierung, auf
den, darüber von der Rekrucirungsbehsrde an dieselbe zu erstattenden Bericht,
bestraft werden.

#) Die, auf das Ausblriben eines Dienstpflichtigen gesetzten Nachtheilt
können, außer dem, in jedem Falle unvermeidlich bleibenden sofortigen Eintritt
ins acttve Milftair, nicht in Wirkung treten, sobald derselbe volkommen
darthut, daß er durch unuberwindliche Hindernisse ohne alle eigene Schuld ab-
gehalten worden sep, sich zur gehotigen Zeit einzustellen. Ist das Strafurtheil
schon publicirt, so muß dasselbe, auf die, von Seiten des Verurtheillen darwidrr
eingebrachte Vertheidigung und Beweise, von Rechtswegen wieder aufgehoben

werden.
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werden. Diese Vertheidigung ist allemal bey der Rekrutirungsbehorde einzurei-
chen, von welcher die Accen sodam an die gemeinschaftliche Landesregierung
zur Entscheidung eingesendet werden.

K. 40.
Strafe der Selbstverstämmelung.

Ein Kriegsdienstpflichälger, der in der Absicht, dem Dienst zu entgehen,
sich selbst verwundet hat, ohne dadurch ganz dienstuntauglich geworden zu seyn,

soll dadurch keine Befreyung erlangen, sondern vielmehr auf seine Kosten ge.
heilt und, vom Loosungsrecht ausgeschlossen, zu jeder Art von Dienst, zu
welcher er noch taugt, z. B. beym Juhrwesen, auf volle 6 Jahre sofort ein.

gestellt, auch mit vierwochentlichem Kettenarrest bestraft werden. Derselbe bat
auch nie eine Beförderung um Militairdienst zu erwarten.

(Wenn die Selbstverstimmelung den Oienstpflichtigen zum perfönlschen
Dienst ganz untauglich gemacht haben sollte, so wird er, nach Maasgabe der
Umstände, zu ein. bis dreyjähriger Zuchehausstrafe verurtheflt, auherdem aber
noch, falls sein Vermögen dazu reiche, zur Anschaffung eines Stellverkreiers
angehalten.

K. 41.
Strafen für diejenigen, welche das Austreten befördern.
VWer wissenlich das Austreten eines Milltasrpftichtigen auf irgend eine

Weise befördert, oder auch einen Ausgetretenen in der Absccht, ihn dem
ienst zu entzfehen, verheimische, soll, nach Beschaffenheit seiner Mitwir-
kung dazu und nach seimem VBermsgen, zu elner angemessenen Geldbuße von
to bis 200 Rthlr., oder zu Gefängniß= oder Zuchthaus Straft bis zur
Dauer eines Jahres verurtheile werden.

8. 42.
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s. 42.
Strafen für diesenigen, welche sich, in Bezug auf die Kriegs-

dienstpflicht, Bestechungen erlauben.
Militairpflichtige, welche in Bezug auf ihre Dienstvstichtigkelt Jemanden

durch Anbieken, Gewährung, oder Uebergabe von Geschenken, oder andern
Vortheilen, zum Zweck einer gesetzwidrigen Besreyung, für sich zu gewinncn
suchen, sollen ohne Unterschied, ob der Versuch Erfolg gehabt hat, oder nicht,
alle Reclamations-Befugnih und das Recht zu loosen, oder, wemn schen ge-,
looßt sst, das Worrecht ihrer Nummer verlieren und sofert zum wirklichen
Dienst angestellt werden. Anßerdem sollen dieselben mit einer, dem zehnsachen
Betrag des gegebenen, oder nur angebotenen Geschenks, oder Portheils gleith=
kommenden Geldbuße, oder, im Fall des Unvermögens, mit verhältnißmäsigem
Gesängniß, was vor der wirklichen. Einstellung abzuhalten ist, bestraft werden.

Verwandie und Freunde des Militairofkschtigen, welche zu dessen Gunsten
eine Bestechung unternehmen, werden mit einer, dem zehnfachen Betrag des
angebotenen, oder wirklich geleisteten Geschenks, oder Borlheils gleichkommen=
den Geldbuße und überdies mit vier- bis sechswöchentlichem Gesängniß bestrast.

g. 43.
Bestrafung der Officianten, welche, in Beziehung auf die Mi-

litgirpflicht, Geschenke nehmen, oder sich bestechen lassen.
Obrigkeitliche Personen, Prediger, Aerzte und Wundärzte, welche in

Militair-Aushebungssachen, oder bey der Verabschiedung von Amtswegen be,
schsftigt sind, dürfen weder von den Militairpflichtigen selbst, noch von den
erwandten und Freunden derselben irgend ein Geschenk, oder irgend eincn
Porcheil amehmen, oder sich versprechen lassen. Wenn solche Offfciamen sich
bestechen lassen, um durch Ausstellung falscher Leugnisse, durch Entstellung,
oder Vexheimlichung der, auf die Dienstpflicht einwirkenden Verhälenisse und

That-
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Thatumstände, oder auf iegend eine andere Weise Jemonden dem schuldigen
Militairdienst zu entzießen, oder sonst widerrechtlich zu begünstigen, sollen se
mit Entsetzung vom Amte, Cassation, Suspension von der Praris, nach
Befinden der Umstande auch ausserdem mit angemessener Geldbuße, oder mit
Gesängniß bestrast werden. In allen Fallen, wo der, naher, oder entfernter
auf das Aushebungsgeschaft einvirkende Officiant innerhalb Jahresfrist vor und
nach dem Ausloosungs · Termin von einem Militairpflichtigen, oder dessen Ver-
wandten irgend ein Geschenk, oder einen Vortheil annimmt, soll von ihm
dessen zehnsacher Betrag, als Strafe, erlegt werden.

Oie angebotenen oder gegebenen Geschenke, oder die Beträge der angedo-
tenen, oder gewährten Vortheile werden mit den (§. 41 und 43.) bestimmen
Geldbußen zur Landeskasse eingeliefert.

S. 44.
Bestimmung des Gerichts in Ansehung derer, die den Milltair-

Pflichtigen zur Umgehung der Dienstpflicht behatfücch find.
Oie Untersuchung gegen diesenigen Personen, welche dem Milleairpslich.

tigen zur Umgehung der Oienstpflicht auf irgend eine Welse Worschub gelesster
haben, soll sederzeit ausschließlich vor die Stadt- und Landgerichte gehören,
wenn auch die Inculpaten einer andern inländischen Obergerichtsbarkeit umter-
worfen wären. In Fällen, wo gegen obrigkeitliche Beamten, Prediger,
Officlere, Aärzte, oder undarzte eine Untersuchung ersffnet werden muß, hat
die gemeinschaltliche kandesregseumg, auf den, sederzeit von der Rekrutirungs-
behörde hierüber zu erstatrenden Bericht eine besondere Commission zum Unter-
suchungs. Verfahren anzuordnen. Das Erkenntniß wird, wie in dem, die
au]getrelenen Milstairpflichtigen selbst betreffenden Wersahren, jederzeit durch
die Landesregierung ausgesprochen.

Die



Die Versendung der Acten an ein auswartiges Soruch. Collegium ist in
allen, die Militair-Aushebung betrefsenden Angelegenheiten und Untersichungen
gänzlich verboten.

4. 45.
Vorschrift wegen der Kosten.

Die Beforgung der, den Rekrutirungsbehörden in Militairangelegenheiten
ubertragenen Geschäfte gehört zu den Osfteialarbeiten, wofür keine Gebühren
angesetzt werden. Alle, für die Kriegsdienstpflchtigen erforderlichen, von Sesten
der Rekrutirungsbehörde, oder der Militair-Commandanten allein, oder von
belden Behörden gemeinschafelich zu besorgenden Niederschreibungen und Aus-
fertigungen, namentlich die Einregistrirungen, Beglaubigungen, Zeugnisse,
Dispensationen, Freyscheine, Urlaubs= und andere Pässe, Trauscheine und
Abschiede und dergleichen gescheben ganz. unentgeldlich.

Porkommende baare ##u#lagen, die Fuhrlöhne und Zehrungen bey den,
außer dem Wohnorke der Beamten vorkommenden Expeditionen und dergleichen
werden aus der Landescasse vergüutet.

Ale Kosten, welche dureh das Cerfahren gegen einen, für schuldig erkann-
ten Ausgebliebenen, oder Ausgetrekenen enestehen, sind aus dessen Vermögen
an die Rekrutsrungs-Behörde zu bezahlen. In Fällen, wo Andere, wegen
Worschubs zur Umgehung der Kriegedlenstpflicht von Militairpflichtigen, in Un-
tersuchung und Strase genommen sind, kann der, aus dem Vermêgen des
betroffenen Musgetretenen nicht zu erholende Kostenbetrag substdiarisch von diesen
bepgekrieben werden. Kann die Entrichtung der Kosten weder aus dem er.
Mmögen des Ausgetretenen, noch von den, wegen ihrer Mitwirkung zum Lus.
treten Bestrasten bewirkt werden; so sind die baaren Auslagen aus der Landes.
casse zu vergüten. Mehrere Auusgerretene desselben Rekrutirungsbezirks, gegen
wesche das vorgeschriebene Verfahren zur Ausführung kömme, haben für die
Kosten, welche dieselben gemeinschaftlich betressen, in solicum zu haften.

(no) Wir
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Wir hegen zu der Vaterlandsliebe, zu dem Muthe und zu dem Ehrgefuhl
Unserer getreuen Unterthanen das gerechte Vertrauen, daß Niemand sich dem
Kriegsdienst entziehen, oder die Umgehung der Kriegsdienstpflicht bep Andern
bessrdern werde, und Wir befehlen allen Unseren höhern und niedern Civilbe=
bhörden, Candesgeistlichen, Unsern Militair-Commandanten, so wie allen Un-
sern Unterthanen insgemein, sedes, an seinem Theile, den bevorstrhenden gesetz-
üchen Bestimmungen und Gorschriften auf das genaueste nachzukommen, wel-
che Wir sedoch, den darüber eintrelenden Erfaßrungen zufolge, nöthigenfalls
abzuändern und, dem allgemeinen Behlen entsprechend, weter fortzustten, Uns
ausdrücklich vorbehalten.

Urkundlich Hhaben Wir diese Verordmung eigenhändig turterschrichen und
mit Unsern Fürstlichen Inssegeln bekräftigen lassen.

Gegeben Schloß Lobenstein, Schloß Schleitz und Schloß Eberé.
dorf, den 2ten Januar, 1323.

(L. S.) Heinrich der 54ste, Jungerer Linie und des
ganzen Stammes Aeltester Furst Reuß.

(I. 8.) Heinrich der Gaste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.
#. 8.) Heinrich der vaste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.

Ueber.
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Uebersicht des Inhalts.

Erster Abschnitt.
Kriegsdienstpfllcht und Dlenstzelt der Unterthanen.

1. Bestimmung der Milltalrpflichtlgkelt.

2. Aufstellung des Bundes- Contingents.
3. Annahme der Freywilligen.

4. Nothwendigkeit der älterlichen Justlmmung bey minderfährigen Veepwilllgen.
s. Anfang und Douer der Kriegsdienstzelr.

6. Enklassung aus dem Milltalr.

7. Erlöschung der Kriegsdlenstpflicht.

6. Vorläusige Juräckstellung.
9. Besrepungen.

Zweyter Abschnitt.
Beschränkung des Helrathens und der Enefernungen ins Ausland.

10. Veschränkung des Helrathens dey den, im dienstpflichrigen Alter tehenden
Mannspersonen.

1I. Beschränkung der Enisermung Iins Ausland.

12. Bedingungen für die, welche auswandern wollen.

Dritter Abschnitt.
Verfahren bey der Aushebung.

13. Desondere Vorschrist wegen der nächsten Aushebung und wezen känfilger Wie-

derentlassung der doduoch betrossenen Indivlduen.
14. Jährliche Rekrutlrung im Fuleden.
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. Rekrutlrung in Krlegszelten.

. Ausnahme der Listen.

Oeffentliche Untersuchung und Berichtigung der Listen.
Vorladung der Krlegsdienstpflichtlgen zur Loofung.

Präclussbische Frift zum Anbringen von Reclamatlonen.
. Entscheldung über die Reclamatlonen.

. MRecus gegen dle Entschesdung der Rekrutkrungsbehörde.

m. Reviston der, In den nächstvorhergehenden Jahren vorläusig zurückgestellten

Mannschaft.
. Loosung.

. Ordnung des Aufruse nach der Loosungs-Nummer.

Zulassung der, nach der Loosung neu elngetretenen Reclamationsgrände.

Vierter Abschnitt.
lToosvertauschung und Stellvertretung.

.Auestauschung der Loose und Felst zu derselben.
Folgen des Nummern, Tausches.

kStellvertretung und Frist zu dersesben.
kn Zulasfung der Stellvertrelung gach erfolgter Einkellung zum Mllltatr.

. Dersonen, welche als Stellvertreter zugelassen werden.

k. Cautlonslelstung.

. ertretungsvertrag.

Fünfter Abschnitt.
Serafen der Mllkealrplichelgen, welche ssch dem Diensk zu enkzlehen suchen,

und dersenlgen, welche solches befördern.

8. 33. Werfahren gegen dle, im Loosunsstermine Ausgebllebenen,
* 34. 2) Wenn der Ausenthalt ausgemistelt wird,

5. 38.
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. b) Wenn der Aufenthalt unbekannt ist.

. Verfahren gegen die, welche nach dem Loosungétermin der Dlensipflicht sich

enkzlehen.
. Unverzäsliche Anschaffung von Stellvertretern für die Ausgebllehenen.

Strafe der Ausgerretenen.
. Verfahren gegen die Ausgebliebenen, welche nachmals zurückkehren.
. Strafe der Selbstverstummelung.

Strafen fur diejenigen, welche das Austreten besordern.
. Strafen fur diejenigen, welche sich in Bezug auf die Krlegsdienstpfllcht Be-

stechungen erlauben.

 Betrafung der Ossftelanten, welche sich in Bezlehung auf die! Milltairpflicht
bestechen lassen.

Bestimmung des Gerichts in Ansehung derer, die den Mllltalrpflichtigen zur
Umgehung der Dienstpflicht behüs#ich #ind.

. Vorschrist wegen der Kosteg.

Biylage
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Beylage zur Verordnung wegen Verpflichtung der Unterthanen zum Kiegsdlenst
d. d. z. Jam#r 1823.

Instruction,
die Untersuchung der Dienstrauglichkeit bey der, zum Kriegsdienst

bestimmten jungen Mannschaft, Ingleichen die Folgen be.
fundener Untanglichkeit, in Bezug auf die Verbind-

lichkeit zum Kriegsdienst, betreffend.

4. 1
Di Unersuchung der Dlensleauglichkele bey der, zum Krlegsdlenst berufenen

sungen Monnschoft geschlehe, nach Anordnung und uneer Aussche der Recruti-
crungöbebörde, durch das, bep sedem Phpskear angellellte und beeldigee ärzellche
und wundärzellche Personal. Demselben wlrd vafür, wo es noch ulche hin-
länglich salorlr# seon sollee, eine verhälenlßmätlge Besoldung ausgeseyr, wo-
gegen alle dahin elnschlagende Arbelten en ollücIo von ihm verrichtee werden
müssen, und die Annahme sedes Geschenkes von Selcen der Krlegsdienfpflch=
elgen, oder von deren Angehörlgen, oder Freunden, bey Vermeldung der ge-
seylichen Strasen (§. 43. der Verordn.), lhm unrersage blelbe.

 +. 2.
Eine dergleschen #rzeliche Uncersuchung finder nicht statt beyh solchen Indl-

viduen, die, wenn sie durchs soos zum Krlegsdlenst berufen werden, #ch,
als
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ais gesund und von körperlichen Frhlern frey, angeben und die ärzellche Uncer-
suchung ablehnen.

4 5.
SlIe finder dagegen stact ben allen Indlolduen, dle enkweder

a) auf lhren körperllchen, oder Gesundhelts=ZustandelneReclamation
gründen,

oder die,
5) als Freywillige G. 3. der Verordnung), durch Nummernkausch G. 26.

der Verordnung), oder als Stellvererecer (S. 28, ebendaselbst) ins Mi-
litalr elnzutreten Willens sind.

5. 4
Krankheiten, korperliche, oder gelstige Fehler begrunden entweder

2) elne temporalre Zurückstellung des Mannes G. 8. Ziff. 3. der Verordn.),
oder sle machen

b) zum Krlegsdlenst gänzlich unkauglich G. 9. Buchfl. a. der Verordn.).
Das Resuleae der erztlichen Uncersuchung muß bestimme aussprechen, ob das
becroffene Indlvlduum in dem einen, oder andern Fall sch befinde.

 *e
Der, Im bevorslehenden § unrer a. angeführte Fall kann bey den, in

solchem befindlichen Indlolduen nur in dem Augenblicke von Wlrkung seyn, wo
ü#e bey der Rekruten-Aushebung durchs loos becroffen werden. Zur Begrün-
dung von Reelamarlonen außer dlesem Zefepunke kann er #cch nie elgnen; eben
so wenig kann er bey solchen Indlolduen in Anwendung kommen, dle, als
Freywillige, durch Nummerneausch, oder als Seellverrreter, ing Millealr ein-

treten



treten wollen da solche sich in einem, zum sofortigen Kriegédlenst vor-
züglich tuchtigen Stand befinden mussen.

Bey schon elngestellten Soldaten kann derselbe ebenfalls keine Beabschle-
dung, wohl aber den Apspruch auf erzillche Behandlung auf öffenrliche Kosten
begründen.

8. 6.
Die Wirkungen des, im 8. 4. unter b. angefuhrten Fallo konnen

elntreten:

1) bey, wegen besonderer Veranlassung außer dem Zeltpunkt der wirkllchen
Rekrucen-=Ausbebung erhobenen Reclamarlonen,

a) bey der Rekruren- Aushebung selbst und
3) bey schon elngestellien Soldacen.

In den, unker r. und 2. erwähnreen Fällen begränden ste elne Befrepung des
betrosfenen Mannes von der Verbindllchkele zum Krlegsdlenst; in dem, unter

3. gedachten, delssen Invalld-Erklärung und Beabschledung.

 . 7.
Das, mie Uncersuchung der Dlenfkeauglschkele beauftragee, ärzellche und

wundärzellche Hersonal hat mie der größeen Gewissenhofelgkest und mie der
böchsllmöglichen Genaulgkele diese Uneersuchungen vorzunehmen, wobey demsel-
ben in Folgendem dle nsehlgen Momente angegeben werden, die es bey dieser
Uneersuchung lelcen sollen und noch denen dle Tauglschkele oder Uncaugllchkele
elnes Mannes zu bestlmmen Ust:

1) Das Wisteiren muß in elnem besondern, bellen Zimmer gelchehen; der
Mann muß slch vom Kopf bis zum Fuß ganz eneklelden, worauf dle
ganze Oberflache seines Korpers genau zu untersuchen ist.

Unter
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Unter Bezlehung ouf den §. 2. dieser Inlkrucklon und mie dessen
Sinn onalog, kann jedoch in Fällen, wo eln Indivlduum nur elnen ein-

zigen örelschen Fehler bestimne angiebe, dle gänzliche Eneblötzung, als
uche nöchlg, unterlassen werden.

2) Verwachsungen, krummer Hols, Krümmungen, oder Seelsigkele des
Räckgrares, kräppelhafte Gestaleungen des Körpers, fehlerhafre Blldung
der Brust, die das freye Achmen binderrt, das Mlßverhältniß elnzelner
Thelle umrer sch, oder gegen das Ganze, eln zu burzer Arm, oder zu
kurzes Bein machen den Mann gänzlich dienstunsählg und begründen
in allen, im §. 6. gedacheen Gällen dle Enrbindung von der Kelegs-
dlenstpflicht.

3) Geschwülste am Körper, Drüsengeschwülste, seierhöse Geschwülste, Kno-
chengeschwülste, Balggeschwälste, vorzüglich an solchen Orren, wo dle
Kleldung, oder der Darron#aschen= oder Tornister= Rlemen, oder das
Gewehr, durch Druck das Tragen derselben erschweren, oder schmerzhafe
machen, und dle nur durch elne Operaclon, deren gutken Ausgang man

niche mie Gewißbele vorausbessimmen kann, weggenommen werden kön-
nen, s#ind Ursachen der Umaugllchkele.

Klelne Geschwälsse, von denen man weiß, daß sie nicht wachsen
werden, die der Mann schon lange an sich hat, ohne daß sle großer
wurden, dle elne freye ungehlnderte Bewegung des Körpers etlauben,
im Tragen der Kleldung, des Gepäckes und der Waffen ulche hinderlsch
sind, machen ihn alchr dlenstunfählg.

 Ge hlnderte Bewegung und Srelfigkelr elnes Glledes, wenn slle niche
verstelle und wenn sle blelbend ist, sle mag entstanden seyn,
woher ste wolle, besonders dle des Halses, des Schultergelenkes, des
Ellenbogengelenkes, wenn sle einige, oder mehrere willkübrliche Bewe-
gungen dleser Glleder hindern, machen den Nekruten unrauglich. Un-
vollkommen gehellre, schleche elngerlchtere Verrenkungen, oder Bein-

(un) brüche,
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bruche, wenn letztere besonders nahe am Gelenke waren, erschwe-
en gewöhnlich dle Beweglichkelt der Glleder und machen in

dlesem Fall dienstuncaugllch. Da aber hleruncer häufig Werkkellung
unterläuse, so muß der leldende Thell ouss genaueste uncersuche werden;
der Unrersuchende muß den Mann die, jedem Gllede im gesunden
Zustande moglichen Bewegungen machen lassen, die Urfachen der gehin-
derten Beweglichkele mie aller Sorgsale aufsuchen und mie den, von
dem Mann über dle Eneskehung des Uebels gemachten Angaben ver-
gleschen, damie er beurkhellen könne, ob Verskellung obwalte, oder ob
die Hindernisse zu beben. seyen, oder nicht.

5) Eln ganz und schon länger von Haaren entblößeer Kopf und der wirk-
liche Erbgrind machen dlenstunrauglich.

6) tausende Ohren, wenn dlese Krankbele von einem Knochengeschwür, oder
von einer, dahin versegeen Kronkhelrsmaterle berrührt, wenn der Aus-
fluß stinkt, wenn er sehr lange anhlele, oder sele langer Zeie öster
perlodisch wiederkehrre, wenn das Gehör dadurch sehr erschwere wird,
machen dienstunkauglich. Wenn es aber blos Folge elner vorübergehen-
den lelcheen Obrenenegündung ist, das Gehör nlche erschwere wird, (
der damie behafteke dennoch diensteanglech. Taubhelt, wenn sie von
angesammeltem Ohrenschmalz, oder von andern wegzuschaffenden Unrel-
mnigkelten im Gehörgonge, oder von andern zu enesernenden Ursachen
berruhrt, was man durch genaue Besschelgung und weltere Nachforschung
ersabhren kann, macht nicht dilenstuntauglich. Kann man aber die Ursa-
chen nicht heben, oder sind sie gar nlcht zu ergrunden, ist die Taubhelt
angebohren, mit Sprachfehlern, oder gar Stummseyn, mit einem
dummen, starren Blick verbunden, offnet der Kranke, um elnen zu ver-

steben, den Mund, ist sie schon länger vorhanden und durch glaubwür-
dige Zeugen nachzuweisen: so Ist der daron teldende für dienstunfählg zu
erklären. Man muß, um hier alche betrogen zu werden, nlcht nur

auf



auf alle die oben angegebenen Unistande zuglelch Acht haben, sondern man
muß auch den zu Uncersachenden durch erst lauces und dann lmmer
ekwos lelseres Sprechen und Fragen, durch lelsere Fragen, die man
über selnen Zustand on Andere (olelleiche selne, bey ihm befindlichen Ange-
börlgen) ehur 2c., zu exforschen suchen, ob er ulscht das lelsere Sprechen
auch verstehe und dle, lelser an Andere gekhanen Fragen beaneworte.

7) Fehler der Augen, oder des Gessches, die den Gebrouch dleses Sinnes
völllg, oder größeenehels unmsglich machen, machen dlenskunfälig.
Dahln gehören langwlersge, ofe wlederkebrende Augenenezündungen, Um-
kehrungen der Augenlieder nach außen, oder u#nen, tähmung der Au-
genlleder, langwlersge Entzündung derselben, besonders der Melbonlschen
Drüsen, wenn sie mie Anschwellung der Drüsen om Halse, oder an
andern Thellen, mic Ausschlögen, oder mit einer allgemelnen üblen Be-
schaffenhele des Körpers verbunden sind, große, oder gerode der Pu-
ollle gegenüber, auf beyden Augen befindliche Flecken, oder gänzliche Ver-
dunkelung der Hornbaue beyder Augen, Verwachsung des Sehelochs,
grauer, oder schwarzer Staar, Elrerungen.

Eln feblendes Auge, beo sonstlger Gesundbele des andern, und des
übrigen Korpers, macht nicht absolut untauglich zu jedem Milltairdienste.
Fehlt aber das rechte, so macht dieß wenigstens zum Infanterledlenst
untauglich. Kurzsichtigkelt, in sofern sich der untersuchende Chlrurg
durch den Bau des Auges und durch vorsichtlg angestellte Proben wirk-
lich davon überzeugen konn, mache ebenfalls uncauglich. Eben so elne
vorhandene Thranenfistel.

8) Krankhelten der Stlenbohlen und der Oberklnnbackenhohle, wenn sle mit
Knochenfraß und stlnkendem Ausfluß verbunden sind, stinkende Masen-

geschwure, Nasenpolypen, elne sehlende Nase, so wie eln feblender
Gaumen, wenn dadurch dle Sprache unvernehmlich geworden, ein

krebs-
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krebahaftes Geschwur an der Rase, machen samtlich den Rekrucen zum
Dienst untauglich.

9) Große Geschwulste im Munde, betrachtliche venerlsche Geschwure im
Halse, am Zapfchen, oder Gaumenvorhang, oder den Mandeln, Po-
lopen im Rachen, oder im Schlunde, krebshafte Geschwüre, Geschwiä-
re an der Zunge, oder den Lippen, oder an allen ubrigen Theilen,

eine Speschelsistel, elne große Hosenscharte, völllger Mangel der 3,
oder 4 vordern, obern, oder untern Schneldezähne — olle dlese

Febler machen dienstunkauglich, soferne sie rzelich für unhellbar erkläre
sind, bewilrken gußerdem nur elne Zurückskellung bis zur erfolgten
Hellung.

r#o) Drüsengeschwäre am Halse, uncer den Achseln, in den Welchen, wenn
sie serofulösen, oder venersschen Ursprungs sind und der Mann öbrigens
ungesund ausssehr, machen dienstuneaugllch.

11) Der wahre Kropf, wenn er zumal groß ist und, im ruhlgen Zustonde
des Monnes, die Sprache erschwere, oder verändert und das Aebmen er-

schwere, oder gar hörbar mache, ist elne Ursoche zur Dienst untaug-
lichkele, aber niche seder sogenannte dicke, oder Bléhhals, der das
Trogen, oder ondere Anstrengungen nlche erschwerk.

13) Bruchschäden am Unterlelb aller Art, sse mögen Bouchbrüche, Nobel-
brüche, telstenbrüche, Schenkelbrüche, oder Hodensockbrüche seyn, ma-
chen zum Millealrdienst unfählg.

13) Wasserbruch, Blutbruch, Flelschbruch, oder die folschen Brüche und
widernarürlschen Verönderungen des Teslikels und des Saamenstrangs #nd
auch als Urfachen der Uneauglichkelt anzusehen. Eine geringe Anschwel-
lung der Gesäße des Saomenstrangs, ober ohne elgenellche Verhärung
des Saamenslrangs und des Testikels, machr ulche absolue uncauglich

14



14 Flelschgeschwure an der Brust, am Unterlelbe, in der Gegend der
Harnröhre, oder des Aseers, venerlsche Geschwüre om pene, wenn

i#e mie Deltrurklon der Thelle und mie den Zufällen der allgemelnen tufl-
luche verbunden sind, machen dlenstuntauglich.

13) Blutharnen, unwillkührlicher Abgeng des Urins, wenn man sch von
dem ersten überzeugen kann und legkeres niche verstelle ist (was das
Wundseyn und die Röeche des Hodensäcks rc. und der eigene urinöse Ge-
ruch auswelsen), machen dlenstuneauglich.

16) Fehlerhaf#e Blldung der Arme und Beine, Krümmung, Verkürzung,
Schwinden, tähmung der Glleder, Anschwellung der Knochen, feblen-
de Finger, besonders sehlende Daumen einer, oder der anvern Hand,
oder sehlender Zelgesinger der rechten Hand, Seelsigkeie eines, oder
mebrerer Finger, oder Eingezogenseyn derselben in dle hohle Hand, eln
überffäßlger oder Geer Finger, welcher an elnem Orte bervorgewachsen ist,
wo er dle Bewegung und den Gebrauch der Hand binderr, Ueberbeine,
wenn sie groß und mie den Sehnen, oder Knochen so verwachsen sind,
daß dadurch der srepe Gebrauch des Gliedes elngeschränkt wird — alls
dlese Febler machen zum Dlenst uneanglch.

Anschwellungen der Knochen bingegen, dle nach elnem Belnbruche enk-
standen und niche unförmlich groß sind, so daß sie das Glied zwar enr-
lellen, dle Bewegung desselben ober gerade ulcht hindern, eln einzelner
seblender Finger, oder eln zum Thell fehlender Finger, wenn es nur
nsche elner von den beyden Daumen, ober der Zelgefinger der recheen

Hand (st,, mochen ulchr absoluk unsäblg zum Dienst.

17) Kuleschwämme, die welße Geschwulst, so wie Gelenkgeschwülße über-
baupf, machen dienstunsählg, so wie auch Pulsader = Geschwälste.

18) Geschwäre, mie Beufraß verbunden, alte Geschäre an den Füßen, die
och durch kbren Umsfeng, Tiese, unrelnen Grund, haree, schwiellge

Ränder,
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Ränder, dunkelrothen, oder blauen Umfang rc. zu erkennen geben und
von den, obslchelich durch spanische Fllegen, Meerrer#g, oder andere
relzende Dinge erregten, lelche uncerschteden werden können, selbst die
Spuren, oder Narben von ehedem gehabeen ansehnlichen Fußgeschwüren,
dle, zumal bey übrigens schlechter Beschaffenhelc des Körpers, lelche wie-
derholeen Ausbruch befürcheen lassen, widernakürliche Beschaffenhele der
Gelenke und der Knöchel, VWerdrehung der Fäße, oder Placefüße, die
das anhaltende Seehen oder Gehen, überhaupt dle frege Bewegung die-
ser Glleder hindern, über einander liegende Fußzehen, elne fehlende
große Zehe, oder wenn mehrere von den andern Zeben fehlen, Fuß-
schwelß, wenn er so stark ist, daß dle Füße davon wund sind und das

Gehen schmerzhafe wird — alle dlese Fehler machen den Reecrucen
untaugllch.

19) Ju den innern Krankheleen, dle einen Reeruren uncauglich machen,
gehören Wassersuche, Verbartung der Elngewelde, dle von außen Iche-
bar und mit elnem eachectlschen Aussehen des Mannes verbunden ist, der
Blasen · und Rlerensteln, flecheenareige Ausschläge, bedeurende serophu-
lüse, over venerische Krankhelr, sobald sie allgemeln ist, oder im Halse,
in der Nase, oder den Knochen ssch ußerr, Epllepste, Welcstanz,
Wahnstan, Melancholle, Blédstunlgkele, Glche, zumal wenn #
stch durch Knoren offenbarec, langwierlger Rheumaelsmus, oder Häfe
und Ltendenweh, tungensucht, Engbrüstgkele, auch bey ruhlgem Zu-
stand, Blurspelen, chronische Helserkele, Auszehrung, Kehlkopf-
schwindsuche, auch schon der, sich deurlich aussprechende habirtus phehisicus,
ferner Febler des Herzens und der großen Gefäße, dle den Umlauf des
Blurs bedeucend sören. — Da aber die Erkenneniß dleser Uebel zum

Theil sehr schwer ist und manche derselben blos vorgegeben, sa bis zur
Täuschung selbst Sachverständiger nachgeahme werden; so muß der uncer-

suchende



suchende Arzt bler dle großte Vorsicht bey der Untersuchung anwenden,
dle Angaben des Mannes sorgfaltig prufen und erwägen, ob solche
Uebel, als vorgegeben worden sind, aus den angegebenen Ursachen wirk-
lich entstehen koönnen, und ob in Wahrhelt dle characterlstischen Zeichen
derselben vorhanden sind e. Bey bleibenden Zweiseln wird nach dem
Inhale des 9. K. dleser Verordnung verfahren.

Als Freywilliger, als Sleellvertrecer, oder als Austauscher einer
betroffenen Nummer, konn ein Mann von zweydeucigem Gesundheltszustond
nicht angenommen werden.

20) Wenn der zu unkersuchende Mann schwere Verwundungen, oder Ver-
lehungen in elner frühern Jelc erlteen hat und diese in selnem Körper
so nachtbelllge Folgen zurückgelassen haben, daß er dadurch sich oußer
Soeand bekindee, die, dem Soldoten zukommenden Bewegungen und An-
(trengungen, besonders Ererelren, Maorschtren und Trogen aushalten au
konnenz so ist er undienstfahig.

g. 8.
Die arztliche Untersuchung muß daruber entschelden, ob der Mann in den,

ini S. 3. oder 6. erwahnten Follen sich befindet, oder ob seln Uebel elne Rerla-

matson gar nicht begrundet. Das Ergebniß muß stets bestimmt ausgespro-
chen werden. Bey der Aushebung selbst kann dalselbe allenfalls durch Regl-
fratur zum Prokocoll gebrache werden; beo Reclomatlonen, außer der ordent-
lichen Aushebung, muß der untersuchende Arze dasselbe in einem, dem Mann
auszustellenden, ausführllchen und förmlichen Zeugniß niederlegen, welcheo der
letztere bev der Recruelrungs--Behörde elnzureschen und dlese zum Prokocoll zu
bringen hat.

8.9.
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8. 9.
Wenn der untersuchende Arzt ungewlß blelbt, ob die angeblichen Feh·

ler elnes Indlvlduums dasselbe zum Krlegsdlenst absolur uncauglich machen,
oder gor der Verdache der Verstellung gegen selbiges obwalret; so klege es
der NReeruklrungs-Behörde ob, durch Vernehmung früher von demselben ge.
brauchter Aerzte, durch die Gemelndevorstände und sonst durch geeignete Mit-
tel und Wege die Wahrhele, oder wirkliche Beschaffenhei möglichst zu er-

forschen. Bey dennoch blelbenden Zwelfeln aber, wird der Mann ins Militair
eingestell#, mit aller Sorgfale behandele und auss genauste beobachtet, wo
sich vann dessen Tauglich = oder Unrauglschkels bald zelgen und derfelbe im

letztern Fall, als Invalld, zu beabschieden seyn wird.



— 79 —

Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 6.

(No. ö.) Derordnung wegen Todeserklarrung der, aus den Kriegen von 1807 bis

1815 nicht zuruckgekehrten Milltalrpersonen, vom 15ten Januar 1823.

Von Gottes Gnaden, Wir, Heinrich der Vier und
Funfzigste, des ganzen Stammes Aelrester, Wir, Hein-
rich der Zwey und Sechzigste, und Wir, Heinrich der
Zwey und Siebzigste, Sämtlich der jüngeren Linie souve-
raine Fürsten Reuß, Grafen und Herren von Plauen,
Herren zu Greiz, Crannichfeld, Gera, Schleiz und Loben-
stein 2c. 2c.

thun kund und sügen hiermit zu wissen:

Aus den Kriegen von 1807 bis r877 sind mehrere Militairpersdnen zu
ihren Familien niche zurückgekehrt, die entweder in diesen Kriegen ibren Tod
gefumden haben, ohne daß solcher streng nachgewiesen werden kann, oder die
aus irgend einem Grunde noch ferner von ihrem sonstigen Wohnorte entserm
bleiben und ihren sehigen Aufenehalt verschweigen. Die Besérderimg des häus.
lichen Wohlstandes und Familienglückes macht es nochwendig, den zurückge.

(12) bliebenen
(Ausgegeben zu Gera den oten März 1827.)



— 60 —

bliebenen Angehsrigen solcher Milikairpersonen die Mitkel zu erleichtern, wodurch
sie den nachtheiligen Folgen der Ungewißheit über das Leben der Abwesenden,
oder über ihren dermaligen Aufenthalt abhelfen köoennen. Wir verordnen dem-
nach Folgendes:

g. 1.
Es soll derjenige rechtlich fur todt gehalten und erklart werden, von dem

nachgewiesen wird, daß er im Kriege eine schwere Verwundung erhalten hat
und innerhalb eines Jahres, nach geschlossenem Frieden, weder zurückgekehrr,
noch von seinem Leben und Aufenthale einige Nachritht eingegangen ist.

&amp;#. 2.
Wenn keine sehwere Verwundung nachgewiesen, durch ein Attestat des

Bataillonskommandanten, oder des Compagniechefs aber bescheiniget ist, daß
eine Milslairperson im Kriege verwundet worden, oder dah eine Krankheit sie
besallen habe, und daß sie wegen dieser Verwundung, oder Krankheit in ein
Hazarcth geschafft worden, serner daß dieselbe bis jetzt, als wiederhergestea,
sich nicht gemeldet habe; so foll den Ehegalten und WVerwandten freystehen,
bey demjenigen Civllgerichte, uncer weschem der Perschollene innerhalb Unferer
Lande zuletzt und ehe er ins Militair trat, selnen Wohnste gehabt hat, auf
eine Edictalvorladung, mit Bestimmung eines dreymonaklichen Termins und
dreymaliger Bekanntmachung desselben in den öffentlichen Bläctern, und auf
demnächstige Todeserklärung alödann anzutragen, wenn in der Jwischenzett
auch sonst keine Nachricht von dem Leben und Ausenthalte des Verwundeten,
oder Kranken eingegangen ist.

Hatte der Verschollene vor seinem Eintritt ins Militar in Unsern Landen
keinen Wohnsitz; so ist der Antrag auf seinen offentlichen Aufruf und seine
eventuelle Todeserklärung an das Jusstizamt seines letzten Garnisonorts zu
richten.

g. 3.



—61—

g. 3.
Eine gleiche Befugniß stehet den Verwandten einer solchen Militärpersom

zu, von welcher durch ein Attestat des Bataillonscommandanten, oder des
Compaguiechefs nachgewiesen ist, daß dieselbe nach einer Schlacht, einem
Gefecht, Scharmutzel, oder Ruckzuge, ingleichen nach einem aubgefuhrten,
oder fehlgeschlagenen Sturm auf eine Fesumg, Schanze, Batterie, auf ein
Lager, oder einen sonstigen Platz, wobey sie gegenwartig gewesen, vermißt
worden, und daß seit dieser Zeit keine weitere Nachricht von ihr eingegan-
gen sey. «

s.4.
Eben dasselbe findet Statt, wenn Zwey andere Militärpersonen bezeugen,

dah sie den Vermißten in der Action haben sallen sehen, und wenn von dem
Leben, oder Ausenchalte einer soschen gesallenen Persan auch sonst nichte in
Erfahrung gebracht [K.

 .#5.
Was in vorstehenden § S. r. bie 4. von Militärpersonen überhaupt vererd-

net ist, daß gilt nicht mr von Ober- und Unterofficieren und gemeinen Sol.
daten, sondern auch von Milirbeamten, Fuhrknechlten, Schanz = und
andern Arbeitern, ingleichen von dem Gesinde des Militärs und von allen
selchen Personen, welche dem ager und den Truppen folgen müssen.

5. 6.
Den Gerichien liegt ob, in allen dicsen Fällen (§ 2. bis 5.), auf den

Antrag der Ehegallen, oder Verwandten, die Edsctalvorladung zu versügen
und auf die Todeserklärung nach Lage der Acten zu erkennen. Es sind sedoch
diesenigen, welche die Todeserklärung in Antrag gebracht haben, vor Abfas-
sing des Erkenntnisses nochmals zu vernehmen: ob sie wieklich von dem Ab-

wesenden



wesenden und dessen Leben und Aufenthalt seit dessen Verschwinden keine Nach.
richten erhalten haben, und zur eidlichen Bestarkung ihrer Angabe anzuhalten.

ß. 7.
Ist der wirklich erfolgte Tod der Milftärperson durch einen, über alle

Einwendung erhabenen Zeugen, auf den Grund cigener Wahmehmung beur-
kundet; so sol der Beweis dieses Todes für vollständig geführt erachtet wer-
den, wenn dersenige, welcher bey der Beweisführung das nächste Interesse
hat, diese Bescheinigung noch durch einen Eid dahin,

daß er von dem #bwesenden und dessen Leben und Aufenthalt seie
dessen Werschwinden keine Nachrichten erhalten habe,

bestätigt.
Urkundlich under Unserer eigenhändigen Unterschrift umd beygedruckten Furst.

lichen Insiegem. Gegeben Schloß Lobenstein, Schloß Schleitz ind
Schloß Ebersdorf den #sten Jamar 2893.

(L. 8.) Heinrich der 5#ste, Jüngerer Linie und des
ganzen Stammes Aeltester Fürst Reuß.

(IL. S§.) Heinrich der Gaste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.
(. S.) Heinrich der 7#ste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.



Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 7.

(No. v.) Verordnung wegen der Verwaltung des öffentlichen Rechnungswesens,
vom Josten Aprll 1833.

Vor- Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Vier und
Funfzigste, des ganzen Stammes Aeltester, Wir Hein-
rich der Zwey und Sechzigste, und Wir Heinrich der
Iwey um Siebzigste, Allesamt der jüngern Linie souve-
raine Fürsten Reuß, Grafen und Herren von Plauen,
Herren zu Greiz, Crannichseld, Gera, Schleiz und Loben-
stein 2c. 2c.

fügen hiermit zu wissen:
Da (Wir misfällig haben wahrnehmen müssen, daß die Verwaltung und

das Rechmigswesen bey den verschiedenen öffentlichen Kassen Unserer Lande
zeither nicht allenthalben in der gehörigen strengen Ordnung gehalten worden ist,
und mehrere Veruntreuungen unredlicher Rechnungsführer verschuldet worden
sind, so haben Wir Uns bewogen gesunden, nach vorgängiger Berachung
mit Unsern getreuen Ständen, zur Sicherstellung aller öffentlichen Kassen,

nachfolgende gesetzliche Bestimmungen hierdurch festzustelen und zu allgemeiner
Nachachtung gemeinkundig zu machen:

(13) 8. 1.
(Antgegeben zu Otta den agsten Juni 1823.)
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8. 1.
Terminsbestimmungen fur die Einreichung und Abnahme der

offentlichen Rechnungen.
Innerhasb vier Wochen, nach Bekantinachung des gegenwarllgen Man-

dats, sollen fur alle offentliche Kassen, worunter nicht nur Unsere eigene und
alle einzelne Landes, sondern auch die Kassen der städtischen und andern Com-
munen, der Handwerker, der Kirchen, Schulen und aller ubrigen kirchlichen
und mislden Stiftungen, namentlich der Almosen· Sterbe· und Wittwen-Kassen
begrifsen seyn sollen — soferne hierüber nicht schon einzelne Bestimmungen be-
stehen und von Uns stluschweigend oder ausdrücklich beybehalten worden — sowohl
zu Einreiehung der sedesmaligen Jahresrechmung nebst Bestandsgewähr und Re-
Ktenverzeschuh, als zu deren Abhörung von jeder oberaussehenden Behörde feste
Termine in der Maase bestimmt werden, daß die Jahresrechnungen allemal
6 bis r2 Wechen nach dem Rechmungsschluß einzureichen und eben so 6 bis
12 Wochen nach ihreim Eingange abzuhören und zu justificiren find.

 *“
Strafen gegen säumige Rechnungsfährer.

VWenn ein Rechnungsführer, es sey bey einer Geldkasse, oder bep elner
Naturalsen-Einnahme, ohne erhaltene Fristverlängerung, die jedoch nur wegen
nachgewiesener besondern Hindernisse ereheilt werden soll, vierzchn Tage nach
demn bestimmien Einreichungstermin die Rechnung nicht übergeben hat, so sol
die aufsehende Behörde ihn sofort zur Erlegung von zwey bis fünf Thalern
Strase zum Besten einer milden Stiflung des Landes von Amtswegen anhalten,
auch die Einreichung der Rechmug benp Zehn Thaler Strafe binnen anderweiten
14 Tagen aufgeben, bey ferneren Ungehorsam aber nicht nur diese Serase
gleichsalls unnachlössig bepereiben, sondem auch die letzte, nicht über 14 Tage
zu erstreckende Frist nur uneer Androhung der sofortigen Suspension und Ab-

nahme
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nahme der Kasse elnrumen, hiermtt auch bep beharrlicher Saumseligkeit under-
weilt verfahren, und einte interimistische Kassenverwaltung eintreten lassen.

r 5.
Rechnungsabnahme und Kassenturz.

Bey Rechnungsabnahmen ist streng darauf zu hallen, daß keine unbesugte
öder unbescheinigte, so wie überhaupt keine Ausgaben ohne die gehörigen Quit-
lungen der Empfänger verrechnet, noch sonstige Rechnungsverstöhe übersehen
werden. Auch ist jedesmal unabänderlich ein Kassensturz damik zu verbinden,
welschen die aussehende Behörde nach Gutdünken vor oder nach der Rechmungs.
abnahme ohne alle vorherige Benachrichtigung — bey den Candkirchen-Aerari#en
durch die Orts. Geistlichen— zu versügen hat, so wie sie auch senst den Um-
ständen nach solchen unversehens veranstallen mag, ohne dah der Kassenführer
sch zu beschweren, oder Jemand ihn deshalb eines Verdachté zu beschuldigen
berechtiget seyn soll. Demnächst ist wegen fördersamster Beytreibung der als
Bestandsgewähr aufgeführten unvermeidlichen Reste die nöchige ernstliche Ver-
fügung zu tresfen.

. 4.

Strafen fänmiger Rechnungs-Abnahmen.
Aufsehende Behörden, welche nicht streng auf Besolgung obiger Porschrif-

ten (F. 2. 3.) gehalten haben, sind deshalb um 20 Thlr. zu einer milden Kasse
des Landes unnachlässig zu strasen und deshalb zum Ersat des durch absichtliche
Begünstigung, unzeitige persönliche Schommg, oder grobe Fahrklässigkeit den
Kassen erwachsenden Nachtheils und Verlustes fiöcalisch in Ansoruch zu nehmen.
Nahmentlich soll, wenn zweyfährige (bey Larpkirchen dreyjährige) Rechmngen
unabgehört zusammen kommen, und durch die verschusdete Verzögerung der
Rechnungsabnahme ein Kassendefere sich ergiebe, die aufsfehende Behörde solchen
subsidiarisch aus eigenen Mitteln ersetzen.

8. .
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8. 5.
Strafen unrichtigen Kassensturzes.

Insbesondere sollen diesenigen Beamten, welche die Rebision der baaren
Kassenbestände, so wie den Kassensturz vollzogen haben, daserne sich spsterhin
ergäbe, daß sie hierunker Begunstigungen, oder unrichtige Anzeigen verschuldet
Hhäcten, nicht nur sofort ihres Amtes entsetzt, sondern auch zum subsdiarischen
Ersat des durch ihre Begünstigung verheimlichten Verlustes und Nachtheils der
Kasse aus eigenen Mitteln angehalten werden.

6. 6.
Strenge Aufsicht der Kassen= Vorgesetzten.

So wie Wir demnächst die vorgesetzten Behörden überhaupk, Ktrenge
Aufsscht auf genaue Pflichterfüllung der ihnen unlergebenen Kassenverwalter zu
führen, bed eigener Verantworkung und fubsidiarischer Hastung veroflichten;
so sollen auch die Pflichtverleungen an den Kafsenverwaltern besonders nachfol-
gendermaasen geahndet werden:

. 7.

Strafen fahrlassiger Kassenfuhrer.
Wenn ein Kassenfuhrer die ihm eingezahlten Gelder nicht sofort zur Kasst

bringt, und an einem andern als an dem ihm dazu bestimmten Ort aufbewahrt,
oder sonst in der Aufbewahrung der Kassengelder eine Nachlussigkeit verschuldet,
so muß er deren etwaigen Verlust durch Brand, durch Oiebstahl, oder sonsti-

gen Zusall, eben so aus eigenen Mitteln ersetzen, als wenn er durch eigen-
mächtig gegebene Nachsicht und Zahlungefristen oder sonstige Schus der Kasse
Einbuße verursacht hat. E bleibt zugleich dem Ermessen der oberaufsehenden
Behörden überlassen, Rechmugssührer, welche in Beytreibung der Reste un-
gebührläh säumig sind, um 3 bis 20 Tölr. zu misden Zwecken, sa den Um-

ständen
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Ftänden nach mit Suspensson zu bestrafen und Hhaben sie solchenfalls auch unver-
weit an den Landesherrn zu berichten.

 1
Strafen gemißbrauchter Kassenföhrung.

Kassenbediente, wolche
A) bessere Münzsorken in geringere umsetzen und den Gewinn der Kasse

nicht verrechnen; oder
3) densenigen, welche Zahlungen aus der Kasse zu empfängen haben,

Abzuge machen und dennoch die Jahlungen als vodständig geleistet
in Ausgabe bringen; oder

C) Kassengelder oder geldwerihe Papiere der Kassen zu ihrem Prival-
Hebrauch verwenden, wenn sie. auch solche nachher aus ihren eigenen
Mitteln erseben; oder

D) sonst Kassengelder zu einem andern, als ihrem bestimmten Zweck
eigemnächtig aufwenden; oder

E) schon wirkisch eingegangene Einnahmeposten wissendsich und absichtlich
als Reste aufführen,

sollen sofort ihrer Dienste emtfassen werden.

Strafen untreuer Kassenführer.
Kassenbeamte, welche rie ihnen anvertrauten Gelder oder geldwerthen

Sachen unterschlagen, oder zu ihren Privacbedurfnissen verwenden, sollen gleich
nach entdecktem Defect, ohne Unterschied des gröhern oder geringern Betrags,
ihrer Stellen enlsetzt und überdem 6

 zwenn die Ferumreiung weniger als Funfzig Thaler Conventions.
münze beträgt, den Umständen nach mit einmonatlichem bis einjäh-
rigem Gefäugniß oder Zuchthaus bestrast werden;

B) wenn
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B) wenn der Defeck auf mehr als Funkzig Thaler Conbencionsmünze
sich beläuft, mit Berücksichtigung der Größe des nicht ersetzten
Kassenverlustes, mit ein= bis sechsjähriger Zuchthausstrase belegt
werden;

O)wenn die über Funszig Thaler steigende Kassenveruntreuung mit
Fälschung der gestellten Rechmungen vermipst, nahmentlich, wenn
eingegangene Posten nicht verrechnet, oder als Reste ausgeführt
werden, über der Oienstentseung mie Erklärung der Unféhigkeit
zu öffentlichen Diensten und einer bis auf rlo Jahre zu erhöhenden
Zuchthausstrase angesehen werden;

D) wenn mit der Veruntreuung selbst die Eluche oder gar Mitnahme
dee anverlrauten Kasse, ganz oder zum Theil, verbunden wird,
bey erfolgter Habhafstwerdung mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe
belegt, falls aber durch die Flucht, oder den Tod die Wollziehung
der Strase ummöglich geworden, der Nahme des Kassendefraudan-
ten an den Pranger geschlagen werden.

s. 10.
Verpflichtung aller gegenwartigen Kassenfuhrer hierauf.

Gegenwartige Verordnung soll allen dermalen angestellten Kassenverwaltern
Regicerungswegen durch die aufsehenden Behorden mit der Anweisung zun
Nachachtung und mit der Bedeutung zugefertiget werden, daß im unverhofften
Contraventionsfall eben so, als ob sie hierauf nahmentlich mit verpflichtet wor.
den wären, gegen sie werde verfahren und erkannt werden.

.11.
Verpflichtuug aller kunftigen Kassenfuhrer hierauf.

Zu gleichem Zweck sollen Regierungswegen allen aufsehenden Behorden
Exemplarien dieser Verordnung zugefertiget werden, mit der Bedeuumg, nicht

nut
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mur sich selbst gemessenst darnach zu achten, sondern auch alle künftig anzustellen-
den Kassenführer ausdrücklich und nahmentlich in Bezug auf gegenwärtige Per-
ordnung und auf deren Befolgung zu verpflichten und jedem Actenstuck uber die
Rechnungsabnahme ein Exemplar derselben vorzuhesten.

Wie behalten Uns vor, gegenwärtiges Mandat durch nachträgliche Wer-
ordnungen und Dienstinstruckionen in einzelnen Fällen zu mehren und zu mindern
und wessen insbesondere alle Justizbehsrden Unserer Lande hierdurch gemessenst
an, in ihren rechtlichen Verfügungen und Erkenntnissen dasselbe unabändersich
zu befolgen und zur Ausfübrung zu bringen.

Urkundlich haben Wir dies Mandat eigenhändig unterschrieben und mit
Unseren Furstlichen Insiegeln bestärken lassen.

Gegeben Schsoh Lobenstein, Schloß Schleitz und Schloß Ebers.
dorf den zosten April 1833.

(I. 8.) Heinrich der 5##ste, Jüngerer Linie und des
ganzen StammesAeltester Fürst Reuß.

(I. 8.) Heinrich der Gaste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.
(L. 8.) Heinrich der 7#ste, Jungerer Linie Fürst Reuß.

No. 3.
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No. 8.
Vekanntmachung, betressend ein Dräjud#z des gemeinschaftlichen Ober Appellatlons=

Gerichts zu Jena, ber die (lreiclge Rechisfrage: ob privatsm errlchtete und
in einem Testamente bestätlgte Codleille der Zuzlehung von Zeugen bedürsen,
oder nich" vom zZien Juny 13833.

Nachdem von dem Furstlich Reußischen und Gesamt,Ober,Appellatiens-Go-
richt zu Jena, in Gemäßheit der ihm durch §. 98. der provisorischen Ober-
Aopellakions-Gerichts.Ordmug unter No. 3. eingeräumten Besigniß, über die

streitige Frage: in wie fern nach Inhalt des römischen Rechts auch solche privatim
errichtete Codjcille, welche in cinem Testamente bestätiget sfnd, der Zuziehung
von Zeugen bedürfen, unkerm 27sten März d. J. felgender Beschluß gesaßt werden:

daß in densenigen Theilen des Ober= Appellations-Gerichts-Bezirks, wo
durch besondere Gesehe oder rechtsbeständige Gewohnheiten, das Gegenhheil
nicht eingeführt ist, selbst bey den im Testamente bestätigten Codieillen,
welche privatim errichtet werden umd zu den pribilegirken nicht gehören, die
gehörige Zuziehung von wenigstens fünf fähigen Zeugen als wesentlich
nothwendig zu betrachten, in deren Ermanglung aber, der privatim er-
richtete auch nicht privilegirte Codscill für umgültig zu achten;

und dieser Beschluß die höchste Genehmigung Unserer Durchlauthtigsten Landes-
herren unter Bevolegung der Gesetzkraft erhalten hat; so wird dieses praejudi-
rium hierdurch zur allgemeinen Nachricht und Nachachtung offentlich bekannt

gemacht. Gera, den zien Juny 1823.
Fürstl. Reuh- Pl. der jüngern Linie gemeinsthaftliche Regierung.

Berichtigung.
Die, in der Berordnung wegen Verpflichtung der Unterthanen zum Kriegs.

dieust vom aten Januar 1823. (Gesetzsammlung No. 7.) im §. 3. festgeseste
vorläufige Zurückstellung

„2) dersenigen, welche die Größe von 5 Fuß 2 Zoll Leipziger Maas
nicht erreichen“

sindet, als auf einem Druckfehler beruhend, nur auf Dilesenigen Anwendung,
welche die Größe von # Fuß 7 (Sleben) Zoll Ceipziger Maas nicht erreichen.

Gera, den ten Juny 182;
Farstl. Reuß.l. der Jüngern Linie gemeinschaftl. Regserung das.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 0.

(o. 9.) Erläuterung der Verordnung wegen Todeserklärung nicht zurücksekehrter Mlli-
talepersonen vom 15ten October 1833.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Vier und

Funfzigste, Stammes Aeltester, Wir Heinrich der Zwey
und Sechzigste, und Wir Heinrich der Zwey und Sieb.

zigste, Allesame der jüngern Linie regierende Fürsten Reuß,
Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannich.
feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 7c.

thun kund und verfügen hiermlt, daß die, von Uns erlassene Verordnung wegen
Todeserklärung der, aus den Kriegen von dem Jahre r807 bis 1871 nicht zu-
ruckgekehrten Militär= Personen d. d. ##sten Jannar a. c. (No. 6. der Gesetz
sammlung) auch in Bezug auf die, in ausländsschen Kriegstiensten gestandc,
nen verschollenen Inländer Anwendung finden und gesetzliche Kraft haben solle.

(14) Gege-
Wntgegeben zu Gera den aten Jebruar 1634.)
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Gegeben Schloß Lobenstein, Schloß Schleitz imd Schloß Ebers.
dorf den 15ten October 1823.

(I. 8.) Heinrich der 54ste, Jüngerer Linie und des
ganzen Stammes Aeltester Fürst Reuß.

(I. §.) Heinrich der Gaste, Jüngerer Linie Fürst Reuß.
(I. 8.) Heinrich der 72|te, Jüngerer Linie Fürst Reuß.

Gesetz-
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Renßischen Lande jüngerer Linie.

No. 10.

(No. ro.) Bekannemachung, dle Elinsendung und Zuelgnung von Druckschristen
an die undes, Versammlung betreffend.

In der roten dießfährigen Bundeskagssitzung ist wegen Einsendung und Zu-
eigmmg von Druckschristen an die Bundesversammlung der Beschluß gefaßt
worden:

2) daß die, der Bundesversammlung zu überreichenden Druckschriften deulscher
Scheiftsteller derselben kunftig durch den Gesandten des Staates, wel.
chen der Schriftsteller oder Verleger angehört, zu übergeben sind,

a) daß von der Bundesversammlung keine Jueignung angenommen wird, wa-
zu nicht vorher ihre Bewilligung nachgesucht und erlangt worden ist,

und wied solches den hieslgen Unterthanen nachrichtlich bekannt gemacht.

Gera, den gosten September r8#23.

Fürstl. Reuß. Pl. der Jüngern Linie gemeinschaftl. Regierung das.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 11.
(No. 11.) Convention der Königlich Sächsischen und Fürstlich Reußischen Landesregie,

vungen zu Dresden und Gera wegen Gestellung der Jagd. und Forstver-
brecher ad lorum delicti commissi vom 181n Deember 1823.

Zus der Königlich Sächssschen Landesregierung in Dresden und der Furst-
lich Reuß·PlauischenderJüngernLiniegemeinschaftlichenLandesregferungin
Gera ist, mit erfolgker höchster Landesherrlicher Genehmigung, wegen gegen-
seitiger Gestellung der Jagd . und Forstverbrecher in das Gericht, in dessen
Bezirk der Jagd und Forstfrevel begangen ward, folgends Uebereinkunft ge-
troffen worden:

 ie

Wem sich der Fall ereignet, daß ein Königlich Sächssscher Unterthan im
Fürstlich Reußischen der Jüngern Linie Territorio, oder ein Fürstklich Reußi-
scher Unterthan im Königlich Sächsischen Gebiete ein Jagdverbrechen, innerhalb
oder ausserhalb des Waldes, verüben, oder auf unstreftigem Mald- Grund
und Boden, es mag derselbe im Landesherrlichen, oder Privakeigenthume sich
befinden, eines WVergehens durch Holzentwendung, Beschädigung der Hölzer,
Grasen, Hüthen, Moosscharren und Streureißen sich schuldig machen sollte;
so soll ein solcher, es sey eine Pfändung erfolgt oder nicht, pgehalten seon,

(15) sich
(Agegeben zu Gers den austen Jebruar 1644.)
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sich auf die, an ihn ergehende Ladung, in welcher er, nach der, bey der
vorladenden Behorde geltenden gesetzlichen Vorschrift, mit Einräumumg einer
blos vicrzehntägigen Frist, zu citiren ist, ver dem Amte, oder Gerichte,
unter dessen Gerichtsbarkeit er sich des Verbrechens schuldig gemacht hat, zu
stellen, und es sollen daselbst die begangenen Jagd- und Waldfrevel sowohl,
als die, bev Gelegenheit derselben und uno actu continuo mit diesen began-
genen andern Ercesse, z. B. Widersetzlichkeit bey der Pfändung, untersuche
und bestrast werden.

g. 2.
Damit dergleichen Verbrechen, besonders Holzdeuben desto leichter ent-

deckt werden können; so soll den Forstbedienten, oder den bestohlenen Eigen-
thümern nachgelassen bleiben, lediglich auf Anmelden bep den Dortgerichten,
oder, wenn der Verbrecher an dem Orte sich befindet, an welchem die Amts-
oder Gerichtsexpedition wesentlich ist und der Beamte oder Justitiar wohne,
auf Anmelden behm Amte, oder Gerschtsverwalker, ohne besondere Requisition,
jedoch unter Theilnahme wenigstens einer verpfischteten Gerichksperson, Haus.-
sachung zu thun.

 i
Die Insfnuation der, an den Werbrecher zu erlassenden Citationen sodt,

ehne befondere Requistion, nur gegen Vorzeigung der schriftlichen, osfenen
Ladung bey demjenigen Amte, oder Gerichte, unter dessen Gerichtsbarkei der
Verxbrecher wohnt, und auf mündliche Meldung, daß solche insinuirt werden
solle, gestattet und dieses auf die Citation angemerkt werden.

5. 4.
Was die Bestrafung der Verbrecher betrifft, so solen zwar die, im Ko-

nigreiche Sachscn sich vergehenden Furstlich Reußischen Unterthanen nach den
Koniglich
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Kaniglich Sichsischen Landesgesetzen, hingegen die Königl. Sachsischen Unter-
thanen, wesche in den Fürstlich Reußischen, der Jüngern Einic Landen Forst=
verbrechen begehen, nach den Fürstlich Rcußischen Gesetzen in der Regel be-
straft werden; es soll sedoch bep einer etwa stakt findenden bedeutenden PVer-
schiedenheit der, in beoden Landen auf demselben Vergehen stehenden Strafen,
da, wo die härtere Strase eintrittt, ein angemessenes Berhälkniß zu der gelin-
dern Strase, welche den Werbrecher bey gleichem Vergehen nach den Gesetzen
seines MWohnortes getrofsen hätte, beobachtet werden.

 5.
Nach beendigker Untersichung wider die Jagd und Forftverbrecher und fo-

fort nach Eingang der, deöhalb mit Bebfügung des constituirten Uquich zu er-
lassenden Requisstion resp. zu Einbringung der Strase, infofern solche in Gel-
de besteht, des Ersabes und der Kosten, soll mit schleumigster Erecution ver-

fahren und Strase, Ersatz und Hostenbetrag an das lorum deliciu commisei
abgegeben werden; die Verbrecher aber, welche mit andern, als Geldstrafen
belegt werden, sollen gehalten seyn, zu deren Werbützung auf die unmittelbar,
jedoch unter Beobachkung der S. J. vorgesthriebenen Anzeige und Meldung, an
sie erlassene Aufforderung des Richters, der die Untersichung geführt hat, ad
forum dilicti commmissi ssch zu stellen.

8. 6.
Es sosl auch, wenn praevia causae cognitione sich ergiebt, daß der

Berbrecher etwas nicht im Vermogen habe, von dem requirirten Richter ein
gewohnliches Attestat deshalb ertheilt und in Ansehung der Einbringung der Ko-
sten von Unvermögenden überhaupt eine größere Strenge, als gegen die eige-
nen Unterthanen beobachtet zu werden pflegt, von der requirirenden auswärli-
aen Behörde nicht verlangt, auch sollen die Obrigkeiten der Forstverbrecher

nicht
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niche durch Requisseionen um erecutivische Beytkresbung ohne Noth behedliget
und dadurch Kosten auf Kosten nicht fruchtlos gehäuft werden.

S 7.
Hiernächst soll den dies= und jenseitigen Forstbedienten zur Pflicht gemacht

werden, diesenigen Verbrecher, die sie bey Verrichtungen auf ihrem Reviere
in dies oder senseitigen Waldungen über Begehung von Waldfreveln betreffen
dürsten, bey dem Richter, unter dessen Jurisdiction die Waldung gelegen ist,
anzuzeigen.

§. #
Oiese Uebereinkunft soll vom Tage der, in bepderseitigen Landen zu be-

wirkenden Publscation in Krafe treten und bis auf Wiederruf, weshalb jeden
Theile die Aufeundigung ein halbes Jahr voraus freysteht, gelten.

Gera den rglen December 7182;.

Fürstl. Reuß- Pl. der Jüngern Linie gemeinschaftl. Regierung das.
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Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 12.

(No. ra.) Verordnung wegen Vesrepung der Militalrpersonen von öflentlichen Abgas
ben, vom Joten Februar 18a4.

Ver Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Vier und
Funfzigste, Stammes Aeltester, Wir Helnrich der Zwen
und Sechzigste und Wir Heinrich der Zwey und Sieben=
zigste, Allesamt der jüngern Linie souveraine Fürsten Reuß,
Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannich-
feld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2.
thun kund und fügen hiermit zu wissen, wie Wir Ulns bewogen gesimden ha.
ben, zu Ausstellung allgemeiner Grundsätze über die Besreyung der Militärper.
sonen von öffentlichen Abgaben, unter Aushebung aller hierüber ergangenen
frühern Verordnungen, für die Zukunft folgende gesetzliche Bestimmungen ein-
treten zu lassen:

A. Active Militärpersonen, worunker söwohl das einfen-Militär, als auch
die Gensd'armerie und Stadt-Militz begriffen ist, mit ihren Weibern und
minderfährigen Kindern, (so weit. nicht etwa für solche bey der Perheyra-
thung den Militär-Privilegien entsagt ist.) haben zu entrichten:

1) die Abgaben von ihren Grimdstucken, deren etwaige Frohnleisumgen, mit.
bin auch das, auf den Grundstücken etwa ruhende Botengehen, (nen eben.
falls obliegen;

116) 2) die
(usgegeben in Ge#a#d aasten Marz 188.
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2) die Gewerbsteuer und die Abgabe von Kapitalien, ingleichen Pachtungen.
Sie sind dagegen besreyt:

1) von der Miethstruer, wenn sie Garnison Dienste in der Stadt thun, in-
gleichen auf dem Lande zur Erhaltung peliceylicher Ordmmng gebraucht werden,

2) vonl Schut= und
3) vom Wachlgelde,
4) von den Almesenbepträgen und
5) vom Botlengehen im Kriege,

und zwär in Behug auf 3. 4. 5. so weit diese Abgaben nicht auf ihren
Grundstucken ruhen.

Beurlaubte mit dauerndem U#rlaube, welche daher, mit Ausnahme
einiger Wochen, bürgersichem Erwerbe nachgehen können, haben sedoch
die Micthsteuer und Almosenbeyträge zu bezahlen.

Die Ehefrauen und CIBitewen geniesen glesche Rechte mit ihren Männern.
B. WVerabschsedete Kinien- Milltärs und Gensdarmen

a) mit Pensson.
Diese sowohl, als ihre Eheweiber und UWitewen, haben ssch aller Immuni-
tälen des activen Militärs zu cerfreuen, mit alleiniger Ausnahme des Boten-
gehens in Kriegszeiten, wenn ihnen die Kräste dazu nicht fehlen.

b) ohne Pension.
Jor Rücktritt im den Cimilskand unterwirst sse, ihre Weiber und Wittwen
wieder allen bürgerlichen Lasten und Abgaben. Sie können bey denselben nur
diesenigen Befrepungsgrunde in Auspruch- nehmen, welche sedem andern
Staaksburger zu Statten kommen.

Uekundlich unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und Unsern beygedruckten
Fürsklichen Insiegem. Gegeben Sehloß Lobenstein, Schlog Schleitz und
Schloß Ebersdoef den rcten Frbruar 1623.
(L.S.) Heinrich der 5 uste Jün= (I.S.) Heinrich der Caste Jün-

gerer Linie und des ganzen gerer Linie Fürst Reuß,
Stammes Aeltester Fürst Graf und Herr von Plauen.
Reuß und in Austrag für

hro des 72sten Herrn Vet-I
kers Liebden.
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(No. 13.) Verordnung wegen Prösung der Candldaten der Rechtswistenschaften und w#-
9en deren Anstellung im Staatsdlenst, so wie wegen Bewllligung der
#eewocetenprark, vom v#aten Febrnar 1324.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Vier und
Funfzigste, Stammes Aeltester, Wir Heinrich der Zwey
und Sechzigste und Wir Heinrich der Zwey und Sieben-
zigste, Allesamt der jungern Linie souveraine Fursten Reuß,
Grasen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannich-
seld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.
thun hierdurch kund und zu wissen:

Da das allgemeine Beste nothwendig erheischt, dah zu allen Staakedien-
sten im Jusstifache, die öfsentlich ausgestellten Rechtsanwälde eingeschlossen,
mu solche junge Männer befördert werden, welche sowohl durch ausreichende
Kenninisse zu deren Verwaltung geeignet sind, als durch siceliches Betragen die
damit verbundenc äußerc Achtung und Vertrauen sich zu erhalten vermögen; so
finden Wir fur unöthig, in dieser Hinsicht, nach genommenem Gutachten Un-
serer getreuen Stände, Nachfolgendes zu allgemeiner Nachachtung hierdurch
zu verordnen:

K.1.
Jeder Candidat der Rechtswissenschaften, wescher in Unsere und Unserer

tande Oienste zu kreken, oder durch suristische Praris in Unsern kanden von
seinen erworbenen Kemunissen Gebrauch zu machen beabsichtigt, hat binnen
Jahrcefrist nach beendigten Studien beo Um#rer gemeinschaftlichen Reegierung sich
zu melden, durch Schul= und academische Zeugnisse nachzuweisen, daß er bis
dahin sittlich und sleihig gewesen sen und dah er wenigstens drey Jahre lang den
Soeudium der Rechtswissenschaften auf ciner Universiet sich gewidmet hobe, und
um Zulassung zu der erforderlichen Prüsung zu bitten.

8. 2.
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g. 2.
Jeder Candidat der Rechtswissenschaften, welcher noch bey keiner benach.

barten Juristenfacultat gepruft worden, oder dort nur die letzte Censur erhalten
hat, soll auf sein, durch sofortige Beplegung der erforderlichen Jeugnisse (F. r.)
zu umterstühendes Gesuch, bev der Regierung persönlich vorgeladen werden und
muß hier sofort eine Reihe, schrifilich in lateinischer Sprache abgefaßter Fragen
in einem besendern, dazu angewiesenen Zimmer der Kanzley, eigenhändig in
derselben Sprache beantworten.

g. 3.
Wenn er durch diese vorbemerkte Prusung den Besitz von Rechtskenntnissen

bewahrt hat, so muß er demnächst aus den, Regierungswegen ihm mitzuthei-
lenden Acten eine vollständige Relatson in einer Ci#il- und eine Vertheidigungs-
schrift in einer Crümsnalrechkssache, binnen der ihm dazu bestimmien Frist,, ker-
ligen und abgeben.

g. 4.
Auf die gekerkigten Ausarbeitungen ist in allen vorkemmenden Fällen der

Candidat einen Evd dahin abzulegen verbunden, daß er selche ahne allen sremden
Rath und Bepstand gesertiget habe. Demnächst hat er sich noch einer umindli-.
chen Prüfung in deutscher Sprache von Seiten der Regierung zu unterwerfen.

5.
Unfere gemeinschaftliche Regierung wird auf den Grund dieser wiederhollen

Prüsung jedem Candidaten eine bestimmte Censur über seine Fähigkeit zu össent-
lilher Geschäftéführung nach den drep Abstufimgen ertheilen und ausferkigen las-
sen, daß derselbe dadurch

1) für
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1) fur vorzuglich küchtig,
2) fur tuchtig,
5) fur nicht untuchtig

erklärt wird.

8. 6.
Findet Unsere Regierung Bedenken, einein gepruften Caudidaten auch nur

die letzte Censur zu ertheilen; so muß ihm eine abweisende Resolutien gegeben
werden, und darf dersclbe weder um einen Staatsdienst, noch um Zulassung
aur juristischen Praxis eher sich bewerben, als bis er durch erneuert fortgesetztes
Studiren und eine, mit gutem Erfolg bestandene neue Prufung über seine
Befähigung eine gunstige Regierungs. Censur ausgebracht hat.

Wen ein Candidak der Rechtswissenschaften eine günstige Regierungs-Cen-
sin erhalten hat, so soll er demnächst wenigstens ein Jahr lang noch in der Ne-
gierungs-Kanzley, oder in der Expedition eines inländischen Untergerichtö- oder
eines recipirken Advocalen durch practische Arbeiten zu einer össentlichen Ge-
schästsführung sich vorbereiten, bis er auch in dieser Hinsiche durch ein günsti-
ghes Zeugniß von dem Vorstande der Expedition, worinnen er gearbeitet hat,
seine Jähigkeit zu einer öffemtlichen Geschäftéführumg nachzuweisen im Stawe ist.

g. 8.
Kein Candidak der Rechtswissenschaften darf ium cine Anstellung in Unsern

unmittelbaren, oder Unserer Lande Oiensten, oder um Bewilligung der Advo-
catenpraxris nachsuchen, noch als Gerichtsdirector eines Pakrünonialgerichts an-
gestellt werden, wenn er niche den verbemerkten Prüfimgen sich unterworsen und
durch die vorgeschriebene Geschäfte ebung sich dazu vorbereilet hat, darüber auch
günstige Zeugnisse seinem Gesuche beozulegen vermag.

8. 9.
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*0.
Derfenige Candidak der Rechtswissenschaften, welcher sich bereics bey einer

benachbarten Preußischen, oder Süchsischen Juristensaculict hat prüfen lassen
und von derselben nicht die letzte Censir erhallen hat, bleibt zwar mit einer
nochmaligen schristlithen und mündlichen Prüfung der Regierung verschont; er
muß aber dennoch, ehe er um eine Dienstanstellung, oder Zulassimg zur Advo-
catenpraris nachsuchen darf, zuvörderst die allgewein ersorderliche Proberclation
über einen Civil und Perrhridigimgéschrift in einem Criminalrechtsfan, nach
Amwveilung der Regierung, ausmibelten und dann einige Zeit der Geschäfteubung
in der Regierungslanzlev, oder in der Expedition eine Untergerichts,, oder eines
recipirten AMdvocaten sich gewidmet haben.

K. 10.
So wie Wir sernerhin bey allen Oienstanstellungen und Bewilligungen

der Advocalenpraris hauptsichlich die Tuchtigkeit jedes Ansuchenden, als noth-
wendige Bedingung, betrachten; so werden Wir auch bed allen Weriterbeför-
derungen nur die Würdigkeit und bis dahin bewicsene getissenhafte Pflichterfül-
uung unter mehrern Bewerbern vorzüglich berücksichtligen. Insbesondere sollen
daher alle Untergerichts- Advbacaten, welche zu Regierungoadvocaten besördert
zu werden wünschen, nech zu vorgängiger Ausarbeitung ciner anderweiten Pro-
berelation aus einem, Regierungswegen mitzutheilenden Actenstuck verpflichtet
seyn, und unter mehrern Bewerbern soll auch der Borzug lediglich durch die
hierdurch nachgewiesene gröhere Wurdigkeit entschieden werden.

g. 11.
Indem Wir es in Rucksicht der Zahl der anzustellenden Regierungsadvo-

caten bey der bisher bestandenen Beschränkung derselben auf acht bewenden laß
sen, finden Wir Uns bewogen, auch die Zahl der zu recipirenden Untes.
gerichtsadvocaten für Uuser Fürstenthum Gera auf Acht und für die Pficge

Saal-
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Saalburg auf Zwey fur die Zukunft in der Maase zu bestimmen und festzu-
setzen, daß, so lange diese Anzahl vorhanden ist, fur setzt und kunftig keine
Gesuche um Bewilligung der Untergerichtspraris weiter angebracht, oder zugestan-
den werden sollen. Für die übrigen Abtheilungen Unserer Lande behalten G#i#e
Uns vor, gleichfalls gesihlossene Zahlen der anzustellenden Untergerichtsadvocaten
durch besondere Verordmungen festzufeben.

. 12.
Die Bewilligung der Untergerichtspraris in Unsern Kanden ist an die Be-

dingung gebunden, daß der neurecipirte Untergerichtsadvocat binnen einem Jahr,
von der Zeit der erhaltenen Bewilligung, bey Verlust dersclben, auch in
Unsern Landen seinen fesien Wohnsitz nehmen miß; foferne dieß bisher von
einzelnen recipirten Untergerichtsadvocaten noch nicht bewirkt seyn sollte, sind
dieselben verbunden, dieh annoch bmen einem halben Jahr, von Bekannt-
machung gegemwärtiger Verordumng an gerechnet, zu vollziehen, und süds
ausserdem der verliehenen Untergerichtspraxis für verlustig zu achten.

5. 15.
Unntergerichtsadvocaten, denen die Praris in Unsern gesammten Landen

verstattet ist und die einen bestimmten Wohnort gewählt haben, durfen
lezlern nicht in eine andere Landesabtheilung verlegen, ohne zuvor die besondere
Erlaubnih des Landesherrn des neugewählten Wohnorts nachgesucht und crhal-
ten zu haben.

 -
Oie, in ciner Landesabeheilung besonders bewilligte juristisehe Praxis be-

rechlitzt den recipirten Untergerichesadvocaten zur Uebung derselben in einer an-
dern Landesabeheilung nicht anders, als auf fedesmalige besendere obrigkeitliche
Erlaubniß. Auswürlige Advocaten dürsen bey inländischen Gerichten, auf be-

deres
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sonderes Ansuchen bey denselben, in jedem einzelnen Falle nur dann zugelassen
werden, wenn es gewiß ist, daß die Advocaten der hiesigen Lande bey den
Obrigkeiten der Erstern auf gleiche Weist zur Praxis in einzelnen Rechtsgeschaf-
ten Erlaubniß erhalten.

Urkundlich haben Wir gegenwartige Verordnung eigenhandig unterschrieben
und mit Unsern Furstlichen Insiegeln bestarken lassen. So geschehen Schloß
kobenstefn, Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, den ralen
Tebruar 1824.

(l. 8.) Heinrich der 5ste Jün- (L. S.) Heinrich der Oeste Jan-
gerer Linie und des ganzen gerer Linie Fürst Reuß,
Stammes Aeltester Fürst Graf und Herr von Plauen.
Reuß und in Auftrag für
Ihro des 72sten Herrn Det-
ters Liebden.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 15.

(No. 14.) Sankerottler-Mandat vom raten November 1834.

Ven Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und
Sechzigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der
Zwey und Siebenzigste, der jüngern Linie souvergine Für-
sten Reuß, Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz,
Crannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.

sügen hiermit zu wissen:

Da Wir bemerken mussen, daß seit Kurzem mehrere Fälle ausgebroche-
ner Concurse in Unsern Landen vorgekommen find, welche durch die Gemein-
schuldner auf eine strafbare Weise veranlaßt, hierdurch aber sowohl die Sicher-
beit des Privat= Eigenthums gefährdet, als der Credit der Gewerbtreibenden
beeinträchtiget worden; so haben Wir, nach vorgöngigem Gutachten Uluserer
getreuen Stände, zu künftiger möglichster Verhüchung ähnlicher Fälle, folgende
gesegliche orschristen zu erlassen und zu Jedermanns Nachachtung hierdurch
gemcinkundig zu machen beschlossen.

(17) 8. 1.

(Autatgeben zu Gera am i7ten Januar 1823.)



8. 1.
Einleitung des richterlichen Verfahrens gegen jeden Gemeinschuldner.

Sobald die Unzulanglichkeit des Vermögens eines Elnwohners zu vonstän-
diger Befriedigung aller seiner Gläubiger auf gesetzliche GBeise dessen ordentlichem
Cioil= Richter bekannt wird, so hat derselbe den Gemeinschuldner sofort und vor
allen Dingen, neben den, rechtlicher Ordnung nach, zur Sicherstellung des
Vermögens für die Gläubiger obne Ausschub zu treffenden Versügungen, mit-
teist fermlichen Epdes angeloben zu lassen:

„daß ce bey der Angabe seines Vermägens- und Schuldenzustandes nichts
wissendlich verschweigen wolle, noch irgend Etwas verheimlicht, oder bey
GSeite geschaft habe, noch mit seinem Wissen und Willen durch Andere Etr-
was von seinem Vermögen an sich genommen und davon weggebracht wor-
denz dab er auch, falls er noch Etwas in Erfahrung bringen sollte, was
übersehen worden wäre, solches sofore getreulich dem Gericht anzcigen wolle;
daß er bis zu Endigung des Creditwesens ohne richterliche Erlaubniß ssch nicht
aucer kandes begeben, vielmehr auf Erfordern sederzeit persönlich stellen und
daß er von seinen aussenstehenden Gorderungen künstig weiter nichts einßeben,
noch von seinen Essecten Ekwas verussern, oder sonst eine Disposition da-
rüber ssch anmaasen, am wenigsten aber heimlich einen Gläubiger vor dem
andern befriedigen wolle.“

Zugleich hat der Richter den Gemeinschuldner unberzüglich zur vonftändigen
Angabe seines Vermögens nach allen einzelnen Theilen, so wie seiner sämtlichen
Schusden anzuhalten und dieh entweder durch soforkige protocollarische Verneh-
mung desselben zu bewirken, oder, soferne der Gemeinschuldner hierzu fähig ist,
von demselben durch ein schrifellches, cigenhändig zu unterschreibendes Verzeich.
nih bewirken zu lassen, wozu demselben eine, höchstens r4 Tage betragende,
unerstreckliche Erist, bey Vermeidung sofort zu vollziehenden Personal-Aerestes,
einzurcumen ist.

5. #
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g. 2.
Untersuchung der Ursachen der Zahlungsunfahigkeit.

Demnauchst hat die burgerliche Obrigkeit denselben zur vollstandigen Angabe
der Ursachen anzuhalken, wodurch er in Vermögensverfall gerathen und zu Aus-
nahme der erwachsenen Schulden veranlaßt worden isf. Jeder Richter, bey
welchem ein allgemeiner, nicht aber ein separater Concurs anhängig wird, auch
wenn er zur Ausübung der Obergerichte sonst nicht besucgt ist, wird hierdurch
nicht nur berechtiget, sondern auch aufs ernstlichste und, bey Strase drev-
monatlicher Suspension von seinen Amtsverrichtungen und Diensteinkommen,
verpflichtet, sowohl uber die angegebenen, als über die ihm sonst bekannten
Ursachen der Vermögens= Unzulänglichkeitvon Amtswegen, ohne Rudessche der
Person, eine unparthepische Untersuchung und Bernehmung sowohl des Gemein-
schuldners, als aller andern Personen, welche von dessen Verhältnissen Gis.
senschaft haben, zu verhängen und dabey keinen, demselben bekannten Umstand
unerörtert zu lassen, der dem Gemeinschuldner zur Last sallen, oder zu dessen
Entschuldigung gereichen könnte.

Demnächst hat der Concurs-Richter die, hierüber in einem eigenen, ab-
gesonderten Bande zu führenden Acten der gemeinschaftlichen Regierung zu der
Bestimmung des weitern Verfahrens und ob der Gemeinschuldner für strastos
zu erklären, oder eine förmliche Untersuchung weiter zu verhängen ##vor-
zutragen.

Soferne zu letzterer rechtliche Gründe verhanden sind, so hat die Regie-
rung die Acten den compelenten Obergerichten mit der nsthigen Anweisimg zu-
gehen zu lassen.

Die weitere Unkersichung und die Bestrasung des Bankeroktirers, nach
vorgängiger, demselben verstatteter Vertheidigung, erfolge sodann bev diesen in
der gesetzuichen Form des Criminasprecesses, eben so, wie ven den Obergerich-
ten, und nicht aus der Concursmasse, die Preceß= und Perpflegungskosten

des
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des verhafteken, oder mit Zuchthausstrase belegten Bankerotelrers zu beskrei-
ten s#nd.

Für die erste Untersuchung der bürgerlichen Obrigkese, als Officialpflicht,
ist aber auch vom Concursgericht nichts zu liquidiren.

g. 5.
Verfahren gegen den abwesenden Gemeinschuldner,

A. wenn der Aufenehaltsoré bekannt sst.

Solte ein Gemeinschuldner vor, oder beym Ausbruch seines Concurses Lch
entsernt haben und dessen auswäreiger Ausenthaltsort bekannt seyn; so ist der-
selbe zuvörderst vom Concursrichter, mittelst Requisstion der dortigen Obrigkeit,
zum persönlichen Erscheinen und zur Vernehmung vor seinem ordentlichen Rich-
ter unter der Verwarmmng vorzuladen, dah im Fall seines Außenbleibens gegen
ihn, als betrüglichen Bankerottirer, werde verfahren werden, und auf sein
erfolgendes Erscheinen nur nach Maasgabe des vorstehenden §. 2. wider densel-
ben zu versügen. Im Fall seines Nussenbleibens aber hat der Concursrichter,
auch wenn er die Obergerichte nicht besitzt, sosort die Obrigkeit des Aufenthalts
orts des Gemeinschuldners um dessen Arretirung und Auslieferung zu requlriren
und, wenn solehe erfolgt, eben so, als sonst in jedem Fall, wenn erweis-
liche Anzeigen eines betrüglichen Vankerotks sich ergeben, mit seiner Verhaf=
tung bis zu einer, möglichst schleunig einzuholenden Entscheidung der Regierung
darüber, zu verfahren.

4.
It, oder die Gestellung versagt wird.

Sollie aber dee Aufenthaltsort eines ausgeeretenen Gemeinschuldners unbe
kannt seyn, oder westerhin werden; so sind von den Obergerichten, denen
von sedem Concursrichter, welcher keine Criminalgerichtsbarkeit besicte, sofore

die

B. wenn der Ausenthaltsort unbekannt
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die nothige Mittheilung deshalb zu machen ist, dessen nächste Familienglieder,
Hausgenossen, Dienstpersonale und sonstige nahere Bekannte uber ihre etwaige
Wissenschaft davon zu vernehmen und diese, im Fall ihrer Unkunde, bey min-
destens vierzehntagiger Gefangnißstrafe zu bedeuten, daß sie, falls sie solchen
Aufenthaltsort auch kunftig erst erfahren sollten, denselben getreulich angeben
wollen.

Im Fall diese Wernehmung ohne Erfolg bliebe, so haben die Obergerichte
den Umständen nach eneweder mit der Edscalcitation unter gleicher Verwarmung,
wie im §. 3. bey der Cikatson vorgeschrieben, oder, falls Anzeigen eines be-
trüglichen Bankerotts schon vorhanden, mit Erlassing von Steckbriefen gegen
den ausgetretenen Gemeinschuldner zu verfahren. Nach dessen Habhaftwerdung,
oder freywilligen Gestelluug und, #m Fall obwaltenden Verdachts eincs berrüg-
lichen Bankerotls, bewirkter Verhaftung, ist die Uncersuchung gegen denselben
zu verhängen, wenn auch dessen anhängis gewordenes Creditwesen immittelst
durch Vergleich, oder im (Wege Rechtens beendigt seyn sonte.

Soferne ein ausgelrekener Gemeinschuldner weder durch Requisstion der Ob-
rigkeit seines Aufenthaltsorks, noch durch Edictalien, oder Steckbriefe hat er.
langt werden können; so ist das anzudrohende Präsudiz in contumaciam zun
Ausführung zur bringen, derselbe für einen beteuglichen Bankerottirer mittelst
Bescheids zu erklären, dies durch die Geraische Zeftung und Wochenblätler ge-
meinkundig zu machen und sein Namce an den Pranger zu hesten.

g. 5.
Straflosigkeit einer Zahlungsunfähigkeit.

Nue wenn aus der verhöngien Untersuchung sich ergiebt, daß der Gemei-
schudner durch Unglucksfälle, oder Unternehmungen, deren Misliugen nach
vernünstigen Gründen der Wahrscheinlichkeit sich nitht vorauß sehen ließ, in
Vermogensabfall gerathen und dadurch die Unzulänglichkeit zu Befrfedigung aller

sei



seiner Glaubiger veranlaßt ist, soll derselbe unbestraft bleiben; so wie auch in
dem Fall, wenn eine Zahlungsunfahigkeit durch einen allgemeinen Vergleich beh-
gelegt worden ist, ohne daß vor Abschluß des Vergleichs die Obrigkeit von dem
Jahlungsunvermögen legale Nachricht erhalten hat, alle Uncersuchung und Be.
Krafung wegfällt, soferne nicht Anzeigen eines bektrüglich bewirkten Accords ssch
ergeben, oder zur Anzcige gebracht worden, derentwegen sodann gleiche Untersuchung
und Bestrafung zu verhängen ist, wie wegen eines betrüglichen Bankerokts.

Ausserdem aber soll seder Gemeinschuldner ohne Unterschled des Geschlech's,
se nachdem derselbe als bekrüglicher, oder als muthwilliger, oder ols fahrlassi.
ger Bankeroktirer zu bekrachten ist, in der nachfolgenden Maaße mit den ver-
dienten Strafen belegt werden.

&amp; 6.
Begriff des betrüglichen Bankerotts.

Al# bekrugssche Bankeroctirer sollen diesenigen Gemeinschuldner angesehen
werden,

A. Welche, um ihre Gläubiger zu bintergehen, ihr Vermögen auf ir.
gend eine Weise verheimlichen, Geld oder Geldeswerth auf die Seite schaffen,
ausstehende Forderungen verschweigen, oder, nachdem die Obrigkeit von dem
Zahlungsunvermögen legale Keuneniß erhalten hat, noch heimlich Bezahlungen
der letztern annehmen;

B. Welche erdichtete Gläubiger aufstellen, oder solche, deren Forderuigen
ungegründet, oder übertrieben sind, betrüglich begunstigen, oder eine Werfül.
schung der, bey ihrem Crediewesen vorkommenden schriftlichen Aufsätze verschul.
den, oder durch Ableugnen prioritstischer Forderungen, oder ähnliche unrichtige
Angaben über ihren unzulänglichen Vermögenszustand einzelne Gläubiger zu Her.
leihung nicht unbedeutender Summen verleitet, oder erweislich, bey deurlichem

Be-
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Bewußtseyn ihrer Zahlungsunfahigkeit, noch betrachtliche Waarenparthien auf
Credit entnommen haben;

C. Welche, als Vormünder, oder sonst als Geschäftsträger, die, ihnen
anvertrauten Gelder bey dem Bewustseyn einer Zahlungsunfähigkeit für sich ver-
wandt umd verzehrt haben;

D. insbesondere alle Kaufleute und Handwerker, welche ihre Handlungs-
und Rechnungsbüucher, oder andere Urkunden, woraus der Vermögenszustand
und das Verhältnih desselben zu den Schulden übersehen werden könnte, ver-
fälschen, oder vernichten, oder unbrauchbar machen, oder solches durch an-
dere bewirken sassen.

. 7.
Strafe des betrüglichen Bankerctts.

Feder betrügliche Bankeroktirer soll mit vier bis acht#ähriger Zuchthaus-
strafe beleg#, alles gerichtlichen Glaubens berlustig und aller Würden, Titel,
Staals= und Ehrenämter, Ehrenzeichen, auch Rechtswohlthaten, namemlich
der Competenz, so wie der künftigen Ausübumg des Geschäfts, oder Gewerbes,
welche bey Berübung des Betrugs gemisbraucht worden, unfähig erklärt wer-
den. Ist ein betrüglicher Bankeroctirer vor BVollziehung der Strafe verstorben,
oder enewichen; so soll sein Name an den Pranger geheftet werden.

ß. 38.
Begriff des muthwilligen Bankerotts.

Als muthwillige Bankerottirer sollen diejenigen Gemeinschuldner betrach-
tet werden,

A. Welche durch verwegene, das cigene Vermögen übersteigende, dem
Miclingen leicht ausgesetzte Unternehmungen und Speculationen wiederholte Ver-

luste
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luste erliteen und dadurch eine Unzulänglichkelt ihres Vermögens herbey geführe
haben;

B. Welche, als Kaufleute, oder Fabrikancen, gar keine, oder keine ordent-
lichen Bücher geführt, oder niche alljahrlich eine Inventur und Bilanz gefer-
tiget und sich dadurch in eine Unwissenheit uber den Stand ihres De#nögens
versetzt haben;

C. Welche durch übertriebenen Aufwand ssch außer Jahlungsstand gesetzt
ben.

Für übererleben ist jeder Aufwand zu achten, der die NMothdürste und ge-
meinen Beauemlichkeiten des Lebens ubersteigt und mit den jedesmaligen wirkli.
chen Einkünsten des Gemeinschuldners nicht im Berhälenih stehe.

Insbesondere ist aller Aufwand, welcher durch Spiel, Wetten, Schwel.
gerey und unzüchliges Leben verursacht worden, unter allen Umständen und ohne
weitere Untersuchung, als übertrieben anzusehen.

&amp; 0.
Strafe des muthwilligen Bankerotes.

Jeder muchwillige Bankeroktirer soll nach Maasgabe seiner Verschudung
mit ein= bis vierjähriger Zuchthausstrafe belegt und aller Würden, Titel,
Staats= und Ehrenmeer, auch, falls er ein Kaufmann, oder Fabrikant it,
der kaufmännischen Rechte und #hrer Concessionen verlustig und unfähig erkläre
werden. Enzzieht er sich der Strase durch Fluche, so wird sein Name an den
Pranger geschlagen.

g. 10.
Begriff des fahrlassigen Bankerotts.

Fur fahr lassige Bankcrottirer sollen dicjenigen Gemeinschuldner gehalten
werden, A. Wer



A. Welche bep dem Bewußtseyn der Unzulänglichkeit ihrez Vermögens
eine gerichtliche Insoloenz-Anzeige nicht mun unterlassen, sondern auch den
Rest desselben zu ihren eigenen, oder der Ihrigen Bedurfnissen, wenn gleich
ohne Verschwendung, verwenden und verzehren und dadurch ihren Glaubigern
entziehen. Jenes Bewußtseyn soll aber als erwiesen angenommen werden, so—
bald und von der Jeit an, wo sich ergeben, daß ein Gemeinschuldner seinen
Gläubigern nicht mehr so Procent ihrer Forderungen aufs wenigste gewöh.
ren könne;

B. Welche mit Verheimlichung ihres, ihnen bekannten insolventen Zu-
Kandes, wemn gleichin der unsscherm Hoffiung baldiger Vermsgensverbesserung,
neue Schulden machen und dadurch den Verlust ihrer Gläubiger erhöhen.

g. 11.
Strafe des fahrlassigen Bankerotts.

Fahrlässige Bankeroktirer sollen nicht nur der, bis dahin inne gehabten
Aemter und Gewerbsconcessionen verwustig erklärt, sondern auch nach Maasgabe
des sich ergebenden größern, oder geringern böslichen Vorsatzes, den Gerlust
ihrer Gléubiger zu vermehren, und der erwelslichen Kürzern oder längern er-
heimlichung der Insoloenz, mit einmonatlicher bis einfähriger Zuchthaus= oder
Gefängnißstrase belegt werden. Insbesondere soll Kaufleuten und Fabrikanten
eine neue Handlings= oder Fabrikunkernehming, oder die Fortsetzung ihres
frühern Gewerbes nicht ohne besondere Landesherrliche Erlaubniß gestattet seyn.

g. 12.
Strafen der Ehefrauen der Gemeinschuloner.

Wem die Ehefrau eines betrüglichen Bankerottirers wissendlich und unmit-
tesbar an dem Vergehen des Mannes Theil genommen hat, so derliert sle ihr

(18) eigen-
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eigenthumliches Vermogen zum Besten der Glaubiger und hat die Holste der,
den Mann treffenden Zuchthausstrafe verwirkt.

Ist der Bankerott namentlich durch ubermasigen Aufwand, oder Ver-
schwendung veranlaßt; so soll die Ehefrau aller Vorrechte wegen ihres eigen-
thumlichen Vermogens verlustig seyn und den chirographarischen Glaubigern
gleich gestellt werden, so ferne sich aus der Untersuchung uber die Ursachen des
entstandenen Bankerotts ergiebt, daß die Frau die Verschwendung veranlaßt,
oder besondero befordert habt.

Alle Schenkungen, welche von Sesten des Mannes wäßrend der Ehe
der Frau gelnacht, so wie alle Käufe, welche mit des Mannes Gelde auf
den Namen der Frau vollzogen worden, sollen durch eine sich ergebende Zab-
lungsunfähigkeit des Mannes fofort ipso jure soferne aufgehoben und unguleig
seyn, und die geschenkten, oder also gekauften noch vorhandenen Gegenstände,
Mit alleiniger Ausnahme der nothdürstigen Kleidungsstucke, Wasche und Betten,
zur Concursmasse gezogen werden.

5 15.
Verbindende Kraft der Seimmenmehrhelt bey Nachlaßverträgen.

Um alle Streitigkeiten Uber die rechelsiche Werbindlichkeit zum Beptritt von
Seiten einzelner Gläubiger zu einem abzuschliehenden Nachlahvertrage möglichst
abguschneiden, bestimmen UMir hierdurch, dah nur in dem Fall, wenn

1) der Gemeinschuldner die Richtigkeie des, von ihm angegebenen Verms.
gens-und Schusdenzustandes epdlich bestärket bat;

2) Fünf Acheheile aller Gläubiger, der Summe ihrer Forderung nach
berechnet, ihre Einwilligung bestimmt erklärt haben und

3) sämtliche chlrographarische Gläubiger wenigstens so Procent ihrer Kapi
Galferderungen erhalten,

von
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von Seiten einzelner chirographarischer Glaubiger der Abschluß des allge-
meinen Nachlaßvertrags nicht gehindert, sondern derselbe, deren Widerspruchs
ungeachter, sodann Obrigkeitswegen bestatiget und zur Ausfuhrung gebracht
werden soll, auch wenn ein formlicher Concurs bereits ausgebrochen ware.
Absolut privilegirte und hypothekarische Glaubiger sollen aber auch durch solche
Stimmenmehrheit, einem Nachlaßvertrage beyzutreten, nicht verpflichtet
werden.

g. 14.
Promulgation dieses Mandats.

Um gegenwartige Verordnung desto unabweichlicher kunftig zur Ausfuhrung
zu bringen, so soll solche in den Städten sowohl dem Handlungsstande in meh-
reren Exemplaren, als jeder Innung ein besonderer Abdruck, zur Nachach-
tung zugefertiget, auch sedem, als Kausmann sich niederlassenden neuen
Burger mit dem Bürgerzectel ein Exemplar davon eingehändiget werden.

Uekundlich haben Wir dieses Mandat eigenhandig unterschrieben und mit
Unsern Furstlichen Insiegesn bestarken lassen.

Gegeben Schloß Schleitz und Schloß Ebersdorf den raten Novem-
ber 1824.

(L.S.) Heinrich der Gaste Jün- (L.S.) Heinrich der 7##ste Jün-
gerer Linie Fürst Reuß. gerer Linie Fürst Reuß.



Gesetzsammlung
für dle

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 14.

(o. rs.) Erläuterung der, unter dem 36ften October 1822. erlassenen Verordnung
wegen Ausnahme der Fremden und Werforgung der Hütssbedürfeigen (Ges.
Sammlang No. 4. Pag. 15.) vom 15ten August 1625.

Ves Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey sund
Sechzigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der
Zwey und Siebenzigste, der jüngern Linie regierende Für,
sten Reuß, Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz,

Crannichseld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.
chun hiermit kund und zu winen:

Um einigen Ungewißheiten in Bezug auf Unsere Verordnung d. d. aösten
Oclbr. 1322. wegen Aufnahme der Fremden im Lame und wegen Wersorgung
der Hulfsbedürstigen (No. 4. der Gesetzsammlung) abzuhelsen, verordnen Wie:
Es soll, nach dem, in den Worten des §. 14. gedachten Gesetzes: Auch sol
in den Dorfern kunftig 2c. ausgesorochenen Sinne durchaus kein Uneerschied
zwischen den Ritkergutshäuslern und den Gemeindegliedern in den Dörsern hin-
sichtlich ihrer Verpflichtung zu Beylrägen zur Armen- Versorgung gemacht wer-
den, ohne Rücklicht darauf, ob die ersteren schon vor der fraglichen Verord=
mung und ohne Becbachtung der daselbst vorgeschriebenen Förmlschkeiten, oder
erst nach Promulgation dersesben und unter dieser Beobachtung aufgenommen
worden find.

(19) Damst
(A#egegeben zu Gera den pien Jongar 1836.)



Damit ubrigens kunftlg die, wegen Aufnahme der Fremden im Lande
und Versorgung der Hülssbedürftigen nothwendigen schnellen polizeylichen Maas-
regeln nicht durch weitläuftige Erörterungen der dießfallsigen Disserenzen aufge-
halten werden mögen; so wird weiler verordnet, dah in solchen Cällen, wo
die Anwendung des, über dlesen Gegenstand disponirenden Gesehes (Gesetzsumm=
Jung No. 4. pag. 11.) zur Frage kömmt, keine prozeßualischen Weitlustigkei=
ten, noch weniger Anträge auf Einholung eines auswärtigen Erkenntnisses zuge-
lassen, vielmehr bepde Theile nur summarisch gehört und dann die Sache von
der Regierung entschicden werden, gegen diese Entscheidung kein ardencliches,
vder aup#erordentliches Rechtsmittel, es habe Namen wie ec wolle, Statt
funden, vielmehr diese Entscheidung ohne weiteres sofort nach deren Publscation
befolgt und von den Behörden, bep welchen die Oifferenz ventilirt worden
ist, cpeeutirt werden soll. Würde sich hierdurch Jelnand in seinen wohlbegrün-
deten und erworbenen Rechten verleht erachten, so stehct demselben zwar deren
Ausfüßrung um gesehlichen Rechtewege mittelst Erhebung rechtlicher Klage frepz;
es wird aber hierdurch die Exccutirung obgedachter Regierungs--Enescheidung in
keine Wege gehindert; LeSter son vielmehr so lange unabweichlich nachgegangen
werden, bis cine abändernde rechtekräflige Enescheidung im Rechtswege erlangt
worden ist.

Gegeben Schloß Schleiz und Schsoß Ebersdorf den #sten August 1825.

(L.S.) Heinrich der OCaste J#n- (L. 8.) Heinrich der 7ste Jün.
gerer Linie Fürst Reuß. gerer Linie Fürst Reuß.

(No. 16.)
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ENo. 16.) Verordnung vom aten December 1823. wegen Wiederaufhebung des Ober-

Appellatlons- Gerichts-Prajudizes vom Iten Juny 1823. uber die Form

der, in elnem Testamente bestätlgten Codiellle.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und
Sechzigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der
Zwey und Siebenzigste, der jüngern Linie regierende Für-
sten Reuß, Grasen und Herren von Plauen, Herren zu

Greiz, Crannichfeld, Gera, Schleiz und
Lobenstein rc. 2c.

thun hiermit kund und zu zwissen:

NachdemWir, in Erwagung der Nachtheile, welche durch Erschwe-
rung der Form für privatim errichtete und in einem Testamente bestätigte Co-
dieille Unsern Landesunterkhanen erwachsen, beschlossen haben, das, unter
dem 3ten Juny 1833. publicirte Präsudiz des Gesamt-Ober= Appellations-=
Gerichts zu Jenn vom a#sten März senen Jahres, (Gesetzsammlung No. 7. Ge-
setz 9. pag. go.) wonach, dem bis dahin in Unsern Landen beynahe allgemein
bestehenden Gerichtsbrauche enkgegen, bep solchen Codscillen die Zuziehung von
wenigstens fünf Zeugen, als wesemlich nothwendig zu betrachten ist, wie hier-
mit geschiehet, in gedachten Unserm banden wiederum aufzuheben; so verord-
nen Wir hiermit:

daß kunftig alle privatim errichteten Codicille, wenn sie in einem
zu Recht bestandigen Testamente bestatiget sind, ohne alle weitere
Formlichkeit, insonderheit auch ohne Zuziehung einiger Zeugen — in
so fern uber die Authenticitat solcher Codicille selbst kein Zweifel ob-

waltet
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waltet — fur eben so zu Recht bestehend angesehen werden sollen,
als die Testamente selbst, in denen sie bestatigt find.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung elgenhandig unterschrieben und mit
Unsern Furstlichen Insiegeln bekraftigen lassen.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, den zten Dechr. 1825.

(L. S.) Heinrich der Caste Jün- (TL.S.) Heinrich der 72ste Jun-
gerer Linie Furst Reuß. gerer Linie Furst Reuß.



Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.

No. 15.

(No. 17.) Erläuterung des geen Paragraphen und zwar Num. a und 3. S. 36. der
Werordnung wegen Werpflichtung der Unterthanen zum Krlegsdlenste vom aten
Januar 1823., befindlich in No. s. der Gesetsammlung, die Forrdauer
der Milltalrpflichilgkelt der, wegen Mangels an erforderlicher Größe und
wegen Kränklichkelt Jurückgestellten betreffend, vom r6ten Januar 1826.

Ve Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und
Sechzigste, Stammes Aeltesker, und Wir Heinrich der
Zwey und Siebenzigste, der jüngern Linie regierende Für-
sten Reuß, Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz,

Crannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c.
fügen piermit zu wissen:

Es ist in Bezug auf die, F. 8. sub à und 3 Unserer Verordnung wegen
PVerpflichtung der Uncerthanen zum Kriegsdiense (No. f. der Gesetzsammlung
S. 36.) enthaltenen Bestimmungen Zweisel entstanden, wie es hinsichtlich der
Fortdauer der Militärpflichtigkeit der, wegen Mangels an erforderlicher Größe,
oder wegen Kränklichkese zurückgestellten Constribirten in dem Falle zu halcen
seo, wenn Cetztere bey der zweyten und dritten Stellung fortwährend als un-
tauglich zum wirklichen Eineritr befunden werden.

In Betracht nun, daß die Jurückstellung solcher Indi#lduen auf keinem
andern Grunde, als dem ihrer temporären Unbrauchbarkeit beruht, verordnen
Wir biermit:

(a0) daß
(Augegeben zu Gera den gien May 1826.)
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daß dergleichen, auch bey der dritten Untersuchung untuchtig befundene und
zuruckgestellte Conscribirte fortdauernd als reservepflichtig angesehen und im
Fall eines ausbrechenden Kriegs — wenn sie inzwischen diensttauglich ge-
worden sind —einberufen werden, daher auch vor Ablauf der Jahre ih-
rer Milikärpflichtigkeit keinen Freyschein erhalten sollen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Ulnterschrift und beygedrückten Fürsk.
lichen Instegel. Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf den rOten Januar 7826.

(L. 8.) Heinrich der G#ste Jün- (L.S.) Heinrich der 72##ste Jün=
gerer Linie Fürst Reuß. gerer Linie Fürst Reuß.

(No. 18.) Bekonntmachung wegen Abschliehung elner Convention über gegenseltige Ge
stellung der Forst= und Jagdverbrecher mie der Herzogl. Sachß. Gesamt-
landesreglerung zu Altenburg, vom vten Februar 1336.

Nichtem, in Gemäßheit höchster Entschließung Durchlauchtigster Candesherr-
schaften, EA###r mit der Herzogl. Sächsischen Hochlöbl. Gesamtlandesregierung
in Mlenburg eine

Uebereinkunft wegen gegenseiliger Gestellung der Forst= und Jagdverbrecher
ad forum delich commissi

ganz in der Maase, wie zwischen dem Königreiche Sachsen und den diessetti-
gen Fürskl. anden (nach Inhalt von No. r1. der Gesetzsammlung) abge-
schlossen haben; als wird dieß zur allgemeinen Nachachtung hiermit bekann
gemacht.

§ig. Gera, den ven Februar 1826.

Füärstl. Reuß. Pl. gemeinschaftliche Regierung daselöst.

(No. 29.)



Mo. 19.) St bes ven Paragraphen der, unter Nummer 13. im 12tender Gesecsammüung befindlichen Verordnung vom raten Februar
2½% S. rog. wegen Prüfung der Candidaten der Rechtewislenschaften,
vom I#ten Februar 1826.

Ver Gottes Gnaden, Wir Heinrich der 3Zwey und
Sechzigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der
Zwey und Siebenzigste, der jüngern Linie regierende Für-
sten Reuß, Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz,

Crannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 7.
thun hiermit kund und zu wissen:

Zu Verhutung etwaiger Mißdeutung und zu sicherer Erreichung des Zwecks
Unserer Verordnung wegen Prüfung der Candidaten der Rechtswissenschaften 2c.
finden Wir Uns veranlaßt, rücksichtlich des, §. 7. (S. 203. der Geset-
sammlung) denselben vorgeschriebenen Arbeitens

in der Expedition eines inländischen Untergerichtes, oder eines recipirten
Advocaten,

folgende nahere Bestunmungen eintreten zu lassen:

1.

Unter den Untergerichten, von deren Expeditionen hier die Rede ist, sind
nur Unsere landesfurstlichen Justizamter und die Stadtrathe zu Gera, Schleitz
und Lobenstein, nicht aber die ubrigen Stadtrathe, oder die Patrimonial-
gerichte zu verstehen.

2.

Wegen Zulassung eines Candidaten der Rechtswissenschaften, als Auscul-
tators, sollen die Justizamter die Genehmigung der betreffenden obersten Admi-
nistrationsstellen, die ihrer Seits bey dem Landesherrn anzufragen haben,
einholen, worauf sodann diese Accessisten zu den Acten und zur Verschwiegen-
belt zu verpflichten sind, ohne daß ste dadurch einige nahere Anwartschaft auf

das



das Einrucken in diese Erpeditionen, oder auf eine sonstige Anstellung im
Staatsdienste erhalten.

5.
Die, nach Ablauf der gesetzlichen Vorberestgzest, den Candidaten zu

ertheilenden Fähigkeikszeugnisse ssnd von den Gerichten selbst, bey denen der
Arcessist gearbeitet hat, nicht blos von den Vorständen der Expedilion, aus-
zustellen.

4.
Die Vorbereitung eines Candidaten in der Expedition eines Sachwalters

kann nur dann fur genugend angesehen werden, wenn derselbe hauptsachlich
mit der advocatorischen Praxis und mit gerichtlichen Arbeiten beschaftiget ist.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, den rken Februar
73½6.

(L. S.) Heinrich der Gaste Jün- (L. 8.) Heinrich der 7##ste Inn
gerer Linie Fürst Reuß. gerer Linie Fürst Reuß.
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Gesetzsammlung
für dle

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 10.

(No. 30.) Erläuterung des rofen Poragraphen der höchsten Werordnung vom aösten October
832 (No. 4. der Geselammlung) wegen Aufnahme der Premden im Lande und

Versorgung der Hülfsbedärsiigen, vom Zosten November 1826.

Ven Gortes Gnaden, Wir Heinrich der JZwey und Sech-
gzigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwey
und Siebenzigste, der Jungeren Linte regterende Fürsten Reuß,
Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Cranntlchfeld,

Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 2c.
chun hiermit kund und zu wissen:

Wir haben Uns bewogen gefunden, wegen der Ausnahme und des Heimaths.
rechts der Zeitpächter, zur Erläukerung des, in dem roten Paragraphen Unserer
Werordnung vom aösten October rgas, wegen Aufnahme der Fremdenim Lande 2c.
(No. 4, der Gesetsammlung) aub c., ausgesprochenen Gamdsatzes, auödrücklich zu

bestimmen:
daß Zeitpächter, nicht blose Einmiecher, sie mögen verheirathet seon oder nicht,
ihre eigene Wirthschaft anlegen oder nicht, wem sie an den Ort der Pachtung
wirklich ziehen, durch ihr Dahinziehen ein förmliches Heimathsrecht erlangen,
daher bey ihrer Aufnahme an den Ort der Pachtung auch alle die Bedingungen
zu ersüllen sind, welche der §: r. obengedachter Verordmoig über Aufnahme
der Fremden im. Lande (pag. 16. der Gesetzsammmg) vorschwibt, dasem sie

(a#) nicht
(Aussegeben zu Gera am Jaten November 1857.)
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nicht für sich und ihre Familie wegen ihrer Wiederaufnahme an dem dazu ver-
oflichteten Orte, beym Antritt der Pachtung, oder,, rürksichtlich der schon früher
ins Land gezogenen Zeitpächter, auch noch setzt ausreichende Reverse bepbringen.

Urkundlich haben MWir diese Verordmung eigenhändig unterschrieben und mit
Unsern Fürstlichen Instegeln bekröseigen lasen. Gegeben Schloß Schteiz und
Schloß Ebersdorf den zosten November 1826.
(L.S.) Heinrich der (2ste Jun- (L. S.) Heinrich der 7—#ste Jün-

gerer Linie Fürst Reuß. gerer Linje Fürst Reuß.

(No. a1.) Nachträgliche höchste Verordnung über Todeserklrung der, aus den Feldz#-
gen von 1907. bl IgxS. ulch zuräckgekehrten Milltalrpersonenvom16/660n
Januar 1827.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und Sech-
zigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwey
und Siebenzigste, der Jungerv Linie regierende Fürsten Reuß,
Grasen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld,

Gerg, Schleiz und Lobenstein rc.
Thun kund und sügen zu wifssen:

Um den nachtheiligen Folgen der Ungewißhcit über das Schicksal vieler, aus
den Kriegen von 807. bis 1971J.nicht zurückgekehrter Militärpersonen in Bezug
auf ihre Hinkerlassenen möglichst vorzubcugen, haben Eeir bereits in Unsern Ver-
ordmmgen vom ##ten Januar umd 15ten October rg#23 mehrere, die Todeserklä-
rung solcher Milltärpersonen betrefsende Bestimmungen ergehen lassen.

Da fedoch die bisherige Erfahrung gelehrt hat, daß der Zweck der gedachten
(Verordnungen nur in den seltensten Fällen hat erreicht werden konnen, weil es den
Angehsrigen solcher abwesenden Individuen, der hohen Wahrschesnlichkese ihres er-
solgten Ablebens ungeachtet, niche möglich gewesen ist, die, zu deren Edietal-

vor-
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vorladung und Todeserklarung gesetzlich erforderlichen Beschelnigungen beyzubringen;
so finden Wir es, zu desto besserer Erreichung Unserer landesväterlichen Absscht,
für nölhig, Volgendes hiermit festzusetzen:
8. . Es soll den Ehegatten und Verwandten solcher Militärpersonen, von denen

nachgewiesen wird, dah sie den Feldzügen von r807. bis 137J. beygewohnt
und bis jetzt bey dem Militärkommando ssch noch nicht wieder gemeldee haben,
gleich nach der Bekanntmachung des gewenwärtigen Gesetzes frey stehen, auf

eine Edictalvorladung und Todeserklürung derselben nach Morschrift des 8. 2.
Unserer Verordnung vom ##sten Januar 1323. bey dem compekenten Cioil-
gericht anzutragen.

§. 2. Den Gerichten liegt ob, auf einen solchen Antrag dle Edictalvorladung zu
versiigen und auf die Todeserklärung zu erkennen. Es srd jedoch diefenigen,
welche den Ancrag gemacht haben, vor Abfassung des Erkemntnisses nochmals
zu vernehmen: ob sie wirklich von dem Abwesenden und dessen Leben und
Aukenthalt seit dessen Werschwinden keine Nachricht erhalken haben, und zur
epdlichen Bestärkung ihrer Angaben anzuhalten.

S. 3. Was vorstehend von Militärpersonen überhaupt verordnek ist, das gilt nicht
nur von Ober= und Unterosffcieren und gemeinen Soldaten, sondern auch
von Milikärbeamten, Knechten, Schanz= und andern Arbeitern, ingleichen
von dem Gesinde des Militärs und von allen solchen Persenen, welche dem
Lager und den Truppen folgen müssen, es mögen nun solche in Unsem, oder
in ausländischen Kricgsdiensten gestanden baben.

Urkundsich ist dieses Gesetz von Uns eigenhändig vollzogen und mit Unsern
Furstlichen Insiegeln bedruckt worden. Gegeben Schloh Schleiz und Schloß
Ebersdorf den rten Jamar 19a7.

(L.8.) Heinrich der Gaste Jün- (L.S.) Heinrich der 72#ste Inn=
gerer Linie Fürst Reuß. Lerer Linie Fürst Reuß.

(No. 22.)
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(No. aa.) Erläuterung des #ten Paragraphen der, unter dem 29sten November 1751.
erlassenen Verordnung wegen Wersicherung der piorum corborom, vom
2osten May 1827.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und Sech-
zigste, Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwey
und Siebenzitste, der Jüngern Linie regierende Fürsten Reuß,
Grafen und Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld,

Gera, Schleiz und Lobenstein, 2c. 2c.
sügen hiermit zu wissen: wie Wir Uns, ouf angehörten Vortrag Unsers ge-
meinschaftlichen Consistoriums zu Gera, zu einer declaratorischen Interpretation
des sten Paragraphen der, unter dem agsten November 1751. erlassenen Ver-
ordnung wegen Wersscherung der piorum corporom in Betracht, daß der Um-
stand, ob ein pium corhus unmittelbar Unserm Consistorio unterworfen sey oder
nicht, zur Entscheidung der Frage über das, einem pium corpus bey Concur=
sen zu ertheilende, oder zu versagende Borzugsrecht Sirgend Etwas nicht beitragen
kann, bewogen gefunden haben und daher, zu Vermeidumg aller, den milden
Stiftungen vielleicht hieraus erwachsenden Nachtheile, verordnen:

daß alle Kirchen und Schulen und sonstigen milden Stiscungen in Unsern
Furstenthümern, wenn sie auch nicht unmitkelbar unter Unserm gemein.
schastlichen Consistorio stehen, wie 3z. E. die Waisenanstalten und deren
Kirchen, alle Stipendienstiftungen K. die gesehlichen jurn piorum cor-
Porum haben sollen.

Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordmmg elgenßändig umterschrieben
und mit Unfern Fürstlichen Instegeln bestärken lassen.

So geschehen Schsoß. Schleiz und Schloß Ebersdorf den gosten May
1227. #

(L.8.) Heinrich der Caste Jan- (L.S.) Heinrich der 72ste Jün=
gerer Linie Fürst Reuh. gerer Linie Fürst Reuß.

([o. 23.)
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(No. 33.) Bekanntmachuns, den, unter dem Zten July 18a7. erlassenen gemelnen
Vescheid des gemelnschastlichen Ober: Appellatlons, Gerichts zu Jena, wegen
Ueberrelchung der, bey demselben elnzugebenden Schristen in zwey Exemplaren,
betressend, vom 1# ten September 1827.

In Gemähheit Höchster Landesherrlicher WVerordnung wird andurch nachstehender

Gemeiner Bescheid
detz Fürstlich Reuß= Plauischen und Gesamt -- Ober-- Appellations-Gerichts
in Jena:

daß künftig alle, bev dem Oberappellations-Gerichte von einein streicen-
den Theile einzureichenden Schriften, sse mögen cin hier #oerstattetes
rechtliches Werfahren betreffen, oder einen einzelnen Antrag, oder eine
Beschwerde enthalten, jedesmal in zwey gleichlautenden und gleichmasig
unterschriebenen Exemplaren, damit eines davon dem Gegentheile zuge-
fertigt, oder bey Beschwerden das sonst Erforderliche damit koersügt
werden könne, einzureichen sind, widrigenfalls der Concspient eines se-
den, mur in Einem Exemplare eingereichten Schreibens mit einem Tha-
ler Conventions= Geld, zur Wittwenkasse des Oberappellatiens-Ge,
richts zu entrichtender Strase, belegt werden wird.

Beschlossen Jena den seen Julpy r827.
zur Nachachtung bekannt gemacht.

Sign. Gera den 12/4en September r87.

Fürstl. Reuß= Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.
von Strauchh.

(No. 24.)



(No. 24.) VWerordnung, den Gebrauch der, in hlesigen Landen eingesuhrten gedruckten
und gestempelten Vollmachten betresfend, vom usten Nevember 1897.

i.-. die, auf höchsten Befehl, unter dem a'sten Jund 2706. erlassene,
unter dem 31sten August 1792. mittelst Circulars, und untcer dem röken May
1823. mittelst Bekammtmachung in den Amts- und Nachrichtsblätterm, wieder

abgedruckte Verordnung wegen gänglicher Abschaffung der geschriebenen und allei-
niger Benucung der vorschriftsmäsigen gedruckten Vollmachten in Prozehangelegen-
heiten zeither häusig umgangen, biernächst, bey Gelegenheit des nothwendig ge-
wordenen neuen Abdrucks solcher WVollmachten, ein verbessertes Schema dazu ent-
worfen und zum Druck gebracht worden ist: so wird, auf höchsten Besehl der
Ourchlauchtigsten, guädigst regierenden, der süngern Einie souverainen Fürsten
Reuß, unserer Inädigsten Fürsten und Herren, die frühere dießfalsige Verord-
nung folgendermaaßen erläutert und näher bestimmt:

1) Von seht an dürfen in Prozehsachen gar keine geschriebenen Haupé#= oder
Substilutions=Vollmachten ferner zu den Acten zugelassen werden, mit
der einzigen Ausnahme, wemm ein Sachwalter eine geschriebene Moll=
macht, oder ein Blanquet von einer ausländischen Parthey zugeschickt
erhält, in welchem Fall aber democh eine gedruckte und gestempelte
PGollmacht darum zu schlagen, letztere gehörig auszusüllen und mit dem
Blanguet, oder der geschriebenen Bolimacht in Werbindung zu brin-
gen ist.

2) Keinem Sachwalter darf bey der Liquidation seiner Gebuhren fur die ge-
schriebenen Prozeß· Vollmachten ein Ansatz passiren, vielmehr soll nur
verstattet seyn, fur die gedruckte Vollmacht sammt deren Ausfullung
10 Gr. Conventionsgeld zu liquidiren und zu erheben.

3) Jeder
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3) Jeder Unterrichter, der, dieser Verordnung entgegen, geschriebene oll.
machten, oder Ansätze für dieselben in den Liquidationen, zuläßt, son
in sedein Fall um 1 Nho. zur Wollmachtskasse gestraft werden.

Gera den #sten November 1827.

Fürstlich Reuß. Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.
von Strauch.
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Gesetzsammlung
fur die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 17.

(No. 23.) Vererdnung, das Werbot des rr und dessen Verbreltung betreßb
vom 24sten Decembtr 162

Da zur Zeit die Werhandlungen am B wegen gleichforniger Bestimmun-
hen über die Sicherstellung der Schriftsteller und Verleger gegen den Nachdruck,in Geméßheit des 18ten Ärtikels derveutchen Bumde#acte, noch nicht zu dem ge-
wünschten Restltate geführt haben; so wird, zum Jweck des bessern Schutes
der Scheiflenern und Verleger wider den Bichemacsrk bis dahin, daßezu den, durch die Bundesacte verheißenen Maahregeln mittelst gemeinsamen Bu-
dcobesehlusses kommen wird, auf höchsten lanberrichen Befehl, hiermit Vol.
gendes verordnet:

1) Der Büchernachdruck ), bey Scrafe der Konsiscation und einer Gelbbuße
von Einhundert Thalern, Cowencions= Munze, verboten, der Nach,
drucker auch verbunden, dem Schriftsteller, oder dem rechtmäßigen Verleger
den verursachten Schaden auf Verlangen zu ersetzen.

2) Die Verbreitung von, im Auslande nachgedruckten Schriften ist, bey
Sotrase der Konfiscation und einer Geldbuße von Zwanzig Thalern, Con-
ventions = Miünze, ebenfalls verboten.

3) Die vorstehenden Bestimmungen kreten ohne Unterschicd ein, es mögen mmn durch
den Nachdruck und dessen Verbreslung inländische, oder ausländische Schrift.
steuer und Werleger beeinträchtigt werden, wenn mur in Beziehung auf das
Ausland die Unlerthanen der hiesigen Lande dort gleiche Begünstigungen genießen.

Gera den 24 ten December 1827.
Fürstl. Reuß-Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.

von Strauchh.
(22) To. 26.)

utegebe#n zu Bers am Aten Februar 1938.)



Go. 36.) Bekanntmachung, dle, mit der Koniglich Preußischen Reglerung, wegen
wechselseitiger, gegen den Vüchernachdruck zu treffender gesetzlicher Vorkehrun=
gen, geschlossene Uebereinkunst betressend, vom a aten Jannar 1828.

Nichdem mit der Königlich Preußischen Regierung, wegen der, zu wechselseitl-
ger Sicherstellung des Eigenthums der Schrifesteller und Verleger in den Königlich
Preußischen Staaten und den Furstlich Reußischen Landen jüngerer Linse gegen den
Büchernachdruck, eine Uebereinkunft getroffen und hierüber die, unter I. und II.
im Abdruck bevogesügten beoderseitigen Erklärungen ausgetauscht worden sind; so wird,
auf höchsten landesherrlichen Besehl, gedachte Uebereinkunst, welche von den Be-
hörden in vorkommenden Fällen in Vollzug zu bringen ist, bierdureh öffencsich be-
kamt gemacht.

Gera den 22# en Januar 7828.

Fürstlich Reuß. Pl. gemeinschaftliche Regiserung daselbst.
von Strauch.

J.

Die mierzeichneke Türstlich Reuß. Plaussche der füngern Linie gememnschaftiche
Regierung erklärt hierdurch in Gemäßheit der, von Ihren Hochsürstlichen Durch.
lauchten erhallenen Ermächtigung:

Nachdem von der Königlich Preußischen Regierung die Zusscherung gesche.
hen ist, daß das Verbot wider den Büchernachdruck, so wie solches
in den Königlich Prenßischen Staaten bereits zum Schutz der inländischen
Schriftsteller und Verleger, nach den, in den eingelnen Provinzen gelten-
den Gesetzen besteht, auch auf die Schriftsteller und Verleger der Furstlich
Reußischen Lande süngerer Linic Anwendung finden und mithin seder, durch
Nachdruck, oder dessen Verbreitung begangene Frevel gegen lettere nach

densesben gese-lichen Vorschristen beurtheilt und geahndet werden selle, 1½handele
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handele es sich von beeintrachtigten Schriftstellern und Verlegern der Ko.
niglich Preußischen Monarchie selbst;

so wird von der unterzeichucten Regierung hierdurch verbürdlich zugesagk:
daß, mit Vorbehalt der weitern Sicherstellung, welehe, in Folge des
14en Artikels der teutschen Bundesacte, die Rechte der Schriftsteller und
Perleger gegen den Buchernachdruck durch die daselbst verheißenen gleichfér.
migen Maasregeln zu erwarten haben, vorläufig und ungesäumt cine aus-
druckliche WVerordnung, wonach der Nachdruck mit Konftscation und ei-
ner Strase von roo Thlrn., die Berbreitung von Nachdrücken aber mit
Kenstscation und einer Strase von 20 Thlrm. zu bestrasen ist, erlassen
und insbesondere zum Schutze der Schriststeller und Verleger der Königlich
Preußischen Monarchse im Anwendung gebracht werden sel.

Gegenwärtige Erklärung soll, nachdem sie gegen eine übereinstimmende, von dem
Königlich Preuhilchen Ministerio vollzogene Erklärung ausgewechselt worden seyn
wird, durch öffentliche Bekanntmachung in den hiessgen Landen Krast und CWirk.
samkeit erhalten.

Gera den 2##ten December 1827.

(L. 8.) Fürstl. Reuß= Pl. gemeinschaftliche Regierung dafelbst.

II.

Das Königlich Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten erkläre
hierdurch, in Gemäßbeit der, von Seiner Majestät ihm ertheilten Ermächtigung:

nachdem von der Fürstlich Reuß. Schleizischen und von der Fur#stlich Reuß-
Lobensteinischen Reglerung die Zusicherung ertheilt worden ist, daß vorläu-
fig und bis es in Gemähheit des Artikels 18. der teutsehben Bundes= Akte
zu einem gemeinsamen Beschlusse zur Sicherstellung der Rechte der Schrift.
steler und Verleger wider den Bücher-Nachdruck kommen wird, der

Bucher-
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Bücher-Nachdruck in den Fürstsich Reußischen Landen dirch eine beson-
dere Verordnung verboken werden und die Bestimmungen dieser Perord-
mig zu Gunsten der Schrifesteller und Werleger in der Preußischen Mo-
narchie ganz gleicbe Amwvendung finden solen,

daß das Verbot wider den Büchernachdruck, so wie solches bereits im ganzen Be.
reiche der Preußischen Monarchie, zum Schutze der inländischen Schriftstelle
und Werleger, nach den, in den einzelnen Provinzen geltenden Gesetzen besieht,
auch auf die Schrifesteller und Berleger in den Fürstenthümern Reuß. Schleiz und

Reuß. Lobenstein Anwendung finden, mithin jeder, durch Buchernachdruck, oder
dessen Berbreikung begangene Frevel gegen letztere, nach denselben geseolichen Vor-
schriften beurtheilt und geahndet werden soll, als handele es sich von beeinträchtig.
ten Schriffstellern und Verlegern in der Preußischen Menarchie selbs.

Gegenwärtige Erksärung soll, nachdem sie gegen eine ubereinstimmende, von
der gemeinschaftlichen Fürstlichen Regierung zu Gera vollzegene Erklrung ausge-
wechselt worden seyn wird, durch öffentliche Bekanmtmachung in den diesseitigen
Spaten Krast und Wirksamveit erhalten.

Berlin den roten Januar 1828.

(L. 8.)

Koniglich Prenßisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

v. Schönbers.
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 18.

(No. a7.) tng er roron den Umzus der Schäser und Schäserknechte betteffene,
n 9ten Januar 1828.

Nachdem wanraniemn worden ist, daß der bisher gewöhnliche Umzugskermin
der Schäfer und Schäferknechte zu Michaelis für die Besitzer und Inhaber von
Schäsereien leicht große Nachtheile herbeiführen könne, so wird, aus böchsten
landesherrlichen Besehl, hierdurch Folgendro verordurt:

1) der Umzuastermin dienender Schäfer und Schälerknechte ist ot jetzt an in soammt.
liden Fürstlich Reußischen Landen süngerer Linie der 25steMay. Er findet nichtblos auf Verträge, die künftig geschlossen werden, sondern auch aus die bereics
vor Bekanntmachung dieser Verordnung —— Diennverpflichtungen An-wendung, dergestalr, daß an die Sielle des verabredeten der geseticheUmzugstermin des betressenden Jahres eintrit.

2) Ausnahmen von dieser Regel sinden nur Statt, wegen des Anzugs der oußer
der gewöhnlichenDienstzeit,ingleichen wegen des Abzugs der auf kürzere Zeit
als Jahreofrift angenommenen Schäfer und Schöserkucchte.

3) Die Dienstkündigungen mussen vom Jahre 1820 an spälestens am ##tenMärz
erfolgen. Für das setzt bulcde Jahr behalt es dagegen bei den ublichen Kun.digungsterminen semm Bewend

4 Icd Uebertreter der amuto Verordns ist mit einer Geldstrafe von
Toir, Conventions- Munze, oder, im Fall er unvermogend scyn sollte,5 verhästnihmähiger Gefeinsssirar zubercR

sign. Gera den gien Januar 7328.

Fürstl. Reuß- Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.
von Stra ucch.

(23) No. 28.)
(Ausgegeben zu Gera am volen Jule 1878.)



— 138 —

Mo. 428.) r" dle authentische Erklärung des §. 20. No. 4. der provssorlschenOb. Ap#ell. Ger. Ordnung betressend, vom 6/en Jonp 1828.
Nachdem Dürchlauchtzage Landesberrschaften zu näherer Bestimmung

und authenkischen Erklärung des S. s0. No. 4, der provisorsschen Ober-Appellations-
Gerichts-Ordnung festzusetzen geruhet haben,

daß Strestigkeiten zwischen Aeltern und Kindern, ingleichen Vormündern und
Pflegbefohlnen über die Versagung des Consenses zu den Perlöbnissen der
Kinder oder Mündel von der Competenz des Fürstlichen und Gesammt= Ober-
Apoellations=Gerichtszu Jena in Höchstdero Landen ausgenommen sind
und demnach das Rechtsmittes der Ober-Apopekalson in solchen Sachen nicht
zugelassen werden sog,

als wird solches hiermit zu gebührender Nachachtung bekannt gemacht.
Gera, den 161en Juny 13ag.

Fürstlich Reuß= Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.
von Strauch.
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Gesetzsammlung
fur dle

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linte.

No. 10.

(No. a9.) Verordnung wegen elner mit der Köntglich Velerschin Reglerung abgeschlossenen
Uebereinkunst über gegenselilge Anerkennung elines allgemeinen Gantgerlcht#e
Kandes.

Nachdem in Gemäsheit der Enksthließungen Ducchlurchtigster Landesherrschafen
Wir mit der Königlich Baierschen Staatsregierung eine Uebereinkunft

über gegenseitige Inerkennung eines allgemelnen Gantgerichtsstandes und
über gleiche Behandlung der beiderseiligen Unterthanen im Concurse,

abgeschlossen haben und mit der vom Königlich Baierschen Staatsministerium des
Koniglichen Hauses imd des Aeußern unterm osten July dieses Jahrcs vollzogenen
ertragsurkunde das diesseits gleichlautend ausgesertigte, im Abdruck hier angesügee
Exemplar ausgewechselt worden ist; so wird dies, auf höchsten landesberrlichen
Befehl, zur allgemeinen Nachachtung in den hiesigen Landen mit dem Beisügen
bekannt gemacht, daß die Bestimmungen der abgeschlossenen Uebereinkunft nach
erlauf eines Monaes, vomm Tage der Ausgabe der gegenwärtigen Nummer der
Gesetzlammlung an gerechnet, in Anwendung treten.

Gera, den gosten September 1828.

Fürstlich Reuß Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.

(24) Zwischen
(Auzgegeben zu Gera am aoslen October 1828.)



 —– 440 —

Zwischen der Königlich Baierschen Staats=RegierungundderFurstlichReuß-
Plauischen der füngem einie gemeinschaftlichen Landes-Regierung zu Gera ist über
gegenseitige Anerkennung des allgemeinen Gantgerichtsstandes, und über gleiche Be-
bandliw ork beiderseiligen Unterthanen in Concursen solgende Uebereinkunft abge.
schlossen worden:

g. 1.
Wenn der Unterthan des elnen Staats, wo er seinen CGnsitz hat, in

dem andern begutert ist, und in Concurs gerath, so wird von beiden Staaten
das Gericht des Wohnsihes des Schuldners als allgemeines Gantgericht anerkamt.

Partieularconcursen soll nur in folgenden zwei Fallen Statt gegeben werden,
namlich: «

nzuGunstenderErbschafthlöubfger,welchesnAnsehungdesErbschastM
ihnenzustehendeSeparationccechtgeltendmachenz "

«)wenn.vecGeI-seinschuldncvindemein-undervesnandemStaakeeineabge-
sonderte Handlung, eine Fabrik oder ein anderes dergleichen Etablissement be-
siht, weshalb zum Vortheil dersenigen Gläubiger, welche in Ansehung fol-
cher Etablissemenks demselben besonders creditirt haben, ein Particularcon-
curs eröffnet werden darf, welcher Concurs zu eröffnen ist, ohne Unterschied,
ob darauf von einem, dem Königreiche Baijern oder den Furstlich Reußi-
schen Landen als Unterthan angehörigen Gläubiger dieses Etablissements ange-
tragen werde.

8. 2.

Alle Forderungen, épen auf ein dingliches oder versönsiches Recht ge-
gründet, sind allein bei dem allgemeinen Gantgerichte einzuklagen, und das auher-
halb Landes befindliche Vermögen des Gemeinschuldners wird, nach geschehener
erkußerung der Grundstucke und Essecten, durch den Richter der gelegenen Sa-
che, und nach vorgängigee Mittheilung des Locations-Urtheils an diesen, dem
Gantgerlchte abgelieferk.

S. 3.



g. 3.
Dagegen zieht der allgemeine Gerichtsstand die bereits anhängigen Rechtssachen

nur rucksichtlich der Location an sich, so daß dergleichen Forderungen zwar vor
dem Gantcgerichte bes Serase der Ausschliehung anzugeben sind, und in das Loca-
ciongerkenneniß am gehörigen Orte eingereihet werden, die Hauptliquidakion der
Forderung aber von dem Gerichte, wo sie angefangen worden, bis zum Schlusse
sortgesezt wird, wobei den Gläubigern oder dem Contradictor unbenommen ist,
zu interveniren.

In der Streit uber besonders verhandeste Forderungen zur Zeit der Abfassung
des Gonturtheilt noch nicht beendiget, so werden dieselben in diesem eventuel lociret.

8. 4
Rucksichtlich der Rangordnung der Glaubiger entschelden die an dem Orte des

Gantgerichts geltenden Gesetze ohne Unterschled zwischen in- und autöländischen Gläu-
bigem. Was sedoch die auf unbeweglichen Gütern haftenden Hppotheken-Forder-
ungen betrifst, so werden solche nach den Gesetzen des Gerichtsstandes der gelegenen
Sache beurtheilt.

Dasselbe gilt von den jore separationis kommenden Ansprüchen auf im Besitze
des Gemeinschuldners befindliche unbewegliche Grundstücke, wohin auch die Ewig=
geldrenten in München gehören, so wie hinsichtlich der Nothwendigkeit, solche An-
Hruche bei dem Conausgerichte anzumelden.

ß. .
Wenn eine bewegliche Sache sich als Pfand in den Handen elnes Glaubigers

befindet, so soll derselbe befugt seyn, sein Recht an dem ihm verhafteten Gegen-
Kande vor dem Richter und nach den Gesetzen desjenigen Stagtes, wo dieser Ge-
genstand sich befinde#, gelstend zu machen. Ergiebt sich nach Befriedigung des
Gläubigers ein Ueberschuß, so muh derselbe an den Richter, wo der allgemeine
Concurs anhängig ist, zur Verwendung für die Befriedigung der Ubrigen Gläubi-
ger abgeliefert werden. Reicht hingegen der Erlös aus dem verhafteten beweglichen,

Gegen-



Gegenstande zu voller Befricdigung des Faustpfandglaubigers nicht hin, so wird
dieser mit dem Reste seiner Forderung an das allgemeine Concursgericht gewiesen,
um, wenn ihm die Rechtskraft des ertheilten Praclusivbescheides nicht entgegen-
steht, daselbst mit den ubrigen Gaubigern, jedoch in der geeigneten Klasse dersel-
ben, zu concurriren.

# 6.
In Fällen, wo auf Arrest erkame wird, soll, sobald der Richter des Ar.

restes von dem ausländischen Richter des Wohnorts beurkundele Nachricht erbäle,
daß über den Schuldner bereits eneweder die sonnesle Gantk erkannt worden, oder
ssch derselbe wenigstens im Stande des makeriellen Concurses befsndek, der die Er-
offnung des formellen unvermeidlich macht, der Arrest aufgehoben und die For-
derung des Arrestimpetranten au das Gantgericht verwiesen werden.

S. 7.
Die Bestimmungen der gegenwärtigen Uebereinkinst kommen jedoch im König-

reiche Baiern nur in den sieben altern Kreisen und mit Jusschluß des Ahem.
kreises, in Anwendung.

2
Gegenwärtige Uebcreikunft tritt um einen Monat späler nach dem Tage ihree

unverzuglich zu bewirlenden Bekanntmachung resp. in dem Königlich Baierischen
Regierungsblatte und durch die Gesetzlammsing für die Fürstlich Reußischen Lande
süngerer Linie, hinsichtlich der anhängig zu machenden Rechtäsachen für die betref.
fenden Unkerthanen und Gerichte in Muwendung.

Gera, den gosten September 7828.

Fürstlich Renß. Pl. d. J. L. gemeinschaftliche Regierung
daselbst.
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Gesetzsammlung
für dle

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 20.

o. 30.) Verordnung, die Bediagungen der vorläusigen Zurückstellung für dle nach dem
boose zum Kelesdlenst bezelchneten Schüler auf gelehrten Schulen betreffend.

Bekanntmachung.
Nachdem Durchlauchtigste Landesherrschaften die in dem Mandate wegen Veroflich-

tung der Unterthanen zum Kriegsdienst, d. d. aten Januar 1823. 8. 8. No. 1.
Rt. a. (pat. 35. der Gesctzsammlung) enthaltene gesetzliche Bestimmung uber die
von den Schulern auf gelehrten Schulen Behufs einer vorlaufigen Zuruckstellung
beizubringenden Zeugnisse dahin zu modificiren geruht haben:;

daß die gesetzmaßige Zuruckstellung erfolgen soll, wenn dergleichen Schuler
ein mit der strengsten Unpartheilichkeit und formlich ausgestelltes, von den
zwei ersten Lehrern an derjenigen gelehrten Schule, auf welcher sie sich
befinden, unterzeichnetes Zeugniß daruber beibringen, daß sie durch Fleiß
und gules, sictliches Betragen sich empfohlen haben, und dah sie solche
geistige Anlagen besitzen, durch die sie für Betretung einer wissenschaft-
lichen Laufbahn geeignet erscheinen;

als wird dieh, auf höchsten landesfürstlichen Specialbefehl, hiermit öffenllich
bekannt gemacht.

Gera, den gosten Januar 1829.

Fürstlich Reuß- Pl. gemeinschaftliche Regserung dafelbst.
von Strauchr.

vdt. Dinger 8.

(25) MNo. a21.)
Muigegeben zu Seta am a7ten August 1829.)
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Go. 31.) Pracjudicium des gemelnschafillchen Oberappellationsgerichis zu Jena, den
Elnerlit der Rechtokrast der Obtrappellatsons, Erkean#ns## betreffend.

Nochdem von dei Firstiich Reuß,PlauisehenundGesammtenOberappellations.
Getichte zu Zena, i## Gemähheit= der demselben dunch die probssorische Oberap-
pellations-Gericht3=Ordmung §. 96. No. 3. ertheilten Vesugniß, nachfolgendes

Pracjudicium:
Dem Grohherzoglich und Herzoglich Sächsischen auch Furstlich Reuhischen Ge.
#mmt-Oberappelläksons=GerschtezuJenaistbekanntworden, dah die Frage:

wie bald die in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten von dieseim Gerschtshofe
gesällten Erkennentsse letzter Instanz in Rechtskraft treten?

einer verschiedenen Beantwortung untkerlegen, und daß hiernach eine von einander
abweschende Berechmng. derjenigen Faralien Statt gefunden hat, deren Anfangs-

zeitpunct durch cin seeielles Gesetz nscht namenthch auf eigenthümliche Weise festge,
sebt war, wie uncer andern in der älteren Königlich Sichsischen Gerichts= und
Mocogzeß-Ordmurg von 16#3. Tit. 18. F. 9. sich dergleichen findet.

Um daher allen desfalssgen Zweifeln abuchelfen, wird durch gegenwartige
Praejudicium, in Gemöhheie der durch §. 93. der provisorischen Oberappella-
Cons-Gerichts= Ordnung demhiesigen Tribunale übertragenen Besugniß, festgesett:

- dasidicEkkcmimisse,welchcvondrmhiesigenOber-Appellation--Gcrichte

InbürgerlichenRechtsstccitigkcitcmansinlctzteszistanzcrgrissckIcRechts.
miktchgcsöllnvordm,vondemAugcublickonfürrcthtskröstigzurich-
ccnsind,wodiesclbmdcnstreitendenParthcyengerichtlicheröffnchoder
zumBehufderBekannknmchtmginsinuictworden,sodasi«occfdanb.
lauf einer nachherigen, namentlich zehntagigen Frist bey den gedachten Er-
kenntnissen gar nichts ankommt.

Oieses Pracjuclicium wird, zur allgemeinen Nachricht und Nachachtung, öffenc.
Uch hierdurch bekame grmocht. Beschlossen Jena, den ry4en Februar 1829. s
Großherzogl. und Herzoglich Sachß. auch Furstl. Reußisches Ge-

sammt · Oberappellations-Gericht das.
A. 3iegesar

,. vrr-
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verabsaßt worden ist; so wird dieß hiermit, auf hschsten Besehl Durchlauchtig-
ster Landcsherrschasten, zur allgemeinen Nachricht bekannt gemacht.

Gera, den roten Juny 7829.

Fürstlich Reuß= Pl. der jüngern Linie gemeinschaftliche Regierung
daselbst.

Buddeus.

vdt. Dinger. 8.
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Gesetzsammlung
fur die

Furstlich Reußischen Lande jungerer Linie.
—

No. 21.
(No. 32.) Uebereinkunse mit der Großherzogsich Sächsischen Regierung wegen gegenselliger

« Gestellstsigdek—F-skflsundsagdoekbkechkr.

Iwischen der Großherzoglich Sächsischen Landesregierung zu Weimar und der
Furstlich Reuh- Plauischen, der füngern Einie gemeinschaftlichen Regierung zu Gera
ist wegen gegenseitiger Gestellung der Forst- und Jagdverbrecher, welche in dem
einen Staate Forst= oder Jagdfrevel verübt, in dem andern aber ihren Wohnsis
haben, mit Genehmigung der beyderseitigen höchsten Hése, folgende Uebereinkunft
verabredet worden:

8. 1.

Wenn sich der Fall ereignet, daß ein Großherzoglich Weimarischer Unterthan
in den Reußischen Furstenthümern Gera, Schleiy, Lobenstein und Ebersderf, oder
ein Fürstlich Reußischer Uncerthan im Grohherzoglich Weimarischen Gebicte ein
Jagdverbrechen innerhalb oder auherhalb des Waldes verüben, eder auf unstreiti-
gem Wald-Grund und Boden, es mag derselbe im Landesberrlichen oder Privat.
eigenahume sich befinden, eines Vergehens durch Helzentwendung, Beschödigung der
Höhzer, Gralen, Hüthen, Mocsscharren und Streureißen, oder auf senstige Weise,
nach Maahgabe der an dem Orte der begangenen That desfalls bestehenden Ge-
sehgebung ssch schuldig machen seollte, so soll ein selcher, in sofern nscht die Große
des Werbrechens, oder sonstige dringende Umstände dessen sofortige erhaftung
nstbig gemacht haben, es sey eine Pföndung erfolgt oder nicht, gehalten seon, sich
auf die an ihn ergehende Ladung, in welcher er, nach der bey der vorladenden

Behör-
(Ausgegeben zu Gerg am 194en October 18209.)
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Behorde geltenden gesetzlichen Vorschrift, mit Einraäumung einer blos vierzehntagigen
Frist, zu citiren ist, vor dem Amte oder dem Gerichte, unter dessen Gerichtsbar-
keit er sich des Verbrechens schuldig gemacht hat, zu stellen, und es sollen daselbst
die begangenen Jagd- und GWoldsreve sowohl, als die bey Gelegenhei#t derselben,
und uno actu continuo mit diesen, begangenen andern Ercesse, z. B. Widerse=
lichkelt bey der Pfändung, untersücht und bestrast werden.

8. 2.
Damit dergleichen Verbrechen, besonders Holzdeuben, desto leichter entdeckt

werden können, soll den Vorskbedienten oder den bestohlnen Eigenthümern nachgelas.
sen bleiben, lediglich auf Anmelden bey den Dersgerichten, oder, wenn der Ver-
brecher an dem Orte sich befindet, an welschem die Amts- oder Gerichts= Expedi-
tion wesentlich ist, und der Beamte oder Justitiar wohnt, auf Anmelden beym
Amte oder Gerichtsverwalter, ohne besondere Requisstion, jedoch unter Theilnahme-
wenigstens Einer verpflichteten Gerichtsperson, Haussuchung zu. thun.

8. 3.
Die Insinuation der an den Verbrecher zu erlassenden Citation soll, ohne be-

sondere Requisition, nur gegen Vorzeigung der schriftlichen offenen Ladung bey
demsenigen Amte oder Gerichte, unter dessen Gerichtsbarkeit der Verbrecher wohnt,
und auf mundliche Meldung, daß solche insinuirt werden solle, gestattet, und dieses
auf der Citation: angemerkt werden.

Der stellende Richter des Wohnorts hat von etwa fruher vorgekommener
Bestrafung des zu Stellenden das Gericht der begangenen That zu benachrichtigen.

g. 4.
Was die Bestrafung der Verbrecher betrifft, so sollen zwar die im Großher-

gogthume Weimar sich vergehenden Furstlich Reußischen Unterthanen nach den
Großherzoglich Weimarischen Landesgesetzen, und die Großherzoglich Weimarischen
Usterhanen, welche in den obgedachten Reußischen Fürstenthümern Forst= oder
Jagdverbrechen begehen, nach den dorligen Gesehen, in der Regel, bestraft wer-
den; es soll sedoch bep einer etwa. statrfindenden bedeucenden Werschiedenheit der

in



in beyden Landen auf demselben Vergehen stehenden Strasen da, wo die hartere
Strafe eintritt, ein angemessenes Verhälmiß zu der gelindern Strafe, welche den
Perbrecher nach den Gesetzen seines CBohnorks getroffen hätee, beobachtet werden.

Uebrigens isk bey Untersichung von Forst- und Jagdvergeßen möglichst sum-
marisch zu verfahren umd nach drn in sedem Lande bestehenden Worschriften für
Rügesachen zu sportusiren, nach den sonst gewöhnlichen Sportelnormen für Uncer-
suchungssachen aber erst dann zu liquidiren, wenm das vorliegende Vergeßen, aus-
nahmsweise, mit. Zuchthausstrafe zu ahnden ist.

K# 5.
Nach beendigker Unkersiechung wider die Forst= und Jagdverbrecher und sofort

nach Eingang der deshalb mit Beysügung des censtituirten Liquidi zu erlassenden
Requisition resp. zu Esubringung der Strase, in sofern solche in Gelde besteht,
des Ersatzes und der Kosten, soll mit sehlenmigster Erecucion verfahren und Strafe,
Ersatz und Kofskenbekrag an dat lorum delicicomwissi abgegeben werden; die
Perbrecher aber, welche mit andern als Geldstrasen belegt werden, sollen gehalten
sepn, zu deren Verbüßung auf die unmittelbar, sedoch mit Beobachtung der F. 3.
vorgeschriebenen Anzeige und Meldung, an sie crlassene Aufforderung des Richters,
der die Untersichung geführt hat, ad loram delicii commissi sich zu stehen.
Sobald sich sedoch eine Real. Citation nöthig macht,, so ill solche nicht anders, als
durch die hierzu requirirte ordentliche Obrigkeit vorzunehmen.

8. 6.
Es soll auch, wenn praevia causae cognitions sich ergiebt, daß der Ver-

brecher elwas nicht im Vermogen habe, von dem requirirten Richter ein gewohn-
liches Aktestat deshalb ertheilt und in Ansehung der Einbringung der Kosten von
Unvermögenden überhaupt eine gröhere Strenge, als gegen die eigenen Unterthanen
beobachtet zu werden pfiegk, von der requfrirenden auswärtigen Behörde nicht ver-
lange, auch sollen die Obrigkeiken der Forst= und Jagdoerbrecher nicht durch Re.
quissrionen um executivische Beptreibung ohne Noth behelliget und dadurch die Ko-
sten nicht. fruchtlos gehäuft werden.,

. 7.
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8. 7.
Hiernachst soll den beyderseitigen Forst- und Jagdbedienten zur Pflicht gemacht

werden, diesenigen Verbrecher, die sie bey Verrichtungen auf ihrein Reviere in
dies, oder jenseitigen Waldungen uber Begehung von Wald. oder Jagdfreveln
betreten durften, bey der betreffenden Behorde anzuzeigen.

8. 6.
Diese Uebereinkunft soll vom Tage der in bepderseitigen Landen zu bewirken-

den Publication an in Kraft treten, und auf die nächstfolgenden Zehn Jahre min
stinschweigender Verlängerung bis zur erfolgenden Aufkündigung, welche sodann
Jedem der hohen contrahirenden Theile ein Jahr voraus frey steht, gelten.

Urkundlich unter der Fürstlich Reuß. Plauischen der jüngern Linie gemeinschafk-
lichen Regierung Siegel und Unterschrift ausgesertige.

Gera, den Esten April 1982L.

Farstlich Reuß, Pl. der füngern Linie gemeinschaftliche Regierung
daselbst.

S Buddeué.



Gesetzsammlung
für dle

Kürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.
—.

No. 22.

(No. 33.) Erlduterung zum §. 2. des Mandats wider die Vankeroktirer, den Wegsall der
Canzleyn?Gebühren für die bel der Handesreglerung eingehohlten Entscheidungen

beireffend.

Nachdem Ihre Hochfurstlichen Durchlauchten, Unsere gnädigsten Fursten
und Herren, nach dem Antrage der Ritker- und Landschaft #m Fürstenthume Gera
zud auf Unsern erstatteten Bericht zu genehmigen huldreichst geruhet haben, daß
die im Bankerottirer=Mandate (No. 11 der Gesetzsammlung) am Schlusse des
§. 2. gegebene Bestimmung, welche jedes Concursgericht verpflichtet, bei den
wider die Bankerottirer zu führenden ersten Untersüchungen nichts zu liquidiren,
auch auf die Regierung ausgedehnt werde, und dah demnach für die bei derselben
in solchen Untersuchungssachen eingehohlten Entscheidungen künftig keine Gebühren li-
quidirt werden sellen; so wird diese Erläuterung zu gedachtem Mandate auf höch-
sten Besehl zur allgemeinen Nachricht andurch bekannt gemacht.

Gera, den 20 Ken November 1820.

Fürstlich Reuß= Pl. der jüngern Linie gemeinschaftliche Regierung
« daselbst.

¶L.S.) Buddeus.

(27) Go. 24.)(Tusgtgeken zu Gers em 19ten April 1830.)



[o. 34.) Bekonnemachung, die mit der Krone Bayern getroffene Ueberelnkunft wesgen Am
wendung des gegen den Büchernachdruck erlassenen Wetbots zu Gunsten der
Köntglich Balerschen Unterthanen betr.

Nachdem durch eine Bekanntmachung des Höniglich Baperischen Staatsministe-
riums des Königlichen Hauses und des Aeussern vom 2.4hten November 1829 den
Fürstlich Reubhischen Uneerehanen jüngerer Linic, in Rücksicht auf das unterm
2 ten December 1827 diesseits erlassene Verbot gegen den Büchernachdruck und
dessen Verbreitung, gleicher gese#sscher Schutz gegen den Nachdruck von Seiten
der Königlich Baperischen Staatsangehörigen zugesichert worden ist, als wird dieß
hiermit nicht mur zur öffentlichen Kenntu gebracht, sondern auch ausdrücklich er-

klärt, daß vorgedachte Unsere Verordnung gegen den Buchernachdruck auch u
Gunsten der Königlich Baverischen Unterthanen Anwendung findet.

Sig. Gera, den 9ten Februar 1830.

Furstlich Reuß · Pl. der jungern Linie gemeinschaftliche Regierung
daselbst.

von Strauch.

Mo. 35.)
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(Vo. 35.) Gemeiner Bescheld des Gesammt, Oberappellatlonsgerichts zu Jena, die Fest
lehzung elner präclustolschen Krist zur Einzahlung des uUrthelsverlags bel den in
der lehten Instanz verstatteten Actenversendungen belr.

Durchlauchti oste Landesfürsten haben einen von dem Fürstlich Reuß=Plaui-
sben ium Gesammsen Ober-Appellatiaus-Gericht in Jena abgefaßten Gemeinen
Bescheid nachstehenden Inhalts:

Das Grohhergoglich und Herzoglich Scchsssche, auch Fürstlich Reußische ge-
meinschafellche Ober- Appellations-Gericht zu Jena ertheilt, zu Vermeidung
der bei dem Antrage auf Aekenversendung an ein auswärtiges Spruchcollegium
in letzter Instanz, ofe entstehenden langen Verzögerung des Rechhtsstreites,
auf den Grund des §. 95. der provisorischen Ober- Appcllations-Gerichts-Ord-
mutg, mit höchster Genehmigung, folgenden

Gemeinen Bescheid:
ODiesenige Parchep, welche in einem zur Cntscheidung in letzter Instanz
anher gelangten Civil= Rechtsstreite auf Versendung der Acten zum aus-
wärtigen Erkenntnisse anträgt, ist verbunden, den ihr vom Ober-Ap-
pellations-Gerichte zu bestimmenden Urtelsverlag bimnen dreyhig Tagen
vom Empfange der ihr deshalb zugegangenen Verordumg an, poertofrey
anher einzusenden, falls aber diese Frist fruchelos vorübergeht, so soll
assdann jene Parthey, ohne daß es einer Ungehorsamsbeschuldigung von
Seiten des Gegentheils bedarf, des Rechtes, die Wersendung der
Acten zu begebren, verlustig seynn und vom Ober-Appellations-Ge-
richte selbst in der Sache unverweilt erkannt werden.

Beschlossen Fena, den 16en July 1829.

(L. S.) Großherzogl, und Herzogl. Sächßh. auch Fürstl. Reuwisches
gemeinschaftl. Ober= Appellations-Gericht das.

v. Zi .

a Ziegesar vdt. Paulssen.
sur
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für die diesseitigen Lande zu sanctioniren geruht, und wird daher derselbe zu allge-
meiner Nachachrung hiermit bekannt gemacht.

Gera, den 23sen Februar 1830.

Fürstlich Reuß= Pl. der jüngern Lin#s#e gemeinschaftliche Regierung
daselbst.

von Strauch.



Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 23.

(No. 30.) Authentische Inkerpretaklon der 65. 10. und 20. der prod. Oberappellatlons,=
Gerichtsordnung.

Wir von Gottes Gnaden Welnrich der Zwei und Bechszigste.
jüngerer Linte und des ganzen Stammes Aeltester sou-
verginer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr
zu Greiz, Crannichfeld, Gera Schleiz und Lebenstein 2.

Unsern gnädigsten Gruß zuvor,

Wohlgeborne, Veste, Hochgelahrte, liebe Getreue!
Es isk Uns uncerthänigst vorgetragen worden, was Ihr unter dem Alen

Jum vorigrn Jahres durch eine von dem Fürstlichen Consiskorio zu Gera, auf
eingewandte Oberappellation an Cuch gelangte Untersuchungssache wider den
Schullehrer Heinte zu Senbtendorf beivvgen, wegen authentischer Interpretatson
der 88. 40. und 20. der provisorischen Oberappellueionsger#hls Ordnung,
bezüglich Eurer Comyeten, an Uns munterhänitst einberichtet und in Ankrag
gestellt habt.

(Auegegeben zu Gera am 10. Mai 1031.
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Nachdem nun Uuser Fürstliches Gesammthaus, nach vernommenen Gutach-
ten der beiderseitigen Regierungen, die Entschließung gefaht hat, die vorgedachten,
röcksichtlich Eurer Competenz in Untersuchungssachen gegen Schullehrer zweiselhaf-
ten Gesetzesstelen, dahin landesherrlich zu erklären:

daß die in Frage stehenden Bestimmungen der probisorischen Oberappella-
tionsgerichts. Ordmung zwar auf alle Geistliche, auf die Lehrer an Gym-
nasten, eyceen und auf diejenigen Lehrer an den Bürgerschulen, welsche
sich durch wissenschaftliche Studien auf gelehrten Schulen und auf Uni-
versitäcen zu ihrem Beruse vorbereiket und als Candidaten der Theologie
die gesetzlichen Prüfungen bestanden haben, keineswegs aber auf andere
Schullehrer Anwendung finden sollen, mithin in Dienstentsetzungssällen
der Lettern das Rechtsmittel der Oberappellation gänglich ausgeschlossen

6 sepn und bleiben soll;

als kassen #W#### Euch solches hierdurch unverhalken seyn und begehren gnädigst an
Euch, Ihr wollet Euch rücksichtlich Unserer Fürstenthümer im gegenwöärtigen Falle
sowohl als in allen känftig vorkommenden Fällen hiernach achten.

Wir verbleiben Euch übrigens in Gnaden wohl beigethan.

Gegeben Schloß Schleiz, den Joten April 1330.

Heinrich LXII., J. r. Furst Reuß,
Stammes Aeleester.

An

das gemeinschaftliche Oberappellationsgericht
« zu

« Zena.

(No. J7.)



(No. 37.) Aügemelnes Cartell für fämmiliche Staaten des Deutschen Bundes.

Nachdem in der om 10ten Februar dieses Jahres abgehalkenen Alen Sitzung der
bohen Deutschen Bundesversammlung zu Frankfurt a. M. ein allgemeines Car-

tell für scemmtliche Bundesstaaten festgesetzt worden ist, so wird, dasselbe, auf
böchsten Befehl, nachstehend zur allgemeinen Nachachtung bekamm gemacht.

Sign. Gera, den 15##en April 1031.

Färstl. Reuß- Pl. gemeinschaftl. Regierung das.
von Strauch.

v#t. Dinger.

Die souveraien Fürsten und freien Städte Deutschlands haben in Folge des
Artikelo XXIV. der in der Plenarversammlung vom Oten A##pril 4021 festgestenten
Grundzüge der Kriegsverfassung des Deutschen Bundes eine allgemeine Cartenlcon=
vention abgeschlossen, deren Bestimmumgen in solgenden Artikeln enchalten füd:

Artikel 1.

Aue von den Truppen eincs Bundcsstaates, ohne Uncerschied, ob selbige
zu Provinzen gehören, welche im Bundesgebiete liegen oder nicht, unmiktelbar oder
mittelbar in die sämntlichen Lande eines Bundesgliedes, oder zu dessen Truppen,
wenn diese auch auherhalb ihres Vaterlandes ssch besinden, desereirende Militarper-
senen werden sosort und ohne besondere Reclamation an den Staat ausgeliefert,
dem selbige entwichen nd. Gleichmäßig werden auch alle Oeserteure, wesche in
nicht zum Bundesgebiete gehsrige Provinzen der Bundesstaaten entweichen, an den
Staat ausgeliesert, dem selbige enewichen sind.

Artikel 2.

Als Desreréur wird derjenige ahne Unterschied der Waffe angeshen, wel-
cher, indem er zu einer Abtheilung des stehenden Heeres oder der bewaffucten, mit
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denselben in gleichem Verhaltnisse stehenden Landesmacht, nach den gesetzlichen
Bestimmungen jedes Bundesstaates, gehort, und durch seinen Eid zur Fahne ver-
pflichtet ist, ohne Paß, Ordre cder sonstige begitimalion sich in das Gebiet eines
andern Staates oder zu dessen Truppen begiebt.

Ofsfteiere niedern und höhern Grades, wenn sich bei solchen ein Destrlions.
(all ereignen sollte, sind nur auf ergangene Requisitien auszuliesern.

« Artikel 5. -

SollkeeInDesekteukschonvoneinemnndernVnndeoilaatecntmichmsuym
so wird er an densenigen Bundesstaat ausgeliesert, in dessen Dienste er zuletzt
gestanden.

Wenn ein Deserkeur von einem Bundesstaale zu einem fremden Staase,
und von diesem zu den Truppen eines andern Bundesstaaks entweicht, so wird er
an den ersten Bundesstaat ausgolieferr, salls zwischen dem sehirrn und dem fremden
Staate kein Cartell besteht.

Artikel 4.
Nur solgende Fälle können die Verweigerung oder Verzögerung der M#us-

lieserung eines Deserleurs degründen?:

a) wenn der Deserteur zu dem Staate, wohin er entweicht, durch Geburt
oder rechtliche Erwerbung — abgesehen von dem anderswo ubernommenen

Milikärdienste — im Unterthansverbande stehr, also mittels der Desercion
in seine Heimath zurückkehrt.
wenn der Deserteur in dem Staate, In welchen er entwichen i(, ein
Verbrechen begangen hak, in welchem Falle die Auslieserung erst nach
erfolgter Bestrafung, soweit es thunlich ist, unter Mittheilung des
Strafurtheils, jedoch ohne Anspruch auf Erstalkung der Untersüchungs-
und Arrestkosten, stattfuden sol. Schulden oder andere eingegangene
Perbindlichkeiten geben aber dem Staate, in welchem er sich aufhälk,

kein Recht, die Auslieferung zu verweigern.

S



Artibel ö.

Die Werbindlichkeit der Auclieferung erstreckt sich auch auf die Pferde,
Sättel, Reitzeug und Momtirungestücke, welche der Deserteur mitgenemmen hakt,
selbst in dem Falle, wo der Deferteur nach Ark. A. nicht, #der nicht sesort ausge.
liefert wird.

Artikel 6.
Die Auslieferung geschieht an den nächsten Grenzort, wo sich entweder eine

Milikairbehsrde oder ein Gensdarmerie- Commando befindet.
Wird ein Deserteur von cinem Bundesftaate ausgeliefer, der nicht unmit-

kesbar an den Bundcsstaat grenzt, welchem der Oeserteur angehört, so wird der-
selbe an die Militairbehörde des dazwischen liegenden Bundesstaates, unter Ersaßtz der
nothwendigen Auslagen, übergeben, von derselben übernommen, die Unterhaltungs-
kosten desselben während des Transporté bestritten und, mit Beobachtung der sonsti.
gen Bestimmnungen, dem Staale, dem er gehört, abgeliefert.

Artikel 7.
Sollte ein Deserteur der Ausmerksamkeit der Behörde entgangen seyn, so

erfolgt die Ausliefermg auf die eiste dessausige Requisition, auch wenn er in
dise Milikärdieuste des Staaks, in den er entwichen, gerreten ist, oder sich daselbst
ansässig gemacht hat.

Die Requisstionen ergehen an die oberste Cioil= oder Militairbehörde der
Provinz, wohin der Deserteur sich begeben hat.

Artikel 8.
Die Unterhaltungskosten der Deserleure und der micgenommenen Pferde wer-

den dem ausliesernden Scaate, von dem Tage der Verhaftung an, bis einschließlich
den der Ablieferung, lm Augenblicke erstalet, wo der Deserteur abgeliefert wird.

Deserteure und mitgenommene Pkferde, welche dem Bundesstaate, dem sie
angehsren, zugeführt werden, werden auf dem Mege dahin in jedem Bumdesstaate
wie einheimische auf dem Marsche begrifsene Mannschaften und Pferde verosleget,
und es wird sürc diese Verpflegung sedem Scaate die nämliche Vergutung geleistet,
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welche dort für die Verpflegung der eigenen auf dem Marsche begriffenen Mann-
schasten und Perde vorgeschrieben ist. Der Betrag dieser zu vergütenden Ausla-
gen ist überall durch eine amtliche Bescheinigung auszuweisen.

In den Fällen, worin der Deserkeur durch verschiedene Gebiete fortzuschaf.
sen ist, muß von der ausliesernden Behörde jederzeft ein Transportzetkel mitgegeben
werden. ODiesenigen Staaten, durch welche der Deserleur durchgeführt wird, haben
die erwachsenen Unterhallungskosten vorschußweise zu bezahlen, welche auf dem
Transporkzettel auittirt und so dem nächstvorliegenden Seaate in Zurechmmg gebracht
werden, welcher hierauf bei der Auslieferung den vollen Ersat erhält.

Artikel 9.
Unterthanen, welche Deserteure und mitgenemmene Pferde einliesern, erhal-

ten solgende Prämie:
für einen Deserteur ohne Pferd 3 Gulden C. M.
für einen Deserteur mit Pfere 414 Gulden C. M.
fur jedes Pferd ohne Mann. .. . 2 Gutden C. M.

Obrigkeiten, welche einen Deserteur einliefern, erhalten keine Pramie.

Artikel 10.
Mußer den Unterhaltungskosten und der Prämsc darf nichts weiter, unter

keinerlei Borwande, er betreffe köhmig, Handgeld, Bewachungs= oder Fortsthaf.
sungskosten, pefordert werden.

Artikel 11.
Alen Behörden wird es zur strengen Pflscht gemacht, auf Desrekeure zu

wachen. "

Artikc112.
Alle,nachdeercfasstmgdccBundcsstaatemrc·s.-cvc-,landwchk«1csidübcks

banntmilikoicpflichtigmUnterthanen,siemssgcnvcccidcrscytiodeknicht,einberufen
seyn oder nicht, welche ohne obrigkeitliche Erlaubniß in die Lander oder zu den
Truppen eines andern Bundesgliedes, sie mögen zum Bundeégebiete gehören oder
nicht, übertreten, sind der Auölieserung unterworfen, jedoch nur auf besondere Re-
quisition der compecenken Behörde.
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Mit den Unterhaltungskosten ist es, wie bei den Deserkeuren von den Trup-
pen selbst zu halten. Eine Prämie wird aber nicht gezahlt.

Artikel 45.
Allen Behörden und Unterthanen der Bundekglieder ist streng zu untersa-

gen, Deserteure und Militairpftichtige, welche ihre Militairbefreiung nicht hinläng-
lich nachweisen können, zu Kriegsdiensten aufz#mehmen, deren Ausenthalt zu ver-
beimlichen, oder dieselben, um sie elwaigen Reclamationen zu entziehen, in entsern-
tere Gegenden zu befördern.

Auch ist nicht zu gestakten, daß eine fremde Macht dergleichen Individuen
emerhalb der Staaten des Deutschen Bundes anwerben lasse.

« Artibel 14.

Wer sich der wissentlichen Verhehlung eines Deserteurs oder Militairpflich-
tigen eines andern Bundeostaates, oder der Beforderung der Flucht dessclben schul-
dig macht, wird nach Landesgesetzen des Hehlers so bestraft, als wenn die deserti-
renden oder austretenden Individuen dem Staate selbst angehorten, in welchem der
Hehler wohnt.

Artikel 48.
VWer Pferde, Salkel, Reitzeug, Armatur= und Montirungsptucke, welche

ein Deserteur aus einem andern Bundesstaate bei seiner Emweichung mitgenommen
hat, an sich bringt, hat selbige ohne Ersatz zurückzugeben, und wird, wenn er
wußte, dah sie von einem Deserteur herrührten, eben so bestrase, als wenn sene
Gegenstände dem eigenen Staate entwendet wären.

Artikbel 16.
Eigenmächtige Verfolgung eines Deserteurs oder ausmetenden Militairpflich.

tigen über die Grenze ist zu untersagen. Wer sich solche erlaubt, wird verhaftet
und zur gesetzlichen Bestrasung an seine Regierung abgeliefert. Als cigenmächtige
Verkollung ist aber nicht anzusehen, wenn ein Commandirter in das jenseitige Ge,
biet abgesandt wird, um der Orrkobrigkeit die Oeserton zu melden. Der TCom-



mandirte darf sich aber an dem Oeserteur nicht vergreifen, widrigenfalls er, wie
vorerwöhnk, zu beftrafen ist. ·

Artikel 17.
Jede gewaltsame oder heimliche Anwerbung in anderem Terrikorium, WVer.

führung zur Desertson oder zum Austreten von Milstasroflichtigen ist än dem Staate,
wo solche geschieht, nach den Gesetzen desselben zu bestrasen. Wer sich der Be-
strafung durch die Flucht entzieht, oder von seiner Heimath aus auf obige Art auf
senseitige Unterthanen zu wirken sucht, wird, auf dießfallsige Requisstion, in seinem
Lande zur Untersuchung und gesetzlichen Strase gezogen.

Artikel 18.
Allen vor Abschluß dieser allgemeinen Cartellconvention desertirten oder aus-

gekrekenen, in den Artikeln 1. 2. 3. und 12. bezeichneten Individuen wird eine
Anmestie dahin zugestunden, dah sse für ihre Person, entweder unter nicht zu ver-
sagender Entlassung aus fremden Militairdiensten, oder unter der Freiheit, darin zu
verbleiben, wenn sic ihren Wunsch deshalb binnen der Frist emes Jahres erklären,
frei und unaugefochten, setzt oder kunftig, ihre Heimath wieder besichen dürfen.
Wenn sie in ihre Heimath zurückkehren, etreten sie jedoch in diesenigen Verbunich-
keit zum Milikairdienste wieder ein, welche daselbst noch gesetzlich für sse fortbestehr.
Auch gelangen sie wieder zur freien und unbeschränkten Berfügung über ihr dort
befiudliches, jetziges oder kunftiges Vermägen, in sofern dafleibe nicht durch Gesetz
und Ausspruch der cempetenten Behörde bercits der Censiocoticn auheim gesallen (#

Artikel 19.
Die Bundesglieder machen sich verbindlich, keine befonderen Carkelle uncer

sich bestchen zu lassen, oder von nun an eizugchen, deren Bestimmungen mit den
Grundsätzen dieses allgemeinen Carcels in Widerspruch stehen.

Artikel 20.
Vorstehende Carkellconvention (ritt vom heutigen Tage an in volle Wrk.

samkeit.
Franksiut am Main, den 10ten Februar 1851.
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Gese6sammliung
fürbdle

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 24.

(Ar. 58.) Vecordnung wegen einer mit dem Kaiserlich Russischen Gouvernement abgeschlossenen
Uebereinkunft uber die W- Aschaffung des r*mrmir-m-ä von Erbschafcen undanderem Vermägen, d.# d. Frankfurt, 19. Februar

Durch eine zwischen dem Kaiserlich Königlich Russischen Gouvernemene und
den Fürstlich Reußischen Landen jüngerer Linie gekroffene Uebereinkunst ist die Erhebung
eines Abjugsgeldes bei Ansführung von Erbschaften und anderem, Fremden zugehörigen Ver-
mögen außerhalb Landes gegenseitig ausgehoben worden.

Es wied demmach die bierüber diesseits ausgestellte Erklärung, nachdem selche gegen eine
übereinstimmende, von dem Kalserlich Russischen wirklichen Geheimenrathe, auß#erordenellchen
Gesandeen und bevollmächeigten Minister bei dem Durchlauchtigsten Deueschen Bunde, Frei-
berrn von Anstett, unter dem ## Februar dieses Jahres vollzegene Erklärung ausgewech ·-
selt worden ist, zur Nachricht und Nachachtung hlermit bekannt gemacht.

Oera, ben 26. Februar 1832.

Fürstl. Reuh-Pl. gemeinschaftliche Regierung daselbst.
von Strauch.

vdt. Dinger.
Ausgeyeben zu Gen den 26. Aprill 1832.
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Déelaralion.
S. Mejest I'’Empereur de toutes

les Hussica, ayant derréé par un Ouloese
donnd an Sénat dirigeant le 2. Juin 1623:
„due le droit de délraction Exerc4 au prolil du
„Trésor Impérial sur exportalion el le irans-
Dlert lors de I’Empire des hürilages el au-
„lres biens appartenanis 1 des Girangers, se-
Hrail aboli en Hveur des sujels de cellesldes
„autres Puissances dui auroient réeipradue-
Omenl arrölé dans Leurs Eials unc obolilion
„nemblable en Kveur des aujeln HRusses;“
le sousig#nc, conseiller jalime dc Son At-
tled#se Hoyale le Grand-Duc de Hesse
el. Envoyé de Lcurs Alesses Sérduis-
simes, Messeigneurs les Princes souverains
de Reues branche cudette, Monscigneur le
Prince de Schleiz ei Nonseigneur le
Prinee de Lobenstein-Ehersdorlpris
Ie Diete de le Confédératlon Cernauidue, aln
de rendere cclte disposilion immédlialement op-
Plicable aus sujels de Leure Altesses 84.
rénissimes, déclare par la Prsente, Tapr#s
Tautorilsation el au Nom de I#ur Gonuver--

nement duc le droit de délraction; tel qu’il a
été desiui ei·desaus, ulest cl ne sern pas cxereä
dansles Etals des diten Altesses, sur les bé-
ritages et suires bieus Gchus ou apharienante à
des sujele Rumes, ct Aute ’abolition de cc droit
en laveur de ceux-i aura plein Ct entier elfet
vos seulement dans loun les cas lutum, wais

encore daus tons cenz o, jusqu'au jour de la

eißare de la pr#ente decleration, les drolls
abolis n’auront Das encorc 616 elleclivemen! et
delecürement pereu.

B ol de duoi le Soussignd s muni de.#sa
eirslure le présente déclaralion, deslinde à#
Ed#e Gehangée contre une Decloration semblalle
de la part de Son Ercellence, Monsieur le

chen

Uebersetzung der Erklärung.
Rachdem Seine Majestat der Kaiser

aller Reußen durch einen am 2. Juny 1823
an den dirigirenden Senat erlassenen Ulas verfügt
haben: „daß das Abzugsgeld, welches bei der Aue-
führung von Erbschaften und von anderem, Fremden
zugehörigen Vermogen für den Kaiserlichen Scha
bisher erhoben worden, zu Gunsten der Unterthanen
derjenigen Staaten, welche tine gleiche Aufhebung
m Gunslen der Russischen Unterthauen einercten lase

sen, aufgeboben werden solle;““ soerklärt der Greß-
hergoglich Hessische wirkliche Geheimerath, Ihrer
Hochsürstlichen Durchlauchten, der son-
verainen Fürsten Reuß jüngerer Linie Ge-
sandter am Deutschen Bundestage, um diese Verfä-
gung auf die Unterthanen Ihrer Hochfürsili-

Durchlauchten ummittelbar anwendbar zu
machen, in Folge erhaltener Enmächtigung und in
HOHöchstdero Namen hierdurch: daß das Abzugs-
geld, so wie es oben bestinmte ist, von Erbsthaften
und ven anderem Bennägen, welche Kaiserlich Rul-
sischen Unlerthanen zufallen oder angehren mächten,
in den kanden Ihrer Hochfürsilichen Durch-
lauchten nicht weiter erhoben wird und werden
soll, und daß diese zu Gunsten der Letztern afelgte
Ausbebung nicht uur in allen lünftigen, sondemouch
in denjenigen Filllen volle Krast undWirlung haten
soll, wo bis zun Tage der Unterzeichnung gegenwér.
tiger Erklän#uug die aufgehobenen Abzugsgelder noch
nicht wirklich und definitiv erhoben worden sind.

Dessen zu Urkund ist gegemväreige Erllarung,
melche gegen rine von Sr. Excellenz dem Herm Ge,
heimenrath, Freihern von Anstett, anferer?
demlichen Gesandten und bevollinächrigme Winister
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ConeeilIer Priré, Baren 4°Anstett, En-
voyé exiuaorilinaire el Ministre plénpotenlaice
de Sa Majesté l'Empereur detoutes les
Russies, Roi de PTologve, pDros la sérénissime
Confsdération Germanidue, assbrant une par-

faile veciprocilé aux sujenn de Leure Altes-
ven Srénissimes de Schleiz et de Lo-

benslein-Eberedorl, et y a Nit epposer
le cechet de nes armes. «

Seiner Majestat des Kalsers aller
Reusten und Königs von Polen bei dem
Durchlauchtigsten deutschen Bunde ausgestellte Er-
blärung, wodurch den Unterthanen Ihrer Hoch-
fürstlichen Durchlauchten eine völlig gleiche
Vergünstigung zugesichert wird, ausgewechselt wer-
deu soll, von dem Unterzeichneten vollzogen und mir

seinem Wappen besiegelt worden.
Geschehen zu Frankfurt am Main den 19. Fe-

bmar 1832.

L. s.)
Freihert v. Leonhardi.

Faii à Franesortaur Maince 10. Féwier 1632.

(L. S.)
BDoron de Leonhardi.

(Fr. 39.) Verordnung, die Unterslützung der Gemeinden bei Wersorgung geisteskranker Annen
ben. d. d. 3. Aprill 4832.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwey und Sechzigste,
Stammes Aeltester und Wir Heinrich der Jwey und Siebzigste,
der jüngern Linie sonveraine Fürsten Reuß, Grafen und Herren von

Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r-*
thun hiermie kund und fügen zu wissen:

Da die bisberige Erfahrung gezelge bae, daß die Worschriften in den §6. 14. und 15
der Verordnung vom 26. October 1822 (Gesetzsammlung Nr. 4.), wenn nach densel.
ben die Versorgung verarmter wahnsinniger Personen subsidiarisch von den Ortsgemelnden
ubernommen werden muß, in einzelnen Fallen ubermaßige Anstrengung verursachen kön-
nen, so haben Wir, auf die von Unseren getreuen Stoanden Uns hleruber vorgetragenen
Wunsche, Folgendes zu verordnen Uns entschlossen.
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8. 1.
erlehune Zur Uncerhaltung vermögensloser wahnsinniger Personen sind zunächst deren Verwandten
c* Ser, und die Ehegatten verpflichtet. Vorkommende Falle dieser Verbindlichkeit werden ganz nach

wandten. den Worschristen Unserer Verordnung vom 26. October 1822 beurtheilt.

. 2.
Versorgungs= Für den Fall, daß die Verwandten und der Ehegacte eines Wahnsinnigen die auf
9 — dessen Unterbringung, Heilung und Erhaltung zu verwendenden Kosten entweder gar nicht
Gcburtsoris. oder nicht ganz auf zubeingen vermogen, tritt die subsidiarische Verbindlichkeit der Gemeinde

des Wohn- oder Geburtsorts eines solchen Unglücklichen, ebensalls ganz nach Maaßgabe der
angejogenen Verordnung 6. 11. und 15. in Krast.

g. J.
Unterstützung Dasern eine von solcher Verbindlichleit bekressene Gemeinde wegen ihres geringen Um-

emein sanges, oder wegen Armuth ihrer Mitglieder odei sonst wegen anderer Verhältnisse ducch
Steuerkassc. Aufbringung des ihr gesetzmäßig zuzuweisenden ganzen oder aneheiligen Aufwandes süc die

Versorgung eines Wahnsiunigen zu sehr belaster wird, so soll derselben ein Beitrag aus der
Landessienerkasse verabreicht werten.

 “

Versadren bei Die Gemeinde, welche auf einen solchen Beiteug aus der Steuerkasse Anspruch machen
W* zu können glaubt, hae sch an die obere Administcarivbehörde des Fürsteuehums zu wenden.
Unterstützun“ Von dieser wied, auf vorgängige zweckdienliche Ecörterung der einschlägigen Verhälruinfe,

der Beitrag der S#euerkasse nach Maaßgabe des unumgänglich ersorderlichen Aufwandes
auf der einen und nach der Leistungssäbigkeit der betrossenen Gememde auf der andern
Seite bestimme werden.

. 3.

aeg Im Uebrigen bebält es bei den Bestlumnungen der gedachten Verordnung vom 26.
nidieOrkober 1822 olleurhalben sein Bewenden, und wird insonderbeic die darin den Riterguts.
Nittergucsbe, besibern und Ritkergutschäuslern auseelegte Verbürdlichkeir, zu Versorgung der Hufsbe-
pirtkiee dürftigen, solgeweise auch der Wabnsiumigen verbälenimäßigen Beitrag zu leisten, ausbrück.

lich bestäcige.
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Wornach bie Ober- und Unterbehorden Unserer Lande in vorkommenden Fallen sich
treugehorfamst zu achten haben.

Dessen zu Urkund baben Wir gegenwärtige Verordnung mie Unseren eigenbändigen Un-
terschristen vollzogen und Unsere Fürstlichen Justegel beidrucken lassen.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, den 3. Aprill 1832.

(L. S.) Heinrich LXII. (L. S.) Heinrich LXXNM.
J. L. Fürst Reuß. J. L. Füest Reuß.

(Fr. 40.) Uebereinlunst mit dem Großherzogehume Sachsen-Weimar und Eisenach, die gese#-
seitige Beferderung der Cioil-Rechtspflege berreffend.

Die von Uns nach hächster Genehmigung Durchlauchtigster Landesberr schaften
mit der Grohherzeglich Sachsen Weimar-Eisenachschen Staakörcgierung süc den Umfang der
sämmrlichen Fürstlichem Lande Jüngerer VInie wegen gegenfeitiger Erleichterung der Civil-
NRechrspflege abgeschlossene Uebereinkunst wicd nachstehend mit der Bestimmung zur sffentli-
chen Kunde gebracht, daß diesem Vertrage vom 1. Mai dieses Jahres an allenthalben ge-
bübrend nachzukommen Il.

Gera, den. 10. Aprill 1832.

FürstlichReuß--Plauische gemeinschaftliche Regierung daselest.
von Stranch.

vdt. Dinger.
Zwischen der Großherzoglichen Staatsregierung von Sachsen Weimar- Eisenach und

der Furstlich Reußischen der jungern Linie gemeinschastlichen Landesregierung zu Gera ist
zu Beforderung der Civil·RechtspflegefolgendeUebereinkunftgetrossenworden:

1. Allgemeine Bestimmungen.
Arteikel 1.

Die Gerkchte beider Staaken leilten sich gegenseitig alle dlejenige Rechtshülfe, welche
sie den Gerichten des Inlandes nach dessen Geseßen und Gerichesverfassung nicht verweigern
dürsen, in wiesern das gegenwärcige Abkommen nicht besondere Einschränkungen feststellr.
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Artikel 2.

Die Vollsirechbarkeit der richterlichen Erkenntnisse wicd gegenseitig anerkannt, dafern
diese nach den naheren Bestimmungen des gegenwärtlgen Abkommens von elnem beiderseirs
als competent anerkannten Gerichte gesprochen worden sind und nach den Gesetzen des Staa·
tes, von dessen Oerichte sie gefallt worden, die Rechtskraft bereits beschritten haben.

Solche Erkenn#nisse werden an dem in dem andern Scaate befindlichen Vermögen des

Sachsälligen unweigerlich vollstrecke.
Arelkel 3.

Ein von einem zuständigen Gerichre gefälltes recheskrafeiges Erkenntnlß begrundet vor
ben Gerichten des andern Staates die Einrede des rechtekrästigen Urtbeiles (exceptto vei
jucliealae) mit denselben Wirkungen, als wenn das Urtheil von elnem Gerichte desjenigen
Staates, in welchem solche Einrede geltend gemacht wird, gesprochen wäre.

II. Besondere Bestimmungen.
1) Näcksichtlich der Gerichtsbarkeitin bürgerllchen, Sereitig keisen.

Artike ! 4.
Kelnem Uncerthan ist es erlaube, sich durch freiwillige Hrorogation der Gerichesbarkeit

bes andern Staates, dem er als Uncerthan und Seaatsbürger nicht angehörc, zu unterwerfen.

Keine Gerichtsbehörde Ist besugt, der Requisteion eines solchen gesetwidrig prorogirten
Gerichtes um Seellung des Beklagten oder Vollstreckung des Erkenntnisses State zu geben,
vielmehr wied jedes von einem solchen Gerichee gesprochene Erkenmiß in dem andern Staate
als ungültig betrachtrt.

Der Kläger folst dem Beklasten.
Artitkels.

Belbe Staaten erkennen den Grundsaß an, daß der Klager dem Gerichtsstanbe des
Beklagten zu folgen habe; es wird daher das Urtheil der fremden Gerichtsstelle nicht nur
sosern dasselbe den Beklagten, sondern auch sofern es den Klagec, 3. B. rucksichtlich der
Eestattung von Gerichtskosten betrifft, in dem andern Staate als rechtsgultig erkannt und
vollzogen.
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Wieder'klage.
Artikel6.

Für die Wiederklage ist die Gerichtsbarkeit des über die Vorklage zuständigen Nich-
ters begründet, dafern nur jene mit dieser in rechellchem Zusammenhange steht und konst nach
den Landesgesetzen des Vorbeklageen gulähig i#0.

Provocatdons- Klage.
Artitel 7.

Die Provocations·Klagen(exlegedissamarioder ex lege si contendat) werden
erhoben vor dem personlich zustandigen Gerjchte der Provocanten, oder da, wohin die Klage
in der Hauptsache selbst gehorig ist; es wird daher die von diesemn Gerichte, besonders im
Falle des Ungehorsains, rechtskrastig ausgesprochene Sentenz von der Obrigkelt des Prevo-
eirten als vollstreckbar anerkannt.

Persönlicher Gerichtsstand.
Artikel 8.

Der perstuliche Gerich#sstanb, welcher eneweder durch den Wohnsit in einem Staat,
oder bei denen, die einen eignen WohnsiG noch ulche genommen haben, durch die Herkunft,
in dem Gerichtsstande der Aeltern begründer ist, wird ven beiden Staaten in personlichen

Klaglachen dergeskalt anerkammt, daß der Unterthon des einen Seaates ven den Umerthanen
des andern nur vor seincm per nlschen Richrer belangt werden darf; es müßeen denn bei
senen persönlichen Klagsachen neben dem persönlichen Gerichrsstande noch die besondern Ge-
richtsstände des Contractes oder der gesührten Verwaltung concurriren, welchen Falles die
persönliche Klage auch vor diesen Gerichwständen erhoben werden kann.

Artike! D.

Die Absiche, einen beständigen Wohnsitz an einem Orte nehmen zu wollen, kam sowohl
ausdrücklich, alo durch Handlungen geußert werden. Das betzere geschieht, wenn Jemand
an einem gewissen Orce ein Ant,, welches seine beständige Gegenwart daselbst erfordert, über-
ninun, Handel oder Gewerbe daselbst zu (reiben anfangt, oder sich daselbst alles, was zu
einer eingerichteren Wirthschafe gehört, anschafr. Die Absicht muß aber niche bles in Be-
Kehung auf den Sraar, sondeen selbot auf den Ort, wo der Wohnsitz genommen werden fel,
bestinunt geäußert sem.
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Artitkel 410

Wenn Jemanb sowohl in dem einen als in bem andern Staate seinen Wohnsitz in dem
lanbesgeseblichen Sinne genommen hat: so hangt die Wahl des Gerichtsstandes von dem
Kläger ab.

Artikel 11.

Der Wohnsiz des Vakers, wenn dieser woch am Leben ist, bezründet zugleich den or-
dentlichen Gerichtsstand des noch in seiner Gewale befindlichen Kindes, ohne Rücksiche auf
den Oct, wo dasselbe geboren worden, oder wo das Kind sich nur eine Jeitlang aushälc.

Arelke 12.

Isk der Waker verstorben: so verbleibt der Gerichtsstand, unter welchem derselbe zur
Zeir seines Ablebens seinen Wohui baete, der ordeneliche Gerichrssland des Kindes, so
lange dasselbe noch keinen elgenen ordentlichen Wohnstt rechtlich begründet hat.

Artike! 13.

Ist der Vater unbekanne oder das Kind nicht aus elner Ehe zur rechten Hand er-
zeugt: so richtet sich der Gerichtöstand eines solchen Kindes auf glelche Art nach dem ge-
wäöhnlichen Gerichtsstande der Murter.

Artitel 14.

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staa, ohne vessen Bürger zu seyn,
elne abgesonderte Handlung, Fabrik oder ein anderes dergleichen Etablissement besiben, sollen
wegen persönlicher Verbindlichkelten, welche sie in Ansehung solcher Etablissemenes eingegan.
gen haben, sowohl vor den Gerichten bes Landes, wo die Gewerbaanstalten sich beßinden, als
vor dem Gerichtsstande des Wohnorts belange werden können.

Artikel 15.

Die Uebernahme einer Pachtung, verbunden mit dem persönlichen Aufenthalke auf dem
verpachteten Gute, soll den Wohnort des Pachters Im Staate begründen.

Artike! 156.

Ausnahmsweise sällen Seudirende and Dlenstboren auch in demjenigen Staate, wo sie
sich ausbolten, während dieser Zelt noch einen bersönlichen Gerlchtsstand Haben, hier aber,
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so viel ihren petsonlichen Zustand umd die davon abhangenden Rechte betrifft, ohne Aus-
nahme nach den Gesetzen ihres Wohnorts und ordentlichen Gerichtestandes beurtheilt werden.

Gerichtsstand der Erben.
Artikel 17.

Erben werden wegen persönllcher Werbindlichkeiten isres Erblassees vor dessen Gersches,
stande so lange belange, als die Erbschafe ganz oder theilweise noch dort vorhanden, oder,
wenn der Erben mehrere sind, noch nicht getheilt ist.

Allgemeines Gantgericht.
Arteikel 186.

Im Concurs wird ber persuliche Gerichtsltand des Schuldners auch als allgemelnes
Gantgericht anerkanne, ausgenommen, wemm der größsere Theil des Vermägens, bei dessen
Bestimmung daos über die Vermögensmasse aufzunehmende Inventarium und Tare zum
Grunde zu legen ist, in dem andern Staar sich befindee, wo alsdann dem Lehleren unter
der im Arc. 23. enchaltenen Beschränkung das Reche des allgemeinen Gantgerichtes zuge-
K#anden wicd.

Artikel 19.
Activ.Forderungen werden, ohne Uneerschied, ob sie bypothekarisch sind ober nicht, an-

sesehen, als befünden sie sich an den Wohnorte des Gemeinschuldners.
Artike 20.

Einem Poarrikular-Concurse wird nicht statt geseben, ausgenommen,wennelngese-lichbe-
grundetes Soparations·Rechtgeltendgemachtwird,namentsich wenn der Eemeinschuldner
in dem andern Staate, wo er seinen Wohnsig nicht baice, eine abgesonderte Handlung, Fa-
brik oder ein anderes dergleichen Erablissemenr, welches als ein eigenes Ganzes einen beson-
dern Inbeyriff von Rechten und Verbimlichkelren des Gemelnschuldners bildet, besitze, welchen
Fulles zum Vorthrile derjenigen Gläubiger, welche in Ansehung dleses Erablsssement#s be-
sonders credirirt haben, eln Parrlcusar-Concurs eröfsict werden darf.

Wirkungen des allgemeinen Gant-Gerichesstandes.
Arelke! 21.

Alle Ferderungcn, sie seren auf eln oingliches oder persinliches RNecht gegränbet, sind
allein bel dem allgemelnen Gantgerichte einzuklogen, oder wenn sie bereils klagbar gemacht,



172

worden, dorr welter zu veosotgen. Das außerhalb Landes beßindliche Vermögen des Gi-
meinschuldners wird, noch vorgöngiger Veräußerung der Grundstücke und Effecten durch den
Richter der gelegenen Sache, dem Gantgerichte abgeliesert.

Recheliche Beurtheilung und Ordnung der dinglschen und
persönlichen Rechte.

Artceike ! 22.

Dingliche Rechte werden. nach den Geseben des Ortes der belegenen Sache beurtheilc
und geordnet. Ueber die Rangordnung rein persönlicher Ansprüche und deren Verhälmiß zu
den dinglichen Rechten enrscheiden dle am Orte des Ganggerichts geltenden Gesetze, und es
finder keln Unterschied zwischen in= und ausländischen Gläubigern als solchen stat.

Dinglicher Gerichtsstand.
Artitel 22.

Alle Real·Klagen,desgleichenallepossessorischenRechtsmictel,wieauch die segenann-
ten acliones in rem scriplae müssen, dasern sie eine unbewegliche Sache beereffen, vor
dem Gerlchte, In dessen Bezirke sich die Sache befindet, — können aber, wenn der Ge-
genstand betrrglich ist, auch vor dem persönlichen Gerichesskande des Beklageen erhoben wer-
den, vorbehältlich dessen, was auf den Fall des Concurses bestimmt ist

Artikel 24.

In dem Gerichtsskande der Sache können keine bloß (rein) persönlichen Klagen au-
geskellt werden.

Artikel 25.

Eine Ausnahme von dieser icgel Kudet jedoch statr, wenn gegen den Besttzer unbe-
weglicher Gücer eine solche perssnliche Klage angestellt wird, welche aus dem Besiöe des
Grundstückes oder aus Handlungen fließt, die er in der Eigenschaft als Gutebesitzer vorgt=
nommen hat. Wenn daher ein solcher Gutsbesiber

4) die mit seinem Pachter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten zu erfullen oder

2) dür zurs Besfen des Grundstucks geltisteten Vorschusse oder gelieserten Materialien
und Arbeiten zu vergüten sich Heigerl, oder
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5) die Patrimonial·GerichtobarkeitodereinahnlichesBefugnißmißbraucht,eder
4) seine Nachbarn im Besitze stört,

5) sich eines auf das benachbarte Grundstück ihm zusteheiiden Rechtes berühme, oder
6) wenn er dos Grundstück ganz oder zum Theil veräußert und den Comract nicht er.

sölle oder die schuldige Gewähr nicht leistet:
so mußt derselbe in allen diesen Fällen bel dem Gerschesstande der Sache Reche nehmen,
wenn sein Gegner ihn in seinem perfönlichen Gerichtsstande nicht belangen will.

Arteikel 26. «

EbensobegründetausnahmsweiseauchdkkBcsiheincsLehngutesodekdfegesammte
Hand daran zugleich einen prrsönlichen Gerschtsltand.

Erbschaftsklagen.
Artike!. 27.

Ecbschafesklagen werden da, wo die Erbschaft sich befinder, erhoben und zwar berge-
stalc, daß, wenn die Erbschafesstücke zum Theil in dem einen, zum Theil in dem andern
Seaatsgebiete sich befinden, der Kläger seine Klage zu theilen verbunden ist, ohne Rücksscht,
wo der größte Theil der Erbschafessachen sich befinden mag.

Doch werden alle bewegliche Erbschaftestücke angesehen, als befänden sie sich an dem
Wohnorte des Erblassers. Acciv. Forderungen werden ohne Unterschied, ob sie hypothekarisch
sind oder nicht, den beweglichen Sachen beigezählt.

Gerichtsstand des Arrestes.
Artikel 28.

Ein Arrest darf in dem elnem Sraate und nach den Gesetzen besselben gegen den Bür-
ger des andern Staates ausgebracht und verfüge werden, unter der Bedingung jedoch, daß
en#veder auch die Hauptsache dorthin gehöre, oder daß sich elne wirksiche gegenwärtige
Gefaßr auf Seiten des Gläubigers nachweisen lasse. Ist in dem Scaate, in welchem der
Arrest verhangen worden, ein Gerlchtsstand für die Hauptsache uscht begründet: so ist diese,
nach vorläusiger Regulirung des Arrestes, an den zuständigen Richter des andern Scaates
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zu verweisen. Was dleser rechtskcaftig erkennt, unterliegt ber allgemeinen Bestimmung im
Artikel 2.

Gerichtsstand des Contractes.
Artikel 29.

Der Gerichtsstand des Contractes, vor welchem eben sowobl auf Erfällung als wie
auf Aufbebung des Contractes geklage werden kann, findee nur dann seine Anwendung,
wenn der Contrahent zur Feit der Ladung in dem Gerichtsbezirke sich anwesend befinder,
in welchem der Contract geschlossen worden ist oder in Erfüllung gehen foll.

Dieses ist besonders auf die auf öffentlichen Märkeen geschlossenen Contracce, auf Vieh-
bandel und dergleichen anwendbar.

Besonders bei Wechselverschreibungen.
Artike! 30.

Die Clausel in einer Wechselverschreibung, wodurch sich ber Schuldner der Gerichts-
barkeit eines jeden Wechselgerichts, in dessen Gerichtszwang er zu deren Werfallzeit an-
zutressen sey, umterworfen hat, wird als gültig, das biernach eintretende Geriche, welches die
Vorladung bewirke bat, für zuständig, mithin dessen Erkenneniß für vollstceckbar an den
in dem andern Sctaate belegenen Gücern anerkanne.

Gerichtsstand geführter Verwaktung.
Artikel 31.

Bei dem Gerichtsstande, unker welchem Jemand seemdes Gue oder Vermögen bewireh-
schastet oder verwaltet ha#, muß er auch auf die aus einer solchen Administration ange-
stellten Klagen sich einlassen; es müßee denn die Adwinistrarion bereiks völlig beendigt und
der Verwalker öber die gelegte Rechnung quitkirt seyhn. Wenn daher ein aus der Rech-
nung verbliebener Rückstand gesordert, oder eine ertbeilte Quitung angefochten wird: #o
kann dieses nicht bei dem vormaligen Gerichtsstande der gefübrten Verwaltung gescheben.

Ueber Intervention.
Artstel 32.

Jebe achte Intervenkion, die niche eine besonders zu behandelnde Rechtslache in elnem
schon anhöngigen Proresse einmische, sie sey principal oder accelsorisch, becresse den Kläger
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oder den Beklagteit, sey nach vorgangiger Streitankundigung ober ohne bieselbe geschehen,
begründet gegen den ausländischen Incervenienken die Gerichtsbarkeir des Staates, in wel-
chem der Hauptproreß gesühre wird.

Wirkung der Rechtshángigkeit.
Arcikel 33.

Sebald vor irgend einem in den bisberigen Arcikeln bestimmten Gerichtesiande eine

Sache recheshängig geworden ist: so ist der Sareic daselbst zuu beendigen, abne daß die
NRechtshängigkeit durch Veränderung des Wohnstzes oder Aufenehaltes des Beklagten ge-
stärt oder aufgehoben werden könnte.

Die Rechtshängigkeir einzelner Klagsachen wird durch Insinratien der Ladung zur
Einlassing auf die Klage sür begründet erkanne.

2) In Hinsicht der Gerichtsbarkeit in nicht streitigen Rechtssachen.

Artake ! 31.
Alle Rechtsgeschäfte unter Lebenden und auf den Todesfall werden, was die Gültigkeit

derselben rücksichelich ihrer Form betrifft, nach den Gesetzen des Ortes beurtheiler, wo soe
eingegangen sind.

Wenn nach der Versassung des einen oder des andern Sctaates die Güleigkeir einer

Handlung allein von der Aufnahme vor einer bestiimmeem Behörde in demselben abbänge:
so bat es auch hierbei sein Verbleiben.

Artike! 35.

Verträge, welche die Begründung eines dinglichen Rechte auf unbewegliche Sachen
zum Zwecke haben, richten sich lediglich nach den Gesetzen des Ortes, wo die Sachen liegen.

Arteikel 36.

Die Dauec dieses Abkommens wird auf zwöls Jahre, vom 1. Mai 1832 an gerech-

net, sestgesetz.

Eefelget ein Jahr vor dem Ablaufe keine Aufkündigung von der einen oder der andern
Seie, so ist es stillschweigend als auf noch zwölf Johre weiter verlängert anzusehen.



176

Gegenwartige im Namen Sr. Koniglichen Hoheit bes Großberzogs von
Sachsen Weimar-Eisenach und Ihrer Hochfürstlichen Durchlouchten der
souverainen Fürsten Reuß Jüngerer Linie weimal gleichlautend auegesertigtr Er-
klärung soll nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung Kraft und Wieksamkeic in den brider-
seitigen gesammten Landen haben und öfsenelich bekamt gemache werden.

So geschehen Weimar, am 20. Märs] 1832, und Gera, am 28. Febrnor 1632.

Großherzoglich Sächsisches Staats. Fürstl. Reuß. Pl. der füngern Linie
Ministerium. gemeinschaftliche Landesregierung.

C. W. Fhr. v. Fritsch. von Strauch.
(I. S.) (L. S.)
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Gese6zsammlun6
f#r die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 25.

Nr. 41. Ueberrinkunst mit dem Herzc#thume Sachsen-#llrenbung, die gegenseltige Beftrderug der
Cioll-Rechtspflege betr.

Dle von Uns nach höchster Genehmigung Durchlauchtigster Landesherrschaf-
ten mie der Hergog lich Sachsen = Altenburgischen Scaatöregierung für den Um-
fang der sämmclichen Fürstlichen Lande j. L. wegen gegenseitiger Erleichterung der Cloll-
Rechtspflege abgeschlossene Ueberelnkunfe wird nachstehend mic der Bestimmung zur of-
sentlichen Kunde gebracht, daß diesem Vertrage vom 1. September d. J. an allenthalben
gebührend nachzukommen ist.

Gera,, den 7. August 1832.

Fürstl. Reuß= Pl. gemeinschaftliche Regierung dajelbst.
von Strauch.

vat. Dinger.

Jwischen der Furstlich Reußischen der j. L. gemeinschaftlichen Landes-

regierung zu Gera und der Herzogl. Staa tsresleruns von Sathsen Alten-
burg ist zur Beförderung der Civil-Rechespflege solgende Ueberei

I. Allgemeine Bestimmungen.
Artike! 1.

Die Gerichte beider Staaten leisten sich gegenseitig alle dlesensge NRechtshülse, welche
sie den Gericheen des Inlandes, nach dessen Gesetzen und Gerlchtsverfassung, nicht verwel-
hern dürsen, in wiesern das gegenwärtige Abkommen nlche befondere Einschränkungen settstenl.

Ausgegeben zu Gera dem 20. August 1832.
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Artikel 2.

Die VollfkreckbarkeitdereschterlichenSrkennenissewird gegenseltig anerkannt, dafern diese
nach den näheren Bestimmungen des gegenwärtigen Abkommens von einem beidorseite als
competent anerkannten Gerichee gesprochen worden sind, und nach den Gesetzen des Staats,
von dessen Gerscht sie gesälle worden, die Rechtskrast bereits beschricten haben.

Solche Erkenntnisse werden an dem in dem andern Staan befindlichen Vermägen des
Sachfälligen unweigerlich vollstceckt.

Artike! 3.
Ein von einem zuständigen Gerlchte gesälltes recheskräfeiges Erkennmiß begründet vor

den Gerichten des andern Seaates die Einrede des rechtskräftigen. Urtbeils (exceplio reià
juclicatae) mie denselben Wirkungen, als wenn das Urcheil von einem Gerichte desjenigen
Staates, in welchem solche Einrede geltend gemacht wied, gesprochen wäre.

II. Besondere Bestimmungen.
4) Köcksichtlich der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts ttreitigkemen.

Artikel 4.

Keinem Uncerthan ist es erlaubt, sich durch freiwilllge Prorogakkon der Gerichtsbarke#
desanderen Staaces, dem er als Unter#ihan und Seaatsbürger nicht angehörk, zu uncerwersen.

Keine Gerichtsbebörde ist besuge, der Requisteion eines solchen gesezwidrig prorogirten
Geriches um Stellung des Beklagten oder Wollstreckung des Erkennenisses sta#t zu geben,
vlelmehr wird jedes von einem solchen Gerichte gesprochene Erkenntniß in dem andern Staate
als ungültig betrachter.

Ar ikel 5.
Der Kläger Beide Staaten erkennen den Grundsaß an, daß der Kläger dem Gerlchtsskande des

— Beklagten gu folgen babe; es wird daher das Urtheil der fremden Gerichtsstelle nicht nur,
lofern dasselbe den Beklagten, sondern auch sofern es den Kläger, 3. B. räcksichtlich dee
Erstarcung von Gerichtskosten, betriffe, in dem auderen Scaate als rechtsgültig anerkanne und

elle Nreieet6.
Wiederklage. Für die Wlederklage ist die Gerlchesbarkelt des über die Verklage zuständigen Rich-

ters begründer, dasern nur jene mit dleser in rechtlichem Zusammenhange stebr und sons nach
ben Landesgesetzen des Verbeklagen zulässig ##.
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Artike! 7.

Die Provocacionsklagen (er leße dillumari eber ex lege si contenda-) werben er- grorotationi·
boben vor dem perlänlich zuständigen Gerichte der Provacanken, oder da, wohin die Klage lagt.
In der Haupesache selbst gehörig ist; es wird daher die von dlesem Gerichte, besonders im
Falle des Ungehorsams, rechtskräftig ausgesprochene Sentenz von ber Obrlgkeit des Provo-
cirten als vollstreckbar anerkannt.

Artestel 8.

Der persönliche Gerichtsstand, welcher enweder durch den Wohnsi in einem Scaake, Persönlicher
oder bei deuen, die einen eigenen Wohnsitz noch nicht genonmnen baben — durch die — —
kunfe in dem Gerichtslkande der Aeltern begründet ist, wird von beiden Staacen in persän-
lichen Klagsachen dergestalt anerkannt, daß der Uncerehon des einen Staates von den Unrer-

khauen des andern nur vor seinem perssnlichen Richter belangt werden darf. Es müßten
beun bei jenen persönlichen Klagsachen neben dem perssnlichen Gerlchesstande noch die be-

sfonderen Gerichtsstände des Conccaces oder der gefübrten Verwaltung concurriren, welchen
Falts die persönliche Klage auch vor diesen Gerichtsständen erhoben werden kann.

Areikel 09.

Die Absiche, einen beständigen Wohnsitz an einem Orte nehmen zu wollen, kann so-
wohl ausdrücklich,alsdurchHandlungen geäußert werden. Das Letere geschieht, wemm
semand an elnem gewissen Orte ein Ame, welches seine beständige Gegenwart daselbst ersor-
dert, überninunt, Handel oder Gewerbe daselsbst zu treiben anfängt, oder sich dafelbst alles,

was zu elner einserichteren Wirthschafe gebört, anschaff. Die Absiche muß aber nicht blos
in Beziehung auf den Scaat, sondern selbst auf den Ort, wo der Wohnstö genommen wer-
den soll, bestimme geäußert seyn.

Arelkel 10.

Wenn jemand sowohl in dem einen als in dem anderen Scaate selnen Wohnsitz in dem

landesgeseglichen Sinne genommen har, so Hhänge die Wahl des Gerichtsstandes vom
Kläger ab.

Artike! 11.

Der Wohnsié des Vaters, wenn dieser noch am Leben ist, begründet zugleich den or-
benelichen Geelchesstand des noch in selner Gewale befindlichen Kindes, ohne Rücksche auf
den Ort, wo dosselbe geboren worden, oder wo das Kind sich nur elne Zeickang aushält.
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Areiskel 122.

Ist der Vater verstorben, so verbleibet der Gerichtesland, unker welchem derselbe zur
Zeit seines Ablebens selnen Wohnsih hatte, der ordentliche Gerichtsstand des Kindes, #
longe dasselbe noch keinen eigenen ordenelichen Wobhnsih rechtlich begründet hat.

Arelktet 13.

UM der Water unbekanne, oder das Kind nicht aus einer Ehe zur rechten Hand er-
zeugt, so richtet sich der Gerichtsskand eines solchen Kindes auf gleiche Art nach dem ge-
wöhnlichen Gerichesstande der Mucer-

· Artitet 14.

Diejenigen, welche in dem einen oder dem andern Staate, ohne dessen Burger zu
seyn, eine abgesenderte Handlung,, Fabrik oder ein anderes Etablissement besiten, sollen we-
gen persönlicher Verbindlichkeiren, welche sie in Ansebung solcher Erablissemenks eingegangen
Und, sowohl vor den Gerichten des Landes, wo die Gewerbs- Anstalten sich befinden, als
vor dem Gerichtestande des Wohnorts belangt werden können.

Artikel 15.

Dle Uebernahme elner Pachtung, verbunden mit dem persenlichen Ausenthalte auf dem.
erpachleten Guce soll don Wohnsih des Pachters im Staate begründen-

Artikbe 16.

Ausnahmsweise sollen Studierende und Dienstboten auch Iin demsenigen Staate, wo sie
sich in dieser Eigenschafe aufhalren, während dieser Zeit noch einen perseulichen Geriches-
stand haben, hier aber, so viel ihren persönlichen Zustand und die davon abhängenden Rechte
betrisst, ohne Ausnahme nach den Gesetzen ihres Wohnorts und ordemlichen Gerichtestandes
beursheilt werden.

Artikel 17.

Berichtastand Erben werden wegen personlicher Verbindlichkeiten ihres Erblassers vor dessen Gerichts-
der Ehen. stande so lange belangt, als die Erbschaft ganz oder theilweise noch dort vorhanden, oder

wenn der Erben mehrere sind, noch nicht getheilt ist. «

Arcikel 18.

A#gemeines Im Ceneurs wlrd der persönliche Gerichesstand des Schulbners auch als allgemeines
Sontgtriche. Gantgericht anerkannt, ausgenommen, wenn der großere Theil des Vermogens, bei dessen
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Bestimmung das über dle Vermögenemasse aufzunehmende Invenkarlum und Tare zum
Grunde zu legen 1#skt, in dem andern Staate sich befindet,woalsdanndem leßztern unter der
im Art. 22. enthalcenen Beschränkung das Recht des allgemeinen Gantgerichts zugestan-
den wird.

Areskel 19.

Activ-Forderungen werden ohne Unterschied, ob sie bypothekarlsch sind oder nicht, em-
gesehen, als befänden ste sich an dem Wohnorte des Gemeinschuldners

Artikel 20.

Elnem Harc#cular-Concurse wird niche stact gegeben, ausgenommen, wenm ein gesetztich
begründeces Separationsrecht geltend gemacht wird, namentlich wenn der Gemeinschuldner in
dem andern Scaate, wo er selnen Wohnsib niche bacte, eine abgesonderte Handlung, Fabrik,
oder ein anderen dergleichen Ecablissemenk, welches als ein eigenes Ganzes, einen besondern
Inbegriff von Rechten und Werbindlichkeiten des Gemeinschuldners blldee, besitzt., welchen
Falls zum Vortheile derjenigen Gläubiger, welche in Ansehungdieses Etablissements besonders
creditirt baben, ein Parcicular-Concurs eröffner werden darf.

Arteikel 21.

Alle Forderungen, sie seyem auf ein dingliches oder persönliches Reche gegründer, sind „Wirlungen
allein bei dem allgemeinen Gontgerichte einzuklagen, oder, wenn sie bereits klagbar gemache en #eerrg-
worden, dort weiter zu versolgen. Das außerhalb Landes befindliche Vermögen des C#c. vichtestonder.
meinschuldners wird, nach vorgängiger Veräußerung der Grundstäcke und Eskeccen durch den
Richter der gelegenen Sache, dem Gancgerichte abgeliefert.

Arelkel 272.

Dungliche Rechte werten nach den Geseben des Orté ber belegenen Sache beurtbeilt W—““**i
uund geordner; über die Rangordunung rein persönlicher Ansprüche und deren Verhälwmisse zu ordnungder
den dinglichen Rechten entschelden die am Orce des Gantgeriches geltenden Gesetze, und es rsebenen
finder kein Unterschied zwischen in= und ausländischen Gläubigern, als solchen, statt. %

Arelke 23.

Alle Realklagen,, desgleichen alle possessorischen Rechtsmiktel, wie auch dle sogenanneen Dinglicherg
z#ckfonesin rem scriptse, müssen,, dosern sie eine unbewegliche Sache betreffen, vor dem. tichtisiand·

Gerichee, in dessen Begirke sich die Sache befinder — kännen aber, wenn der Gegenstand be-
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weglich ist, auch vor dem personlichen Gerichtsstande des Beklagten erhoben werden, vor-
behaltlich dessen, was auf den Fall des Concurses bestimmt ist.

Artikel 24.

In dem Gerlch'sstande der Sache können Leine bloß (reln) penfönlichen Klogen anse-
Kelle werden.

Artikel 25.

Eine Ausnahme von bieser Regel findec jedoch stact, wenn gegen den Besißer unbe-
weglicher Gücer elne solche perfönliche Klage angestelle wird, welche aus dem Bestbe des
Grundstücks ober aus Handlungen fließe,, die er in der Eigenschaft als Gutebesitzer vorge.
nommen hat. Wenn daher ein solcher Grundbesitzer

4) die mit seinem Pachter oder Verwalter eingegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen,
oder

2) die zum Besten des Grundstücks geleisteren Vorschüsse oder gelieserten Materialien und
Arbeiten zu vergücen sich weigerk, oder

3) die Parrimonial-Gerichtsbarkeit oder eln äbnliches Besugaäß mißbraucht, oder
4) seine Nachbarn um Besibe Körr,
5) sich eines auf das benachbarte Grundstück ihm zustehenden Rechts berühme, oder
6) wenn er das Grundstück ganz oder zum Theil verußert und den Concract ulche er-

sülle oder die schuldige Gewähr ulche lelßer,
so muß derselbe in allen diesen Fällen bel dem Gerichtsstande der Sache Reche nehmen,
wenn sein Gegner ihn in seinem persönlichen Gerlschtsstande niche belangen will.

Artiret 26.

Eben so begründet ausnahmsweise auch der Besth elnes Lehngures oder dle gesammte
Hanb daran zugleich einen persönlichen Gerschtestand.

Areiskel 27.

ereschalts: Eebschafesklagen werden da, wo die Erbschafe sch befindee, erhoben und zwar dergestale,
 : daß, wenn die Erbschafesstücke zum Toell in dem elnen, zum Theil in dem andern Sraats=

gebiete sich befinden, der Kläger seine Klage zu theilen verbunden ist, ohne Räcksiche, wo
der größte Theil der Erbschafessachen sich befinden mag. Doch werden alle bewegliche Erb-
schascsstücke angesehen, als besänden sie sch an dem Wohnorke des Erblassers.
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Aceiv-Forderungen werden ohne Unterschieb,, ob sie hypothekarisch sind ober niche, den
beweglichen Sachen beigezählt.

Artikel 238.

Ein Arrest darf in dem einen Staate und nach den Gesetzen desselben gegen den Bür-
ger des andern Scaates ausgebracht und versüge werden, unter der Bedingung jedoch, daß
enpveder auch dle Haupcsache dorthin gehöre, oder daß sich eine wirkliche gegenwärtige Ge-
sabr auf Seilen des Gläubigers nachweisen lasse. Ist in dem Smate, in welchen der
Aerest verhangen worden, ein Gerichtsstand für die Haupesache nicht begründet; so ist diese
nach vorläufiger Regulirung des Acrestes an den zuständigen Richter des andern Staates zu
verweisen. Wans dieser rechtskräftig erkennt, unterliegt der allgemeinen Bestimmung in Ar-
tlkel 2.

Artike! 29.
Der Gerschtsstand des Contractes, vor welchem eben sowoßl auf Erfüllung als wie auf

Aufbebung des Concractes geklage werden kann, finder nur dann seine Anwendung, wenn
der Conrrahent zur Zeit der Ladung ir dem Gerichesbezlrke sich anwesend befindet, in wel-
chem der Contracc geschlossen worden ist oder in Ersüllung geben soll.

Dieses ist besonders auf die auf öffenrlichen Märkten geschlossenen Contracke, auf Vleb-
händel und dergleichen anwendbar.

Areikel 30.

Die Clausel in oiner Wechsel-Werschreibung, wodurch sich der Schuldner der Gerichts-
barkeit eines jeden Wechselgeriches, in dessen Gerichtszwang er zu dessen Werfallzeie anzu-
tressen sey, unterworsen hat, wird als gülcig, das hiernach eineretende Gericht,, welches die
Vorladung bewirkt gur, für zuslndig, miehin dellen Erkenmmiß für vollstreckbor an den in
dem andern Staace belegenen Gütern anerkannc.

Artikel 31.

Bei dem Gerlchrostande, uncer welchem jemand fremdes Gute oder Vermögen bewirtb-
schaftet oder verwaltet hat, muh er aach auf dle aus elnersolchemAdminsstration angestelleen
Klagen sich einlassen; es mühle denn die Administracion bereits völlig beendigt und der Ver-
walter über die gelegte Rechmung quittirt seyu. Wenn daher ein aus der quirtirken Rech-
nung verbliebener Rückstand gesordert, oder eine ertheilte Qusctuns angefochten wird, so kann
dieses nicht bel dem vormaligen Gerlcht#stande der geführten Werwalrong geschehen.

Gerichtsstand
detArrestei.

Gerichtsstand
desContrac-

tet.

Besenders bei
Ver-echse

schreibungen.

Gerichtsstand
geführterPVer-

waltung.
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Artitke! 32.

Ueber Jater- Jede achte Incerventson, dle ulche elne besonders zu behandelude Rechtssache in einen
vinilen schon anhänglgen Proceß elumische, ste sep principal oder accessorisch, becresse den Kläger

oder den Beklagten, sey nach vorgängiger Steitankündigung ober ohne dleselbe geschehen,
begründet gegen den ausländischen Intervensenten die Gerichtsbarkeit des Scaatces, in wel-
chem der Haupe-Proceß geführe wird.

Artikel 338.
Wirtung der Sobald vor irgend einem in den bisherigen Artikeln bestimmeen Gerlchesskande eine
G’# Sache rechtshängig geworden ist, #o ist der Sereic daselbst zu beendigen, ohne daß die

Rechtshängigkele durch Veränderung des Wohnsttzes oder Aufenthalts des Beklagten gestort
oder aufgehoben werden könnte.

Die Rechreshänglgkeit einzelner Klagsachen wird durch Instnuarion der Ladung zur Ein-
lassung auf die Klage für begründet erkonnt.

2) In Hlnsicht der Gerichtsbarkelt in nicht streingen Rechtsfachen.

Artike! 34.

Alle Rechesgeschäste unker Lebenden und auf den Todesfall werden, was die Göleigkelr
derselben rücksichtlich ibrer Form becriffe, nach den Gesecen des Ortes beureheilt, wo sie ein-
gegangen sind,

Wenn nach ber Verfassung des elnen oder des andern Staates dle Gultigkeit einer
Handlung alleln von der Aufnahme vor einer bestimmten Behorde in demselben abhangt, so
bat es auch hlerbel seln Verblelben.

Artike!I 35.
Verträge, welche die Begründung eines dinglichen. Rechts auf unbewegliche Sachen mum

Zwecke haben, richten sich lediglich nach den Gesehen des Ortes, wo die Sachen liegen.
Artikel 36.

Die Dauer dleses Abkommens wicd auf zwölf Jahre, vom ersten September 1832
kan gerechnet, festgesete.

Erfolger ein Jahr vor dem Ablaufe leine Aufkündigung von der einen oder der andern

Seite, so ist es Killschweigend als auf noch zwölf Jahre welter verlängere anjusehen.



187

Gegenwartige, im Namen Sr. Herzogl. Durchsaucht des Herzogs von Sachsen·Alten·
burg und Ihrer Hochfurstlichen Durchlauchten der souveralnen Fursten Reuß Jungerer Linie
gweimal gleichlautend ausgefertigte Erklärung foll nach erfolgeer gegenseitiger Auswechselung
Krase und Wirksamkeit in den beiderseitigen gesammten Landen haben und offentlich bekannt
gemacht werden.

So geschehen Gera, am 7. August 1832 und Aleenburg, am 22. Juni 1832.

Fürstlich Reuß- Plauische der jün= Herzoglich Sachsisches Geheimes
gern Linie gemeinschaftliche Landes- Ministerium.

regierung. ,

(L. S.) von Strauch. (#. S.) Edler von Brann.

Nr. 42. Beschluß des Hbohen deutschen —— ne- in Betreff verschiedener Erlauterungen zurKamelconvention vom 10. Februar

Nachdem in der am 17. May d. J. abgehaltenen 47#en Sitzung der Gohen Deutschen
Bumdesversammlung zu Frankfurt a. M. In Bezug auf die am 10. Febr. 1831 ange.
nommene Bundes-Karcesconventlon mehrere Erläuterungen beschlossen worden, so werden
dieselben nachstehend zur allgemeinen Nachachlung bekannt gemacht.

Sign. Gera, den 7. August 1832.

Furstlich Reuß·Pl.derJ.L.gemeinschaftliche Landes= Regierung das.
v. Strauch.

vdt. Dinger.

) Nach den Bestimmungen des Artikels 9. der Kartelconventlon vom 10. Febr. 1831
können Gensd'armen, Polizeidlener, Milltalr- oder Sicherheles-Wachen, und über-
haupt alle obrigkeltllche Hersonen und Dlener, sofern in ihrer Dienstobliegenbeit die
Wachsamkelt auf alle verdächulgen Individuen liegt, keine Prämie ansprechen, wenn
sie Deserceure oder von diesen mlegenommene Pferde elnliefern.
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2 Allen vor AUbschluß der allgemeinen Korkelcomenkion desertlrten oder ausgetretenen, in
den Artikeln 1., 2., 4, und. 12. bezeichneten Individuen, sie mögen zu den Trup-
pen oder in dle Lande eines Bundesgliedes übergetrecen, oder daselbst der ihnen ob-
liegeuden militärischen Dienstnerbindlichkeit ausgewichen soyn, kommt die im 16. Ar-
eikel zugesicherte Amnestie zu.

3) Die am 10. Febr. d. J. abgelnufene einjährige Feist, beiinen welcher sich dlejenigen,
denen die Annestie zugestanden wird, in Gemäßbeit des Artikels 18. der Kartel-
conventian zu erklären haben, ist durch den in der 4#. diesjährigen Sitzung gesaß-
ten Beschluß, vom 5. Aprill l. J. an gerechnet, auf weilere sechs Monate —so-

nach ble zum 5. Occober 1832 — verlängert worden.—In Absscht auf Deser-
geure, die sich ih den überseeischen. Besttungen einer Europäischen Macht befinden
welche zugleich Bundesregierung i##, wird die angemesseno Verlängerung dee Amne-
stle-Termina dem billigen Ermessen der Regierung überlassen.

Den in die Militairdienste eines andern Bundesgliedes übergewwetenen. Individuen stehe
frell, in benselben zur Ausdienung ibrer eingegangenen Capiculation zu verbleiben,
oder aus demselben zu kreten, in. welchem letztern Falle ihnen die Enelassung niche
verweigert werden darf.

Die Reglerungen werden den Militalrhehsrden auszragen, lbre Untergebenen
zmmit dem Art. 18, der Kartelcanvemton und dessen Srwellerung, bekanne zu ma-

chen, und dieseniger Personen, welche die Wohlthac der Ammestie ausprechen wollen,
baben binnen dor noch bis zum 5. Ockober 1832 verlängerten Frist ibrer vorge-
setzten Misltairbehorde fbre Erklärung zu Procacoll, abzugebon, wlbrigenfalls ihnen
vor Ablauf der freiwillig übernommenen Dienstzeit die Enrlallung versage werden
enmn. Won dieser frei zu Motcolk abgegebenen Erklörung ist die Mi#heilung an
die Hoimacbsbehärde zu. machem.

5) Bei den Indkolduen, die in das Gebser einer nicht zum Bunde gehrigen Macht de-
fereire sind, und soch von da ins Bundesgebiet begeben habe, von welchem sie zu-
rückkehren wollen, wird es der Bieurtheilung der berreffenden Regierung übrrfassen,
inwiefern sie nach den bierbei obwaltenden Verhältnissen dir Wohlehat der Amneßte
nuch Urt. 18. auf dieselben, anwendbar erachtr.
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6) Die in dem Art. 18. gugesicherte Amnestie, deren Frist durch Bundes- Beschluß vorn
5. Aprill d. J. bis zum 5. October 1832 verlangert worden ist, stebt den berref-
senden Individuen auch im dem Falle zu, wenn sie in solche Seaaten der Bundes-
glieder entwichen sind, mit weschen schon srüher besondere Kartelle bestanden haben.

7) Gegenwärtiger Beschluß soll öffentlich bekammt gemacht, auch in den Bundesstaaten in
den Amtsbläccern und Gesesammlungen ausfgenommen werden,
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Gesetzsammliung
sür die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 26.

12. Verordnung, die Besetzung der Crlminalgerichte, den Beweis durch Indirien zn F8 An-
wendung des Ungehorsams= und Lügeusirafen betressend, . (1. 30. October

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwei undSechziße
Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwei und Siebzigste,
der jüngern Linie sonveraine FKürsten Reuß, Grafen und Herren von
Plauen, Herren zu Greiz, Crannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c.

Obschon durch einm unterm 27. Arrill 1818 an das gemeinschaftliche Oberapprllariensge-
riche erlassenes landesberrliches Reseript die Anwendung der Feltor in peinlichen Unterlit-
chungen bereits abgeschafft worden ist; so baben Wir doch in Erwägung, daß es bis jeht
an ausdrücklichen geseklichen Bestimmungen wegen der Bewriskraft der Anzeigen und der
Moglichkeit eines vollständigen Beweises durch Judirien in peinlichen Sachen gemangele hat, Un-
serer Landesregierung die Entwersung eines desfallsigen Gesebes aufgetragen und dabei zu-
gleich besehlen, dasselbe auf die Zusammensetzung der peinlichen Gerichte, se wie auf An-
wendung der Ungeborsamê- und Lügenstrasen mit zu ersteecken.

Nachdem Uns nun solches im Ennwurse vorgeleger, Unsere gecrcuen Seünbe auch mit
ibrem Gurachten darüber gehört werden sind, so erbheilen Wie demselben in Rachstehendem
Unsere landesfürstliche Sanctien und verordnen, dast von Zeit der Publicarion an in Un.
seren gesammten Landen sich Jedermann gebührend darnach achte.

. 1.

Zu einem vollsindig besecten Criminalgerichte gehört ein Richter und ein rechtekundiger
vereideter Proterollsührer.

Auegegeben den 19. November 1832. 1
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Die Zuzlebung besonderer Gerichtsbeisiher ist bel den allse besebeen peinlichen Gerich.
ten zur Rechtobeständigkeit der Verhandlungen nicht crforderlich. Die Anwesenheit dee Rich-
ters ist beim Eingange des Protocolls zu bemerken und dieses von ihm mit zu unterschreiden.

Die über Handlungen der peinlichen 8.chisbarkeit aufgenommenen Protorolle sind den

Betheiligten jederzeit langlam und deurlich vorzulesen, dah dieses gescheben sen, ilt am
Schlusse der Niederschrist zu bemerken und dieß von den Interessenten mie zu unterschrei,
ben oder, wenn sie des Schreibens nicht kundig, und, mit deren. Handzeichen zu versehen.

Bei deujenigen peinlichen Gerichteen, georn§ Functionen des Richters und Proteroll-

fübrers in einer Person vercinigt sind, ist die Gerichlobank mit zwei gehörig vereideren
Schossen zu besehen, deren Anwesenheit am Eingange des Protorells zu bemerken und die-

ses am Schlusse von ihnen mit zu unkerzeichnen.
KC. 4.

Alle Handlungen der peinlichen Gerichtsbarkeir, welche von einem niche nach WVer-
schrist der ##. 1. und 3. besetzeen Gerichte vorgenommen worden, ###nd nichrig.

5

Ausnahmen von dieser Regel E
a) beim Niederschreiben der ersten Veranlassiing zin einer Untersuchung.
Dh) bei Tararionen von Sachen durch Sachverständige,
ID) bei Unterredungen eines Verrheidigers mie dem Ineulpaten,
4.) in allen Fällen, wo Gefahr auf den Verjuge haftet und niche erst auf Herber,

bolung des ersorderlichen Personals gewarket werden kam, z. B. bei Vernehmung:
eines Verwundeken, welcher die Besinnung oder die Sprache verlieren könme, oder
bei Besichtigung solcher Spuren des verübten Verbrechens, wesche im Verlaufe we.

niger Minuten verschwinden, sich ändern oder zweiselbaft werden konnen.
In diesen Fällen reichet es aus, weim der Richter oder der Aconar allein anwesend

und das aufgenommene Motoroll von ihm und dem Berhiligten umterzeichnet ist.
C. 6.

Die Tortur oder peinliche Frage, so wie die Territion ist in keinem Falle anzuwenden:
und jede über den Gebrauch derselben in älteren Gesetzen enthaltene Vorschrift wird Hierdurch,
noch besondees aufgehoben.
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6. 7.
OIleichergestalt ist jeber Zwang zum Geständnisse burch körperliche Schmerzen oder durch,

Zusügung eines andern Uebels, se wie durch Bedrehung mit dem einen oder dem audern

streng verbeten, ein dadurch erpreßecs Geständnih ungiltig und der Richter deshalb beson-
ders zu bestrosen.

6. 8.
So wenig eine Behörde besuge ist, durch Sockschläge eder Peitschenhiebe, Arrest,

Schärsimg des Gesängnisses, Fesleln, Erschwerung der Fesseln, Hunger, Durst eder an-
dere Zwangemittel dem Angeschuldigten ein Geständnist abzunerhigen, eben so streng har sie
daruber zu wachen, daß Gerichtsdiener, Gesangenwärter und andere Personen sich nicht bei-
gehen lassen, Angeschuldigte bei der Verhaftung, im Gesängnisse, beim Verführen zum
Verhöre oder sonst zu schlagen, zu schimpfen, eigemmaächtig zu fesleln, an der Kost zu ver,
kürgen oder sonst zu bedrucken.

Die Behörden, welche sich einer Nachsiche gegen ihre Umergebenen in dieser Bejiehung
schuldig machen, sind zu Kteuger Verankwortung zu ziehen, die Gerichtsdiener und Gesau.
genwärter dagegen belm erfsten derartigen Vergeben nach dem Ermessen ibrer vorgeletzten
Behörde entweder mit einer Geeldbuse zu belegen oder mit Arrest bei Wasser und Brode,

in Wiederbelungssällen mit körperlicher Züchtigung oder nach Besinden mit sosertiger Enrlas,
sung zu bestrafen.

é. 9.
Dagegen ist es erlaube, Angeschuldigee

a) wegen ungebübrlichen Betragene,
b) wegen verweigerter Antwort,
e) wegen Unbestimmiheit der Antworten,
) wegen ossenbaren Widerspruchs in ihren Aussagen,
) wegen muchwilligen absichtlichen Lugens

nicht bles mit den Strafsen des Ungehorsams und des Lügens zu bedrohen, sondern auch
nach vergebens ersolgter UAndrohung zu belegen.

. 10.
Füc ein ungebührliches Betragen ist es zu achten, wenn der Angeschuldigee während des

Verhörs sich Schmähungen, Drehworte oder gar Versuche zu Thärlichkelten gegen den Rich.
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tir oder andere Persenen erlaube, wenm er an Gerichtsstelle, ersolgter Abmahnungen un-

geachtet, sluchet und schwörer, im Gesängnisse oder vor Gericht aus Mutchwillen oder Bes,
beit lärme und tobe, oder wenn er der Gewalt des Gerichio sich durch die Flucht zu ent-

ziehen trachtet.
8. 11.

Fur selche Ungebührnisse darf eine Gesängnissskrase bis zu sechs Tagen, so wie eine
kerperliche Züchtigung von fünf bis zu sunfzehn Karbatschenhieben versügt werden.

(. 12.
Füe eine Verweigerung der Antwort ist es zu achten, wenn der Angeschuldigte auf die

ihm vorgelegten Fragen gar keine Autwort giebr, die Ancwort geradezu oder durch Beru-
sung auf eine schon anderwärto gerhane Aussage hartnäckig verweigert, durch das Vorgeben,
als verstebe er den Richter nicht, einer bestimmen Erklärung auf die ihm vergelegten Fra-
gen ausweichel, oder sich kaub, stumm, wahnsinnig eder fallsuchtig stellt und nach Aus-
sage beeidigter Zeugen oder Sachverständiger der Verstellung überwiesen wird.

13.

Einzelne Fälle ungebührlich verweigecter Anewort sind namenelich:
) wenn der Anugeschuldigte eines Verbrechens geständig und dieses von der Arc ist

daß dessen Vollziebung ohne Mitschuldige nicht denkbar ist, oder wenn er des Un
stondes, daß er deren gehabt und daß er dieselben gekanut habe, ubersuhrt ist, sich
aber gleichwohl weigert, sie namhaft zu machen.

10 wenn der Angeschuldigte die Verübung eines Verbrechens im Allgemeinen zwar ge-

Ktebe#, dagegen aber besondere Umstände, welche er seinem abgelegten Geständniste
zfolge wissen muß, und welche dem Richtser zu Forestellung und Bervollständigung
der Unrersuchung oder wegen der Rechtsansprüche eines Dritken wichtig sind, anzu-
geben sich weigert, ). B. wenn er nicht anzeigen will, wobin er gesloblenes Gur ge.
brachr, wo er solches verborgen, wem er es zur Aufbewahrung oder zum Vertriebe

übergeben habe.
. 14.

Wegen verweigerter Antwort soll der Angeschulbigte, wenn er der richterlichen Ermah.
nungen ohngeachtet, bei seiner Hartnackigkeit beharrt, mit einkamem Gesängnisse von drei bis
acht Tagen oder mit einer korperlichen Zuchtigung von funf bis funfzebn Karbatschenhieben
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belegt, bel fortgesetzter Halsstarrigkeit aber das Gefangniß durch Verdunkelung oder tagli-
ches, hochstens dreistundiges Krummschließen gescharft oder die korperliche Zuchtigung wie·
derbelr werden.

Keine dieser für verweigerte Antwort bestimmten Ungeborsamsstrasgatrungen darf öster
als drei Male wiederholt werden.

6. 15.
Isl der Angeschuldigee dieser wiederbolten Ungehorsamsstcafen ungeachtek zur Vernehm-

lassung und bestimmten Autwort nicht zu bewegen, so ist die Untersuchung, so weit dieß
ebne Besragung des Jneulpaten geschehen kann, fortzustellen, und kann nach deren Been-
digung, wenn soust genügender Beweis vorliege, die verdiente Serase gegen den Verbre-
cher ausgesprochen werden.

Ill diests nach Lage der Acten nicht möglich und die Sache zu solch einem Ender-
kennenisse nicht reif, so ist dahin zu erkennen, daß Inculpac so lange in Gefangenschaft ge-
balten werden selle, bis er sich zur gehrigen Vernehmlassung bereit erklären werde.

Die Landesregierung hac in einem solchen Falle zu bestimmen, ob der Angeschuldigee
nach Fällung dco Erkennenisses sofore zur Strafarbelt im Zuchrbause abgegeben, oder ob
und wie lange er vorerst noch im Criminalgefängnisse verwahrt und hier nach Befinden zu
angemessener Arbeil angehalten werden foll.

8. 16.
Fur eine unbestimmte Antwort ist zu achten:

o) diejenige, mit welcher gar kein Sinn verknüpst (#t, oder welche einer mehrdeuri-
gen Auslegung unterliegt, ingleichen diejenige, welche so allgemein ist, daß darin-
nen eine Aeilsierung über das Einzelne der Thatsache, woraus die Frage sich beziebt,
nicht enthalten ist;

b) diejenige, in wescher der Angeschuldigte von einem ganz andern Gegenstande rebet,
als worauf die Frage gerichtet ist;

 ) diejenige, welche weder eine bestimmte Besahung, nach eine bestimmte Wernei-
nung, noch eine bestimmee Erklärung des Richtwissens enthäle.

Um sich die Ueberfeugung zu verschaffen, ob dergleichen Antworeen in Bosheit und
abstchtlicher Verspottung des Gerichis, in schwerer Fassimgsgabe des Vernommenen, in bloßem
Mißverständnisse oder Mangel an Gewandtheit im Ausdrucke ihren Grund baben, oder
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richter den Angeschuldigten über die Unbestimmtheit sriner Antworcen, so wie darüber, wes-
halb man diese nicht für ausreichend annehmen könne, zu belebren, die Frage selbst mie
andern Worken zu wirderholen und durch Auflssung in ihre einzelnen Bestandebeile so klar
vorzulegen, daß ein Mißverstand oder Zweisel nicht gedenebar ist.

Wenn dieser Erörlerungen und der ———- zu einer genügenden Antwort unge-

achtek, der Inculpat bei deren Unbestimmeheit beharrer, und sich ergiebt, dast dieses aus
MBosheit oder in der Absiche, das Gericht zu verspotten, geschieht, so ist er dem gleich zu
achten, der gar nicht anrworter, und deshalb mit den in F. 1.1. vorgeschriebenen Ungehorsanis-

strasen zu belegen.
Dafern diese nicht fruchten, so ist nach Vorschrist des §. 15. in der Uneersuchung wet-

ter zu verfahren.
. 18.

Als essenbarer, mit einer Ungehorsamsstrase zu ahndender Wibersoruch ist es anjute-
ben, wenn der Angeschuldigte verschiedene Umstände, von denen die Annahme des Einen
die Möglichkeit oder Denkbarkeit deo Anderen aufhebt, als wahr behauntet und nach er-
solgter Belehrung über die Umneöglichkeit des Rebeneinanderbestehens selcher Umstände, bei
seinen widersprechenden Angaben steben bleibe, ohne deren Uuverträglichkeit auf glaub-
baste Weise auszugleichen.

. 19.

Dafern dergleichen Widerspruche eu Fortgang der Untersuchung oder auf das

Straferkenutniß von wesentlichem Einflusse sind, so ist der Ineulpat, welcher sich deren schul-
dig macht, mit den in §.15. vorgeschriebenen Ungehorsanisstrafen wiederholt zu belegen, wenn
er dadurch zu deren Ausgleichung nicht bewogen wird, die Uncersuchung fortzustellen und
dem Endurtheile die Wurdigung der vorliegenden Aussagen zu uberlassen.

Wenn der Inquisit verschiedene sich widersprechende Bekenntnisse abgelegt hat, so ist
dasjenige vorzugsweise zu berucksichtigen, welches in sich selbst das Wahrscheinlichste ist und
mit anderen Umständen am genauesten zusammenriffe.

. 20.
Die bestimmten Ungehorsamostrasen kann der Uncersuchungsrichter sofere verfägen und

vollziehen lassen. Er ilt jedoch verpflichter, dabel mie möglichster Umsiche, Schonung und
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Gewissenhaftigkeit zu Werke zu gehen, und har jede nach diesem Gesetze vorgenommene Be-
strasung so, wie sie der Are und dem Grade nach erkamm und vollzogen worden ist, um-
ständlich zu Prokocoll bemerken zu lassen:

Insbesondere ind die Ungebührnisse, für welche ein Inculpar sich der Ungeborsame-
strasen schuldig gemacht, genau, unter UAusüh-ung der eigenen Worte desselben ausführlich zu
bemerken, die Fragen, auf welche der Vernommene gar keine oder unbestimmte Autworken
ertheller, wörtlich niederzuschreiben, die unbestimmten Aneworten selbst, sewic die Widersprüche
res Mngeschuldigten mit dessen eigenen Worten zu prokecolliren und die Belehrungen, welche
der Richter zur Ausklärung der Unbeltimunheit oder zur Hebung der Widersprüche dem Ver-
nemunenen ertheilt bar, sergfältigst zu bemerken, damit die Gesetzmäpigkeir der verfügren
Strasen, für welche der Untersüchungsrichter bei strengster Verantworkung hafeet, klar aue.
den Acten hervorgebe.

8. 21.
Jeder Staatsburger ist verbunden, dem ihn besragenden Richter die Wahrheit anzuge-

ben. Ein Augeschuldigier, welcher dieser Pflicht daducch eutgegen handelt, daß er den Rich
ter absichtlich belnger und Tharsachen vorgiebe, von welchen er im Laufe der Umersuchung

zugesteben muß, dal er sie ersonmen habe, oderrücksichtlich deren er der Erdicheung überführe
wird, kann mit den in F. 11. bezeichneten Sirasen belegt werden. Der Richter aber il ver-
bunden, alle auf die absichelichen Erdichtungen bezüglichen Umstände und die gemachten Lu-
##n selbst nach Analogie des §. 20. genau zu protocolliren.“

. 22.
Damit üb. igens der Angeschuldigte die Strafe seines Ungehersams nicht als Peinigung

mum Geständnisse anfebe, so bar der Untersüchungsrichler, bevor er dieselbe vollstrecken läsie,
ihm deutlich vor zuhallen, daß und wedurch er das ihn tressende Uebel sich zugezegen habe.

Ueberhaupr hat seder Richter mit der, bei Erössnung eines Verhörs an den Angeschul-
digten ergebenden Ermahnung zur Augabe der Wahrheit eine Hinweisung auf die in gegen-
wärtigem Gesehe angeordneren Ungehorfams und Lügenstrafen zu verbinden, und dagegen,
daß er sich solche nicht zuziehen möge, zu verwarnen.

Die Volsstreckung der Strasen selbst se#t voraus, daß der Gerichtsarz, welcher in
zweiselhassen Fällen vorerst den Inculpaten untersichhen muß, die anzuwendende Bestrasungsarr
als den Gesundheitsumständen und der Körperconstiturion des Inculpaten unnachtheilig bezeuge.
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+. 23.
Wöbrenb ber Angeschuldigee eine Ungehorsamssteafe leidet, darf derselbe über das in

Untersuchung begriffene Verbrechen nicht befrage werden, auch ist Alles dasjenige, was er
ungefragt während der Züchcigung vorbringen mochte, als Bekemmmiß ungältig, wenn er es
nicht späler, nach überstandener Strase, in einem ordnungsmäßigen Verhore wiederholet.

(. 24.
Es ist verboten, unter dem Vorwande begangener Wibersprüche und Lügen densenigen

Angeschuldigten zu bestrafen, welcher das Verbrechen, dessen er verdächiig ist, ganz eder zum
Theil abicugnet, oder ein von ihm abgelegtes Geständnisi ganj oder zum Theil widerruset.

Der gänzliche oder tbellweise Widerruf eines Bekennmisses hebr aber auch dessen Gl-
tigkeir nicht auf, wenn er nicht durch glaubhafte rceweieliche Grunde, aus welchen genügend
bervorgeht, daß und warum der Jnculpat zur Zeie seines abgelegeen Geständnisses die Wahr.
beit entweder nicht babe sagen konnen oder nicht habe sagen wollen, gerechtfertigt wird.

Eine bles unwahrscheinliche erdichtet scheinende Erzählung, ingleichen eine Behaupeung
oder Verneinung, deren Gegentheil der Untersuchungsrichter für vollkemmen erwiesen crach-
tek, unterlieget darum alsein noch keiner Bestrafung.

Wielmehr ist dann burch sorgfältige Fortstellung der Uncersuchung und zweckmäßige Be-
mmbung aller vorhandenen Beweismitkel, insonderbeit der sich darbietenden Anzeigen darauf
binzuarbeiten, baß der Angeschuldigte seines Verbrechens übersührt werde.

8. 26.
Anzeigen, Anzelgungen, Indicien sind Thatsachen, welche mit einem Verbrechen in na-

turlichem Zusammenhange steben, so daß von ibnen darauf vernunftigerweise geschlossen wer-
den kann, daß, von wem und wie ein Verbrechen begangen werden fey.

. 27.
Dieser Begriff umfaßt Thacschen oder Umstände,

1) welche dem Perbrechen als dessen Ursachen eder Verbereikungen verhergehen (voraus-
gehende Indicien);

2) welche als Bestandeheile der Haupkhandlung oder als gleichzeitige Umstände dersel-
ben erscheinen (begleikende Indielen);
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3) welche das schon begangene Verbrechen voraussehen und als Folge oder Wirkung
desselben zu betrachten sind (nachfolgende Indiclen).

Je nachdem die Indicien bei allen und jeden Verbrechen stan finden können ober nur
bei gewissen Arten verbrecherischer Handlungen elnereken., theilen sie sich in gemeine und in
besondere Anzeigen.

 298.
Zu den gemeinen vorausgebenden 1# #K zu gäßlen:

1) wenn gegen eine Person erwiesen ill, dah sie ein besonderes Interesse, elne befon-
dere Anreizung gehobt habe, das vorgesallene Verbrechen zu begehenz

2) wenn Jemand den Beleidigteen mic demselben oder einem gleichartigen Verbrechen
bedrohr, oder

3) einem Drirten erklärt har, ein solches Verbrechen begeben zu wollen;
4) wenn Jemand Handlungen vorgenommen har, wesche als Mittel und Vorbereitun-

gen zur Verübung oder Werheimlichung des begangenen Verbrechens erscheinen,
namentlich, wenn Jemand die zum Werbrechen erforderlichen Werkzeuge oder Mit-
tel angeschaffe oder zugerlcheer, sich über einen, mie Begehung des Verbecchens zu.
sammenhängenden Umstand Raths erholt oder Kundschafe eingezogen, die der That
entgegenstehenden Hindernisse enesernt oder zu entsernen gesucht, seinen Namen ver-
andert, Lch verkleidet oder an dem Octr des begangenen Verbrechens zu verbergen
gesucht hat;

5) persönliche Eigenschaften oder Kemmenisse, dle ein Anderer niche besitzt, oder welche
wenigstens sehr selten sind und ohne welche das Verbrechen nlcht verübt werden
kounte.

6. 29.
Zu den glelchzelcigen gemelnen Jndicien gehöre:

1) die ungewöhnliche Entsernung von dem Ausenthalesor#e zur Zcle des verübten Ver-
brechens, ohne erweisliche unschuldige Veranlassung;

2) die Aussindung eines Werkzeuges, welches Jemand unminelbar vorher iIn -.6
gehabt hat und welches bei Verübung des Verbrechens gebraucht worden ist, am
Octe der That;

) die erwiesene Gegenwart einer Person an dem Orte des begangenen Verbrechens

zur Zeit, wo dieses begangen worden ist, oder ein anderer n*-*! Umstand, aus
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welchem solche Anwesenheit geschlossen werden kann, insonderheit genau zusammen-
treffende Fußstapfen, das Auffinben elner dem Verdachtigen gehörlgen Sache am
Orte der That;

4) der Besitz derjenlgen Werkzeuge und Mittel, womit die That gewiß ober wahr-
scheinlich verubt worden ist;

5) Spuren an der Person oder an den Sachen des Verdachtigen, welche sich nicht wohll
anders erklären lassen, als aus dem begangenen Werbrechen;

6), der Besis oder dle Veräußerung solcher Sachen, welche enkweder Gegenstände des
Verbrechens nd oder zur Zeic des begangenen Werbrechens sich erweiszlich bei denm
Beschäbigten besunden haben, dafern sich der Verdächtige deshalb nicht gehsrig aus-
zuweisen vermag.

g. 30.
Zu den gemeinen nachfolgenben Indlcien gehören alle solche Tharfachen, aus welchein

auf das Bewußtseyn der Schuld einer Persan geschlossen werden kann, namenelich::
1) wenn Jemand, obne dah dieses aus einer unschuldigen Verankassiug wahrschelnilch er-

kläre werden könnte, vie Spuren des Verbrechens absichtlich, euefermt, vernschter, #
enefernen oder zu uncerdrüchen versuche bar;

2) wenn eine Person, welche noch nicht als verdächtig angesprochen worden, ben · Verdacht
des Werbrechens zuvorkommend von sich abzuwenden und betröglich auf oinen Au-
dern zu wälzen bemühr gewesen ist;

 wenn Jemand durch Bestechung, List, Beccug oder andrre unerlaubte Handlungeu die-
Rachforschungen des Geriches zu. verhindern, irre zu. leicen oder zu vereiteln, dem
Beleidigten zu gewinnen und zum Slrillschweigen zu verleilen gesucht borz.

4) wenn Jemand bald nach begongener oder ruchibar gewordener Thac sich von seinem:

gewöhnlichen Ausemtbaltsorte eneferne hat und eine unschuldige Ursache seiner Ensfer.
nung glaubhaft niche vorausgesetzt werden kam;

5) wenn Jemand zu der Thar selbst sich außergerichtlich becamme hat;
wenn Jemand von elnem Mitschulbägen der Thoc bezüchtiger wird, vorausgeseße, daß

dlese Bezüchtigung ohne Suggestion mie Augabe der Umßände, under weschen die
Theilnahme erfolgte, geschiehe und kein Verdache vorhanden ist, daß der Besüchs-
sende die genannte Persen aus Hoß oder Feindschafr angegeben hat. Auch darf
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biese Begüchtigung niche wlderrufen und es muß der Begzüchelgse eln Mensch seyn,
zu deim man sich eines solchen Verbrechens versehen kann.

S 31.
Alle mie dem vorgefallenen Werbrechen niche unmle#telbar in Verbindung ftebenden, Un-

leichen alle unbestimmcen, schwankenden Umstände, namentlich der Charakter einer Person
im Allgemeinen, ihr bisher gesühreer Lebenswandel, die wegen eines gleichartigen Verbre-
chens bereits früher erlireene Serase, Bekanneschase mit Verbrechern, Veränderung der Ge,
scchtsfarbe, Zittern, Stotkern und dergleichen, begrüden keine für sich allein Hinreichende Au-
qeige, sondern dienen nur dazu, einen schon rechelich begründeten Verdache zu verstärken oder
den Richter bei der Untersuchung auf bestimmte Verdachtsgründe zu leiten.

KC. 32.
Ole den elnzelnen Verbrechen eigeneümlichen Anzeigungen, — besandere Indielen —

ergeben sich ans der besondern Beschaffenbeit jedes Verbrechens, aus den eigenehümllchen
Veranlassimgen und Beweggründen und den dieselben begleitenden besonderen Umständen.

 33.

Umgekebrk giebt es auch Umstände und Thatsachen, aus denen auf die Unschulb eines
Menschen geschlossen werden konn, Anzeigungen der Unschuld. Die gute Aussührung, der
Charakter oder hie Lebensork elnes Menschen, vermöge welcher das vorgefallene Verbrechen
von im sich nicht erwarten läßt, giebr eine allgemeine Vermuthung der Unschuld, so daß
gegen einen solchen immer stärkere Verdachesgrunde ersordere werden, als da, wo jene Vor-
aussetzungen seblen oder die entgegengesebzten vorhanden sind.

F. 34.
Besondere Vermuehungsgründe der Unschald sind:

4) der Mongel eines bekannten Interesse an Begehung der That, die Geringsägigkelr des
Vortheils im Verhälmifse zur Gröäsie des Verbrechens, vorjüglich aber, wenn, nach
den vorllegenden Umständen zu ureheilen, das Verbrechen mit den Vorthellen ober
andern erwiesenen Absichten des Verdächtigen in Widerspruch ftehet;

2) wenn bel einem Verbrechen, welches unmitrelbare Gegenwart voraussetze die Vermu-
#hung der Abwesenheit des Verdächtigen zur Jeit und an dem Orte des begangenen
Verbrechens vorhanden ist;
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 der Mangel solcher persönlichen Eigenschaften, Keumiisse, Werkzeuge oder Mittel, ohne
welche das Verbrechen nicht begangen werden konnte;

4) wenn bei Begehung bes Beebrechens Schwieeigkeicen und Hindernisse im Wege wa-
ren, deren Ueberwindung nach der besondern Beschaffenbeic oder Lage der Personen
oder Umstände unerklärbar ob#er unwahrscheinlich ist.

. 35.
Die bisher ausgeführeen Umstände und Thatsachen, burch. welche Ang#igungen der Schuld.

eder Unschuld begründer werden, gelten nur als Beispiele. Es werden durch deren bier er-
solgte Ausqählung andere Thatsachen, welche mir der Schuld oder Unschuld eines Menschen:
in Verbindung stehen, nicht ausgeschlossen und es bleibe der Beurtheilung des Richters über-
lassen, oh in den einzelnen Fällen Thatsachen vorkommen, die eine gleiche Beweiskrast haben.

36.
Es kann ubrigens von Anzeigungen nicht blos auf den Urheber eines Verbrechens ge-

schlossen werden, sondern dieselben dienen auch zum Beweise dee Tharbestandes, so wie des
rechtewidrigen Versabes, mit welchem das Verbrechen begangen worden (des dalus), in se-
sern dieser niche ohnehin aus anderen, in den Nazur des menschlichen Gelstes und der
menschlichen Handlungen llegenden Gründe hervorgeht und zu pcäfumlren il.

+. 37.
Um dags Gewlcht der Anzelgungen und die Stärke der daraus hervorgehenden Ueber-

zeugung oder Vermuthung zu ermessen, hat der Richeer zu erwägen:
1) ob die Thatsache, von welcher man auf eine andere schließen will, in Gewißbelt berube;
2) das Zusammentreffen und den Zusammenbang verschiedener Anzeigen urrer sich, na.

menrlich ob sich dieselben in Ansebung eines und desselben Gegenstandes gegenseitig.
bestatigen, oder verschiedene Gegenstände der Untersuchung betressen;

Jtdie Beschaffenbeie elner Anzeigung nach der Nähe ihres Zusammenhangee mit dem:
Verbrechen, insonderheit ob eine solche Tpatsache oder die Uebereinstimmung mehrerer.
ehne den Gegenstand des Verbrechens nie vorkommen könne, oder sebr sellen und
blos ausnahmsweise oder ost vorkomme, mithin nach der gewöhnlichen Sfaprung
ohne dle Vorauslehung des Beweisgegenstandes sich weniger oder mehr erklären,
lasse und ohne biesen entweder gor nicht denkbor sey, oder, wenn sie ohne denselben.
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zedacht werden kann, ob wenige oder mehrerc, schwöchere oder Kärkere Gründe dasür
vorhanden sind; und «

4)prhq-sqchcss,alsGegenqnseigethdenAsqeigenwibckspkechenundmltdekaGesens
stasidvveoBeweisesmeinemunerkläkchenodekmehr-overwessigekekklökbareasus
sammenhange stehen;

Hob und welche Auzeigungen der Unschuld bem Verbachtigen zur Seite stehen.
. 38.

Eine Anzeigung ist um so stärker, je genauer dieselbe mit dem Verbrechen im Zusam-
menhange stebet, je gewöhnlicher sie der Ersahrung nach als Ursache, gleichzeltiger Umstand
eder Wirkung mit demselben verbunden ist und je weniger sich dieselbe nach den vorliegen-
den Umständen anders, als unter Veraussezung des Verbrechens und der Schulb einer ge-
wissen Person erklären läßt.

. 39.
Der Verdache wird verstirke, durch das Zusammenrreffen mebrerer Anzeigungen, welche-

sich gegenseitig unterstüßen und zu einer und derselben Schlußfolge führen, wogegen der Ver-
wucht geschwäche wird, wenm mehrere Tharsachen, welche esnzelne Verdachtsgründe abgeben,
sich unter einander selbst widersprechen.

. 40.

Eine Anzeigung hat dann nur volls. Wirkung, wenn sie vollkommen bewlesen ist.
Eiue unvollstandig bewiesene Anzeige ist um so schwacher, je mehr an der Vollstandig·

ktit ihres Beweises mangelt.
(. 41.

Anzeigen begrunden gegen eine Person nur entfernten Perdache, wennsis entweder
an sich unbestimmt sund und mit dem untersuchten Verbrechen selbst nicht in besonderem Zu-
sammenbange stehen, eder wenn die anzeigende Tharsache umer den gegebenen Umständen
eben so leicht auf andere Weise, als aus dem begangenen Verbrechen vernünseig erklärt wer-
#en kamm, oder wenn die an sich nahen Indlelen durch besondere Anzeigen der Unschuld
eder andere Gegenindicien geschwächt wrrden.

. 42.
Anzesgungen geben einen dringenden Verdache gegen eine Person, und beißen me

Angzeigungen, wenn daraus nicht mit Gewißheit, aber doch mit boher Wahrscheinlichkeit auf
eine bestimmoe Persen geschlossen werden kam, wesches der Fall (K, wenn bie in dieser
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Person zusammentreffenden Umstande mit dem vorliegenden Verbrechen selbst in bestimmtem
Zusammenhange stehen, und eine andere vernunftige Erklarung zwar noch moglich, jedoch
unter den gegebenen Umstanden unwahrscheinlich ist und uberdieß keine besonderen Auzeigun-
gen der Unschuld vorhanden sind ober von bden Anzeigungen der Schulb an Gewißheic und
Etarke entscheldend uberwogen werden.

F. 43.
Ess borf mie Gewißbele von Anzelgen auf einen Gegenstand geschlossen werden und es

entstehe aus der Ersteren voller Beweis des Leherren, wenn sie gewiß sind, wenn sie sich
ohrie den Beweisgegenskand nicht denken lassen, und doher die M)glichkeit, daß derfelbe niche
wahr sey, eneweder ganz ausschlleßhen, oder es wenigstens keinen Grund giebe, anzunehmen,
daß sie ohne den Bewelsgegenstand vorhanden seyen.

Insonderheit enesteht durch Anzeigungen überzeugende Gewißheit, daß die angezeigee
Person des Verbrethens sich schuldig gemacht habe-

4) wenn mehrere mit dem vorliegenden Verbrechen In bestimmtem Zusammenhange sie-
bende gleichzeltige und enmweher mit vorausgehenben oder nachsolgenden Indieien
verbundene Anzelgungen, wesche elnzeln vollstärndig er iesen sind, in der angeschul-
digeen Person zusammentreffen, und

2) unter lich dergestalt im Zusammenhange stehen, daßsolche Uebereinstimmung nach dem
ordenklichen Laufe der Dinge nicht anders, als aus der Begehung des Verbrechens
vernünstiger Wesse erkläre werden kann, auch dieselben

) mitandern erwiesenen Umisländen der Thac niche im Widerspruche steben, überdiieß
4) der Ineulpat kelne besonderen gegründeten Anzeigungen der Unschuld sär sich hat und.

enblich
5) keine Umstände vorhanden Uind, welche die Wermuthung geben, daß die That von ei-

ner andern Person begangen worden sep.

. 44.
Wenn der Angeschuldigee durch das Zusammentrefsen der Anzelgungen in Gemäßheie

é. 43. eines Verbrechens überwlesen ist, se kann derselbe zu jeder peknlichen Strafe, die
odesslrafe allein ausgenommen, verurtheilt werden. An die Siellr der Tesstrafe tritt in
einem solchen Falle lebenslänsliche Zuchchausstrafe.
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(. 45.
Wre durch Anzeigungen zwar nicht völlige Gewißheie, wohl aber bobe Wahrschein-

lichkeit, duß der Angeschuldigte der That sich schuldlg gemache habe, begründer worden, so
u#t auf einen Reinigungseid, oder, wo bieser rücksichelich der auf das vorliegende Verbrechen
angedrohten harten Strase oder rücksichtlich des verdorbenen Charakters des Inculpateh und
der bisberigen schlechten Lebensweise desselben, so wie sonst im Wergleiche zu den vorliegen-
den Judlcien bedenklich erscheint, auf dessen Detentien in elnem Züchthause bis zu Aus-
sbbrung seiner Unschuld zu erkennen. Dlese Dereneson darf jedoch, wenn niche von einent
Verbrechen dle Rede ist, auf welches Lebensstrase gesetze ist, in keinem Falle länger dauern,
als die Freiheitsstrase gedauere haben würde, welche dann zu versügen gewesen seyn würde,
wenn der. Angeschuldigte des Verbrechens geständig oder überführt wäre.

é. 16.
Es muf hierbei allenthalben mit größeer Sorgsale und Genaulgkeit in Erwägung geze-

gen werden, ob nicht der unvollständig geführte Beweis durch einen Gegenbeweis oder sensi-
rurch Anzeigungen der Unschuld geschwäche werde.

Ist dieses lehtere der Fall oder finder der Richter sonstt Bedynken, auf den Reialgungs-
eid oder auf Detention in einem Zuchehause zu erkennen, und lieget überhaupr nur eutsern-
bter Verdacht vor, so ist der Angeschuldigte vorläußgg von der Instanz zu entbinden.

* 47.
Der Nicheer ist berechtige, einen Angeschulbigten, Tr von der Iustanz entbunterl wird

von welchem aber zu besorgen ist, dah er seine wieder erlangte Freiheir mißbrauchen werde,
unger poligeyliche Aussicht zu stellen.

Die Polisepobrigkeir ist in einem solchen Falle verbunden, den Entlassenen sorgsältig zu
beobacheen, sich von der Wohnung des Werdächtigen zu unterrichten, den Erwerb und das
ganze Leben desselben durch die Ortsvorgesetzten und andere zuverläßige Personen beobacheem
zu lassen, und dem Untersuchungsrichter von allen auf das uncersuchte Verbrechen bezüglichen
eder sonst verdächtigen Wahrnehmungen soöforeige Anzeige zu machen.

(. 48.
Die Uncersuchung küun in dem Falle eines neu ausskoßenden Verdaches und wenn er-

Gebliche Umstände oder Beweiemitrel bekanne werden, die in der bisherigen Untersuchung
nicht vorgekommen ind, sofort wieder eröffner werden.
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5. 49.
Findet sich elne solche rethtlich begrundete Veranlassung, die Untersuchung zu erneuern,

und wird In dieser das angeschuldigee Verbrechen hinreichend dargeehan, so hindert die fruher
erkannte Embinbung von der Instanz oder die versügte Derentien üm Zuchehause nicht, nun-
mehr die ordentliche Serase auszusprechen, wobel die Zeit der Detention dem Angeschuldig-
ken in der Regel nicht anzurechnen sst.

+. 50.
Die Detention in dem Zuchthause, so wie die polizeyliche Aussicht (st nur gegen In-

länder zu verfügen.
Ausländer [ind stakt deren, so wie überhaupc, wenn sie ven ber Instang enthunden wer-

den, mittelst Schubs in ihre Heimath zu bringen, und zu bedeucen, daß sie die Fürstlichen
Lande entweder binnen gewisser Zeit oder für ihre Lebensdauer bei Vermeidung unausblei-
bender, nach Befsinden lebenelänglicher Zuchrhausstrase nicht wieder betreten.

Zugleich ist der Obrigkelc ihrer Heimath die geeignete Noriz von ber geführten Unter-
suchung mitzutheilen.

Uekundlich Haben Wir dlese Verordnung, welche mittelst Abdrucks in der Geseßsomm-
lung zur allgemelnen Kunde zu bringen ist, eigenhändig vollfogen und Unmsere landessürstli-
chen Insiegel beidrucken lassen.

So geschehen Schloß Schlelz und Schloß Ebersdorf, am 30. Dceober 1832.

(L. S.) Heinrich LXII. (L.S.)HeinrichILXNNM.
J. L. Fürst Reuß,. J. L. Fürst Reuß.
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Gese 6tsammlinng
für die

Fürstlich Nenhichen Lande jüngerer Linie.

No. 27.

Nr. 43. Authentische Interpretation zu &amp;. 14. des Gesehes vom 26. October 1826, in Be-
zug auf die Versorgung der hölssbedürstigen Hinkerlassenen von Geiltlichen und Schul-
lehrern durch gemeinsame verhältniqzmäßige Tbeilnahme der zu ebner Parochle oder zu
einer gemeinschafelichen Schule vercinigten Gemeinden, d. d. 26. November 1332.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwei und Sechzigste,
Stammes Aeltester, und Wir HeinrichderZweiundSiebzigste,
der Jängern Linie sonveraine Fürsten Reuß, Grafen und Herren von
Plauen, Herren zu Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und

Lobenstein r. w. w. fügen hiermit zu wissen:
Nachdem sich in Bezug auf die Anwendung bes §. 44. Unserer Verordnung vom

26. October 1822, wodurch die subsidiarischen Verpflichtungen des Wohnortö zur Verfor-
sung der Hülssbedürftigen und die besfallsigen Rechte und Verbindlichkeiten der von össent-
lichen Angestellten geistlichen und weltlichen Srandesbincerbliebenen Witewen und Kinder be-
stimme sind, Zweisek darüber erhoben haben, ob die Hinterlassenen solcher Geistlichen und
Schullehrer, welche für mehrere Gemeinden zusammen angestellt gewesen sind, bel elntreten-
der Nothwendigkeit ihrer Uneerstütung zur Gemeinde des Wohnorts allein zu rechnen, oder
zugleich als Angebörlge der übrigen Paroch#al- oder Schulgemeinden zu betrachten und dem-
nach von denselben gemeinschafelich mit der Wohnorksgemeinde zu versorgen sepen; se verorb.
nen Wir hlermit in Krafe authemtischer Interprerarion der gedachten Gesetzstelle, daß zue
Wersorgung der Angehörigen eines Geistlichen oder Schuldieners die sämmelichen in der
Kirchfahre begriffenen oder zu einer gemeinschaftlichen Schule verrinigeen Gemeinden verhält-
nißmäßis nach ihrem Umfange verpflchter, dagegen aber die nach §. 14. bes angezogenen

Ausgegeben den 8. Februar 1833.
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Gesetzes von den angestellten Geistlichen und Schullehrern zur Verlorgung der Hülfsbedüef.
#igen zu enrrichtenden angemessenen Belträge unter sämmeliche Kirchfabres= und Schulge.
meinden vertheilt werden sollen, wobel, dafern eine freiwillige Vereinbarung der Geistlichen
und Schullehrer mie den berrefsenden Gemeinden oder dieser unter sich bierüber nicht zu
Sceande kömme, die diesfallsigen Verbindlichkeiren im Fürstenebume Gera von Unserem
gemeinschastlichen Consistorium, und in den Färstenthümern Schleiz und Lobenstein und
Ebersdorf, ingleichen in der Pflege Saalburg von den geistlichen Inspeccionsäméern festzu-
seben sind.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Sbersborf, den 26. November 1832.

(L. S.) Heinrich LXII. (L. S.) Heinrich LXANU.
J. L. Fürst Reuß. J. L. Furst Reuß.

Nr. AA4. Hochste Verordnung, die Wiederaufhebung des Gesetzes vom 30. Januar 1819,
Wiedereinstetzung streitender Parteien in den vorigen Stand gegen Vemachläßigungen ihrer
Sachwalter, die Wiederherstellung der beinschlägigen Vorschrift in §. 7. der Juslizverord=
nung von 1751. umd die Feflstellung der nisnn Bedingungen fär die Restinurionen in
olchen Fällen berr. d. d.# 10. Januar 19.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Jwei und Sechzigste,
Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwei und Sieb-
zigste, der Jüngeren Linie souveraine Fürsten Reuß, Grafsen und
Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Krannichseld, Gera,

Schleiz und Lobenstein #. .
baben, auf den Antrag Unserer gerreuen Rleter= und Landschafe und erskackecen gurachellichen
Bericht Unferer Landerregierung, Uns bewogen gesunden, die unterm 30. Januar 1819 er-
lassene Verordnung wegen Wiederelnsehung streitender Partelen in den vorlgen Stand gegen
Wernachläßigungen ibrer Sachwalcer wiederum aufzuheben, und an deren Seelle nsche nur
den elnschlagenden Inhalt des §. 7. der Justizverordnung von 1751 wieder in Krase zu
seten, sondern auch noch folgende nähere gesegliche Bestimmungen einereten zu lassen.
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9. 1.
Oegen jede von einem legltimirten Sachwalter verschulbete Versaumniß einer durch dle

Gesetze im Allgemeinen oder durch richterliches Deeret besonders bestimmten Nothfrist, oder
einer aondern peremkorischen Fristt, steer den Parceien das Rechr der kürglichen Wiederein-
setung in den vorigen Stand zu, ohne Unterschied, ob der Slreicgegenstand schätzbar und
der Sachwalter zohlungssähig ist oder nicht.

G. 2.
Will eine Partei von dleser Rechtswohlehat Gebrauch machen, so hart sie bos Gesüch

um deren Werftatkung binnen unerstrecklicher sächsischen Frist, von dem Augenblicke an, wo#
sie von der Versäumniß ibres Sachwalters Kemmiß erhielt, bel dem Richter, vor welchem
die Hauptsache anpängig ist, schrifelich oder mündlich anzubringen.

K 3.
Damit über den Zeiwunck, in welchem die Parkei von der durch ihren Sachwalter

verschuldeten Nachlähigkeit Kunde erhalten hat, aller Zweisel möglichst beseiciget werde, hat
der Richter von Amtewegen von jeder sich offenbarenden Versäumniß eines Sachwalters dese
sen Mandancen zu Prococoll mündlich oder nach Besinden schristlich, da nörhig under NRe-
quisiion der ordentlichen Obrigkeit, in Keuniniß zu seben und über den Tag, an welchem
diese Benachrichtigung ersolgt ist, genaue Nachricht zu den Acten zu bringen.

. 4.
Mie dieser Benachrichtigung von der untergelaufenen Versäumniß „(# zugleich die Er-

klérung der peremtorischen söchsischen Feill, welche sur die etwa dagegen nachzusuchende Wie-
dereinsetzung in den vorigen Scand bestimmt ist, zu verbinden.

. 5.
Das Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen Rechtszustand darf nie von dem

Sachwalter, welcher die Versäumniß sich har zu Schulden kommen lassen, ongebrachr, son-
dern muß entweder von der verletzten Parcel persänlich oder von deren anderweit erwählten

Rechttbeistande, der zugleich seine Legitimarion vollskändig zu bewirken hat, vorgetragen wer-
den, weshalb der Prozehrichtee auswärtigen Parreien bei der nach §. 3. und 4. ihm zur
Pfliche gemachten Eröffnung zugleich für den Fall ermangelnder Vekanmtschaft einige Sach.
walter zu der serneren Besorgung ihrer Rechecangelegenheit namhase zu machen hac.
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5. 6.
Ein Gesich, welches von dem fäumigen Advocaken ober von elnem anderwele erwähl-

ken, jedoch nicht ordnungsmäßig gerechtfercigten Sachwalter angebrache wird, ist niche zu be-
rücksichtigen, solches auch der nachsuchenden Paktel ungesäume mittelst kurger Resolution, un-
eer Hinweisung auf das Mangelhafte ihres Gesuchs und darauf, daß dessen ohngeachtee bie
oben im 2een Paragraphen bestimmte peremtorische Frist laufe, zu eröffnen.

. 7.
IKl dagegen eln Gesuch um Wiebereinsehung in den vorigen Rechtszustand innerßalb der

gesetzlichen Frist ordnungsmäßig angebracht, se bat der Richter dieses, unker einstweiliger Si-
stlrung der Hauptsache, sowohl dem säumigen Sachwal#er, als dem Gegner der um jene
NRechtswohlthat nachsichenden Partei abschristlich mlezutheilen, mit der Ausforderung, ihre
Erklärung und resp. etwaigen Einwendungen dagegen binnen vierzehn Tagen schriftlich zu
den Acten zu bringen.

. .
Diese Frist von vlerzehn Tagen ist unerstrecklich und eln um beren Verlängerung an-

zubringendes Gesüch oder Compromiß nicht zu berücksichelgen, nach deren Ablauf vielmehr
dle Frage wegen Ertheilung der erbekenen Resticution ohne Aufsenrhalt zur Entscheidung zu
bringen.

. 9
Dasern die Angelegenheit, in welcher ein Versäunmiß unkergelaufen, bei einem Unter-

gerlchte onhängig ist, so bat bieses, nach Ablauf der im Vien Paragraphen bestimmten Frift,
die Acten zur Landesregierung, bezüglich zum Conkstorium mittelst kurgen Berichts einzu-
senden, inbem nur diesen oberaufsehrnden Behörden die Enescheidung wegen der gebetenen
Wiederelnsetzung in den vorigen Scand und die Bestrafung der fäumigen Sachwalter zu-
steben foll.

. 0.
Der Tag des Berschesabganges ist sämmelichen Betheillgten gebörig bekanne zu machen

und zwar dem säumigen Sachwaster und dem Nestiturionsgegner gugleich mit der, im 7ten
Paragraphen angeordneten Verfügung, dem Impetranken dagegen durch kürgliche Rotisica-
oion auf sein eingereichtes Gesuch.
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. 11.
Die Landesreglerung begüglich das Consistorium bat nach Eingang dis Berichts der

Uneerbehörde, und in den unmirrelbar bel ihr (ihm) anhängigen Rechtssachen, nach Ablauf der
im 7ten Paragraphen bestimmten Frist sosort über die Statthafnigkeic der nachgesuchten Wie.
dereinsetung in den vorigen Rechtsstand mietelst kurgen Decreis zu erkennen, und es soll eine
Provocation auf Versendung der Accen nach auswärtigem Erkennmisse niche Seare sinden.

6. 12.
In dem Erkennenssse über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist zugleich die

von dem säumigen Sachwalter verwirkee Strase auszusprechen.

(. 13.
Die Nichtbeobachtung elner gese-lich oder durch richcerliches Decret bestimmeen Frist

ist nämlich als Vernachläßigung der Pfliche eines Sachwalrers zu becrachten und zu ahnden.

 4.
Won dem WVorwurfe elner solchen Pllichtverleung soll der Sachwalcer nur dann srei-

gesprochen werden, wenn er durch elgenhändige Schriften seines Constiruenken nachzuweisen
vermag, daß dieser ihn autorlsirt habe, einem vorzunehmenden Procehacce zu entsägen oder
eine bestimmte Frist nicht zu beobacheen.

(. 15.
Dagegen soll den Sachwalter der Vorwand, daß er von felnem Constitueneen niche mie

Insteuction versehen worden, gegen den Vorwurf der Nachläßigkele nichr schötzen, weil er
solchenfalls zeirig entweder die geeignete Frist suchen oder sein Parrocinium aufgeben kann.
Dabei bleibt es jedoch der richlerlichen Beurkheilung überlassen, ob und in wie weit die niche
ersolgre Instructionsertheilung in solchen Fällen, wo die Aufgabe des Mandaces dem Sach-
walter nicht süglich fcei bleibt U. B. in dem Falle des §. 6, des Justizmandats von 1754),
diesem als Rechefertigungsgrund zur Seice stebe.

+. 16.
Die erste Versäumniß, deren ein Sachwalter sich schusdig machr, soll mie elner Gelb-

strase von Fünf Thalern, die zwelte mit einer Serase von Zebn Thalern, die dritee mie ei-
ner Serase von Zwanzig Thalern geahndet, bel fernerer Vernachlählgung aber gegen den
säumigen Sachwalter mit Suspenston und endlich mit Remotson von der Prasts verfahren,
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und soll fur den Fall der Unvermogenheit, statt der angeorbneten Gelbstrafen, nach Befinden
alternativ auf Freiheitsstrafe erkannt werben.

 47.

Nächstdem soll der Name desjenlgen Sachwalkers, welcher sich elner drltten Vernach-
lähigung schuldig gemacht hat, in dem betreffenden officlellen Ames= und Nachrichts= oder

Wochenblatte, mit Angabe der Proceßsache und des Grundes der Bestrafung bekamm ge-
machr werden.

 18.

Jedech sollen bann, wenn ein Sachwalter drel Jahre lang ununcerbrochen seinen Ames-
pflichten Genüge geleistet und einer Versäumniß sich nicht schuldig gemacht hat, feüher be-
gangene Vernachläßigungen niche weiter angerechnet werden.

. 19.
Bei ber Landesregierung und dem Consistorium soll ein genaues Werzeschniß aller zur

Bestrafung gedlehenen Versäumnisse gehalten werden.
. 20.

Jeder säumige Sachwalter wird übrigens des Rechts, dle Angelegenheie, in welcher
er sich einer Versäumniß schuldig machte, sernerbin zu betreiben, verlustig und hat sämmt-
licho durch die nachgesuchte Wiedereinlezung in den vorigen Stand verurfachten gerichtlichen
und außergerichtlichen Kosten zu tragen. Auch soll eine zwischen ihm und dem Constituenten
getrofsene Verabredung, nach welcher Lebterer sich zur Uebernahme der Kosten oder der dem
Ersteren zuerkannten Srrafe verbindlich macht, völlig ungültig seyn, so daß selbst das von
dem Constirnenten hierunter schon gezahlte jederzeit von dem Advocaten oder dessen Erben zu-
rückgesordert werden kam. Der Advocat aber soll, wenn eine solche Vecabredung zur
Kemmißf des Richters gelangk, welcher, wenn es ein Unterrichcer ist, deshalb Amrswegen
an den Oberrichter Beriche zu erstatren hac,, jedenfalls schon darum allein zu einer besonde-
ren Disciplinarstrase und zwar, wenn er es vermag, zur Erlegung des doppelsten Betrages

desjenigen, was er ohne jene Verabredung zu zahlen gebabt bäcte, außerdem aber zu ver-
bältnißmäßiger Civilarreststrafe verurtheilr werden.

5 21.
Gegen den Ausspruch der Landesregierung und des Conssskoriums fiuder lediglich das

NRechtsmictel der Oberappellation statr und selbst dieses nur von Seiten desjenigen, dem die
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nachgesuchte Restleucion abgeschlagen und von Seiten des Sachwalcers, bem eine Srase.
zuerkannt worden ist, wogegen dem Restieucionsgegner eln Rechtmittel niche verstatter it,
dieser vlelmehr damit sich begnügen muß, daß er sich im Hauptprocesse noch ausreichend
vertheidigen kann.

*. 22.
Die einzulegende Oberappellation ist sofort Innerhalb der zehntägigen Nocbfrüst vollstän-

dig zu begründen. Eine besondere Deducclon nach Einbringung der Suspensioschrift ist dem
Oberappellanken nicht gestactet. Vielmehr wird sofort nach Eingang der Lebteren ein kurzer
Inromlationskermin von 14 Tagen anberaume, bis zu welchem der Oberappellat seine Ge-
genschrift belzubringen hat.

. 23.
Der Ausspruch des Oberappellacionsgeriches ist unbedinge entscheidend und es finder da-

gegen ein Rechtomlttel so wenig, als bel dem Oberappellationsgerichte selbst der Antrag auf
Versendung der Acten stact.

Urkundlich haben Wir gegenwärilge Verordnung eigenhändig vollzogen, mir Unferen
Landesfürstlichen Instegeln bedrucken lassen und in der Gesebsammlung zur allgemeinen
Kennmiß zu bringen befohlen.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, am 10. Januar 1833.

(L. S.) Heinrich LXI. (L. S.) Heinrich LXXIHI.
J. L. Jürst Reuß. J. L. Fürst Reuß.
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Ge se b sammlung
Pe

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 28.

Nr. A45. Höchste Verordnung, einige bei den Handlungen der lreitigen und freiwilligen Geriches=
barkeir zu beobachtende Formen, und das Verfahren bei der Abfassung gerichtlicher
MRecogulrionsurkunden bem. d. d. 10. Januar 1333.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwei und Sechzigste,
Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwei und Sieb-
zste, der Jüngeren Linie souveraine Fürsten Reuß, Grafen und
Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Krannichseld, Gera,

Schleiz und Lobenstein rc. #.

Um alle Zweifel über die Rechesgültigkeit einer, außferhalb der gewöhnlichen Geriches.
stelle vorgenommenen Handlung der slreitigen und freiwilligen Gerichesbarkeit zu beseitigen,
zuglelch auch dem mehrfach bemerkeen Mihbrauche, daß solche Verhandlungen selbst außer
dem Gerichpssprengel in den Prlvatwohnungen der Patelmonlalgerichtsverwalter vorgenommen
werden, vorzubeugen, und dem Verfahren bei Abfassung gerichtlicher Recognitionsurkunden
bie erforderliche Gleichsörmigkelt und Sicherbeit zu gewähren, verordnen Wir, nach vorgän-
gigem Beirache der gereuen Ritter= und Landschaft, Folgendes:

. 1.
In der Regel ist jede gerlchellche Verhandlung, sie mag zur streitigen ober zur frei-

willligen Gerichtsbarkeit gehören, an ordentlicher Gerichtsstelle, wo das Geriche selnen Sltz
bat, vorzunehmen, und der Ort der Verhandlung jederzeit gewissenhaft im Protocolle zu bemerken.

 2.

Won dieser Regel ausgenommen sind Testamente oder andere leßewillige Verordnungen,
ingleichen Verträge und andere Verhandlungen solcher Personen, welche Krankheltshafber

Ausgegeben den 20. Febmar 1833.
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nicht vor Gericht erschelnen konnen, dieses vlelmehr in ihre Behausungen zu erfordern ge-
nochizt sind. Nicht minder siud von obiger Regel ausgenommen, Beshcigungen, Inven-
turen, Auctionen, Taxarionen und alle diesenigen Geschäste, deren Nacur es mir sich bringt,
baß sie nicht an gewöhnlicher Gerichtsstelle vorgenommen werden können, sowie überhaupt
dem richeerlichen Ermessen nachgelassen bleibe, einzelne Gerschesverhandlungen außerbalb der
tgewöhnlichen Gerichrsstelle vorzunehmen, vorausgeseht nur, dah dieses inmerhalb seines Ge-
richtsbezirkes gesch ieht und nicht ein besonderes gesehliches Verbot entgegenstebe, wie J. B.
der Annahme eines Deposttum, welche an gewöhnlicher Gerichtsstelle geschehen muß.

Den Patrimonialgerichtoverwaltern auf dem Lande ist es nachgelassen, für jedes
Jahr gewisse Geriche#rage und #war monatlich wenigstens Einen, an weschem die ge-
wöhnllchen Rechtsgeschäfte vorgenemmen und angenommen werden sollen, lm voraus anzu-
seen und bekamt zu machen. Werden sie auher diesen ordenelichen Gerichtstagen zur Au-
nahme eines Testaments oder zur Vornahme einer andern Handlung der sceiwilligen Geriches-
barkeie an den Ort des Gersches erfordert, so sind sie berechtige, das aufgewendete Fuhr-
oder Roßlohn zu liquidiren.

5. 3.
Alle Handsungen der freiwilligen sowohl als der stceitigen Gerichtsbarkeit, welche außer-

balb des Gerichrsbeziekes in den Privakwohnungen der Pateimonialgerichesverwalter vorge-
nommen werden, sind als gerichtliche nicht zu betrachten, als solche ungültig und ermangeln
ber gerichelichen Beweiskcast.

Der Richeer, welcher gegen die geseliche Vorschrist handele, ist mic einer Geldbuße
von 5 bis 20 Thalern zu belegen und den Parteien für allen, aus der Unterlassung der
Vorschrifeen dieses Gesehes erwachsenden Schaden verantworlich.

. 4.
Abgeschlossene Compromisse zur Umgehung dieles Gesetzes sind unkräftig, die in deren

Folge außerhalb des Gerich#ssprengels vorgenommenen Handlungen als gerichelsche niche
gültig, und die Richker, welche dergleichen Compromisse genehmigen oder gar veranlassen,
mit der vorslehend bestimmten Geldbuße gu belegen.

—G
Einseiesge Parkelanbringen können, wie zeither auch, in den Privatwohnungen der

Richter niedergeschrieben werden. Nicht minder ist es erlaube, einen von den Parteken un-
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err sich abgeschlossenen Vergleich in der Privatwohnung anzunehmen und nlederguschreiben,
wobei jedoch das Protocoll von den Betheiligten mit zu unterzeichnen ist.

Ven selösf verstebe es sich, dah die Ferkigung der Decrete, Beschelde, Berschee, At-
testate an den Sib des Gerichts niche gebunden ist.

. 6.
Die Registracuren über das gerlschtlich ersolgte Auerkenn#miß einer Unberschrift, welches

rücksichtlich des Ortes, wo es vorzunehmen ist, den vorslehenden gesetzlichen Bestimmungen
runtersiege, sind künftig jederzeit im Beiseyn von wenigstens zwei Gerichtspersonen aufzu-
nehmen. .

Es ilt daher nach Verschiedenheic der Bebörden, wo die Recognitson erfolge, die An-
wesenheit solgender Gerichtspersonen nothwendig:

#a) bei den landesberrlichen Justizmeern, die des Beamten und eines Accuars, oder bei
Verbinderungen des Erstern, eines zweiten Actuars oder eines Amtsschöppen;

h) bei den Scaderächen, die des Bürgermeisters oder eines andern Rachsgliedes. und ei-
nes verpflichteeen Prokocollfübrers;

e bel den Patrimonialgerichten, bie des Justieiars und des Actuars, oder, wo beide Junc-=
tionen in einer Person vereinigt sind, die des Gerichksverwalters und eines Schsp-
pen, bei Abwesenheic des Ersteren, die elnes requirirten Notars und zweier Gerichts-
beisiter.

. 7.
Eine solche gerichtliche Recognitson ist übrigens nur dann vorzunehmen, wenn der Re-

eognoscenk ennveder dem Richcer selbst, oder wenigstens einem in Pflicht stehenden Gerichts-
beisiher, oder zwei andern, vor ihm gestellten glaubhaften Personen, als derjenige, für wel-
chen er sich ausgiebt, persnlich bekamt ist, oder wenn er sich als solcher durch richtige, den
bestehenden Gesetzen gemäh eingerichtere Pässe legitimirt.

C. 8.
Die von dem Recognoscencen gesteslten Zeugen müssen dem Richter personsich und als

glaubhaft bekannt seyn.
Kann sich der RecognosrentaufsoscheWelse, wie §. 7. ersordert wird, ulche legiel-

miren, oder erscheinen dem Richter die Legieimacionsmittes zwelfelbaft, so hat er die Anbrin-
ger abzuwelsen.
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(. 9.
Ueber die Handlung der Recognition ist eine Registratur abzufassen. Diese ist auf die

anerkannte Urkunde ummitrelbar hinter die Uncerschrife der Interessemren zu bringen, sodann
vorzulesen, daß solches gescheben sey, zu bemerken, und von den nach Worschrift §. 6. zu.
iuziehenden Gerlchtspersonen zu unterzeichnen; auch ist derselben das Gerlchtostegel beizudrücken.

 10.

In blesen Reglstraturen sind die Gerichtsbelstger, welche den Recognoscenten persönlsch
gekanne haben, namenelich aufzusühren, wenn sie nicht, was zu bemerken ist, dem ganzen
Gericht bekanne sind.

Wenn aber die Legleimakson durch Zeugen ober durch Passe geschehen ist, so sind im
ersteren Falle die Zeugen, im lebteren die Bejeichmungen der Pässe, mit der Bemerkung,
daß ste mic der Person des Recognoscenten überelnstimmend und unzweideutig befunden wor-
den sind, anzugeben.

(. 11.
Die gerichtliche Beglaubigung über die erfolgee Recognitlon muß jederzeit in Form el-

ner den vorstehenden Bestimmungen entsprechenden Registcarur geschehen und darf nie in
Form eines Zeugnisses ausgefertigt werden.

Das Gericht braucht bei dem Prokocolle nur dann Abschrife der recognoscirten Ur-
kunde und der darauf gebrachten Beglaubigung zu behalcen, wenn dle Parteien es verlan-
gen; es darf aber auch für solche Abschriften nur in dlesem Falle liquidlet werden. Auch
blelbe es den recognoscirenden Interessenten nachgelassen, das Vorlesen der Urkunde zu ver-
bitten, und es ist fur ausreichend zu achten, wenn sie sich nur zu Unterschrist und Siegel
bekennen; es muh jedoch dieser Umlkand in der Niederschrist über dle geschehene Recognition
ausdrücklich bemerke werden.

Gegenwärtiger Verordnung, beren Publleakion durch den Abdruck in der Gesetsamm.
lung Wir besohlen haben, ist von allen Behörden genau nachzugehen und haben Wir solche
böchsteigenhändig vollogen, auch Unsere landeöfücstlichen Instegel vordrucken sassen.

Gegeben Schloß Schleiz und Schloß Ebersdorf, am 10. Januar 4333.

(L. S.) Heinrich LXI. (L. S.) Heinrich LXJIH.
J. L. Fücst Neuß. J. L. Färst Reuß.
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Sese sommt ung
Furstlich Reußishen Lande jungerer Linie.

No. 29.

Nr. 46. DOwwositalordnung für sämmtliche Untergerichte, l. d. G. Mäg 1833.

Von Gottes Gnaden, Wir Heinrich der Zwei und Sechzigste,
Stammes Aeltester, und Wir Heinrich der Zwei und Sieb-
zigste, der Jüngeren Linie souveraine Fürsten Reuß, Grafen und
Herren von Plauen, Herren zu Greiz, Krannichfeld, Gera,

Schleiz und Lobenstein rc. 2.
baben in Erwägung des dringenden Bedürfnisses glelchmäßiger gesetzlicher Bestimmungen über
das Depositenwelen bei den sämmelichen Untergerichren Unserer Lande, von Unserer Lan-

desregierung die nachstehende Depositalordmung enewersen lassen und berselben, nach vorgängi-
gem Beiralhe der getreuen Ritker= und Landschaft, die Lanbesfücstliche Sanction ertheiler.

16. 1.

Bei seder Gerichesbehörde ist sofort nach Publicarion bleses Geseszes ein wohlverwahr.
ter, mit mehreren verschiedenen Schlsssern versehener Kasten anzuschaffen und in einem seuer-
festen und gegen Einbruch gestcherten Lokale aufzubewahren.

Es bleibe dabei den Inhabern von HPatrimonialgerlchten nachgelassen,, wegen Einelch-
mung eines allgemeinen Depoßtcorium sich zu vereinigen und die Genehmigung Unserer Lan-
desreglerung hierzu auszuwirken, sowie es dieser Behörde überhaupt vorbehalten ist, auf
Nachsuchen der Parrimonialgerichteinhaber in elnem oder dem andern Puncte der gegenwär-
ugen Depostealordnung zu dispenftren, wenn die Lokaliräten es nschig machen.

+#. 2.
Bei Unseren Justizämtern ist der Deposttenkasten mic zwel, bei den übrigen Behör-

den mie drei verschiedenen Schlössern zu versehen und wegen des Verschlusses desselben fol-
gende Elnrichtung zu geffen.

Ausgegeben den 12. April 1833.
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Bel den Justi amtern hat der Beamtete den eintn und der Actuar den andern Schlus-
sel an sich zu nehmen.

Bei den Stadcrächen hat elnen Schlüssel der Bürgermeister, den andern der Stadt-
sondicus oder der Stadeschreiber, den dritten eln verpflichteter Rathsbeisitzer zu führen.

Bei den Patrimonialgerichten hat einen Schlüssek der Gerichtsherr oder ein Bevollmäch=
esgter desselben, den andern Schlüssel der Gerichteverwalter, den dritken der Dorfrichter auf-
zubewahren.

Der Gerlchtsherr kann weder den Juskitsar, nach den Actuar, noch elnen Gerichtsbei-
fe#er zu Fuhrung seints Schlussela beauftragen.

K. 3.
Jedes an das Gerlche gelangende Depositum, es bostehe in baarem Gelde, Pretiosen

oder Urkunden, ist in diesem Kasten aufzubewahren, und es mussen, so oft etwas in densel-
ben niederzulegen oder daraus zu ontuehmen ist, sammtliche Schlusselinhaber gegenwartig seyn.

Kein Schlussellnhaber darf bel 20 Thaler Strafe dem andern selnen Schlussel zut
Eräffnung des Kastens anvertrauen.

9. 4
Alle gerichtlichen Niederlegungen mussen an Gerlchtsftelle, bei den Patrlmonlalgerichtem

namentlich an dem Orte, wo bas Geriche seinen Sit hagt, erfolgen.

Was niche an. Gerlchtstelle übergeben worden ist, wird niche als gerlchtliches Depost-
am angesehen, sondern sa betrachset, als sey es dem Empfänger persönlich anvererauet.

. 5.
Elne Ausnahme von dlesem Grundsags erlet bel Geldern eln, welche durch die Post oder

durch Bocen von auswäreigen Behörden und Pelvacpersonen an inländlsche Behörden gesen-
bee werden. Dlese kännen zwar an elnzelne Beamtet#, namentlich auch in den Privatwoh·
mungen der Patrimonialgerichtsverwalter, abgegeben werden; es mussen jedoch die Patrimo-
nialgerichtaverwalter bel 20 Rthr. Strafe blnnen 24 Stunden. dem Gerichtsherrn den Ein-
gang des Depositum anzelgen und wegen der ordnungsmaßlgen Nlederlegung in den Deposi-
tenkasten die erforderliche Zeitbestimmung treffen.

Bis hahin, wa biese Niederlegung erfolgt ist, hastet der Gerlchts-Inhaber fur bie eln-
gegangenen Gelber, Pretiosen und Urkunden eben so selbstschulbnerisch, als menn die form-
liche Deposstion. beraita geschehen mare.
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Dasselbe gile von solchen Gelbern, Urkunden und Hreslosen, wesche bel Gelegenßeie elner,
außer der Gerichtsstelle vorfallenden Expedicion, namentllch bei Versiegelungen und Inven-
turen, in Erbschaftsangelegenbeiten oder Concursen von dem Gerichee oder dessen Abgeordneten
in Empfang und Verwahrung genammen worden.

6.

Ueber jede gerichtliche Niederlegung ist ein genaues Protocofl aufzunehmen, welches den
Tag der Deposirion, den Namen des Deponenten, dle Sache, welche niedergeleger wird,
und die Angabe der Par#ri, der Masse, oder Rechtosache, für welche die Deposttion geschieber,
entbalten muß.

Bes Geld-Deposiken ist noch überdieß die Summe und die Müngforte, bei Kostbarkellen
die Stückzahl, die Qualitöt, der Wereh und eine kurge Bezeichmung, bei Urkunden der
Name des Ausstellers, das Datum und elne summarische Inhaltsanzeige anzugeben.

. 7.
Dlese Registramuren müssen von den fümmelichen Schlüsselinhabern unterzeichnet und in

einem besondern Protocollbande, welcher mit einem (peciellen Inhalksverzeichnisse zu versehen
(K, aufbewahret werden, und es sind nur Abschrifoen bavon zu den betresfenden Aceen gu bringen.

 S.

Die einzelnen Deposita sind, ebe sie in den Kasten verschlossen werben, zu versiegeln
und mie den geeigneren Aufschristen zu versehen. Dabei ist wo möglich deren Gewicht gu
bezeichnen und überhaupt sebe Vermengung verschiedener Depossten zu verbüren. Auch sind
alle Pretlosen vor der förmlichen Niederlegung gesetzlich zu würdern.

K 9.
Bel seder Gerlscheestelle ist eln besonderes Deposteenbuch dergestale zu fübren, daß solches

glelch bei der ersten Aulegung gebunden follirt und die Blättergahl von den Schlüsselinba=
bern durch Unterschrifse und Beidrückung des Gerichessiegels auf dem letzten Blacte amucllch
beglaubiget wird.

Uebrigens ist dasselbe so elnzurlcheen, daß über sedes Deposicum zwel sich elnander ge-
genüberliegende Seilen zur Baar= Urkunden= und Preliosen-Elunahme sowle zur Baar-
Urkunden- und Pretsosen = Ausgabe angeleget, auch mit elner Rummer und mit einer von
den Berheiligeen enklehnten Ueberscheise versehen werden, wie in dem unker A. beigefügeen,
Muster vorgezelchnes ist.
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Am Ende des Depositenbuchs ist eln alpHaberisches Namensverzeichniß mit Nachwei-
sung der tressenden Bläcterzahl zu führen und bei Patrimonialgerichten ein Duplikat des
Deposicenbuches anzulegen, damit eln Exemplar an Gerichesstelle, das Andere bei dem Ge-
richtsverwalker aufbewahret werde.

C. 10.
In dleses Buch #K6 jede auf eln Deposttum bezügliche Eimmahme, namentlich auch der

Taxwerth der Pretiosen und jede vorkommende Ausgabe soforr nach Abschluß des nach 9.6.
aufzunehmenden Protvcolls unker Angabe der einschlagenden Acten und der Blatesahl mie
Tag, Jahr und Müngsorte von demjenigen Schlüsselinhaber einzucragen, welcher das Pro-
tocoll zu fübren hat. Die belden andern Schlüsselinhaber haben für die richtige Führung.
dieses Deposteenbuchs zu haseen und darum auf jeder Seite der Elnnahme und Ausgabe
ihren Namenszus belzufügen.

5. 11.
Jedem, der etwas gerlchtlich nlebergelegt hat, ist ein Depositenschein, welcher das We-

senrliche der F. 6. vorgeschriebenen Momente, sowie den Taxwerth der Pretiosen enthalten
muß, auszustellen, und nicht blos mit dem Gerichtssiegel, sondern auch mit der Unterschrift
sämmelicher Schlusselinhaber zu versehen.

Ein Deponent, der sich mit einem Depositenschelne begnuget, welcher nur von einem
Schlüsselinbaber untergelchnet ist, bar auch nur gegen dlesen Regreßansprüche zu machen.

. 12.

Die deponirten Gegenstande sind in der namlichen Qualitat auszubewahren, in welcher
sie dem Gerichte ubergeben worden sind. Es darf daher eine Veraußerung, Verwenbung
oder Veränderung derselben ohne Zustimmung der Betbeillgten niche vorgenommen werden.

Eine Ausnahme irltt ein bel Gegenständen, welche bei längerer Aufbewahrung dem
Verderben unterworfen sind, oder bei denen Gefahr auf dem Verzuge haftet. Ueber diese
hat die Behörde, wenn dle Zustimmung der Betheiligten niche sofort beizubringen ist, auf
zweck= und gelehmätige Welse zu versügen.

g. 13.
Den selbststandigen Interessenten bel elnem Depositum, namentlich den Gläubigern bei

einem Coneurse, sowle den Vormundern und Curatoren solcher Personen, welche uncer un-

willkuhrlicher Curatel stehen, bleibet nachgelassen, deponirte Summen, welche nicht sofort zur
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Auszablung kommen, mit Zustimmung der betreffenden Behörde inmitrelst gegen Zinsen aus-
zuleihen.

Vormunder und Curatoren sind sogar verpflichtet, fur dergleichen Ausleihungen zu sor-
gen. Nur haben sie, bei der ihnen obliegenden eigenen Verantwortlichkeit, wegen der ersor-
de.lichen Sicherheit die gesehlichenVorsichtsmaaßregeln zu beobachten und überhaupt die ober-
vormundschaftliche Genehmigung einzuholen.

. 14.
Die Jurückzahlung und Ausantwworcung eines Depofftum ist, außer bem Falle einer

Inhibition, den selbstständigen und dispositsonsfähigen Interessenten nicht zu versagen.
Hat das Gericht irgend eln Bedonken oder enrstehet sonst über die Auszahlung oder

Rückgabe Zweisel, so ill keln förmlicher Proceß einzulelten, Vvielmehr vor allen Dingen ven
den Gerichten Bericht zur Landesregierung zu erstatten, oder von den Betheiligten Anzeige
daselbst zu machen, worauf von dieser Behörde die erforderliche Weisung oder Cutscheidung
zu ertheilen ist. «

§.15.
Uebers-began-odetheilweiseerfolgendeAusgabeoderRückgqbecinesDepositumist

eine forgsaltige Registrarur ganz so, wie nach F. 6. bei der Annahme, abzufassen, ven
sämmtlichen Schlüsselinhabern und dem Empsänger zu unterschreiben und von Letzterem der
Empsang ausdrücklich zu bekennen.

Alle solche Registraturen sind in dem 6. 7. vorgeschriebenen Prococollbande auf zube ·
wahren, jederzeit aber abschristlich zu den betressenden Acten zu bringen.

. 16.

Im Laufe eines jeden Jahres ist der Depositenkasten wenigstens einmal von sämmili-
chen Schlüsselinhabern zu stürzen, der gesammte Deposlalbestand nach dem Deposicenbuche
zu revidiren und das Nesultat dieser Verhandlung im Deposttenprotocolle zu bemerken.

. 17.
Jeder Schade oder Werlust, welcher an den gerichtlich niedergelegten Gegensländen durch

Untreue, Nachläßigkeir und andere widerrechtliche Handlungen oder Unterlassungen entsteber,
ist von dem Gerichtsinhaber, bei den Justizämtern aus dem landesherrlichen Fiscus, in den
Städten aus der Kämmerei, auf dem Lande von dem Gerschtsherrn, selbstschuldnerisch zu
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verguten, und soll gegen diese Vertretungspflicht der Einwand, daß nicht der erichteinha-
ber, sondern elnzelne Beamtete die Schuld des Verlustes tragen, eben so wenig als dir
Einrede der gegen den Urheber des Schabens anzustellenden Vorausklage, oder bezuglich der
Schlüsselinhaber die Einrede der Theilung schuben.

Der Regreß gegen den schuldigen bleibt natürlich vorbehalten und ist namentlich in
den Städten zu Gunsten der Kämmerei jeberzeit mit größeer Sorgsale gegen die schuldigen
Rathobeamcen zu verfolgen.

Denjentgen Verlust oder Schaben, welcher durch ungefähren Zufall an einem Deposikum
sich erelgnet, hat der Eigenehümer desselben zu tragen.

 -

Die Verblodlichkeit zu Vertrecung der elnem Haerimonialgericht#e anverkrauken Depofi-
ten gehet als eine dingliche Last auf jeden dritten Besiher des mit der Gerichtsbarkeit ver-
sehenen Rittergutes, bei Subhastationen nameutlich auf den Ersteher, sowie sonst auf jeden
Succossor singularis über, und es bleibt daher den Bethelligten uberlassen, bei eintretenden
Subbastationen zuglelch auf Erlassung von Edlceallen wegen etwa vorhandener Depositen
anzutragen, welchen Falls darauf Bedache zu nehmen ist, daß der peremoeorische Liquldations=
termin mit dem Adjudscarlonskermine zusammencreffe.

 . 19.

Am Schlusse eines jeden Jahres haben fämmelsche Uneerbehörden elnen abellarischen
Auszug aus dem Deposikenbuche, oder, wenn eln Deposteum nlche vorhanden ist, einen Fehl-
schein zur Laudescegierung einzufenden.

Dieser Auszug muß unter for#laufenden Nummern den Bestand des Deposttum, den
Tag und die Ursache der ersolgeen Niederlegung, die Bezeichnung der Personen oder Sache,
für welche das Depositum angeleget ist, den Grund, warum die Niederlegung noch sors-
dauere, den Tag und das Resultat der nach J. 16. vorgenommenen Revisto des Deposl-
talwesens kürzlich eneßalcen, ist nach dem unter B. beigesügten Muster einzurichten und eben
so, als der erwalge Feblschein, von sämmtllchen Schlüssellunhabern zu unkerzelchnen.

Wlr versehen Uns zu sämmtlichen Behörden Unserer Lande der gewissenhaseen Be-
folgung dleser Vorschristen und werden jede Unregelmäßigkeie durch geelgnetr Ordnungestea-
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sen abuden, jebe Uneerschlagung oder Veruntreuung von Depositen aber nach der Serenge
der Criminalgesetze bestrofen lassen.

Uekundlich baben Wir diese Verordnung elgenhändig, vollzegen und Unsere Landes-
süestlichen Insiegel vordrucken lassen.

Gegeben Schloß Schleiz und Schsoß Ebersborf, den 6. März 1833.

(L. S.) Heinrich LXI. L. S.) Heinrich LXAH.
J. L. Furst Reuß. J. L. Fürst Reuß.
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Depositenbuch.
Datum. Aus gabe.

Baar.

1 bt. tbt. gr.

*1
Urkunde

ef.
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B.

Form der Depositen-Tabellen.

DBestand des Depo: Wann, vomnwemund
sitiin baarem Gelde,n welcher Sache die Ursache der gericht-
Urkunden oder Pre= Nlederlegung erfolgt lichen Niederlegung.

tiosen. ist.

Warum das Deposi-e
tum noch fortdauert.

Bemerkungen,
namentlich uber den
Tag u. das Resultat

desKassensturzes.
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Geseésammlung#
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 30.

Nr. 47. Verordnung wegen der mit dem Großherzogthune Sachsen-Weimar umd Eisenach abge-
schloslenen Uebereinkunft,, die gegenseitige Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiese=
nen betreffend.

Nochdem Wi mie der Großherzoglich Sichssschen Landesdlreceson zu Weimar übereinge-
kommen sind, bel der gegenseitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewiesenen dle

zwischen den Kronen Preußen und Sachsen unterm 2-Jamar. 1820 über denselben Gegen-5. Februar

stand abgeschlossene, durch das zweite Stück der Gesetzsammlung bereits kund gemachte Con-
ventlou für die belderseitigen Lande als verbindlich anzuerkennen, babel aber in Bezug auf
dle Festsebungen dleses Verkrage in §. 2. unker Litl. a. die erlcuternde Bestimmung ge-

henseitig anzunehmen und befolgen zu lassen,

daß Kinder nicht beimathloser Eltern, welche vor Elnerlé lhrer Conseriptsons-
pflichelgkeit in dem Geburtslande mit ihren Elkern in das Gebiet des jenseitigen

Staates ziehen., Falls diese bas Heimaehsreche dasesöst wirklich erlange haben,
der Militairpflichigkele gegen den verlassenen Staat euthoben und derselben gegen
das neue Heimathsland unterworfen seyn follen,

und nachdem wegen der den Transporken zu gebenden Richcung auf dlesseirlgem Geblete dle
Justizämeer in Schlelz und Lobensteln und das Stadt- und Landgersche in Gera, auf
Großbergoglich Sächsischem Geblete aber die Justizämter zu Neustadt, Welda und Bürgel

Ausgegeben den 2. September 1833.
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als Ablleserungs- und Uebernahme·Behordenbestimmtwordensind,sowirdsolches, und
baß dieses Uebereinkommen soglelch in Kraft tritt, zur Nachachtung fur sammmtllche Behor·
den und Unterthanen auf hochsten landesfurstlichen Befehl andurch bekannt gemacht.

Oera ben 40. Juli 1833.

Furstl. Reuß-Pl. der J. L. gemeinschaftliche Regiernng daselbst.
von Strauch.

vdt. Dingeri
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Aeußishen Lande jungerer Linie.
No. 31.

Bekanntmachung.

Nachdem Durchlauchtigste Landesberrschaften dle wegen Gründung elnes Thöringischen
Zolls und Handelsvereins ud wegen dellen Anschlleßung an den zwischen Preußen, Bayeen,

Sachsen, Würkemberg, Kurbessen und dem Großhergogehume Heslen errichteten Gesammt.
gollvereine, ferner wegen glelcher Besteuerung innerer Erzeugnisse und wegen eines allge-
meinen Zoll-Kartels zwischen sämmellchen verbundenen Staaken am 10. und 14. März

dleses Jahres zu Berlin abgeschlossenen Verträge, worüber die Ratisicaclonsurkunden von
den Bevollmächtigten der contrahirenden Höse am 2. dieses Monats zu Berlin ausgewech-

selt worden sind, zu publielren befohlen baben, so werden dlese Vertragsurkunden durch dle
Gesetslammlung Nr. 31. 32. und 33. zur Nachriche und Rochachtung sür Jedermann zur

allgemeinen Kenneniß gebracht.

Gera, den 12. December 1833.

Fürstl. Neuß, Pl. der J. L. gemeinschaftliche Regierung das.
Dr. Reichar d.

vdt. Dinger.

Absgegchen den 23. Detember 1833.



Nr. 48. Vertrag zwischen Preuflen, Kurhessen, Sachsen-Weimar-Eisenach,Sachsen-Meiningen,
Sachsen-Alrenburg, Sachsen-Coburg-Gotha, Schwarzburg-Sondershausen, Schwarzburg=
Rudolstadt, Reuß-Schleiz, Reuß-Greiz und Reuß-kobenstein und Ebewdorf, weyen Er-
richtung des Thöriagischen Zoll= und Handels-Vereins, d. d. 10. May 1833.

Seine Majestat der Konig von Preußen, Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von
Hessen, Seine Königliche Hoheic der Großherzog von Sachsen. Weimar-Eilenach, Ibre Durch-
lauchten die Herzöge von Sachsen-Melningen, Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg-Go-
cha, ingleichen Ibre Durchlauchten, die Fürsten von Schwarzburg-Sondersbausen, Schwarz=
burg-Rudolstadt, Reuß.Schleiz, Reuh-Greiz und Reuß-Lobenstein und Eberedorf, In Erwä-
gung, daß ihre nachsolgend benanmten Länder und Landesktheile, wegen deten vermischter Lage
und der hierdurch bedingten gegenseitigen Abbängigkeie des Verkehrs weder im Einzelnen die
Eluführung einer besonderen Zollgesegebung zulassen, noch geeignet sind, abgesondere einem
bereits bestehenden größeren Zollverbande angeschlossen zu werden, und von der Ueberzeugung
ausgehend, daß sich nur in der Vereinigung zu einem gemeinschaftlichen Zollsysteme die Aus-
sicht eröffner, diesen Ländern und Landeslheilen nach decen immer süblbarer werdenden drin-
gendem Bedürfuisse die Vortheile elnes möglichst erleichterten Verkehrs, wie andere gröhere
Scaaten derselben genleßen, sowohl unter sich, als auch im WVerhälmisle zu angrenzenden
Staaten zuzuwenden, haben über diesen Gegenstand Unterhandlungen eröffnen lassen und zu
diesem Zwecke zu Bevollmächtiglen ernanne:

Seine Mojestät der Känig von Preußen:

Allerhöchst Ibren Geheimen Obes-Finanz-Rath Ludwlg Bogislaus Samuel
Kühne, Ritter des Königlich Preußischen rolhen Adler-Ordens dritter Klasse
mit der Schleise, Kommandeur zwelser Klasse des Kurfürstlich Hessischen Haus-
ordens vom goldenen Läwen, und
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Mllerhöchst Ibren Geheimen Legatsonsrach Ernst Michaells, Riteer des
Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens vierler Klasse, Officier der Königlich

Französischen Ebrenlegion, Kommandeur des Kurfürstlich Hessischen Hausordens
vom goldenen L5wen;

Seine Hobele der Kurprinz und Mitregene von Hessen:

Höchst Ibren wirklichen Geheimen Legationsrath, außerordenelschen Gesanbt#en und
bevollmächtigten Minister am Königlich Preußischen Hose, Carl Friedrich von
Wilkens-Hohenau, Kommoanbeur des Kurfürstlich Hessischen Hausordens vom
goldnen Lezwen, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens dritter
Klasse und des Königlich Preuhischen St. Johanniter-Ordens, und

Haächst Ihren Geheimen Ober-Berg.Ralh, Heinrich Theodor Lubwysg
Schwedes, Ritker des Kurfürstlich Hessischen Haus-Ordens vom goldenen Läzwen;

Seine Königliche Hobeie der Großherzog von Sachsen-Weimar-Elsenach:
Höchst Ibren Minister-Residenten am Königlich Preußischen Hose, den General=
Major Ludwig Heinrich von 2'Estocq, Ritter des Königlich Preugzischen
rothen Adler-Ordens zweiter Klasse mit Eichenlaub und des Königlich Preußi-
schen Milicth= Verdienst-Ordens, Kommandeur des Großherzoglich Sichsschen
Haus-Ordens vom welßen Falken, und

Hochst Ibren Kammerratb Ottokar Thon, Ritter des Königlich Preußl-
schen rothen Adler-Ordens driceer Klasse;

Seim Durchlaucht der Herzeg von Sachsen-Meiningen:
Höchst Ibren Minister-Restdenten am Königlich Preußischen Hofe, den Kammer-
berrn Ludwig August von Rebeur, NRitker des Königlich Preuhischen rothen
Adler-Ordens dritter Klasse, Höchst Ibren wirklichen Gebeimen Legationsrach und
Kammerherrn Jacob Ignaz von Cruseklbank, Rüteer des Königlich Preu#
filchen rochen Adler-Ordens dricter Klasse und des Großherzoglich Sächsischen Or-
dens vom weihßen Falken, und

Höchlt Ihren Ministerial-Rath, Carl August Frledrich Abolpp von
Fischern, Ricter des Königlich Preußlschen rothen Adler-Ordens drltter Klasse
und des Königlich Sächsischen Cloil= Verdienst-Ordens;

Selne Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Altenburg:
Hochst Ibren wirklichen Geheimenrath, Minister und Kammer--Prästdenten Carl
Johann Ernst Sdler von Braun, Kommandeur des Königlich Sächsischen
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Cioll-Verdlenst-Ordens und des Großberzoglich Sächsischen Haus-Ordens vom
weisen Falken, Ritter des Ordens der Königlich Würtembergischen Krone;

Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha:

Höchst Jhren Kammerherrn und Minister-Residencen am oic PreußlschenHofec, den Oberstlicumone Otto Wilbelm Carl von Röde

Seine Durchlauche der Fürsk von Schwarzburg. Sondershausen:
Höchst Ibren Kammer-Präsidenren, Carl Friedrich Wisbelm von Welse,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens dritter Klassez;

Selne Durchlauche der Fürst von Schwarzburg-Ruolskade:
Höchst Ihren Oberstallmelster Friedrich Wilbelm von Wißleben;

Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß-Schlels,
Seine Durcchlauche der Fürst von Reuß-Greiz, und
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß-Lobenstein und Ebersdors;

Höchst Ihren Kanzler, Regierungs= und Consistorial-Präsibenen, Gustav
Adolph von Strauch, Ritter des Königlich Preußischen rorhen Abler-Ordens
dritler Klasse und des Königlich Sächsischen Civil-Verdienst- Ordens;

von welchen Bevollmächeigten unter dem Vorbehalce der Rarification folgender Vertrag ab-
geschlossen worden ist.

Artitel 1.

Die Königlich Preußsschen Landestheile, Stadt und Landkrels Ersurt, nebst den Kreisen
Schleusingen und Ziegeuruck, der Kurfürstlich Hessische Kreis Schmalkalden, die Großber
goglich Sachsen-Weimar- und Eisenachischen Lande, mie Ausnahme der Aemter Allstede und
Oldisleben und des Amtes Ostbeim, bie Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Lande, die Her-
hoglich Sachsen-Altenburgischen Lande, die Herjoglich Sachsen-Coburg=undGothaischen
Lande, mit Ausnahme der Aemer Volkenrode und Königsberg und des Fürstenehmms Lich-
tenberg, die Fürstlich Schwarzburg. Sondershausenschen und Fürstlich Schwarzburg. Rudol-
städeischen Oberherrschaften und die Firfllich Reuß · Schleiz-, Reuß·Greiz-undReus·Loben·
stein,und Ebersdocsischen Lande werden zu einem gemeinsamen Zoll- undHanbels-Verbande
unker dem Namen:

„Zoll und Handels-Verein der Thürlugischen Staaten“
verelnige.
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Artikel 2.

Die contrahlrenden Regierungen werden die erforderlichen geseclichen Vorschriften zu
dem Zwecke erlassen, damit in den obengenamten Landen und Landestheilen in Beziehung
auf die Eingangs= Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben, welche in diesem Vertrage uncer
dem gemeinschoftlichen Namen „Joll“ begrissen werden, eine völlige Uebereinstimmung mit
der in den Königlich Preußsschen, Kursürstlich Hessischen und Großbergoglich Hessischen zu
einem gemeinschaftlichen Zollshsteme verbundenen Landen beslehenden Gesetzgebung Statt finde.

Artikel 3.

Mit dem Tage der Ausführung des Vereins wird zwischen den sämmrlichen, im Ar-
utkel 1. genannten Landen und Landestheilen Freiheic des Handels und Verkehrs und Ge-
meinschaft der Zoll-Eümohme uncer den nachfolgenden Bestlimmungen einereten.

Arelbkbel 4.

Dem gemäh böcen von jenem Tage an alle Eingangs-, Ausgangs-undDurchgangs=
Abgaben an den gegenseitigen inneren Grenzen simmtlicher zum Verelue gehörigen Lande und
Landeschelle, namentlich auch alle Binnen-Zölle Gu welchen jedoch die in dem folgenden Ar-
chkel erwöhnten Waslerzölle usche gerechnet werden sollen), dieselben mägen bisher unter dem
Namen Geleit, oder unter irgend einer andern Benennung bestanden haben, ganzlich auf.

Arelke! 5.

Die Wasserzölle auf den Flüssen in den zum Wereine gehörigen Landen werden auch
serner den privativen Anordnungen der betressenden Regierungen, oder demn erwa darüber be-
stehenden Verträgen gemäß erhoben, jedoch sollen weder neue Wasserzölle eingesührt, noch
die beskehenden ohne allseitige Zustimmung erböhe, auch in Berreff ber Erbebungs-Art und
des Betrages dieser Zölle die Uncerthanen der übrigen mitconrrahirenden Scaaten den eie
genen Unterthanen überall gleich behandelt werden.

Arteikel 6.

Damle bie gegenselcige Frelbele des Verkebrs ulcht durch eine Ungleichbeir der Be-
euerung der innern Erzeugulsse elne löcende Ausnahme erleide, sind die bohen Contrahen=
bcen übereingekommen, in Ibren zum WVereine gebörigen Gebieten hinsichlich der Abgabe von
der Fabrikacon des Brauntweins, sngleichen von dem inländischen Tabaks- und Weinbau
bieselbe Besteuecung und Erbebung elnereren zu lalsen, welche in den Königlich Preußischen
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Scaaten dermalen gesetzlich eingeführe ist, auch die ohnehin in den Wereinslanben bestehenden
Abgaben von der Bereitung des Biers nicht unker den Becrag der dieserhalb gegenwär#ig in
Preußen bestehenden Steuer herabzusehen.

Ingleichen wollen die hohen Concrahenern für den Debie des Kochsalzes eine gleichför-
mige Regie-Einrichcung einführen und einen Debiespreis sestsezen, unter welchem in keinem
der zu dem Verelne gebörigen Gebiete das Sals abgesetzt werden darf.

Der Verkauf des Saljes an Prlvaten aus dem Gebiete der einen in dasjenige einer
andern der contrahirenden Regierungen ist verboren, mit Ausnahme der Jälle einer beson-
dern Uebereinkunft zwischen den betheiligten Regierungen, ingleichen solcher Fälle, wo bieser
Verkauf auf dem Grunde eines zwischen der Regierung jenes Landes, wohln das Sal) ver-
kauft wird, und der Saline, welche es verkauft, bestebenden Vertrages, unter Beobachtung
der auf der Sallue angeordneten Control= Maahßregeln Statt findet.

Arteikel 7.

In denjenigen Landen, wo der Debit der Sgpielkarten zu den Seaats-Monopolien gehört,
ist die Einfährung derselben aus anderen zum Vereine gehörigen Landen auch fernerhin ver-
boten. Auch bleibt einer jeden Regierung, in deren Gebiete dieses Monopol noch niche be-
stehe#, unbenommen, daslelbe einzuführen, und dem zusolge das Einbringen der Spielkar-
ken aus anderen zum Vereine gehörigen Landen zu untersagen.

Hinchtlich der Verbrauchs-Abgaben, welche im Bereiche der Vereinslande von anderen,
als den in Arkikel 6. bezeichneten Gegenständen erhoben werden, wird eine gegenseitige Gleich
mäßigkeit der Behandlung vergestale Seate finden, daß das Erzeugniß eines anderen Verelns-
Gebiekes unker keinem Verwande höher, als das inländlsche, belastet werden darf. Derselbe
Grundsatz gile auch für die Zuschlags-Abgaben oder Octrois, welche in einzelnen Gemeinden
der zum Wereine gehörlgen Lande eingeführe sind, oder erwa noch eingeführe werden solleen,
bergestale, daß auch plerbel das Erzeugniß elnes andern dieser Lande unter keinem Vorwande
böher belaster werden darf, als das Erzeugniß des elgenen Landes.

Es wied jedoch von Taback, Traubenmost und Wein, außer dem gemeinschaftlichen Zolle
und refp. auher den im Ar#ikel 6. erwähnten Seeuern, in kelnem Weceinsstaate weder fur
dessen, noch für Rechnung einer elnzelnen Gemeinde elne Abgabe erboben werden.

Artikels.

Die hohen Contrahenten wollen gemelnschaftlich dahin wirken, daß durch Annahme gleich-
förmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und der Besugniß der Umcertbanen des ei-



257

nen Staates, in dem andern Acbeie und Erwerb zu suchen, möäglichst seeier Spielraum
gegeben werde.

Won den Unterthanen des einen Seaates, welche in dem Gebiete elnes andern Handel
und Gewerbe rreiben oder Arbeit suchen, soll von dem Zeitpunkte an, wo der gegenwärtige
Vertrag in Kraft creten wird, keine Abgabe emntrichtek werden, welcher nicht gleichmäßig die
in demselben Gewerbs-Verhälenisse stehenden eigenen Unterthauen unterworfen sind.

Degögleichen sollen Fabrikanken und Gewerbreibende, welche blos für das von ihnen be-
2lebene Geschäst Ankäufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren selbst, sondern nur
Muster derseigoen bel sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Verechtigung zu
biesem Gewerbsbecriebe in dem Wereinsstaate, in welchem sie ihren Wohnsib haben, burch
Entrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im Dienste solcher inländischen
Gewerbereibenden oder Kaufleuce stehen, in den anderen Staaten keine wellere Abgabe bie-
für zu emreichcen verpflIchtee seyn.

Auch sollen belm Besuche der Märkee und Messen zur Ausübung des Handels und
zum Absatze elgenerErjeugnisse oder Fabrikate in jedem Vereinsstaare die Unterthanen der
übrigen contrahlrenden Staaten eben so, wie die elgenen Umeerehanen behandelt werden.

Arelkel 9.

Zur Auftechthalkung Ihres Handels- und Zollshstemes, und zur Unkerdrückung des ge-
meinschädlichen Schleichhandels und der Unterschleise bei den Stenern im Innern des Ver-
elns wollen die hohen Contrahemen sich gegenseitig kräftig unterstützen, auch zu diesem Be-
buse die erforderlichen Anordnungen durch besondere Uebereinkunft verabreden und ein förm-
liches Zoll-Cartel schließen lassen.

Artelkel 10.

Von der als Folge des gegenwärtigen Vertrages (Arkikel 3.) eintretenden Gemeinschaft-
lichkele der Zoll- Einnahmen bleiben ausgeschlossen: die Erträgnisse der Wasser= oder Floß-
zolle, der Chaussee-Abgaben, Pflaster-, Damm-, Brücken., Fähr-, Kanal., Schleußen-,
Waage-, Krahnen= und Niederlage-Gebühren, ingleichen die Zollstrasen und Consiskate,
wesche, vorbehältlich der Anthelle der Denuncianken, einer jeden Staats-Regierung innerhalb
tbres Gebietes verblelben. · .

Actikel! 11.

Die Vertbellung der gemeinschaftlichen Einnahmen richtet sich nach dem Verhälmisse
der Seelenzahl in den zum Verelne gehsrigen Landen und Landeshellen.
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Zum Behufe der Vertheilung sollen die von den betreffenden hoheren Staatsbehorden

als richtig zu actestireuden Uebersicheen von der neuesten Bevölkerung von drei zu drei Jah-
ren gegenfeleig mitgerheile, und wird mie dieser Miteheilung ummittelbar nach Roakisication
des gegenwärtigen Verwages der Anfang gemacht werden.

Artike! 12.

Die von ben Erhebungsstäcten eingehenden gemeinschaftlichen Zollgefälle fließen bis zur
Abrechnung und Vereheilung in die Cassen derjenigen Landeeherrschasten, in deren Gebieren
die Erpebungsstätken belegen sind.

Arelkel 13.

Die fümmelichen Erhebungs- und Verwaltungskosten fallen den einzelnen berressenden
Seaaten zur Last, mie Ausnahme derjenigen, welche die Umerhaltung der gemeinschaftlichen
Behörde in Erfure (Artikel 17.) und die dieser obliegende Geschäftsführung verursacht.

Artikel! 14.

Von der karismäßigen Abgaben-Eutrscheung bleiben bie für die Hofbal#ungen der bohen
Souveraine und Ihrer Regeneenbäuser, so wie die sür die bei ihren Hösen accredftirten Ge-
sandeen eingebenden Gegenstände nicht ausgenommen, und wenn dafür Rückvergütungen Statr
baben, so werden solche der Gemeinschaft niche in Anrechnung gebrachr.

Eben so wenlg anrechnungsfähig sind Eneschädigungen, welche wegen Einziehung von
Zollrechten, oder wegen ousgehobener Befreiungen an Communen oder einzelne Berechtigre
gezablt werden müslen.

Areikel 15.

Bergänstigungen für Gewerbereibende Hinscchtlich der Steuer-Entrichtung, welche ulcht
ir der Zollgesegebung selblt begründee sinb, sallen der Staatskasse derjenigen Regierung,
welche sie bewilligt hat, zur Last. Darüber, unter welchen Maahgaben solche Vergünstigun-
gen zu bewilligen sind, wird nähere Verabredung vorbehalten.

Artitel 16.

Das Begnabigungs·und Strafverwandlungs-Rechtwirdebenfallsvonjedem der con-
trahirenden Theile in seinem Oebiete ausgeubt.
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Artikel! 17.

In Beziehung sewohl auf die ZellErhebung, als auf die Verwaltung und Erhebung
der vercragsmäßig nach gleichfsrmigen Eimrichtungen zu erbebenden inneren Steuern (Arti-
kel 6.) wird von sämmelichen Vereinsregierungen eine gemeinschaftliche Comrole angeordnet,
und diese einem General- Inspector übertragen werden, welchem gugleich die Vorbereicung
der jährlichen Revenüen-Tbeilung obliegen soll. Der Sitz des General= Inspectors wich in
Erfure seyn.

Das Nähere über die Einrschtung dieser Conerole wird durch ein besonderes Regulativ
bestimme werden, welches als ein integrirender Theil des gegenwärtigen Vertrages angesehen
werden foll.

Arelkel 18.

Es werden jährlichzuelnernoch näher zu verabredenden Zeit Bevollmächeigte sämmoe-
licher Vereinsregierungen in Ersure zusammenkommen, um über die Angelegenbeiten des
Vereins sich zu berathen, Beschlüsse zu fossen, namentlich auch die befinitive Abrechnung
zwischen den betbeiligten Staaten festzustellen.

Einer vieser Bevollmächrigten wird dabei zum Worsthenden gewählt, ohne daß jedoch
demselben bierdurch ein Vorreche vor den Anderen zu Theil würde.

Im Falle des Bedürfnisses werden die Bevollmächcigten auch aufferordenkliche Zusam-
menkunfte halten, woruber die betheiligten Regierungen sich auf dem Wege des schriftlichen
Benehmens einigen werden.

Die Kosten der Bevollmächnigeen werden von elner jeden Regiecung für den ihrigen
gerragen.

Arcikel 19.
Alles, was sich auf dle Ausführung der im gegenwärtigen Vertrage enthaltenen Ver-

abredungen bezieht, soll durch gemeinschaftliche Commissarien vorbereitec werden.
Zum Geschäfte dieser Commissarien gehört insbesondere die Vereinbarung wegen der us-

chigen übereinstimmenden Absassing der in den zum Vereine gehörigen Landen und Londes-
theilen einzufübrenden organischen Bestimmungen und der damit in Verbindung stehenden

reglementairen Verfugungen und Instructionen, ingleichen die Vereinbarung, welche Maaß·
gaben bei dem Organisations-Plane für die Verwaltung der gemeinschaftlichen Abgaben in
einem jeden Pereinelande nothig sind.

Arteike! 20.

Die Dauer des gegenwärtigen Vercrages, welcher spätestens am 1. Januar 1834 In
Ausführung kommen soll, wird vorläufig bis um 1. Jannar 1842 kestgese9t. Wird der
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Vertrag wahrend dieser Zeit, und spatestens neun Monate vor Ablauf derselben nicht ge-
kundigt, so soll derselbe als noch auf zwolf Jahre, und sofort von zwolf zu zwolf Jahren
verlangert angesehen werden.

Arteikel 21.

Gegenwärtiger Vercrag soll alsbaid zur Ratifcation der bohen conkrahirenden Thelle
vorgelegt und die Auswechselung der Ratifications-Urkunden soll spärestens in sechs Wochen
in Berlin bewirke werden.

So geschehen Berlin, den 10. Mal 1833.

Gez.) Ludwig Kahne, Ernst Michaellss, Carl Friedrich Wilkens,
(. 8.) (L. S.) L. 8.)

Heinrich Theodor Ludwig Schwedes, Ludwig Heinrich v. L'Estocq,
(L. 8.) (L. S.)

Ottokar Thon, Ludwig v. Rebeur, Jacob Ignaz v. Cruickshank,
#. S.) (L. 8.) (L. 8S.)

Carl August Friedrich Adolph v. Eischern,
¶. s.)

Carl Johann Heinrich Ernst Edler v. Braun,
(C. S.)

Otto Wilheim Karl v. Roder, Carl Fried. Wilhelm v. Weise,
(L. S.) (L. S.)

Friedrich Wilhelm v. Witzleben, Gustav Adolph v. Strauch.
(L. 8.) (u. 8.)
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Gesetzsammlung
für die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 32.

No. 40. Vertrag zwischen Preuten, Kurßessen und dem Grofberzegtbume Hessen, ferner Bapern
und Wärtemberg, sodann Sachsen einer Seits und den zu dem Thüringischen Zoll= und
Handelsvereine verbundenen Staaten anderer Seits, wegen Anschließung des letztern Ver,
eins an den Gesammt Jollverein der erstern Seaaten.

MN. rem die zu dem Thuringischen Zoll- und Handels-Vereine verbundenen Regierungen
sich in dem Wunsche vereiniget haben, zur ferneren moglichsten Förderung eines freien
Verkehrs den gevachten Verein dem zwischen den Königreichen Preußen, Baiern, Sachsen
und Wärtemberg, ingleichen dem Kurfürstenthume und dem Großßerzogehume Hessen be-
gründeten Zoll= Verbande anzuschließen, vie Regierungen dieser Staaten aber der Eröff
nung des diesfälligen Wunsches mit derjenigen Bereitwilligkeit entgegen gekommen sind,
wesche ihrer Fürsorge für die fortschreitende Entwickelung rines freien Handels und gewerb-
lichen Verkehrs in Deutschland entspricht: so sind zur Erreichung vieses Zweckes Verhand=
lungen gepflogen worden, wozu als Bevollmächrigte ernannt haben:

einer Seits:

Seine Majestät der König von Preußen, Geine Hoheit der Kurprinz und Mitregent
von Hessen und Seine Königliche Hohrit der Grotherzog von Hessen, und zwar
Seine Majestet der König von Preußen:

Allerhöchst Ihren Gehrimen OberFinanzrathLudwigBogielaneSamuel
Kühne, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler Ordens dritter Klasse
mit der Schleise und Commandeur 2er Klasse des Kurfürstlich Hessischen Haus-
ordens vom goldenen Lewen

und

Ausgegeben den 23. December 1833.
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Allerßöchst-Ihren Geheimen Legationsrath Erus#t #lichgelio, Nitter des Kr-
niglich Preußischen rothen Adler Ordens vierter Klasse, Offfeler der Königlich
Französischen Ehrenlegion und Commandeur des Kurförstlich Hessischen Haus-
ordens vom goldenen Löwen;

Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Hessen:
Hochst-Ihren wirklichen Geheimen Legationsrath, außerordentlichen Gesandten
und bevollmächtigten Minister an dem Koniglich Preußischen Hofse, Carl
Friedrich von Wilkene= Hohenan, Kommandeur des Kurkürstlich Hesl
schen Haus: Ordens vom goldenen Löwen, Ritter des Königlich Yreußischen
rothen Adler-Ordens dritter Klasse und des Königlich Preußischen St. Johanmi-
ter-Ordens,

und

Höchst. Ihren Geheimen Ober-Berg-Rath Seinrich Theodber Ludwig
Schwedes, Ritter des Kurfürstlich Hellischen Hausordens vom goldenen
Löwen;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Hessen;

ferner:

Hoöchst-Ihren wirklichen Geheimenrath und Präsiden#rn der Ober-Finanz= Kam-
mer Wilhelm von Kopp, Commandeur erster Klasse des Großherzoglich

Hessischen Lurwigs-Ordens, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-
Ordens zweiter Klasse, Commandeur erster Klasse des Kurförstlich Heslischen
Haus,"Orbdens vom goldenen Löwen;

Seine Majestät der König vom Bay#rn und Seine Malestat ver König von Wrtem-

berg, und zwar

Seine Majestät der König von Bayern:
Allerhöchst-Ihren Kämmerer, Staaksrath, außerordentlichen Gesandten und be-
vollmächtigten Minister an den Königlich Preußischen, Königlich Sächsischen,
Großherzoglich Sächsischen und den Herzoglich Süchsischen Höfen, Frichrich
Christian Johann Graf von Lurburg, Großkreuz ves Eivil Verdienst-
Ordens der Königlich Baierschen Kronc, Ritter des Kömglich Preußischen rothen
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Apler-Ordenserster Klasse, Grogkreuz des Königlich Sächsischen Eivil-Verdienst=
Ordens und Rltter des Königlich Würtembergischen Friedrichs-Ordens;

Seine Majestst der König von Würtemberg:
Allerhöchst Jüren Major im Generalstabe, Geschäftsträger am Königlich Preußi
schen Hofe, Kranz a Haula Friedrich Freißerr von TLinden;

Seine Majestät der Känig und Seine Königliche Hoheit der Prinz Müregent von
Sachsen: .

AlleshdchstishkcnGruekalisicutenantvekCavallekie,General-Miatauten,qqpkk-
ordentlichen Gesandten und bevollmachtigten Minister am Koniglich Preußischen
Hofe, Carl Friedrich Audwig von Wanderf, Ritter des Koniglich
Sichsischen Rauten Ordens, Commandeur erster Klasse des Königlich Sachsi-
schen Milter-St. Heimichs-Ordens, Ritter des Königlich Baverischen St.
Huberkus: Ordens;

anderer Seits,
die bei dem Thöringischen Zol und Handels-Vereine betheiligten Souveraine, nämlich
auher Seiner Masestät dem Könige von Preußen und Geiner Hoheit dem Kurprinzen
und Mitregenten von Hessen:

Seine Königliche Hoheit der Großberzog von Gachsen-Weimar-Eisenach:
Höchst-Ihren Minister-Residenten am Königlich Preußischen Hofe, den Gencral=
Major Ludwig Seinrich von L#'Estocq, Rüter des Königlich Preußischen
rochen Adler Ordeus zweiter Klasse mit Eichenlaub und des Königlich Preußi=
schen Militair Verdienst, Ordens, Commandeur des Großherzoglich Sächsischen
Haus,Ordens vom weißen Falken

und

Höchst-Ihren Kammnerrach Getokar Thon, Ritter des Königlich Preupischen
rothen Avdlerordens drikter Klasse;

Seine Durchlauche ver Herzog von Sachsen-Meiningen:
Höchst-Ihren Minister Residenten am Königlich Preugischen Hofe, den Kam=
merherrn Ludwig August von Renbeur, Ritter des Königlich Preußischen
rothen Adlerordeno dritter Klasse;
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Höchst-Ihren wirklichen Geheimen Legationsrath und Kammerherm Jacob
Ignatz von Cruickshank, Ritter des Königlich Preußischen rothen Wdler-
ordens dritter Klasse und des Großherzoglich Sachsischen Ordens vom weisien
Falken,

und

Höchst-Ihren Ministerialrath Carl August Friebrich Adolph von Fischem,
Riner des Koniglich Preuplschen rothen Abdlerordens dritter Klasse und ves Ko-
niglich Sächsischen Cioil-Verdienst-Ordens;

Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen= Altenburg:
Höchlk-Ihren wirklichen Geheimenrath, Minister und Kammer= Präsi#enten
Carl Johann Heinrich (Erust Evler von Braun, Commandeur des
Königlich Sichsischen Clvil, Vervienstordens und des Großhergoglich Sichsischen
Hausordens vom weigen Falken, Niteer des Ordms der Königlich Wartem-
bergischen Krone;

Seine Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Coburg- Gotha:
Höchst-Ihren Kammerherm und Minister-Ressven#en am Königlich Preußischen
Hofe, den Oberstlieutenant Otto Wilhelm Carl von Roder;

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg: Sondershausen:.
Höchst-Ihren Kammer" Präsiventen Carl Friedrich Wilhhehn von Weise,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Aoler= Ordens dritter Elasse;

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg, Ruvolstadt:
Höchst-Ihren Ober-Stallmeister Friedrich Wilhelm von Wigleben;

Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß-Schleiz,
Seine Durchlaucht der Fürst von Reup-Greiz

und

Geine Durchlaucht der Fürst von Reuß-LobensteinundEbersdorf:
Höchst-Ihren Kanzler, Regierungs: und Consistorial? Masiventen, Gustar
Adolph von Serauch, Ritter des Königlich Preußischen rothen Avdler,
Ordens dritter Klasse und des Königlich Süchsischen Eivil-Verdienst-Or#ens;

von welchen Bevollmächtigten unter dem Vorbehaltr ver Ratiffcation folgender Vertrag
geschlossen worden ist.
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Artikel 1.
Oie zu dem Thürü#gischen Zoll: und Handels-Vereine verbundenen Regierungen tre-

ten in ihrer Gesammtheit dem zwischen den Königreichen Preugen, Bayern, Sachsen und
Würtemberg, ingleichen dem Kurfürstenthume und dem Großherzogthume Hessen Behufs
eines gemeinsamen Zoll: und Hanvels, Systems errichteten Gesammt= Vereine auf der
Grundlage ver darüber unter dem 22sten und Zosten März d. J. abgeschlossenen Verträge
mit der Wirkung bei, daß diese, jedoch unter den aus der Natur der befonderen Ver-
bältnisse folgenden Maaßgaben, auch auf die Thüringischen Vereinslande Anwendung fin-
den, und daher die letzteren in ihrer Gesammtheit gegen Uebernahme gleicher Verbiwlich=
keiten auch gleicher Rechte, wie die übrigen Staaten des Gesammtvercins, theilhaftig
werden.

Die Bestimmungen der gedachten Verträge werden mit den dabei für angemessen
gefundenen Veränderungen und Zusähen hier, wie nachstehet, aufgenommen.

Artikel 2.

In dem Gesammt, Vereine, welchem die Lande und LZanvestbeile des Thüringischen
Vereins sich anschließen, sind insbesondere auch diejenigen Staaten einbegrissen, welche
schon früher entweder mit ihrem ganzen Gebiete, oder mit einem Theile vesselben, dem
Zoll: und Handelsspsteme eines oder des andern der contrahirenden Staaten beigetreten
sind, unter Berücksichtigung ihrer auf den Beitrittsverträgen beruhenden besonderen Ver-
bälmisse zu den Staaten, mit welchen sie jene Verträge abgeschlossen haben.

Artikel 3.

Oagegen bleiben von dem Gesammtvereine vorläusig ausgeschlossen diejenigen ein-
zelnen Londestheile der contrahirenden Staaten, welche sich ihrer Lage wegen zur Auf-
nahme in den neuen Gesammeverein nicht eignen.

Es werden sevoch diejenigen Anordnungen aufrecht erhaltrn, welche rücksichtlich des
erleichterten Verkehrs dieser Landestheile mit dem Hauptlande gegenwärtig bestehen.

Weitere Begünstigungen dieser Art können nur im gemeinschaftlichen Einverständnisse
der Verrinsglieder bewilligt werden.
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Art#ikel 4.
In den Gebieken der contrahirenden Staaten sollen übereinstimmende Gestüze über

Eingangs-Ausgangs= und Durchgangs-Abgaben bestehen, jedoch mit Modiffcationen,
welche, ohne dem gemeinsamen Zwecke Abbruch zu thun, aus der Eigenthümlichkeit der
allgemeinen Gesetzgebung eines jeden theilnehmenden Staates oder aus lokalen Interessen
sich als nothwenvig ergeben.

Bei dem Zolltarife namentlich sollen hlerdurch in Bezug auf Eingangs= und Aus-
gangs= Abgaben bei einzelnen, weniger für den größern Handels-Verkehr geeigneten Ge-
genständen, und in Bezug auf Durchgangs-Abgaben, je nachvem der Zug der Handels-
straßen es erfordert, solche Abweichungen von den allgemein angenommenen Erhebungs-
sten, welche für eingelne Staaten als vorzugsweise wünschenswerth erscheinen, nicht
ausgeschlossen seyn, sofern sie auf vie allgemeinen Inkeressen des Vereins urcht nachtheilig
einwirken.

Oesgleichen soll auch vie Verwaltung der Eingangs= Ausgangs, und Durchgangs=
Abgaben und die Organisation ver dazu dienenden Behörden in allen Ländern des Ge-
sammtereins, unter Beracksichtigung der in denlelben bestehenden eigenthümlichen Ver-
Hältnisse, auf gleichen Fuß gebracht werden.

Oie nach diesen Gesichtspuneten zwischen den contrahlrenden Staaten zu vereinbaren-
den Gesetze und Ordnungen, namentlich

daß Zollgesetz,
der Jolltarif,
die Zollordnung,

sollen als integrirende Bestanvcheile ves gegemodrikgen Vertrages angesehen, und gleich-
geitig mit demselben publicirt werden.

Artikel 5.

Veränderungen in der Jollgesetzgebung mit Einschlußz des Zolltarifs und ver Zoll-
ordnung (Artikel 4.), so wie Zusütze und Ausnahmen können nur auf demlelben Wege
und mit gleicher Uebereinstimmung sömmtlicher Glieder des Gesammtvereins bewirkt
werden, wie die Einführung der Gesetze erfolgt.
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Dies gilt auch von allen Anordnungen, welche in Bezithung auf die Zollverwal.
tung allgemeine abandernde Normen aufstellen.

Artikel 6.
Mit der Ausführung des gegenwärtigen Vertrages trikt zwischen den contrahirenden

Staaten Freiheit des Handels und Verkehrs und zugleich Gemeinschaft der Einnahme an
Zöllen ein, wie beide in den folgenden Artikeln bestimmt werden.

Artikel 7.
Es hören von diesem Zeitpunkte an alle Eingangs" Ausgangs= und Durchgangs-Ab-

gaben an den gemeinschaftlichen Landesgrenzen ves bishergen Preußisch" Heslischen und
des bisherigen Baycrisch-Würtembergischen Zollvereins, ingleichen des Kenigreichs
Sachsen und der Thöüringischen Staaten auf, und es können alle im freien Verkehre ves
einen zu dem Gesammtvereine gehörigen Gebietes,bereits befindlichen Gegenstände auch
frei und unbeschwert in jedes andere zu diesem Vereine gehörige Geblet cingeführt werden,
mit alleinigem Vorbehalte:

#) der zu den Staatsmonopolien gehsrigen Gegenstäende (Spielkarken und Sald nach
Maaßgabe der Artikel 9 und 10.

b) ver im Innern der contrahirenden Gtaaten gegemwärtig entweder mit Steuern von
verschiedener Höhe, oder in dem einen Staate gar nicht, in dem andern aber
mit einer Steuer belegten, und deshalb einer Ausgleichungs-Abgabe unterworfenen
inländischen Erzeugnisse, nach Maaßgabe des Artikels 11., und endlich

Wco) folcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von einem der contrahirenden
Staaten ertheilten Erfindungs: Patente oder Mryilegien nicht nachgemacht oder ein-
gefübrt werden können, und daher für die Dauer der Patente oder Privilegien von
der Einfuhr in den Staat, welcher vieselben erthrilt hat, noch anzgeschlossen
bleiben müssen.

Artikel 8.

Der im Artikel 7. festgesetzten Verkehrs und Abgaben, Freiheit unbeschadet, wird
der Ucebergang solcher Handelsgegenstinde, welche nach dem gemeinsamen Zolltarife
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einer Eingangs= oder Ausgangs= Gteuer an den Außengrenzen unterliegen, auch aus den
Königlich Bayerischen und Königlich Würtembergischen Landen in das Gebiet des Thüringi-
schen Vereines und umgekehrt, nur unter Innehaltung der gewöhnlichen Land; und Heer-
straßen Statt finden, und es werden an den Binnengrenzen gemeinschaftliche Anmeldestel-
len eingerichtet werden, bei welchen vie Waarenführer unter Vorzeigung ihrer Frachtbriefe
oder Transportzettel die aus dem einen in das andere Gebiet überzuführenden Gegenstände

anzugeben haben.
Auf den Verkehr mit rohen Producten in geringeren Quantitäten, so wie überall

auf den kleineren Grenz: und Marktverkehr, und auf das Gepäck von Reisenden findet
obige Bestimmung keine Anwenvung. Auch wird keinerlei Waarenrevision Statt finden,
außper in soweit als die Sicherung ver Ausgleichungs= Abgaben (Artikel 7. b) es erfor-
dern könnte.

Artikel 9.

Hinsichtlich der- Einfuhr von Spielkarten behält es in jedem der zum Gesammt-
vereine gehörigen Staafen bei den bestehenden Verboks" oder Beschränkungsgeletzen sein
Bewenden.

Artikel 10.
In Betreff des Galzes wird Folgendes festgesetzt:

a) die Einfuhr ves Salzes und aller Gegenstände, aus welchen Kochsalz ausge-
schieden zu werden pflegt, aus fremden nicht zum Vereine gehörigen Ländern
in die Vereinsstaaten ist verboten, in soweit dieselbe nicht für eigene Rechnung
einer der vereinten Regierungen, und zum unmittelbaren Verkahfe in ihren
Salz=Aemtern, Factoreien oder Niederlagen geschieht.

h) Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenstände aus den zum
Vereine nicht gehörigen Ländern in andere solche Länder soll nur mit Genehmie
gung der Vereinsstaaten, deren Gebiet bei der Durchfuhre berührt wird, und
unter den Vorsichtomaaßregeln Statt finden, welche von denselben für nöthig
erachtet werden.

e) Die Ausfuhr des Galzes in fremde, nicht zum Vereine gehörige Staaten
ist frei.



249

d) Was den Galzhanbel innerhalb der Vereinsstaaten betrifft, so ist die Einfuhr
des Galzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaubt, wenn zwi-

schen den Landeoregierungen besondere Verträge deshalb bestehen.
ge) Wenn eine Regierung von einer andern innerhalb des Gesammwereins aus

Staats= oder rivatsalinen Galz beziehen will, so müssen die Sendungen
mit Pässen von öffentlichen Behörden begleitet werden.

O Wenn ein Vereinsstaat durch einen anderen aus dem Auslande oder aus einem

dritten Vereinsstaate seinen Salzbedarf beziehen, oder vurch einen solchen sein
Salz in fremde nicht zum VWereine gehörige Staaten versenden lassen will, so
soll diesen Senvungen kein Hindernig in den Weg gelegt werden; jedoch wer
den, in sofern dieses nicht schon durch frühere Verträge bestimmt ist, vurch
vorhergängige Uebereinkunft der betheiligten Staaten die Straßen für den Trans-
port und vie erkforderlichen Sicherheitsmaaßregeln zur Verhinderung der Ein-
schwärzung verabredet werden.

6) Zur wirksamenVerhütung des Schleichhandels mit alz-machen die Regie
gen der zu dem Thüringischen Vereine gehörigen Staaten sich verbindlich, glei
wie solches früher schon zwischen Preußen und Kurhessen verabredet worden!,
aus den in ihren Landen belegenen, gleichviel ob landesherrlichen oder Privak-
salinen, nur ein solches Quantum Kochsalz zum inländischen Debit abzugeben
und abgeben zu lassen, als für den Verbrauch innerhalb ihrer Gebiete nach eit-
ner auskömmlich zuzulegenden Berechnung erforderlich ist, auch fürerst den
Debitspreiß von 87/Tbaler für die Tonne zu 400 Pfund Preußisches Ge-
wicht mit 5 Pfund Gutgewicht, als den niedrigsten, welcher in dem Ge-
sammtvereine dermalen bestehet, in ihren Landen und Landeötheilen als Mi
nimum einzuführen. Die näheren Bestimmungen über die Regie Verwaltung
bleiben einer besondern Verabredung der betheiligten Regierungen vorbehalten.

Artikel 11.
In Bezug auf diejenigen Erzeugnisse, bei welchen binslchtlich ver Bestruerung im

„Innern noch eine Verschievenheit der Gesetzgebung unter den einzelnen Vereinslanden Statt
findet C#reikel z, Unt. h.), wird von allen Theilen als wünschenswerth anerkannt, auch
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hlerin eine Uebereinstimmung der Gesetzgebung und der Besteuerungssätze in ihren Staa-
ten hergestellt zu sehen, und es wird daher ihr Bestreben auf die Herbeiführung einer
solchen Gleichmäßigkeit gerichtet bleiben. Bis dahin, wo dieses Ziel erreicht worden, kön-
nen zur Vermeidung der Nachtheile, welche für die Producenten des eigenen Staates im
Verhélenisse zu dem Producenten in anveren Vereinsstaaten aus der ungleichen Besteucrung
erwachsen würden, von anderen Gliedern des Gesammtvereins gegen ven Thüringischen
Verein und umgekehrt, Ergänzungs= und Ausgleichungs-Abgaben von folgenden Gegenstan-
den erhoben werden:

a) im Königreiche Bayern Gur Zeit mit Ausschluß des Rheinkteises)
von Bier,

geschroterm Malze;
5o im Königreiche Wörtemberg

von Bier

geschrotetem Mahze;
c) in den zum Thüringischen Vereine gehörigen Staaten

von Branntwein,
Taback,
Traubenmost und Wein.

Es soll bei ver Bestimmung und Erhebung der gedachten Abgabßen nach folgenden Grundsätzen
verfahren werden:

1) Die Ausgleichungs= Abgaben werden nach dem Abstande der gesetzlichen Steuer im
Lanve der Bestimmung von der denselben Gegenstand betreffenden Struer im Lande
der Herkunft bemessen, und fallen daher im Verhältnisse gegen diejenigen Vereins
lande ganzlich weg, wo eine gleich hohe oder eine höhere Steuer auf dasselbe Er-
zeugniß gelegt ist.

2) Veränderungen, welche in den Steuern von inländischen Erzeugnissen der betheilige
ten Staaten eintreten, haben auch Veränderungen in den Ausgleichungs,Abgaben,
jedoch stets unter Anwendung des vorher (1.) aufgestellten Grundsatzes, zu Folge.

Wo auf den Grund eineer solchen Veränderung elne Ausgleichungs, Abgäbe zu
erböhen seyn würde, muß, fälls die Erhöhung wirklich in Anspruch genommen
wird, eine Verhandlung darüber zwischen den belheiligten Staaten und eine voll
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standige Nachweisung der Zulassigkeit nach den Bestimmungen des gegenwartigen
Vertrages vorausgehen.

3) Oie gegenwärtig in Preußen gesetzlich bestehenden Sätze ver Struern von inländischem
Traubenmost und Wein, vom Tabacksbau und Branntwein, so wie vie gegen-
wärtig in Bayern bestehende Steuer von inländischem geschroteien Malz und Bier
Malzaufschlag) sollen jedenfalls den höchsten Satz desjenigen bilden, was in einem
Pereinsstaate, welcher jene Steuern eingeführt hat, oder kunftig etwa einführen
sollte, an Ausgleichungs= Abgaben von diesen Artlkeln bei deren Eingange aus ei
nem Lande, in welchem keine Steuer auf dieselben Erzeugnisse gelegt ist, erhoben
werden darf, wenn auch vie betreffende Steuer des Staates, welcher die Ausglei
chungs-Abgabe bezieht, diesen höchsten Sag übersteigen sollte.

4 Rackvergütungen der inländischen Staatsskeuern sollen bey der Ueberführ der besteuer-
ten Gegenstände in ein anderes Vereinsland nicht gewährt werden.

5) Auf andere Erzeugnisse als Bier und Malz, Branntwein, Tabaköblätter, Trauben=
most und Wein foll unter keinen Umständen eine Ausgleichungs-Abgabe gelegt werden.

60) In allen Staaten, in welchen von Taback, Traubenmost und Wein eine Ausglei-
chungs-Abgabe erhoben wird, soll von diesen Exzeugnissen in keinem Falle eine
weitere Abgabe weder für Rechnung #ns Staates noch für Rechnung der Commune
beibehalten oder eingeführt werden.

7) Oer Ausgleichungs= Abgabe sind solche Gegenstände nicht unterworfen, von welchen
auf die in der Zollordnung vorgeschriebene Weise dargethan ist, daß sie als auslän-
disches Ein= und Durchgangs-Gut vie zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungs-
behörde des Vereins bereirs bestanden haben, oder derselben noch unterliegen, und
eben so wenig diesenigen im Umfange des Vereins erzeugten Gegenstende, welche
mur vurch einen Vereinsstaat transitiren, um entweder in einen andern Vereins=

staat oder nach dem Auslande geführt zu werden.

8) Die Ausgleichungsabgabe kommt den Kassen dessenigen Staabes zu Gute, wohin
die Versendung erfolgt. In sofern sie nicht schon im Lande ver Verfendung für Rech-
nung des abgabeberechtigten Staates erhoben worden, wird die Erhebung im Gebie
des Letztern erfolgen.
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9) Es sollen in jedem der contrahirenden Staaten solche Einrschtungen getrofken werden,
vermöge welcher die Ausgleichungs-Abgabe in dem Vereinslande, aus welchem die
Versendung erfolgt, am Orte der Versendung oder bei der gelegensten Zoll= oder
Steuerbehörde entrichtet, oder ihre Entrichtung durch Anmel#ung sicher gestellt
werden kann.

10) So lange, bis diese Einrichtungen durch besondere Uebereinkunft festgesezt sepn
werden, bleibt der Verkehr mit Gegenständen, welche einer Auogleichungs Abgabe
unterliegen, in der Art beschränkt, daß dieselben, ohne Unterschicd der transpor-
tirten Quantitähten, in das Gebiet ves abgabeberechtigten Staates nur auf den im
Artikel 8. bezeichneten over noch anderweit zu bestimmenden Straßen eingeführt und
#an den vort einzurichtenden Anmelde= und Hebestellen angemeldet und resp. ver-

steuert werden müssen, ohne daß jedoch in Folge hievon der Verkehr mit ven Gegen-
ständen, von welchen eine Ausgleichungs= Abgabe nicht zu entrichten ist, einer wei
tern, als ver in dem obengedachten Artikel angeordneten Aufsicht unterworfen seyn
wird.

Artikel 12.

Hinsichtlich der Verbrauchs-Abgaben, welche im Bereiche der Vereinslunder von ande-
ren als den im Artikel 11. bezeichneten Gegenständen erhoben werden, so wie der im Groß=
herzogthume Hessen zur Erhebung kommenden Steuern von Getränken wird überall eine ge'
genseitige Gleichmäßigkeit der Behandlung Statt finden, dergestalt, daß das Exzeugniß eines
anderen WVereinsstaates unter keinem Vorwanve höher belastet werden darf, als das inländische.

Derselbe Grunosatz findet auch bei ven Zuschlags" Abgaben und Octrois Statt, welche
für Rechnung einzelner Gemeinden erhoben werden, so weit vergleichen Abgaben nicht über-
haupt nach der Bestimmung des Artikelo 11. No. 6. unzulassig sind.

Artikel 13.
Chausseegelder oder andere statt derselben bestehende Abgaben, wie z. B. der in den

Königreichen Bayern und Wörtemberg zur Surrogirung des Wegegeldes von eingehenden
Gätern eingeführte fire Zollbeischlag, eben so Pflaster-Damm: Brücken und Fährgelder,
oder unter welchem anderen Ramen dergleichen Abgaben bestehen, ohne Unterschieo, oh die
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munt geschieht, sollen nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingefuhrt werden konnen,
gl sie den gewöhnlschen Herstellungs= und Umterhaltungskosten angemeslsen sind.

Oas dermalen in Preußen nach dem allgemeinen Tarife vom Jahre 1828 bestehende
Chausseegeld soll als der höste Satz angesehen, und hinföhro in keinem der contrahirenden
Staaten überschritten werden.

Besondere Erhebungen von Thorsperr, und Pflastergeldern sollen auf chaußirten Straßen
da, wo sie noch bestehen, demvorstehenden Grundsatze gemäg aufgehoben, und die Orts-
Uolaster den Ehausseestrecken dergestalt eingerechnet werden, daß davon nur die Chaussec=
gelder nach dem allgemeinen Tarife zur Erhebung kommen.

Artikel 14.
Die contrabirenden Regierungen wollen dahin wirken, daß in ihren Landen ein gleiches

Manz-: Maaß= und Gewichts-System allgemein in Anwendung komme, und hierüber so-
fort besondere Unterhandlungen einleiten lassen.

Vorléufig find dieselben übereingekommen, dah schon von der Ausführung des gegenwär-
gen Vertrags an ein gemeinschaftliches Zollgewicht, und zwar der bereits in dem Gropher=
zogthume Hessen gesehtlich eingeführte Zentner in Anwendung kommen und der gemeinschaftliche
Zolltarif überall mit Zugrundelegung vieser Gewichtseinheit ausgearbeitet und publicirt wer-
den soll.

Den contrahirenden Regierungen bleibt es überlassen, zur schnelleren Abfertigung der
Waarensendungen an den Zollstätten, und zur leichteren Berechnung des vorgerachten ge-
meinschaftlichen Zollgewichts bei den in dem Zolltarife vorkommenden Maah: und Gewichts-
bestimmungen eine Reduction so wohl auf die Maaße, worlche in den Tarifen der andern con-
trahirenden Staaten angenommen worden sind, als auch auf das Gewicht, welches in
iren Landen anderweit gesetzlich over landüblich eingeführt ist, entwerfen und öffentlich be-
kannt machen zu lalsen.

Die Zollabgabe soll in den Thüringischen Vereinslanden nach dem Preußischen Münzfaße
berechnet, und kann entweder in Preußischen ¼ bis 1/8 Thalerstücken, oder in Conven=
tionsgelde und zwar den Preußischen Thaler gleich 1¾/ Rheinischen Gulden over 23 ½/ 9Er.
gerechnet, geleistet werden, und bleihbt es in denjenigen Thtringischen Vereinsstaaten,
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in welchen die Rechnung nach Gulden gebräuchlich ist, den Regierungen überlassen, dem
Tarife eine Reduction auf Guldenwährung beizufügen.

Es sollen auch schon jetzt die Gold:und Silbermönzen der sämmtlichen contrahirenden
Staaten — mit Ausnahme der Scheivemönze — bei allen Hebestellen des Gesammtver-

eins angenommen, und zu viesem Behufe Valvationstabellen öffentlich bekannt gemacht werden.

Artikel 15.
Alle Begünstigungen, welche ein Vereinsstaat dem Schifffahrtsbetriebe seiner Unter-

thanen zugestehen möchte, sollen in gleichem Maaße auch der Schifffahrt der Unterihanen der
anveren Vereinsstaaten zu Gute kommen.

Artikel 46.
Von dem Tage an, wo die gemrinschaftliche Zollordnung des Vereins in Vollzug

gesetzt wird, sollen in dem zum Zollvereine gehörigen Gebieten alle etwa noch bestehenden
Stapel= und Umschlagsrechte aufhören, und Niemam soll zur Anhaltung, Verladung oder
Lagerung gezwungen werden können, als in den Fällen, in welchen die gemeinschaftliche
Zollordnung oder die betreffenden Schifffuhrtsreglements es zulassen over vorschreiben.

Artikel 17.
Kanal Schleusen: Brücken= Fähr= Hafen: Waage: Krahnen: und Riederlage: Ge-

bühren, und Leistungen für Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind,
sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen erhoben und für Letztere nicht
erhöhet, auch überall von ven Unterthanen ver anderen contrahirenden Staaten auf völlig
gleiche Weise, wie von den eigenen Unterkhanen erhoben werden.

Findet der Gebrauch einer Waange= oder Krahnen=Einrichtung nur zum Behufe einer
zollamtlichen Controle Statt, so tritt eine Gebühren= Erhebung bei schon einmal hollamtlich
verwogenen Waaren nicht ein.

Artikel 18.

Die hohen Contrahenten wollen auch ferner gemeinschaftlich dahin wirken, daß durch
Annahme gleichförmiger Grundsätze die Gewerbsamkeit befördert und der Befugniß der Unter-
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thanen des einen Staates, in dem arwern Arbeit und Erwerb zu suchen, maglich freier
Spielraum gegeben werde.

Von den Unterthanen des einen der contrahirenden Staaten, welche in dem Gebiete eines
andern derselben Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem Zeit-
puncte an, wo der gegenwärtige Vertrag in Kraft treten wird, keine Abgabe entrichtet
werden, welcher nicht gleichmäßig die in demselben Gewerbsverhältnisse stehenden eigenen
Unterthanen unterworfen sind.

Oesgleichen sollen Fabrikanten und Gewerbtreibende, welche blos für das von ihnen be-
triebene Geschäft Ankäufe machen, oder Reisende, welche nicht Waaren selbst, sondern nur
Muster derselben bei sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Berechtigung zu
diesem Gewerbsvetriebe in dem Vereinsstaate, in welchem sie ihren Wohnsitz haben, vurch
Enrrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im Oienste solcher inländischen
Gewerbtreibenden oder Kaufleute stehen, in den anveren Staaten keine weitere Abgabe hiefür
zu entrichten verpflichtet seyn. «

AuchsollcnbtimBeflichedekMäckkeanvMessenzutsuöübungdecHanvecöundzum
Absatze eigener Erzeugnisse oder Fabrikate in sedem Vereinostaate die Unterthanen der übrigen
contrahirenden Staaten eben so wie die eigenen Unterthanen behandelt werden.

Artikel 19.
Die Preußischen Seehäfen sollen dem Handel der Unterthanen sämmtlicher Vereins-

staaten gegen völlig gleiche Abgaben, wis solche von den Königlich Preußischen Unter-
bhanen entrichtet werden, offenstehen; auch sollen die in fremden See: und arweren
Handelsplétzen angestrilten Consaln eines oder der anderen der contrahirenden Stagten ver-
anlaßt werden, der Unterthanen der übrigen conkrahirenden Staaten sich in v#rkommenden
Fällen möglichst mit Rath und That anzunehmen.

Artikel 20.
Zum Schutze ihret gemeinschafilichen Zollspstems gegen den Schleichhandel und ihrer

innern Verbrauchsabgaben gegen Oefraudationen haben die contrahirenden Staaten ein
gemeinsames Cartel abgeschlossen, welches sobalv als möglich, spätestens aber gleichzeirig
mit dem gegemwärtigen Vertrage in Ausführung gebrocht werden soll.



236

Artikel 21.
Die als Folge des gegenwärtigen Vertrages eintretende Gemeinschaft ver Einnahme der

conkrahirenden Staaten bezseht sich auf den Ertrag ver Eingangs-Aucgangs und Durch-
gango-Abgaben in den Königlich Preupischen Staaten, den Konigreichen Bayern, Sach-
sen und Würtemberg, dem Kurfürstenthume und dem Großherzogthume Hessen und dem
Thöringischen Zoll: und Handelsvereine, mit Einschlup der den Zollsystemen der contra-
birenden Staaten bisher schon beigetretenen Länder.

Von der Gemeinschaft sind ausgeschlossen und bleiben, sofern nicht Separatverträge
zwischen einzelnen Vereinsstaaten ein Anveres bestimmen, dem privativen Genusse der be-
treffenden Staatoregierungen vorbehalten:

1) vie Steuern, welche im Inmern eines jeren Staates von inländischen Erzeugnissen
erhoben werden, einschließlich der im Artikel 11. vorbehaltenen Ausgleichungs.
Abgaben;

2) die Wasserzölle;
3) Chaussee-kbgaben, Pflaster: Damm= Brücken= Fähr Kanal-Schleußen Ha-

fen Gelder, so wie Waage: und Niederlage: Gebühren over gleichartige Erhe-
bungen, wie sie auch sonst genannt werden;

4) die Zollstrafen und Conftökate, wesche, vorbehaltlich der Antheile der Denuncian=
ten, jever Staatsregierung in ihrem Gebiete verbleiben.

Artikel 22

Oer Ertrag der in die Gemeinschaft fallenden Abgaben wird nach Abzug
1) ver Kosten, wovon weiter unten im Artikel 30. die Rede ist;
2) der Räckerstattungen für unrichtige Erhebungen;
3) der auf dem Grundebesonderer gemeinschaftlichen Vrrabredungen erfolgten Steuer=

vergütungen und Ermäßigungen,
zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Mürtemberg, Kurhessen, den Großherzogthume
Hessen und dem Thüringischen Vereine nach dem Verhälmmisse der Bevölkerung, mit welcher
sie sich in dem Gesammtvereine befinden, vertheilt.

Die Bevöôlkerung solcher Staaten, welche vurch Vertrag mit einem oder dem andern
der contrahirenden Staaten unter Verabredung einer von diesem jährlich für ihre Antheile an#-
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den gemeinschaftlichen Zollrevenuen zu leistenden Zahlung dem Zollverbande beigetreten sind,
oder noch beitreten werden, wird in die Bevollerung desjenigen Staates eingerechnet, wel-
cher diese Zahlung leistet.

Der Stand der Bevoskerung in den einzelnen Vereinsstaaten wird alle drei Jahre von
einem noch zu verabredenden Termine an ausgemittelt, und die Nachweisung derselben von
den oben gedachten Vereinogliedern einander gegenseitig mitgetheilt werden.

Artikel 23.
Vergünstigungen für Gewerbtreibenve hinsschtlich der Steuer= Entrichtung, welche nicht

in der Zollgesetzgebung selbst begründer sind, kallen der Staakskasse derjenigen Regierung,
welche sie bewilligt hat, zur Last; die Maastgaben, unter welchen solche Vergünstigungen
zu bewilligen sind, werden näherer Verabredung vorbehalten.

Artikel 24.
Dem auf Förderung freier und natürlicher Bewegung bes allgemeinen Verkehrs gerich-

wen Zwecke des Zollvereins gemag,, sollen besondere Zollbegünstigungen einzelner Metplätze,
namentlich Rabaktprivilegien, da wo sie dermalen in den Vereinostaaten noch beskehen,

nicht erweitert, sondern vielmehr unter geeigneter Verücksichigung sowohl der Nahrungs-
verhältmille bisher begünstigter Mepplähe, als der bisberigen Handelsbeziehungen mit dem
Auslande, thunlichst beschränkt und ihrer balvigen gänzlichen Aufhebung entgegengeführt,
neue aber ohne allerseitige Zustimmung auf keinen Fall ertheilt werden.

Artikel 25.
Von der tarifmäßigen Abgaben Entrichtung bleiben die Gegenstände, welche für die

Hofhalemig der hohen Souveraine und Ihrer Regentenhäuser, oder für die bei Ihren Hé-
fen accrevirirten Votschafter, Gesandten, Geschäftsträger vc. eingehen, nicht ausgenom=
men, und wenn daf##r Röckvergütungen Statt haben, so werden solche der Gemeinschaft
nicht in Rechnung gebracht.

Eben so wenig anrechnungsfiähig sind Entschädigungen, welche in einem oder dem an-
vern Staate den vormals unmittelbaren Reichsständen, oder an Communen oder einzelne

Privatberechtigte für eingezogene Zollrechte oder für aufgehobene Befreiungen gezahlt wer,
den müssen.
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Artikel 26.
Das Begnadigungs= und Strafverwandlungorecht blribt jedem der contrahirenden Staar

ten in seinem Gebiete vorbehalten. Auf Verlangen werden periodische Uebersichten der erfolg-
ten Straferlasse gegenseitig mitgetheilt werden.

Artikel 27.
Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Bezirks und Lekalskellen für die

Zollerhebung und Aufsicht, welche nach der hierüber getroffenen besondern Uebereinkunft
nach gleichförmigen Bestimmungen angeordnet, besetzt und instruirt werden sollen, bleibt,
wie jedem ver bbrigen contrahirenden Staaten, so auch dem Thöüringischen Vereine innerhalb
seines Gebietes überlassen.

Artikel 28.
In jedem Vereinsstaate, mit Ausnahme des Thüringischen Vereinsgebictes, wird

die Leitung des Diensted der Lokal= und Bezirks= Zollbehoörden, so wie die Vollziehung
der gemeinschaftlichen Zollgesetze überhaupt ciner, oder wo sich das Bedürfniß hierzu zeigt,

mehreren Zolloirrctionen übertragen.
In dem Thüringischen Vereinsgebiete wird der auf dem Grunve der diesfälligen Bestim-

mungen des Vereinsvertrages gemeinschaftlich zu bestellende Gencral Inspector in den Be-
rührungen mit den Zollbehörden der anderen Vereinsstaaten die Stelle einer Zolldirechion
vertreten.

Artikel 29.

Die von den Zoll-: Erhebungs= Behörden nach Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzu-
stellenden Quartals= Extracte, und die nach dem Jahres: und Bücherschlusse aufzustellenden
Finalabschlüsse über die resp. im Laufe des Viertehahres und während des Rechnungsjahres
fällig gewordenen Zolleinnahmen werden von den betresfenden Zolldirectionen, im Thüringi-
schen Vereine von dem General-Inspector, nach vorangegangener Prüfung in Hauptübersich-
ten zusammengetragen, und diese sodann an ein Centralbüreau eingesendet, zu welchem
auch die Gesammtheit des Thüringischen Vereins, wie sedes andere Glied des Gesammt-
vereins, einen Beamten zu ernennen die Befugniß hat.
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Dieses Vüreau fertigt auf den Grund jener Vorlagen die provisorischen Abrechnungen
zwischen den vereinigten Staaten von drei zu drei Monaten, senoct dieselben den Central-
Finanzstellen der Lehteren, für den Thüringischen Verein jedoch dem General-Inspector,
welcher sofort den einzelnen Regierungen vieses Vereins davon Mittheilung zu machen hat,
un# bereitet vir definitive Jahres-Abrechnung vor.

Wenn aus den Quartal= Abrechnungen hervorgeht, daß die wirkliche Einnahme eines
Vereinsgliedes um mehr als einen Monatsbetrag gegen den ihm verhältnißmäßig an der Ge,

sammt= Einnahme zuständigen Revenüen, Antheil zurückgeblieben ist, so muß alsbald das
Erkorderliche zur Ausgleichung dieses Ausfalles vurch Herauszahlung von Seiten des’ oder
verjenigen Staaten, bei denen rine Mehreinnahme Stakt gefunden hat, eingeleitet werden.

Artikel 30.
In Absiche der Erhebungs= und Verwaltungskosten sollen folgende Grundsähe in An-

wendung kommen:
1) Man wird keine Gemeinschaft vabei eintreten lassen, vielmehr übernimme sede Res

gierung alle in ihrem Gebsete vorkommenden Erhebungs und Verwalkungskosten, es
miögen viese durch die Errichtung und Unterhaltung vder Haupt= und Neben-Zoll-
Aemter, der inneren Steuerämter, Hallämter und Yackhöfe und der Zolldirectlonen,
oder durch den Unterhalt des dabei angestellten Personals und durch die dem letztern

zu bewilligenden Pensionen, oder endlich aus irgend einem anderen Bedörfnisse der
Zaollverwaltung entstehen.

2) Hinsichtlich desjenigen Theils des Bevarfs aber, welcher an den gegen das Aucland
gelegenen Grengzen und innerhalb des dazu gehörigen Grenzbezirks für die Zollerhe=
bungs: und Aufsichts= odfr Controlbehörden und Zollschutzwachen erforderlich is,
wird man sich über Pauschsummen vereinigen, welche jeder der contrahirenden Staa-
ten von der jährlich aufkommenden und der Gemeinschaft zu berechnenden Bructo-
einnahme an Zollgefällen in Abzug bringen kann.

3) Bel vieser Ausmittelung des Bedarfs foll da, wo die Merception privativer Abga-
ben mit der Zollerhebung verbunden ist, von den Gehalten und Amtsbedürfnissen
der Zollbeameen nur derjenige Theil in Anrechnung kommen, welcher dem Verhält-
nisse ihrer Geschäfte für den Zolldienst zu ihren Amtsgeschäften überhaupt entspricht.
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Artikel 31.
Wie vem Thüringischen Vrreine das Recht eingerdumt wird, an die Zolloirectionen der

anvern vereinten Staaten Beamte zu dem Zwecke zu senden, um sich von allen vorkom

menden Verwaltungogeschäften, welche sich auf die durch ven gegemwärtigen Vertrag einge-
Jangene Gemeinschaft beziehen, vollständige Kenntnih zu verschaffen, so Keht auch jedem
der anderen verrinten Staaten die Befugnig zu, Beamte zu gleichem Zwecke an die General-

Infpection zu Erfurt abguordnen. Eine besondere Instruch#on wird das Geschäftsverhält-
niß dieser Beamten näher bestimmen, als dessen Grundlage die unbeschränkte Offenheit von
Seiten der Verwaltung, bei welcher die Abgcordneten fungiren, in Bezug auf alle Gegen
stände der gemeinschaftlichen Zollverwaltung, und die Erleichterung jedes Mittels, durch wel-
ches sie sich die Information hierüber verschaffen können, anzusehen ist, während anderer
Seits ihre Sorgfalt nicht minder aufrichtig dahin gerichtet seyn mug, eintretende Anstände
und Meinungsverschiedenheiten auf eine dem gemeinsamen Zwecke und dem Verhältnisse ver

bündeter Staaten entsprechende Weise zu erledigen.
Die Ministericn oder obersten Verwaltungsskellen der sämmtlichen Vereinöskaaken werden

sich gegenseitig auf Verlangen jere gewünschte Auskunft über die gemeinschaftlichen Zollange-
legenheiten mittheilen, und insofern zu diesem Behufe die zeitweise oder dauernde Abordnung
eines höhern Beamten, oder die Beauftragung eines anderwest bei ver Regierung beglaubig-
ten Bevollmächtigten beliebt würde, was Beides rücksichtlich der Thüringischen Staaten nur
Namens der Gesammeheit Statt finden kann, so ist vemselben nach dem oben ausgesproche-
nen Grundsahze alle Gelegenheit zur vollständigen Kenntnißnahme von den Verhälmnissen der
gemeinschaftlichen Zollverwaltung bereitwillig zu gewähren.

Artikel 32.

Jährlich in den ersten Tagen des Jumi findet zum Zwecke gemeinsainer Berathung ein
Zusammentritt von Bevollméchtigten der Vereinsglieder Statt, zu welchem auch der Thürin=
gische Verein einen Bevollmächtigten abzuordnen befugt ist. För die formelle Leitung der
Verhandlungen wird von den Conferenz= Bevollmächtigten aus ihrer Mitte ein Vorsltzender
gewählt, welchem übrigene kein Vorzug vor den übrigen Bevollmächmigten zusteht.

Der erste Zusammentritt wird in München Scan finden. Wo derselbe künfrig erfolgen
soll, wird bei dem Schlusse einer jeven jährlichen Versammlung mit Rücksicht auf die Natur
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der Gegenstande, deren Verhandlung in der folgenden Conferenz zu erwarten ist, ver-
abredet werden.

Artikel 33.

Vor vie Versammlung dieser Conferenz-Bevollmächtigten gehört:
a) die Verhandlung über alle Beschwerden und Mängel, welche in Beziehung auf

die Ausführung des Grundvertrags und der besonderen Uebereinkünfte des Zoll-
gesetzes, der Zollordnung und Tarife, in dem einen over dem andern Vereins-
staate wahrgenommen und die nicht bereits im Laufe des Jahres in Folge der dar-

über zwischen den Ministerien und obersten Verwaltungsstellen geführten Corre=
spondenz erlevigt worden sind;

b) Die desinitiwe Abrechnung zwischen den Vereinsgliedern über die gemeinschaftliche
Einnahme auf dem Grunde der von den obersten Zollbehsrden und in dem Thürin"

gischen Vereine von dem General= Inspector aufgestellten, durch das Central:
büreau vorzulegenden Nachweisungen, wie solche der Zweck einer dem gemeinsa-
men Interesse angemessenen Prüfung erheischt;

T) die Berathung über Wünsche und Vorschläge, welche von einzelnen Staatsregie-
rungen zu Verbesserung der Verwaltung gemacht werden;

)die Verhandlungen über Abänderungen des Zollgesetzes, der JZollordnung, des
Zolltarifs und der Verwaltuns= Organisation, welche von einem der contrahiren-
den Staaten in Antrag gebracht werden, überhaupt über die zweckmäßige Ent-
wickelung und Ausbildung des gemeinsamen Handels: und Zollshstems.

Artikel 34.

Treten im Laufe des Jahres außer ver gewöhnlichen Zeit der Versammlung der Con-
ferenz= Bevollmächugeen außerordentliche Ereignisse ein, welche unverzügliche Maaßregeln
oder Verfügungen abseiten der Vereinsstaaten erheischen, so werden sich die contrahirenden
Theile darüber im viplomatischen Wege vereinigen, oder eine außerordentliche Zusemmen
kunft ihrer Vevollmächrigten veranlassen.
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Artikel 35.
Den Aufwand fur die Bevollmachtigten und deren etwaige Gehulfen bestreitet dasjenige

Glied des Gesammtvertins, welches sie absendet. Das Kanzleidienstpersonale und das Lokale
wird unentgeldlich von der Regierung gestellt, in deren Gebiete der Zusammentritt der Con-

ferenz Statt findet.

Artikel 36.
Sollte zur Zeit der Vollziehung des gegenwärtigen Vertrages eine Uebereinstimmung der

Eingangsgollsätze in den Landen der contrahirenden Regierungen nicht bereits im Wesentlichen
bestehen, so verpflichten sich vieselben zu allen Maaßregeln, welche erforderlich find, damist
nicht die Zolleinkünfte des Gesammtvereino durch die Einführung und Anhäufung unverzollter

voder gegen geringere Steuersätze, als der Vereinstarif enthalt, verzollter Waarenvorrathe
beeinträchtigt werden.

Artikel 37.
Für den Fall, daß andere deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen geben sollten, in

den burch gegenwärtigen Vertrag errichteten Zollverein aufgenommen zu werden, erklren
sich die hohen Contrahenten bereit, diesem Wunsche, so weit es unter gehöriger Berücksich-
tigung der besonderen Interessen der Vereinsmitglieder möglich erscheint, durch desfalls ab-
zuschließende Verträge Folge zu geben.

Artikel 38.
Auch werden sie sich bemühen, durch Handelsverträge mit anderen Staaten dem Verkebre

ihrer Angehsrigen jede mögliche Erleichterung und Erwesterung zu verschaffen.

Artikel 30.
Alles, was sich auf die Detailausführung der in dem gegenwärtigen Vertrage und

bessen Beilagen enthaltenen Verabrevungen bezieht, soll vurch gemeinschafiliche Commissarien
vorbereitet werden.

Artikel 40.
Oie Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher mit dem 1sten Januar 1834 in

Ausführung gebracht werden soll, wird vorlufig bis zum isten Januar 1842 festgesetzt.
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Wird derselbe wahrend dieser Zeit und spatestens zwei Jahre vor Ablauf der Frist nicht ge-
kundigt, so soll er auf 12 Jahre, und sofort von 12 zu 12 Jahren als verlangert ange-
sehen werden.

Letztere Verabredung wird jedoch nur fur den Fall getroffen, daß nicht in der Zwi-
schenzeit ssmmtliche deutsche Bundesskaaten über gemeinsame Maahregeln übereinkommen,
welche den mit der-Absicht des Art. 19. der deutschen Bundesacte in Uebereinstimmung
stehenden Zweck des gegenwértigen Zollvereins vollständig erfüllen.

Auch sollen um Falle chwaiger gemeinsamen Maahregeln über den freien Verkehr mit
Lebensmitteln in sämmtlichen deutschen Bundesstaaten die betreffenden Bestimmungen des nach
gegenwärtigem Vertrage bestehenden Vereinstarifs dem gemäß modiffcirt werden.

Gegenwärtiger Vertrag soll alsbald zur Ratiftcation derhohen contrahsrenden Höfe vor-
gelegt und die Auswechselung der Ratisscations= Urkunden soll spärestens binnen sechs Wochen
in Verlin bewirkt werden.

So gescheben Berlin, den 1#ten Mai 1833.

(gez.) Ludw. Kuhne, ErnstMichaelis, Catrheh Heinr. TheodorBiltens. Ludw. Schwoden,. S.) (L. S.) S.) (1. 8.)
Wilh. v. Kopp, Eetr. Joh. Chr. Franz a Paula Friedr.

e#Lghurs- ördeu1 -—
Carl Friedr. Ludw. Ludwig. Heinr. Ottokar Ludw. v. Reubeur,

v addyrß- v. L'Estocq, Thon,(L. S.) (1. 8.) * (I. 8S.
Jacob Ignatz v. Carl August Friedr. Karl Joh. Heinr. Ernst

Grucke 8 Adolrbo.r ern, Edler pv.Byun,
Otto Wilhelm Carl Friedr. Wilh. Friedr. Wilh. Gustav Adolph
Karl v. Ddden v. Weise, v. Wisleben, v. Strauch.I. 8.) (L. S.) (L. S.) (L. S.
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Geseébsammlun9
füe die

Fürstlich Reußischen Lande jüngerer Linie.

No. 33.

Nr. 50. Vertrag zwischen Preußen, Sachsen und den zum Thäringischen Joll= und Handels-Wereine ver-
bhundenen übrigen Staaten, wegen gleicher Besteuerung innerer Exzeugnisse. Vom 11. May 1833.

Im Zusammenhange mle dem zwischen Preußen, Bayern, Sachsen, Würtemberg, Kurhef.
sen und dem Großherzogthume Hessen

einerseles,
und den Thüclngischen Veresnsstaaten

andererseits,
abgeschlossenen Zollverelnigungs-Vercrage sind von den Bevollmächtigten Preußens, Sach-
seus und sämmtlicher außer Preußen noch bel dem Thüringischen Zoll= und Handelsvereine
beeheillgten Scaaten, nämlich: "

demKöniglichPceußischenGehelmmdbsr-Ftnqnssthh,LudwlgBoglolaus
Samuel Kuhne, Ritter des Konlglich Preußischen rothen Adlerordens dritter
Klasse mit der Schleise, Kommandeur zwelter Klasse des Kurfürstlich Hessischen
Hausordens vom goldenen Läwen, und

dem Koniglich Preußischen Gehelmen Legocsonsrath Ernst Mlchgelis,
Rlccer des Königlich Preußischen rotben Adler-Ordens vierter Klasse, Officler der
Königlich Französischen Ehrenlegion, Kommandeur des Kurfürstlich Hesseschen
Haus-Ordens vom goldenen Lewen;

dem Königlich Sächsischen General-Lieutenane der Kavallerie, General. Adju=
tanten, außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigteen Minister am Königlich
Preußischen Hose Carl Frledeich Ludwig von Watborff, Niner des
Königlich Sächsischen Rauten-Ordens, Kommandeur erster Klasse des Königlich
Stchsischen Militair Se. Heinrich-Ordens, Ritter des Könlglich Balerschen St.
Hubertus-Ordens;

dem Kurfürstlich Hessischen Wirklichen Geheimen Legationsrath, außerordent-
lichen Gesandten und bevollmächeigten Minister am Königlsch Preußischen Hofe,

Ausgegeben den 23. December 1833.
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Carl Frledrich von Wilkens-Hohenau, Kommaudeur des Kurfurstilch
Hessischen Hausordens vom goldenen Löwen, Ritker des Koniglich Preußischen rothen
Adler-Oedens dritker Klasse und des Königlich Preußischen St. Johannicer-Orbens, und

dem Kurfürstlich Hessischen Gehemen Oberbergrath, Heinrich Theodor
Ludwig Schwedes, Nitter des Kurfürsllich Hessischen Hausordens vom gol-
denen Löwen;

dem Grosiherzoglich Sachsen-Weimar-Eisenachischen Minister-Residenten am
Königlich Prenßischen Hose, General-Major Ludwig Heinrich von 2·Estoco,
Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens zweiter Klasse mie Eichen-
laub und des Königlich PreuHischen Milirair-Verdienst-Ordens, Kommandeur des
Großberzoglich Sächsischen Hansordens vom weißen Falken, und

dem Großherzoglich Sachsen-Weimar-Eisenachschen Kammerrach Oktokar
Thon, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens drlrer Klasse;

dem Herzoglich Sachsen-Meiningenschen Minister-Residenten am Königlsch
Preußischen Hose, Kammrrheren Ludwig August von Rebeur, Ritter des
Königlich Prenfiischen rorhen Abler-Orbeno dritker Klasse, dem Heczoglich Mei-
ningischen wirklichen Geheimen Legarionsrath und Kammerherrn Jacob Ignaz
von Cruickschank, Rütter des Königlich Preuhischen rothen Adler-Oedens drit-
ker Klasse und des Großherzoglich Sächsischen Ordens vom weißen Falken, und

dem Herzoglich Meiningenschen Ministerkalrach Carl August Friedrich
von Fischern, Ritker des Königlich Preuhischen rothen Adler-Ordens dritter
Klasse und des Königlich Sächsischen Cioil, Verdienst.-Orbens;

dem Herzoglich Sachsen-Alrenburgischen wirklichen Geheimenrach, Minister
und Kammer-Präsidenen Carl Johann Heinrich Ernst Edler v. Braun,
Kommandeur dere Königlich Sächsischen Civikverdienst-Ordens und des Großber=
zoglich Sichsischen Hausordens vom weißen Falken, Ricter des Orbens der Ko-
niglich Wüccembergischen Kione;

dem Herzoglich Sachsen= Coburg-GothaischenKammerherrn und Ministerre-
sicenten am Königlich Prenßischen Hose, Oberstlieuccenan# Oeo Wilhelm Carl
von Röder;

dem Fürstlich Schwarzbui:g. Sonbershausenschen Kammer-Prästdrnten Carl
Frledrich Wilbelm von Weise, Rilter des Königlich Preuhischen rochen
Adler-Ordens britter Klasse;

dem Fürfllich Schwarzburg= Rudoolstädrischen Oberstallmeitter Frlebrich
Wilbelm von Wibleben;
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bem Fürstiich Reußlschen Kanzler, Regierungs= urdConsistorial. Prasidenten
Gustav Adolpb von Strauch, Ritter des Königlich Preußischen rolben Ad-
lerordens drikter Klasse und des Königlich Sächsischen Civil-Verdienst-Ordens;

noch ble folgenden, mur auf Verhälenisse zwischen Preußen, Sachsen und dem Thüringischen
Zoll- und Handelsvereine Bezug habenden Verabredungen unter dem Worbehalce der Ra-
tisicarion gecrofsen worden.

Areskel 1.
Um elne völlige Frelbeit des gegenfeitigen Verkeprs auch mie denfenigen inneren Er-

zeugnissen berzustellen, bei welchen eine Verschiebenheit der Besteuerung noch die Erhebung
elner Ausgleichungs-Abgabe auf der einen oder der andern Seite nothwendig machen würde,
wollen sänuneliche bei dem Thüringischen Zoll- und Handelsvereine berbeiligte Regierungen
dahin wirken, daß in ihren zu diesem Vereine vehörigen Landen und Landestheilen späce-
stens bis zum 1. Januar 1834 dieselbe Besteuerung der Braunwweinsabricacion, des Ta-
backs= und des Weinbaues eintrete, welche in Preuhen dermalen gesetlich besteber, und in
Sachsen bis zu jenem Zeltpuncie eingeführe werden wird, worauf sodann eine Abgaben-Er-
bebung von Bramsvein, Tabacksblättern und Fabrikaken, ingleichen von Traubemmost und

Wein, bei dem Uebergange aus dem einen in dos ee Geblet gegenseitig nicht Statt sinden wird.
friikel 2.

Die Mitglieder des Thüringischen Vereins verpflichten sich, in ibren zu letzterem gehs-
rigen Landen und Landestheilen die daselbst bestehenden Steuern von der Bierbereitung
alcht uncer den Betrag der dermalen in den Königlich Preußischen Staaten bestebenden
Abgabe von dieser Fabrikation berabzusehen. Unter dieser Bedingung soll vom 1. Januar
1834 an auch der Uebergang von Bier aus dem Gebiete des Thüringischen Vereins nach
Preußen und dem Königreiche Sachsen und umgekehrt keiner Abgabe unterliegen.

Artskel 3.
Uncer Voraussetzung elner gesetzlich gesicherten Erhebung des S#euerbetrages von 11

gGr. oder 1.34 Sgr. sür eln Quart Branneweln zu 508 Alkobol Stärke nach Tralles auf
der Grundlage der deshalb gegenwärtig in Preußen bestehenden Gesetzgebung wird vom
1. Jammar 1834 ab zwischen Preußen, Sachsen und dem Thüringischen Vereine auch eine
Gemeinschaftlichkeit der Einnohme von der Fabrikacionssteuer des Branneweins dergeKtalr
State finden, daß der Ertrag dieser Steuer zusammengeworfen und zwischen Preußen, Sach-
sen und dem Thöringischen Vereine um Verhälmisse der Bevölkerung getheilt wlrd.

Artikel 4.
Das Nähere über das Geschäst der im vorhergehenden Artikel erwähnten Tbeilung, so.

wie dle Feststellung gegenselalger Besugnisse zu dem Zwecke, um lich von der gleichmößigen
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Ausfuhrung der die Branntweinsteuer betreffenden gesehlichen Vorschrlften uberzeugen zu
konnen, bleibt einer besonderen Werabredung vorbehalten.

el 5.
Der gegenwortige Wertrag soll vorlaufig bls zum 1. Januar 1842 gultig seyn, und

wenn er nicht spatestens neun Monate vor dem Ablaufe gekundigt wird, als auf zwolf
Jahre und sofort von zwolf zu zwolf Jabren verlangert angesehen werden.

Derselbe soll alsbald zur Ratification der hohen contrahirenden Hofe vorgelegt, und die
Auswechselung der Ratifications·UrkundensollspatestensbinnensechsWocheninBerlln be-
wirkt werden.

So gescheben Berlin, den 14. Moy 1833.

(gez.) Ludwig Kuhne. Ernst Michaelis. Carl Friedrich v. Wiltens.
G. 8.) . .) A. 8.)

Heinrich Theodor Ludwig Schwedes.
L. 8.)

Carl Friedr. Ludwig v. Watzdorff. Ludwig Heinrich v. LEstocq.
— —

Ottokar Thon. Ludwig v. Rebeur. Jacob Ignaz v. Cruickshans
¶. 8.) ¶. 8.)

Carl August Friedrich Adolph v. Fischern.
¶. S.)

Carl Johann Heinrich Ernst Edler v. Braun.
L. 8.)

Otto Wilhelm Karl v. Röder. Carl Frled. Wilhelm v. Weis.
(L. S.) —d

Friedrich Wilhelm v. Witzleben. Gustav Adolph v. Strauch:
C. S.) —
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Zoll = Cartel.

Nr. 54. Zoll-Cartel zwischen Prrußen, Kurhelsen und dem Großbergogthume Hessen, ferner Bayer#n
und Würtemberg, sodann Sachsen elnerseits,, und den zu dem Sbirsschen Joll-- undHandefsvereine verbundenen Staaten, andererseits. Vom 11. Mapy1

— Majestäc der König von Preußen, Seine Hoheit der Kurprinz und Mitregene von
Hessen und Seine Königliche Hoheic der Großherzog von Hessen,

ferner:
Seine Majestse der König von Bayern und
Seine Mafjestäc der König von Würtemberg,

sodann:
Seine Majestäc der König und Seine Königliche Hohele der Prinz Mieregent von Sachsen

elner seics,
und bie bei dem Thüringischen Zoll= und Handelsvereine betheiligeen Souveralne, nämllch
außer Seiner Mogestät dem Könige von Preußen und Seiner Hobeit dem Kurprinzen und
Mitregenken von Hessen, Selne Königl. Hobeir der Großberzog von Sachsen-Welmer--El-
senach, Ibre Durchlauchten die Herzüge von Sachsen-Melningen, Sachsen-Altenburg und.
Sachsen.Coburg-Gotha, ingleichen Ihre Durchlauchten die Fürsten von Schworzburg= Son-
dersbausen, Schwarzburg-Rudosstadt, Reuß Schlelz-, Reuß= Grels und Reuß-Lobensteln und
Ebersdorf

andererselts,
baben zu bem Zwecke, um sich durch gemeinschaftliche Muaßregeln in der Aufrechtbaltung
lhres Handels·und Zollsystems und Unterdruckung des gemeinschadlichen Schleichhandels zu
Smterstützen, Verhandlungen eröffnen lassen und gu diesen als Bevollmächtigke ernannt:

Seine Macjestät der König von Preußen:

AllerhöchstJIbren Geseimen Ober-Fsnanz-Rath, Lud wig Bo gislaus Samuel
Kühne, Ritter des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens dritter Klasse
mmt der Schleise, Kommandeur zwelter Klosse des Kurfüelich Hessischen Haus-
ardens vom goldenen Läwen, und

Mlerhöchst Ihren Geheimen Legacfansrach. Erust Michaelfs, Ritter des
Könlglich Preußischen rothen Adler-Ordens vierter Klasse, Ossicler der Königlich
Französischen Ebrenleglon- Kommandcur des Kurfürstilch Heslischen Hausordens
vom goldenen Löwenz
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Selne Hoheit der Kurprinz und Mitregent von Hessen:
öchst Ibren wirklichen Geheimen Legationsrath, außerordentlichen Gesandten und
bevollmächtigten Minister am Königlich Preußischen Hose, Carl Friedrich von
Wilkens--Hohenau, Kommandeur des Kurfürstlich Hessischen Hausordens vom
goldnen Löwen, Ritter des Königlich Preugischen rothen Adler-Ordens dritter
Klasse und des Königlich Preuhischen St. Johanniker-Ordens, und

Höchst Jbren Gebelmen Ober-Berg-Ralh, Heinrich Theobor Ludwig
Schwedes, Ritcer des Kurfärstlich Heslischen Haus= Ordens vom goldenen L5wen;

Seine Königliche Hoheit der Großberzog von Hessen:
Höchst Ihren wirklichen Geheimenrath und Prässbenken der Ober-Elnanzkammer
Wilbelm von Kopp, Kommandeur erlker Klasse des Großberjoglich Hessi-
schen Ludwigs= Ordens, Ricter des Königlich Prenhischen rotben Adler-Ordens
zweiter Klasse, Kommandeur erster Klasse des Kurfürstlich Hessischen Hausor-
dens vom goldenen Läwen;

Seine Majestät der König von Bayern:

Allerhöchst Ihren Kämmerer, Staatsrath,, außerordentlichen Gesandeen und be-
vollmächtigren Minister an dem Königlich Preußischen, Königlich Sächsischen,
Großberzeglich Sächsischen und den Herzoglich Sächsischen Hösen, Friedrich
Cbeistian Johann Graf von Luxburg, Grohkreuz des CivilVerdienst-Or-
dens der Königlich Bayerischen Krone, Ritter des Königlich Preußischen rothen
#dlle. Orbens erster Klasse, Großkreuz des Könlglich Sächstschen Cioil-Verdfenst=
Ordens und Ritter des Königlich Würtembergischen Frledrichs-Ordens;

Seine Majestär der König von Wärtemberg:

Allerböchst Ihren Masor im Generalstabe, Geschäfeseräger am Königlich Preußl-
schen Hese Franz a Paula Friedrich Freiberr von Linden;

Seine Majestät der König und Seine Königlsche Hobeit der Prinz Mlregene von
Sachsen:

Allerhöchst Ibren General-Lieutenant der Kavallerle, General-Abjfucanten, außer-
ordentlichen Gesandeen und bevollmächtigten Minilter am Königlich Preußischen
Hofe Carl Friedrich Ludwig von Wahdorff, Ricer des Königlich Süch-
silchen Rauten-Ordens, Kommanveur erster Klasse des Königlich Sächstschen Ml-
litaie St. Heinrichs-Ordens, Rirer des Königlich Bayerilchen St. Huberms-
Orbens;
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Seine Könlgliche Hobeie der Greßherzeg von Sachsen-Weimar-Elsenach:
Höchst Ihren Minister-Residencen am Königlich Preußischen Hofe, den General-
Masor Ludwig Heineich von L'Estocq, Ritcer des Königlich Preußfischen
rothen Adler-Ordens zweiter Klasse mit Eichenlaub und des Königlich Preußi-
schen Militär-Verdienst-Ordens, Kommandeur des Großberzoglich Sächßschen
Haus-Ordens vom weißen Falken, und

Höchst Jbren Kammerrath Oteokar Thon, Rileer des Königlich Preußi-
schen rothen Adler-Ordens dritker Klasse;

Seine Durchlauche der Herzog von Sachsen-Meiningen:
Höchst Ihren Minister-Resideneen am Königlich Preußischen Hose, den Kammer-
berrn Ludwig August von Rebeur, Rilter des Königlich Preußischen rothen
Adler-Ordens dritter Klasse, Höchst Ihren wirklichen Geheimen Legationsrath und
Kammerherrn Jacob Ignaz von Crufeksbank, Ricter des Königlich Preus-
sischen rethen Adler-Ordens dritter Klalsle und des Großherzoglich Sächsischen Or-
deus vom weihßen Falken, und

Hechst Ibren Ministerial-Rath, Carl August Feledrich Abolph von
Fischern, Ritker des Königlich Preußischen rochen Adler-Ordens drikeer Klasse
und des Königlich Sachsischen Cloil-Verdienst-Ordens;

Selne Durchlaucht der Herzog von Sachsen-Altenburg:

Höchst Ihren wieklichen Geheimenrath, Minister und Kammer-Prästdemen Carl!
Johann Erust Edler von Braun, Kommandeuc des Königlich Sächsischen
Civil-WVerdienst-Ordens und des Großberzoglich Sächsischen Haus-Ordens vom
weißen Falken, Ritter des Ordens der Königlich Würtembergischen Krone;

Selne Durchlauche der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha:
Höchst Ihren Kammerberrn und Minister= Residenten am Königlich Preußtschen
Hofe, den Oberstlieumane Otco Wilhelm Cark von Röder;

Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg= Sondershausen:
Höchst Joren Kammer-Hräsidenten, Carl Friedrich Wilbelm von Weilr,
Rliter des Königlich Preußischen rorhen Adler-Ordens dricter Klasse;

Seine Durchlauche der Fürst von Schwarzburg-Rudolstadt:
Hochst Wren Oberstallmelster Friedrich Wilbelm von Wizleben;
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Selne Durchlaucht der Furst von Reuß·Schlelz,
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß-Greiz, und
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß-Lobensteln und Eberodors;

Höchst Ibren Kangler, Reglerungs= und Consistorial-Prästdencen, Gustav
Adolpp von Strauch, Rirker des Königlich Preußischen rothen Adler-Ordens
drlecer Klasse und des Königlich Süchsischen Civil-Verdienst. Ordens;

von welchen Bevollmächtigten unker dem Worbehalce der Ratlsication ihrer Höfse das folgende
Zoll-Cartel abgeschlossen worden WM.

Artiteta.

Die sammtlichen contrahlrenden Staaten verpflichten sich gegenseitig auf dle Verhin-
derung und Unterdruckung des Schleichhandels ohne Unterschled, ob berselbe zum Nachthelle
der contrahirenden Staaten in ihrer Gesammtheit, oder einzjelner unter ihnen unternommen
wird, durch alle, ihrer Verfassung angemessenen Maaßregeln gemeinschaftlich hinzuwlrken.

Arelke!l 2.

Es sollen auf ihrem Geblete Rottlrungen, ingleichen solche Waaren-Nlederlagen, oder
sonstlge Anstalten nicht gedulbet werden, welche den Verdacht begrunden, daß sie zum Zweckt
baben, Waaren, welche bel den anderen concrahlrenden Staaten verboten oder belm Eingange
in dleselben mic elner Abgabe belege find, dorthin einzuschwärzen.

Aretkel 3.

Die Beh#rden, Beamten oder Bediensteten aller contrahlrenden Scaaken sollen sich ge-
genselcig tbäclg und ohne Verzug den verkangten Belstand in allen gesezlichen Maahregeln
lelsten, welche zur Verh#tung, Entdeckung oder Bestrafung der Zoll- Coneravencionen dien-
lich sind,, dle gegen irgend elnen der contrahirenden Staacen unternommen werden oder be-
gangen sind.

Uneer Zoll-Comeravenclonen werden hler und in allen solgenden Artlkeln dieses Vertra-
ges auch die Verletzung der von den einjelnen Reglerungen erlassenen Einfuhr- oder Aus-
kubr Verbote, insbesondere auch der Verbote solcher Gegenstände, deren ausschlletzlichen De-
bie diese Reglerungen sich vorbehallen baben, so wie serner auch dlejenigen Contraventionen
begrissen, durch welche dle Abgaben beelnerächtige werden, welche, nach der besondern Ver-
fassung einzelner Staaten, für den Uebergang von Waaren aus einem S-taate in einen an.
beren vertragsmäßig angeordner sind.
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Artitel! 4.

Auch ohne besondere Aufforderung find die Bebörden, Beameen oder Bedlensteren der
contrahlrenden S,aaten verbunden, alle gesetzliche Mirel anzuwenden, welche zur Verhütng,
Enodeckung oder Bestrafung der gegen segend einen der gedachten Staaten beabsichtigten oder
ausgeführen ZollComtravencionen dienen konnen, und jedenfalls die betreffenden Behörden
dieses Staakes von demjenigen in Kennmuß Ju sehen, was sie in dieser Beziehung in Er-
sahrung bringen.

Artikel 5.

Den Zollbeameen und anderen zur Wahrnehmung des Zoll-Interesse verpflichteten Be-
biensteten sämmtlicher conwahirenden Seoaten wird hierdurch gestarcet, die Spuren begange-
ner Zoll-Contraventionen auch in das Gebiec der angrenzenden mitcontrahirenden Staaten,
ohne Beschränkung auf eine gewisse Serecke, zu versolgen, und es sollen, je nach der beste-
benden Verfassung, die Orcs-Obrigkeiren, Polizel= oder Gerichtsbehörden in solchen Fällen
auf mündlichen oder schriftlichen Antrag dleser Beamten oder Bediensteten, und unter deren
Zuziehung durch Haussicchungen, Beschlagnahmen oder andere gesebliche Maaßregeln des
Thatbeskandes sich gebörlg versichern.

Auch söll auf den Antrag der requirirenden Beamten oder Bedlensteten bel derglelchen
Visteacionen, Beschlagnahmen oder sonstigen Vorkehrungen ein Zoll-, Steuer= oder efälls
Beamter oder Bediensleter desjenigen Scaates, in dessen Gebiere Maahregeln dieser Are zur
Aussührung kommen, zugezogen werden, falls ein solcher im Orte anwesend ist.

Bel Haussuchungen und Beschlagnahmen soll ein den ganzen Hergang vollständig dar-
stellendes Prokocoll ausgenommen und ein Eremplar desselben den requirirenden Beamten ober
Bediensteten eingehändigt, ein zweikes Exemplar aber zu den Acten der Behörde genommen
werden, welche die Haussuchung angestellt har.

Arelkel 6.

In ben Fällen, wo wegen Zoll-Conkravenrionen dle Werhaftung gesetzlich zulassig ist,
wlrd die Besugniß, den oder die Contravenienren anzuhalten, den versolgenden Beamten oder
Bedlensteten auch auf dem Gebiete der andern mitconrrahirenden Staacen, jedoch unter der
Bedingung eingerumt, daß der Angehaltene an die nächske Ortöbebörde desjenigen Staates
überlieserr werde, auf dessen Geblete die Anhaltung Seatt gesunden bat.

Wenn bie Person des Contravenienten dem verfolgenden Beamten oder Bebiensteten
bekannt und die Beweisfuhrung hinlanglich gesichert ist, so findet eine Anhaltung auf frem.
dem Geblete nicht Statt.
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Areikel 7.
Eine Auslieserung der Zoll-Contravenienten trite in dem Falle niche ein, wenn ge Un-

terthanen dessenigen Staates ind, in dessen Gebiet sie angebalten worden sind.
Im anderen Falle sind die Contravenienten demjenigen Staate, auf dessen Gebiete die

Comcravenrion verübr woeden ist, auf dessen Requissrion auszuliefern.
ur dann, wenn dergleichen flüchtige Individuen Unterthanen eines drliten der conrra-

birenden Sraacen find, ist der legrere vorzugsweise berechtigt, die Auslieserung zu verlangen,
und daher zunächst von dem requiricten Seaate zur Erklärung über die Ausübung dieses
Rech's zu veronlassen.

Areikel 8.

Simmellche concrahlrende Staaten verpflichten sich, ibre Unterthauen und dle in lbrem
Gebieke sich aufhaltenden Fremden, lebkere, wenn deren Auslieferung nicht nach Actikel 7.
verlangt wird, wegen der auf dem Gebiete eints anderen der comrahirenden Staaten began-
genen Zoll. Contravemionen oder ihrer Theilnahme an selbigen auf die von diesem Staate er-
gehende Requisieion eben so zur Untersuchung und Strase zu Fiehen, ale ob die Contraven=
tion auf eigenem Gebiete und gegen die eigne Gesetzgebung begangen wäre.

Diese Verpflichmung erstreckt sich in glelcher Art auch auf die mic den Contraventionen
concurrirenden gemeinen Verbrechen oder Vergeben, beispielsweise der Fälschung, der Wi-
derletzlichkeit gegen die Beameen oder Bediensteten, der körperlichen Verletzung 2c. Was
solche Contraventionen berrifft, welche gegen die besonderen Gesetze eines oder mehrerer Stoa-
ken begangen werden, wonach die Einsuhr gewisser Gegensiände auch aus anderen der con-
trabirenden Staaten eneweder gar nicht oder doch nur gegen Erlegung elner vertragemäßig
bestimmten Abgabe Statt sinden darf, oder die Ausfuhr gewisser Gegenstände verboren ist:
so werden diejengen Staaken, in welchen süc die entsprechende Bestrasung solcher Contra-
ventionen etwa noch nicht vorgesehen seyn sollze, verankassen, da

4) die Comtravention gegen die in anderen romrrahirenden Staaten bestehenden Eln= oder
Aussubr-Verboce wenigstens mie einer dem zwiesachen Werthe des verbocswidrig ein-
oder ausgeführten Gegenstandes gieichkommenden Geldbuße,

2) Die Defraudationen der vertragsmäßig bestimmten Abgaben wenigstens mic elner dem
vierfachen Betrage der verkürzten Steuer gleichkommenden Geldbuße,

bestcast werden.
Artelkel 0.

In den nach Artikel 8. einzuleitenden Untersuchungen soll in Bezug auf die Feslskellung
bes Thatbestandes, den amelichen Angaben der Behörden, Beamten oder Bediensteten bes-
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jenigen Staates, auf dessen Geblete die Zoll. Contravention begangen worden, dieselbe Be-
weiskraft beigemessen werden, welche den amtlichen Angaben der inlandischen Behorden, Be-
amten oder Bediensteten fur Falle gleicher Act in den Landesgesetzen beigelegt ist.

Artikel 10.

Die sestgesetzten Geldbußen und der Erlös aus den in Folge der Uncersuchung und
Verurtheilung in Beschlag genommenen und conffscirten Gegenständen verbleiben demjenigen
Scthaate, in welchem die Verurtheilung erfolge ist, jedoch nach Abzug des dem Denuncianten
(Aufbringer, Angeber) gesetzlich zuslehenden Antheils, der ouch in den Fällen an letzteren
verabfolge werden soll, wenn dieser ein Beameer oder Bedieusketer eines andern der contra-
birenden Staaten U#l

Die von dem Uebertreter verkürzten Gesille sind dagegen, so weit sie von ihm beige-
wieben werden können, jedesmal an die betreffende Behörde desjenigen Staares zu übersen-
den, auf dessen Gebiece die Contraveneion begangen worden itt.

Arestek 11.

Den sämmelschen contrahirenden Staaken verbleibe dle Befügnis, wegen der in ihrem
Geblece verübten Zoll-Contraventionen, auch wenn die Uebertreter Unrerthanen eines anderen
derselben sind, selbst die Untersuchung einzuleiten, Strasen festzuseben und solche beizurrei-
ben, wenn der Angeschuldigte in ihrem Gebiere verhafter ist. Jedenfalls sollen dem beein-
trachtigten Staate, wenn er von dieser Besugniss keinen Gebrauch wachr, die elwa in Be-
schlag genommenen Essecten des Angeschuldigeen so lange verblefben, bis von dem anderen
Srtaate, an welchen der Ueberrreter ausgellesert worden, recheskrästige Emscheidung ersolgt
seyn wird. Die Auslieserung solcher Esseceen kann selbst daun nur in so weie gefordere
werden, als nicht auf deren Confiscation erkannt oder der Erlös aus denselben nicht zur
Berichtigung der verkürzeen Abgaben und daneben enestandenen Kosien erforderlich i#st.

Ganz dasselbe tritr auch dann eln, wenn ohne Verbastung des Angeschuldigeen Effecoen
besselben von dem Staate, in welchem er die Uebercretung begangen hat, in Beschlag genom-
men worden find.

Artikel 12.

Die bisher schon demJollshsteme der einen ober der andern bercontrahirenden Staats-
Reglerungen eneweder mic ibrem ganzen Länder-Bestande oder mit einzelnen Theilen deslel-
ben beigerretenen Staa#en sollen eingeladen werden, diesem Zoll-Car#ell sich anzuschliegen.
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Areikel 13.

Die Dauer des gegenwärtigen Meatrages wird vorläufig bis zum 1. Januar 1842
festgesetht. Wird der Vertrag wahrend dieser Zeit und spatestens zwei Jahre vor deren Ab-

laufe nicht gekundigt, so soll derselbe auf zwolf Jahre und sofort von zwoff zu zwolf Jah·
ren als verlangert angesehen werden.

Gegenwartiger Vertrag soll alsbald zur Ratification ber contrahlrenden Hofe vorgelegt,
und die Auswechselung der Ratificatlons·UrkundenspatestensbinnenSechsWocheninBer-
lin bewirke werden.

So geschehen Berlin, den 14. Mal 1833.

(gez.) Ludwig Kühne. Ernst Michaells. Carl Friedrich v. Wilbens.
. S.) ¶. S.) ¶. 8.)

Heinrich Theodor Ludwig Schwedes. Wilhelm v. Kopp.
¶. 8.) —

Fried. Chr. Joh.Gfe v. Lurburg. Franz a Paula Fried. Frh. v. Linden.
#. S.) (I. 8.)

Carl Frliedr. Ludwig v. Watdorff. Ludwig Heinrich v. LEstocq.
(L. S.) —

Ottokar Thon. Ludwig v. Rebeur. Jacob Ihnaz v. Cruickshank.
¶. S.) ¶.. S.) (L. S.)

Carl August Friedrich Adolph v. Fischern.
¶. 8.)

Carl Johann Heinrich Ernst Edler v. Braun.
(L. 8.)

Otto Wilhelm Karl v. Röder. Carl Fried. Wilhelm v. Weist.
(L. S.) (L. S.)

Friedrich Wilhelm v. Witzleben. Gustav Adolph v. Strauch.
¶. S.) G. S.)
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